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Einleitung

Gegenstand der Untersuchung

Für die Funktionsfähigkeit des deutschen Regierungssystems haben die 
Kreise traditionell eine zentrale staatsorganisatorische Bedeutung. Charak-
teristisch ist ihre Doppelrolle als Verband der Ortsgemeinden und Distrikt 
der unteren allgemeinen Staatsbehörde der Bundesländer. Dadurch soll die 
räumliche Konzentration und Beteiligung der vielfältigen divergierenden 
politisch-administrativen und zivilgesellschaftlichen Interessen in den Re-
gionen gelingen. Eine nachhaltige Regionalentwicklung bei effektivem Res-
sourceneinsatz soll gefördert werden.

Umstrittene Erfolgsmaßparameter für die Funktionalität der Kreisebe-
ne sind ihre Trag- und Integrationsfähigkeit sowie ihr Raumbezug zu den 
sozioökonomischen Verflechtungen. Veränderungen der Systemumwelt be-
einflussen regelmäßig diese Parameter. Somit geraten die Kreisgebietsein-
teilung sowie die Stellung des Kreises im Zuständigkeitsgefüge des Staates 
im Zeitverlauf unter Anpassungsdruck. Dessen Umfang ist abhängig von 
der sachlichen Ausprägung der Parameter und vor allem deren verwaltungs-
politischer Bewertung.

Vor allem in Ostdeutschland, aber auch in vielen westdeutschen Regi-
onen, haben negative Bevölkerungs-, Beschäftigungs-, Wirtschafts- und öf-
fentliche Finanzentwicklung einen steigenden Reformdruck aufgebaut. Die 
Kreise stehen dort vor der Herausforderung ihre Organisationsstrukturen 
an den veränderten Bedarf und die Ressourcenausstattung anzupassen. Nur 
so können notwendige kreiskommunale öffentliche Infrastruktur- und Ver-
waltungsleistungen auch weiterhin zur Verfügung gestellt werden. Zentrale 
Reformstrategien sind die Modifikation der Kreisgebiets- und Zuständig-
keitsverteilung sowie alternativ oder in Ergänzung dazu der Ausbau der regi-
onalen Verwaltungs- und Dienstleistungskooperation. 

Da die Kommunen und damit auch die Kreise ein Teil der Gliedstaaten 
sind, haben die Länder die Verantwortung durch Modifizierung von Aufga-
benbestand, Finanzausstattung und Gebietsstruktur günstige Rahmenbedin-
gungen für deren Handlungsfähigkeit zu schaffen. Dabei ist die Gestaltung 
der Kreisebene wiederum abhängig von der Aufgaben- und Organisations-
struktur sowie der Leistungsfähigkeit der Verwaltung innerhalb des Landes 
insgesamt. Veränderungen der Kreisebene sind deshalb oftmals in größere 
Modernisierungsvorhaben der Verwaltungsstruktur der Länder eingebettet. 
Aktuell geplante oder bereits durchgeführte Kreisreformen sind deshalb mit 
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Strukturreformen der Landesverwaltung verbunden. Zentraler Erfolgsfaktor 
für die Kreisgebiets- und Funktionalreformen ist die Umsetzung der Vorha-
ben und dabei vor allem die Personalintegration.

Wissensstand und Forschungsrelevanz

Die Debatte zum optimalen Gebietszuschnitt der Kreise in Deutschland ist 
so alt wie diese Verwaltungsebene selbst. Ebenso verhält es sich mit der Re-
formalternative Verwaltungskooperation. Den verschiedenen Kooperations-
optionen kam dabei zunächst der Vorrang zu. Erst wenn die Tragfähigkeits- 
und Koordinationsdefizite von komplexer und tiefgreifender Natur waren, 
wurde die Gebietseinteilung verändert bzw. die Kreisfreiheit der Städte über-
prüft. In Abhängigkeit von der Praxisrelevanz wurde die Reformthematik 
ebenso in der Fachwissenschaft in Abständen immer wieder behandelt. Die 
aufwendigsten Analysen wurden in den 1960er und 1970er Jahren im Zuge 
umfassender Gebiets- und Verwaltungsreformvorhaben in Westdeutschland 
durchgeführt. Es wurden verschiedene Organisationsalternativen entwi-
ckelt, Bewertungsmaßstäbe und Bewertungssysteme modelliert sowie ent-
scheidungsrelevante Kennziffern gebildet.

Beschränkten sich die Überlegungen zur Gebietseinteilung davor auf 
raumwirtschaftliche Betrachtungen in der klassischen Volkswirtschaftslehre 
und kommunalrechtlichen Überlegungen, erschienen nun zahlreiche um-
fangreiche verwaltungswissenschaftliche Publikationen zum Thema. Beson-
ders bedeutsam war damals die detaillierte wissenschaftliche Untersuchung 
von Frido Wagener aus dem Jahre 1969 „Neubau der Verwaltung“. Die Er-
gebnisse dieser Arbeit gelten seither als Orientierungsrahmen für die Fest-
legung der Kreis- und Gemeindeausdehnung. Im Anschluss an diese Refor-
men wurden zahlreiche Evaluationen vorgenommen, um die Auswirkungen 
auf Politik, Verwaltung und Bürger zu messen (verwiesen sei hier nur auf die 
umfangreiche Arbeit von Thieme und Prillwitz aus dem Jahr 1981 sowie auf 
die kompakte Arbeit von Seele aus den Jahren 1985 und 1990). 

Mit Blick auf die zahlreichen Publikationen aus dieser Zeit galt danach 
das Thema bis zu Beginn der 1990er Jahre als abschließend behandelt. Erst 
infolge der Systemtransformation mit Einführung des bundesrepublikani-
schen Verwaltungssystems in Ostdeutschland gewann die Gebietsreformde-
batte wieder neue Bedeutung. Wegen des Handlungsdrucks in dieser Zeit 
konnten jedoch keine detaillierten neuen Untersuchungen durchgeführt 
werden. 

Unter Einbeziehung spezifischer Strukturbedingungen (z. B. geringere 
Besiedlungsdichte, Förderung von kommunalpolitischem Engagement etc.) 
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wurde weitestgehend auf die Erkenntnisse aus der alten Bundesrepublik zu-
rückgegriffen. Neben diesen beitrittsbedingten Maßnahmen in Ostdeutsch-
land wurde die Debatte auch anlässlich der ungelösten Abstimmungs- und 
Effizienzprobleme in den großen Ballungsräumen in Westdeutschland ab 
diesem Zeitpunkt wieder aufgegriffen.

Spätestens infolge der weiter abnehmenden öffentlichen Finanzmittel zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts ist der Konsolidierungsdruck auf die Verwal-
tungen aller Länder im gesamten Bundesgebiet wieder gewachsen. Insoweit 
gibt es derzeit zahlreiche Konzepte zur Verwaltungsstrukturreform mit un-
terschiedlichem Umsetzungsstand und Reichweite. Besonders umfassend 
sind jedoch die Reformvorhaben in Ostdeutschland. Dort zwingen die dra-
matische Finanzlage und die teilweise tiefgreifenden sozio-ökonomischen 
Strukturkrisen zum Handeln. Das Ausmaß der gegenwärtigen Jahrhun-
dertkrise des internationalen Finanzsystems mit seinen Auswirkungen auf 
die Weltwirtschaft dürfte den Konsolidierungsdruck auf das Verwaltungs-
system insgesamt in Deutschland noch einmal deutlich verschärfen. Eine 
verwaltungswissenschaftliche Aktualisierung/Überprüfung des Kenntnis-
standes zur Thematik der Kreisgebiets- und Funktionalreformen sowie den 
Möglichkeiten der Verwaltungskooperation wurden bisher nur in Ansätzen 
vorgenommen.

Der überwiegende Teil der wissenschaftlichen Publikationen dazu be-
zieht sich auf die Analyse und Beurteilung des Reformvorhabens eines 
Bundeslandes. Detaillierte übergreifende und vergleichende Analysen sind 
selten. Es dominieren Reformgutachten aus der Perspektive der Rechtswis-
senschaft. Wirtschafts-, Verwaltungs- und Sozialwissenschaftliche Beiträge 
sind kaum vorhanden. Besonders dürftig ist der Kenntnisstand im Bereich 
der konkreten Umsetzung der Reformen. Auf diesem Gebiet existieren prak-
tisch keine spezifischen Studien auf aktuellem Niveau.

Gleichwohl ist in der Wirtschaftswissenschaft und vor allem in der Praxis 
erwiesen, dass ohne eine fundierte Strategie zur Umsetzung- und Personal-
integration auch das beste Reformvorhaben zum Scheitern verurteilt ist. Ent-
sprechende Konzepte sollten deshalb integraler Bestandteil jedes Vorhabens 
zur Verwaltungsreform sein. Dazu kann die Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaft einen wichtigen Beitrag leisten. Die Verbindung von Organisations- 
und Personalentwicklung als ganzheitliche Reformherausforderung schließt 
eine wichtige Lücke des Forschungsbereiches. 

Diese Untersuchung soll neben der Aktualisierung des Kenntnisstandes  
Ansatzpunkte für eine mehrdimensionale und interdisziplinäre Betrachtung 
des Forschungsbereiches der Kreisgebiets- und Funktionalreformen liefern.
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Bereiche und Aufbau der Untersuchung

Die Untersuchung dreht sich um drei auf einander aufbauende Kapitel, die 
mit ihren Abschnitten zusammen die Untersuchungsgliederung bilden:

1.	 Aufarbeitung der Rahmenbedingungen der Kreisselbstverwaltung. 
Dazu werden der Entwicklungspfad der kommunalen Selbstverwaltung 
dargestellt, die Organisationscharakteristik der Kreisebene herausgear-
beitet sowie die Perspektiven der Raumentwicklung und der daraus re-
sultierenden Herausforderungen aufgezeigt.

2.	 Detailanalyse der theoretischen Organisationsoptionen für die Kreisebe-
ne und deren Bewertung auf Basis einer mehrdimensionalen Prüfsys-
tematik. Zuordnung und Vergleich der Reformvorhaben in der Praxis 
und Einschätzung der Entwicklungsperspektive der Kreisgliederung im 
Besonderen sowie der Verwaltungsstruktur der Länder insgesamt.

3.	 Theoriegeleitete Fallstudie zur Integrationsstrategie für das Kreis- und 
Landespersonal im Zuge der verfassungsrechtlich gescheiterten Kreis-
gebiets- und Funktionalreform in Mecklenburg-Vorpommern im Fusi-
onsobjekt Westmecklenburg. Analyseperspektive ist die Verbindung von 
Integrationsmanagement und Mitarbeiterbeteiligung.

Im Ergebnis der Untersuchung können somit aktuelle Aussagen über die 
Rahmenbedingungen der Kreisselbstverwaltung, die strategischen Refor-
moptionen im Spannungsfeld zwischen Kooperation und Gebietsreform, 
den Entwicklungsperspektiven der Kreis- und Verwaltungsgliederung so-
wie zu Umsetzungsoptionen von Behördenfusionen getroffen werden. Im 
ersten Kapitel wird der Kontext für die Kreisreformen herausgearbeitet. 
Entstehungszusammenhang und kommunalpolitisch relevante Entwick-
lungsabschnitte von Kreis und kommunaler Selbstverwaltung lassen die 
gegenwärtige Erscheinungsform der Kreisorganisation verständlich werden. 
Daran anknüpfend werden mit Blick auf den Modernisierungsdiskurs mög-
liche Perspektiven für die Leitbildentwicklung aufgezeigt.

Darauf aufbauend wird die staatsorganisatorische Bedeutung des Kreises 
im Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland herausgearbeitet. 
Dazu wird neben der Darstellung der Rechtsstellung und des Aufgaben-
bestandes auch die aktuelle Akteurskonstellation beschrieben. Die Analyse 
der elementaren Beziehung der Kreisorganisation zum Kreisgebiet und des 
raumpolitischen Regionalisierungsdiskurses führt zum Kernbereich der ge-
genwärtigen Kreisgebietsreformdiskussion hin. Den Abschluss des ersten 



21Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

Kapitels bildet die Darstellung und Bewertung der Tendenzen der Raum-
entwicklung mit ihren bestimmenden Einflussparametern. Daraus werden 
raumpolitische Kernherausforderungen für die Kreisorganisation als Ge-
bietskörperschaft abgeleitet und damit die Basis für die Untersuchung der 
Reformperspektiven der Kreise im zweiten Kapitel gelegt.

Dort werden dann, nach Begriffsdefinition von Kooperation und Kreisge-
bietsreform als Kreisfusion, die relevanten Kooperationsformen und Kreisfu-
sionsmodelle mit ihrer theoretischen und praktischen Bedeutung analysiert. 
Dadurch gelingt eine vergleichende aktuelle Systematisierung dieser beiden 
zentralen Reformoptionen. Durch Kategorisierung der Reformvorhaben der 
Praxis können Reformmodelle unterschieden und in ihrer Wirkung im Ver-
gleich beurteilt werden. Aussagen über den Deutschlandtrend im Bereich 
Kreis- und Verwaltungsstrukturreform werden möglich. 

In Erweiterung des gegenwärtigen Reformdiskurses werden Kooperation 
und Kreisfusion nicht nur als gegensätzliche Alternativprogramme gesehen, 
sondern als Wechselspiel betrachtet. Wirkungszusammenhänge werden 
offengelegt. Im Anschluss an diese Betrachtung erfolgt dann die Entwick-
lung von Bewertungskriterien für Kreisgebietsreformen. Orientierungsrah-
men bilden dabei vor allem die Forschungs- und Reformergebnisse aus den 
1960er und 1970er Jahren.

Die Modifikationen dieses Wissensbestandes aus den 1990er Jahren wer-
den durch aktuelle Gutachten- und Reformstudienergebnisse sowie interdis-
ziplinäre fachtheoretische Erkenntnisse, soweit es notwendig ist, erweitert. 
Das sich daraus ergebende mehrdimensionale Bewertungssystem wird als 
Abschluss des Untersuchungsbereiches auf die theoretischen Reformopti-
onen angewendet. Methodisch wird dabei auf das Verfahren der einfachen 
Nutzwertanalyse zurückgegriffen. Vorher werden jedoch die Bewertungs-
maßstäbe zueinander ins Verhältnis gesetzt. Im Ergebnis dieses Verfahrens 
können Aussagen über das Verhältnis der Bewertungsmaßstäbe zueinander 
sowie im Maßstabssystem gemacht werden und schließlich ist der relative 
Nutzwert der Kreisgebietsreformmodelle bestimmbar. 

Im letzten Kapitel wird der Fusions- und Integrationsprozesses anläss-
lich der im Mai 2006 durch das Landesparlament beschlossenen Kreisge-
biets- und Funktionalreform in Mecklenburg-Vorpommern praxisbegleitend 
analysiert. Fallbeispiel ist die Vorbereitung der Regionalkreisbildung in 
Westmecklenburg im Zeitraum von Juni 2006 bis September 2007. Der Pla-
nungs- und Umsetzungsprozess der Reform kann dabei nur bis zu dessen 
vorzeitigem Abbruch analysiert werden. Das Reformende wurde durch die 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Kreisgebietsreform im Juli 2007 
bewirkt. Die Darstellung des gesamten Planungs- und Umsetzungsprozes-
ses einschließlich dessen Endwertung ist deshalb nicht möglich. Aufgrund 
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des großen Fortschritts kann aber dennoch ein Großteil der Umsetzungspla-
nung untersucht werden.

Die Analyse beschränkt sich wegen der Komplexität des Fusionsprozes-
ses nur auf ein Kreisfusionsobjekt von fünf in Mecklenburg-Vorpommern 
insgesamt. Der Fokus liegt dabei konkret auf dem zentralen Bereich der Per-
sonalintegration. Das macht eine qualitative Detailanalyse und Bewertung 
möglich. Trotz unterschiedlicher Randbedingungen von Kreisgebiets- und 
Funktionalreformen, können die Erkenntnisse aus dem Fallbeispiel gleich-
wohl aufgrund der strategischen Strukturgleichheit verallgemeinert werden. 
Auf einen differenzierten Vergleich mit Fusionsobjekten von Reformvorha-
ben in anderen Bundesländern wird aufgrund der Ungleichzeitigkeit der 
Vorhaben sowie des Analyseumfangs verzichtet.

Die Analyse des Planungsprozesses in Westmecklenburg zeichnet vor 
dem Hintergrund des spezifischen Reformkontextes die Organisation des 
Umsetzungsprozesses im Allgemeinen und der Personalintegration im Be-
sonderen nach und bewertet ihn. Darauf aufbauend werden im Detail auf 
theoretischer Basis die Steuerungsoptionen für die Personalintegration so-
wie die Mitarbeiterbeteiligung bei hypothetischer Fortsetzung des Umset-
zungsprozesses analysiert.

Im Ergebnis des dritten Kapitels können neue und aktuelle Aussagen 
über Herausforderungen, moderne Steuerungsoptionen und die Beteili-
gungschancen von Mitarbeitern im Prozess der Umsetzung (Personalin-
tegration) von Kreisgebiets- und Funktionalreformen getroffen werden. 
Schließlich ist eine Bewertung der Planungen zur Reformumsetzung in 
Westmecklenburg bis zum verfassungsrechtlichen Scheitern des Reform-
vorhabens in Mecklenburg-Vorpommern möglich.
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Basisannahmen und Arbeitsthesen der Untersuchung

Die Grundlage der Untersuchung bilden kapitelspezifische Basisannahmen 
und daraus abgeleitete Arbeitsthesen.

Für das erste Kapitel gelten die Basisannahmen:
Die Ausprägung der kommunalen Selbstverwaltung hat sich seit dem 

19. Jahrhundert in der Praxis aufgrund von verwaltungspolitischem Leitbild-
wandel und Änderung des gesellschaftlichen Kontextes grundlegend verän-
dert. Auch der Raumbezug des Kreises als Gebietskörperschaft hat sich im 
Zuge der sozioökonomisch-, infrastrukturell- und technologisch induzierten 
Raumentwicklung gewandelt. Die verfassungsrechtlichen Grundlagen und 
rechtstheoretischen Vorstellungen haben sich in ihrem Kern jedoch nur we-
nig geändert.

Daraus werden folgende Arbeitsthesen abgeleitet:
Die ursprünglich „exklusivdemokratisch“ geprägte Selbstverwaltungs-

idee ist stufenweise einer umfassenden Beteiligungsidee gewichen. Der 
Schwerpunkt der Aufgabenerledigung hat sich deutlich vom Ehrenamt hin 
zum Hauptamt verlagert. Beide Bereiche sind durch Professionalisierung, 
Ausdifferenzierung und Spezialisierung gekennzeichnet. Die Region als 
überörtlicher sozioökonomischer Verflechtungsraum gewinnt für die Krei-
sebene stärker an Bedeutung. Der Raumbezug ist tendenziell durch Ausdeh-
nung der Aktivitäten gekennzeichnet.

Für das zweite Kapitel gelten die Basisannahmen:
Die Institution der Kreisselbstverwaltung als bewährtes integrierendes 

Element der Region ist auch in Zukunft wichtiger Funktionsbestandteil 
der äußeren Staatsorganisation. Aufgrund der Kontextänderung muss die 
Kreisebene jedoch im Verhältnis zu den anderen Gebietskörperschaften 
neu konfiguriert werden. Dabei sind administrative, wirtschaftliche, demo-
kratische, kulturelle und vor allem raumstrukturelle Funktionszusammen-
hänge zu beachten. Die organisatorischen Konfigurationsoptionen bewegen 
sich zwischen Varianten der Verwaltungskooperation und der komplexen 
Behördenfusion. 

Daraus ergeben sich folgende Arbeitsthesen:
Aufgrund der veränderten Anforderungen an die Verwaltungsstruktur 

der Bundesländer gewinnt die Kreisebene als regionale Bündelungsinstanz 
an Bedeutung. Der Prozess der Aufgabendezentralisierung, Behördeninte-
gration und kommunalen Ressourcenkonzentration (Gebietsausweitung) 
stärkt ihre Stellung als zentrale Mittlerinstanz zwischen Staatsverwaltung 
und Kommunalverwaltung. Reformdruck und Reformumfang sind abhängig 
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vom Strukturdefizit in der Region. In der Reformpraxis dominiert aufgrund 
der politischen Widerstände und des Integrationsaufwandes ein Kreisre-
formmodell mit mittlerer Reichweite. Die Potentiale der Verwaltungskoope-
ration sind noch nicht voll ausgeschöpft. Zwischen Gebietszuschnitt und 
Kooperationsumfang besteht eine Wechselbeziehung.

Für das dritte Kapitel gelten die Basisannahmen:
Für den Reformerfolg im Sinne einer optimalen Reformwirkung war 

die Steuerung der Umsetzung bis zum verfassungsrechtlich erzwungenen 
Reformabbruch elementar. Sie war stark abhängig von den normativen 
Randbedingungen, der zunächst nur möglichen Verfassungswidrigkeit, den 
politisch-administrativen Widerständen der betroffenen Behörden und vom 
Umfang der Behördenfusion. Unvollständige Transformationen hätten nicht 
nur die Zielerreichung konterkariert, sondern die Ausgangsdefizite verstärkt. 

Im Dienstleistungsbereich und besonders bei öffentlichen Verwaltungen 
ist die Ausprägung der Personalressourcen zentral für den Organisationser-
folg. Wesentlicher Erfolgsfaktor einer gelungenen Kreisreform ist deshalb 
die Steuerung der Personalintegration. Das kann nur durch ein strukturier-
tes strategisches Integrationsmanagement und eine intensivere und poten-
tialorientiertere Beteiligung der Beschäftigten am Reformprozess gelingen. 
Steuerungsstruktur und Steuerungsprozess der Umsetzung sind entspre-
chend zu gestalten.

Daraus ergeben sich folgende Arbeitsthesen:
Die Steuerung der Umsetzung der Kreisgebiets- und Funktionalreform 

in Westmecklenburg (Mecklenburg-Vorpommern) erforderte einen ver-
gleichsweise großen Aufwand. Politisch-administrative Widerstände und 
normative Rahmenbedingungen entfalteten aufgrund des Reformumfangs 
der Kreisgebietsreform eine besonders große Bremswirkung.

Die Beschäftigungsinteressen der Kreismitarbeiter wurden über das ge-
setzlich geforderte Maß zu wenig in die Gesamtkonzeption der Reform ein-
bezogen. Ein strukturiertes strategisches Fusions- und Integrationsmanage-
ment war kaum vorhanden. 

Die Umsetzung orientierte sich weitestgehend an den gesetzlichen Vor-
gaben und hatte daher einen bürokratischen sowie passiv-reaktiven Charak-
ter. Die Beteiligung der Mitarbeiter am Reformprozess beschränkte sich auf 
den gesetzlich vorgegebenen Mindeststandard. Umfassendere und aktivie-
rende Beteiligungsstrategien wurden nicht verwendet. Auch die Personalin-
tegration war bürokratisch-passiv und nicht potentialorientiert.
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Methodik der Untersuchung

Die analytische Vorgehensweise (Methodik) orientiert sich an der Verfügbar-
keit von Informationen und dem Wissensstand zu den drei Kapiteln bis An-
fang Juni 2009. Ende Juli 2010 erfolgte eine Aktualisierung der Daten zum 
Reformstand in der Praxis. Da sowohl der Informationszugang sowie der 
Wissensstand für die drei Kapitel unterschiedlich ausgeprägt sind, kommt 
ein Methodenmix zum Einsatz. Der Schwerpunkt liegt auf der Auswertung, 
Synthese und Wertung der Erkenntnisse der umfangreichen interdiszipli-
nären Fachliteratur zum Untersuchungsgegenstand sowie von Sekundärda-
ten. Letztere stammen vom statistischen Bundesamt, von den statistischen 
Landesämtern, dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, den In-
nenministerien, Parlamenten und Landkreisen. Auf komplexe eigene em-
pirische Datenerhebungen und -Analysen konnte weitestgehend verzichtet 
werden.

Gerade für das erste Kapitel liegen zahlreiche Publikationen zur Ent-
wicklung der Selbstverwaltung und deren Modernisierungstendenzen so-
wie zum Charakter der Kreisebene vor (siehe Kapitel I). Zur Analyse der 
Herausforderungen für die Kreisebene konnte hervorragend auf die Daten 
der statistischen Ämter, den Bundesraumordnungsbericht sowie die Kreis-
finanzanalyse des Deutschen Landkreistages zurückgegriffen werden. Die 
theoretische Wissensbasis für das zweite Kapitel bilden die Erkenntnisse der 
umfangreichen verwaltungs- und rechtswissenschaftlichen Analysen zu den 
Gebiets- und Funktionalreformen aus den 1960er-1970er und dem Zeitraum 
seit den 1990er Jahren. Sie werden ergänzt durch aktuelle wissenschaftliche 
Erkenntnisse zum Untersuchungsobjekt und dessen Teilen. 

Dieses Wissen wird verbunden mit aktuellen Erkenntnissen über Ko-
operationen im Allgemeinen und über Kreiskooperationen im Besonde-
ren. Zur Untersuchung des Reformstandes und der Reformperspektiven 
der Kreis- und Landesverwaltungsstruktur wird auf allgemein zugängliche 
Dokumente, Gutachten, Gesetze und Gerichtsurteile aus der Reformpraxis 
zurückgegriffen. Zur Einschätzung der Reformpraxis werden alle Reform-
vorhaben mit explizitem Kreisgebietsreformbezug seit dem 21. Jahrhundert 
herangezogen. Von ihnen wird angenommen, dass sie den gegenwärtigen 
Kreisreformdiskurs und dessen Perspektive prägen. Um die Entwicklungs-
perspektive des Kreises im Verwaltungssystem in Deutschland insgesamt 
zu bewerten, wurden zusätzlich auch die übrigen Verwaltungsstrukturrefor-
men des genannten Zeitraums in die Wertung einbezogen.

Die Bewertungskriterien für die Kreisgebietsreformen werden normativ-
theoretisch und auf der Basis von Erfahrungswerten entwickelt. Zur Ana-
lyse der Kreisgebietsreformoptionen wird die einfache Nutzwertanalyse 
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verwendet. Vor dem Hintergrund der Analyse der Entwicklungsperspektive 
der Kreise des ersten und zweiten Kapitels erfolgt die Umsetzungsanalyse 
der Personalintegration bei Kreisgebiets- und Funktionalreformen als Fall-
studie. Sie bildet den Abschluss der Untersuchung und verbindet Kreisstruk-
turanalyse mit Umsetzungsstrategie.

Für dieses Kapitel liegen nur wenige allgemeine Publikationen aus den 
1960er und 1970er Jahren vor. Die Untersuchung betritt hier also wissen-
schaftliches Neuland. Entsprechend wird in diesem Bereich auf Erkenntnis-
se aus der Privatwirtschaft zurückgegriffen und diese auf ihre Übertragbar-
keit für den öffentlichen/kreiskommunalen Sektor geprüft. Daraufhin wird 
die Planung des Fusions- und Integrationsprozesses im Fusionsobjekt West-
mecklenburg durch Analyse von Materialien aus der Praxis und ergänzend 
durch offene Interviews analysiert. Das Fallbeispiel wurde deshalb gewählt, 
weil zum Untersuchungszeitpunkt dort eine Kreisreformumsetzung beglei-
tend analysiert werden konnte und weil es einen Feldzugang gab.

Weitere vergleichende Umsetzungsanalysen in anderen Reformobjekten 
konnten aufgrund von begrenztem Zeithorizont, Komplexität einer Begleit-
forschung sowie mangels Reformobjekten in anderen Bundesländern nicht 
einbezogen werden. An dieser Stelle bestehen für weitere Forschungsprojek-
te vielfältige Ansatzpunkte um die Erkenntnisse weiter auszubauen und zu 
verfeinern. 

Aufgrund der Strukturähnlichkeit von Kreisgebiets- und Funktionalre-
formen zeigen die Erkenntnisse aus dem Fallbeispiel Westmecklenburg je-
doch grundsätzliche strategische Handlungsoptionen auf. Die Feldanalyse 
der Umsetzungs- und Personalintegrationsplanung als Fallbeispiel rundet 
also die Analyse der Kreisreformperspektiven ab und erweitert den Kennt-
nisstand um eine wichtige Dimension.
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1	 Ausgangsbedingungen

1.1	 Kommunale Selbstverwaltung und Demokratie

1.1.1	 Entstehung der Selbstverwaltungsidee im 19. Jahrhundert

Im Verlauf ihrer 200jährigen Geschichte hat die kommunale Selbstver-
waltung der Neuzeit sich umfassend gewandelt. Beteiligungschancen der 
Bevölkerung, Positionierung im politisch-administrativen System sowie 
die Anforderungen an ihre Steuerungs- und Leistungsfähigkeit sind deut-
lich gestiegen. Wesentlich für die Herausbildung und Fortentwicklung der 
kommunalen Selbstverwaltungsinstitutionen waren die jeweilige gesamtge-
sellschaftliche Situation und der Entwicklungsstand des Staatswesens.1 Im 
Gegensatz zu den Vereinigten Staaten von Amerika und England waren die 
Staaten in Kontinentaleuropa noch in der Mitte des 18. Jahrhunderts feu-
dalabsolutistische Ständegesellschaften. Für die leibeigenen Bauern und das 
aufstrebende Bürgertum gab es nur wenig Freiheit. 

Wesentlich für die gesellschaftlichen Umwälzungen waren die Niederla-
gen der absolutistischen Königreiche und Fürstentümer gegen die selbstbe-
wusste napoleonische Revolutionsarmee.  Die rückständige obrigkeitsstaat-
lich-bürokratische, sozial und politisch tief gespaltene Ordnung im Europa 
des „Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation“ geriet so unter inneren 
Reformzwang.2  Angeregt wurde die Reformdebatte in Deutschland durch 
die sozialphilosophischen Ideen der Aufklärungstheoretiker sowie dem local 
self-government-Konzept Englands. 

Zum Beginn des 19. Jahrhunderts wurde vor allem im Königreich 
Preußen über eine Modernisierung der überkommenen politisch-admi-
nistrativen Ordnung nachgedacht.3 Ziel war die Herstellung der sozialen 
und politischen inneren Einheit der Staaten des alten Europa sowie deren 

1	 Vgl. Deutscher Bundestag, 1993, Fragen an die deutsche Geschichte. Ideen, Kräfte, Entscheidun-
gen von 1800 bis zur Gegenwart, 22 ff., von Saldern, Adelheid, 1998, Rückblicke. Geschichte der 
kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland. In: Roth, Roland/Wollmann, Helmut, Kommu-
nalpolitik, 23–25 und Hesse, Joachim Jens/Ellwein, Thomas, 2004, Das Regierungssystem der 
Bundesrepublik Deutschland, Band1: Text, 74–77.

2	 Vgl. ebenda und Herzfeld, Hans, 1968, Berlin und die Provinz Brandenburg im 19. und 20. Jahr-
hundert. Veröffentlichungen der Historischen Kommission zu Berlin, Band 25, 9 ff.

3	 Vgl. ebenda und Böck, Kathrin, 2001, § 7 Kommunale Demokratie. In: Westphalen, Raban Graf 
von, Deutsches Regierungssystem, 166–168, Herzfeld, 1968, a. a. O., 202 ff. sowie Stein, Karl Frei-
herr vom und zum, 1986, Ausgewählte politische Briefe und Denkschriften. Hrsg. im Auftrag der 
Freiherr vom Stein Gesellschaft von Erich Botzenhart und Gunter Ipsen, 105 ff.
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wirtschaftliche Konsolidierung. Dazu musste die Kluft zwischen Staat und 
Gesellschaft verringert und damit die Legitimität des politisch-administ-
rativen Systems erhöht werden.4 Das sollte nach der liberal-konservativen 
Selbstverwaltungsidee des westfälischen Reichsfreiherrn Carl vom und zu 
Stein durch die Verwirklichung der freien Bürgergemeinde geschehen. Ide-
altypisch sollten demokratisch gewählte Vertreter der freien Bürgerschaft 
möglichst alle lokalen Angelegenheiten, die im nachbarschaftlichen Mitein-
ander wurzeln, politisch und administrativ weitgehend selbst ehrenamtlich 
regeln. Die zentralstaatlichen Befugnisse sollten auf die Aufrechterhaltung 
von Sicherheit und Ordnung beschränkt bleiben (Minimalstaatskonzept).5 

Zur aktiven Bürgerschaft sollten allerdings nur männliche Einwohner 
mit einem gewissen Grundeigentum, Hausbesitz, Geld- oder Sachvermö-
gen (z. B. wertvolle Möbel) zählen. Dadurch sollte gewährleistet sein, dass 
nur Bürger mit einer bestimmten festen Ortbindung und lebenspraktischen 
Geschäftskompetenzen an der Selbstverwaltung „ihrer“ Kommune verant-
wortungsvoll mitwirken. Neben dem Effekt der tieferen Interdependenz von 
Eigeninteresse und lokalem Allgemeinwohl bei diesen „Honoratioren“, er-
hoffte sich der Staatsreformer dadurch auch eine Entlastung der Staatsfi-
nanzen durch Aktivierung von örtlich-privatem Kapital zur Finanzierung der 
kommunalen Aufgaben.6 

Die Gefahr von Marginalisierung der Interessen der Besitzlosen sowie 
des Gemeinwohles wurden nicht gesehen. Im Gegenteil wurde idealtypisch 
ein solidarisches Pflichtgefühl bei den „Aktivbürgern“ für ihre örtlichen 
„Schutzverwandten“ angenommen.7 Nach seiner Reformidee sollte also das 
vermögende Bürgertum zusammen mit dem alten Feudaladel weitgehend 
frei von obrigkeitsstaatlicher Bevormundung das Gemeinwesen der Städte 
und Landgemeinden autonom gestalten.Ausgeschlossen von der Beteiligung 
an der lokalpolitischen Gestaltung blieben also die Mehrzahl der gering-
vermögenden und besitzlosen Einwohner der Kommunen sowie die Frau-
en.8 Das Selbstverwaltungskonzept von Stein, Hardenberg und Gneist war 
also in seinen Anfängen eine liberal-konservativ ausgerichtete Einrichtung 
zur ehrenamtlichen Beteiligung einer kleinen vermögenden bürgerlichen 

4	 Vgl. ebenda.
5	 Vgl. ebenda und ausführlich bei Schwab, Dieter, 1971, Die „Selbstverwaltungsidee“ des Freiherrn 

vom Stein und ihre geistigen Grundlagen, 112–118, 155–158. und Stein, 1986, a. a. O., 176–177.
6	 Vgl. ebenda und Schwab, 1971, a. a. O., 132 ff. sowie Stein, 1986, a. a. O., 115 ff.
7	 Vgl. Bogumil, Jörg/Holtkamp, Lars, 2006, Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung. Eine po-

licyorientierte Einführung, 14–22.
8	 Vgl. von Saldern, 1998, a. a. O., 25–28 und Bogumil, 2006, a. a. O.
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Honoratioren-Elite an der Kommunalpolitik.9 Parteipolitisierung und Par-
lamentarismus wurden explizit abgelehnt und galten wegen der Gefahr des 
Autonomieverlustes als schädlich für das kommunale Gemeinwohl.

Das Industrieproletariat und das Kleinbürgertum als große Masse der 
Einwohnerschaft mit ihren wachsenden sozialpolitischen Interessen waren 
nicht beteiligt. Obwohl sich die bürgerlichen Honoratioren ab der Mitte des 
19. Jahrhunderts tatsächlich umfangreich in die ehrenamtliche Selbstver-
waltung einbrachten, wurden die stetig wachsenden Aufgaben der Indus-
triestadt als Sozial- und Infrastrukturkommune nur unzureichend wahr-
genommen.10 Die sich herausbildenden Arbeiterparteien und auch die 
bürgerlichen Parteien, versuchten deshalb eher nationalpolitisch Einfluss 
auszuüben. Selbst nach der Revolution von 1848/49 wurde der Bürgerstatus 
nur geringfügig verändert. Ganz im Gegenteil wurde durch Einführung des 
Zensus- und Dreiklassenwahlrechts der kommunalpolitische Ausschluss der 
besitzlosen Arbeiterklasse noch weiter zementiert. Das liberale Bildungsbür-
gertum wurde hingegen zusätzlich integriert.11

Parallel zu den Städten und Landgemeinden wurden auch die Landkreise 
als traditionelle Mittlerinstanz zwischen Kommunen und Staatsprovinzen 
nach der Selbstverwaltungsidee mit den Kreisordnungen von 1825/28 re-
formiert. Die adligen Rittergutsbesitzer der großen Landgüter dominierten 
aber weiterhin deutlich die Verwaltung des Kreises.12 Sie bildeten nicht nur 
die große Mehrheit in der ständischen Kreisvertretung, sondern stellten lan-
ge Zeit ausschließlich den Landrat als Spitze der Kreisverwaltung.

In seiner Doppelfunktion als Verbandsvorsteher der Kreiskommunen 
sowie Landesbeamter wurde er auf Vorschlag des Kreistages vom König 
ernannt. Neben seinen Polizeiaufgaben sollte er sich idealtypisch um die 
Wohlfahrt der unteren Volksschichten (kleine Handwerker und Landleute) 
seines Kreises kümmern.13 In der Verwaltungspraxis standen jedoch die In-
teressen des Besitzbürgertums im Zentrum.

9	 Vgl. Schwab, 1971, a. a. O., 155 ff. und von Unruh, Georg-Christoph, 1986, Demokratie und kom-
munale Selbstverwaltung – Betrachtungen über die Eigenart des Inhalts von Artikel 28 GG. In: 
DÖV, 39. Jahrgang, 6/1986, 218–219.

10	 Vgl. von Saldern, 1998, a. a. O., 25–28.
11	 Vgl. Hofmann, Wolfgang, 2007, § 5 Die Entwicklung der kommunalen Selbstverwaltung von 

1848 bis 1918. In: Mann, Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen Wissenschaft und 
Praxis, Band1, 88 ff.

12	 Vgl. Menger, Christian-Friedrich, 1983, Entwicklung und Selbstverwaltung im Verfassungsstaat 
der Neuzeit. In: von Mutius, Albert, Selbstverwaltung im Staat der Industriegesellschaft. Festga-
be zum 70. Geburtstag von Georg Christoph von Unruh, 27.

13	 Vgl. von Unruh, Georg Christoph, 1972, Der Kreis – Ursprung, Wesen und Wandlungen. In: Verein 
für die Geschichte der Deutschen Landkreise e. V., Der Kreis, Band 1, 28 ff.
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Im Unterschied zu den Gemeinden galt für die Kreise kein Gegensatz 
von monarchisch-zentraler Staatsverwaltung und bürgerschaftlich-dezent-
raler Selbstverwaltung.14 Wegen ihrer engen rechtlichen Einbindung in das 
Verwaltungssystem der Länderebene waren sie fest mit der Staatsverwaltung 
verkoppelt.15 Der politische Autonomie- und Emanzipationsanspruch des 
ländlichen Bürgertums war bis zum Ende des 19. Jahrhunderts dort schwach 
ausgeprägt. Vorhandene Bestrebungen zur Verselbständigung der Verwal-
tung im ländlichen Raum gingen tendenziell von den adligen Großgrund-
besitzern aus.16

1.1.2	 Demokratisierung bis 1933 und „Gleichschaltung“ bis 1945

Die exklusiv-demokratische Selbstverwaltungsidee von Stein und Gneist 
wurde bis zum Ende des Kaiserreiches theoretisch fortentwickelt. Entschei-
dende praktische Veränderungen ergaben sich aber erst zu Beginn der Wei-
marer Republik.17 In Art. 127 der Weimarer Reichsverfassung wurde die kom-
munale Selbstverwaltung als Institutsgarantie und damit als eigenständige 
politische Ebene formal festgeschrieben. Für die demokratische Beteiligung 
und die Integration der Interessen der breiten Volksmassen hatte jedoch 
die Einführung der allgemeinen und gleichen Verhältniswahl durch Art. 17 
der Reichsverfassung eine viel größere Bedeutung.18 Ebenso wie schon zu-
vor auf staatlicher Ebene konnten nun auch in den Kommunen Parteien die 
sozialen Interessen der „Arbeiterklasse“ und des Kleinbürgertums intensiv 
einbringen. In der kommunalpolitischen Praxis wurde aber von diesen Mög-
lichkeiten wenig Gebrauch gemacht. Der Schwerpunkt der Parteiaktivitäten 
lag immer noch eindeutig auf der Staatsebene. 

In der Kommunalpolitik dominierten Konsens und Kompromiss.19 
Schon vor der kommunalpolitischen Integration aller Bevölkerungsschich-
ten musste die ehrenamtliche Honoratioren-Verwaltung durch hauptamtli-
che Fachkräfte ergänzt bzw. abgelöst werden. Durch den rasch wachsenden 
Aufgabenbestand in den Bereichen Stadtplanung, Infrastruktur und Soziales 

14	 Vgl. Weber, Werner, 1967, Staats- und Selbstverwaltung in der Gegenwart, 73 ff. und Bovenschul-
te, Andreas, 2000, Gemeindeverbände als Organisationsformen kommunaler Selbstverwaltung, 
77–78.

15	 Vgl. Hendler, Reinhard, 1984, Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip. Zur politischen Willensbil-
dung und Entscheidung im demokratischen Verfassungsstaat der Industriegesellschaft, 72 ff.

16	 Vgl. Bovenschulte, 2000, a. a. O. und Hendler, ebenda, 73–77.
17	 Vgl. Rudloff, Wilfried, 2007, § 6 Die kommunale Selbstverwaltung in der Weimarer Zeit. In: Mann, 

Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Band 1, 93 ff.
18	 Vgl. ebenda und Bogumil, 2006, a. a. O., 23 ff. sowie Menger, 1983, a. a. O., 31 ff.
19	 Vgl. ebenda.
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entwickelten sich die Kommunen zu den wesentlichen Hoheitsträgern der 
öffentlichen Daseinsvorsorge des Industriezeitalters.20 

Das Wachstum der kommunalen Leistungsverwaltung und der Bürokra-
tie veränderte auch den Charakter der Kreise.21 Zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts begannen auch sie sich zu „echten“ Selbstverwaltungskörperschaften 
zu entwickeln. Die Reichsverfassung von 1919 bedeutete für die Kreise mehr 
noch als für die Gemeinden eine deutliche Demokratisierung ihrer inneren 
Strukturen. Die vormals indirekt gewählten Kreisvertretungen (Kreistage) 
wurden nun direkt gewählt.22 Im Verlaufe der Weimarer Republik gerieten 
die Kommunen durch Zentralisierung der normativen und finanzwirtschaft-
lichen Steuerung in immer stärkere Abhängigkeit des Reiches.23 

Schließlich wurden der weitere institutionelle Ausbau der dezentralen 
kommunalen Selbstverwaltung und die Demokratisierung der lokalen Politik 
ab 1933 systematisch durch den zentralistisch-totalitären Führungsanspruch 
der Nationalsozialisten vorerst beendet. Das vielfältige Kommunalverfas-
sungsrecht wurde in diesem Sinne mit der Deutschen Gemeindeordnung 
(DGO) von 1935 vereinheitlicht. Für demokratisch legitimierte Vertretungs-
körperschaften mit eigenen Beschlussrechten gab es in diesem System kei-
nen Platz mehr. Bis 1945 waren die Kommunen also ganz dem „Führer- und 
Gefolgschaftsprinzip“ unterworfen. 

Die Kommunalverwaltung musste insofern den dirigistischen Anwei-
sungen von örtlichen Repräsentanten der NSDAP, der SS und im Verlaufe 
des zweiten Weltkrieges auch der Wehrmacht sowie paramilitärischer Ein-
heiten wie z. B. „Volkssturm“ uneingeschränkt Folge leisten.24 Im Gegen-
satz zur autonomen Stellung der Kommunen nach der liberal-bürgerlichen 
Selbstverwaltungsidee waren sie nun ganz der Steuerung des Staates unter-
worfen. Finanziell jedoch profitierten die Kommunen. Die sozialen Lasten 
wurden infolge des Rückganges der Arbeitslosigkeit und des Wirtschafts-
wachstums geringer. 

Diese Ausgabensenkungen in Verbindung mit der Übertragung der 
Einnahmen aus den Realsteuern führten zu einer deutlichen Stärkung der 
kommunalen Finanzausstattung. Im Gegenzug wurden die Kommunen 
umfangreich in die gesamtstaatliche Leistungserbringung einbezogen. Die 
Kommunen mussten den Staat bei seinen militärischen und ideologischen 
Zielen umfassend unterstützen.25

20	 Vgl. ebenda.
21	 Vgl. Bovenschulte, 2000, a. a. O.
22	 Vgl. Bovenschulte, 2000, a. a. O.
23	 Vgl. Hesse, 2004, a. a. O., 74–75.
24	 Vgl. von Saldern, 1998, a. a. O., 25, Böck, 2001, a. a. O., 167–168 und Hesse, 2004, a. a. O., 76.
25	 Vgl. ebenda und Matzerath, 2007, a. a. O., 130–132.



32 Jens Tessmann

1.1.3	 Fundament des sozialen Rechtsstaates der Bundesrepublik

Nach dem zweiten Weltkrieg erlebte die kommunale Selbstverwaltung eine 
„glanzvolle Renaissance“. Die Kommunen wurden zu leistungsfähigen Zen-
tren des Wiederaufbaus der Infrastruktur und der öffentlichen Ordnung. 
Für die Westalliierten bildeten die Kommunen die geeignete Basis zur Ent-
wicklung eines freiheitlich demokratischen politischen Systems.26 Sie för-
derten daher großzügig kommunalpolitisches Engagement und gewährten 
den Deutschen auf kommunaler Ebene weitreichende politische Gestal-
tungsfreiheiten. Dabei wurde auf das vorhandene Personal zurückgegrif-
fen. Allein die nationalsozialistisch vorbelasteten Verwaltungsspitzen sind 
getauscht worden. Die Kommunen wurden so für die weitere Entwicklung 
des politischen Systems der jungen Bundesrepublik eine entscheidende 
„Bewährungsstätte“.27

Parteipolitisierung und Parteienwettbewerb spielten allerdings bis zum 
Ende der 1960er Jahre eine geringe Rolle. Ausschlaggebend dafür waren 
die negativen Erfahrungen, die Konzentration auf die Sachzwänge des 
Wiederaufbaus sowie die Einführung des Rechtsstaates als bürokratisches 
Fundament von Demokratie und Freiheit.28 Letzteres  hatte in den 1950er 
und 1960er Jahren eine besondere Dominanz. Sollte doch durch das Rechts-
staatsprinzip Politik und Verwaltung fest an die freiheitlich demokratische 
Verfassungsordnung und vor allem an die Menschenrechte gebunden wer-
den.29 Die staatliche Willkür, der Terror und die ideologische Indoktrination 
aus der NS-Zeit sollten für die Zukunft unmöglich sein.

Zur Verwirklichung dieses Leitbildes wurde an alte bürokratische Wur-
zeln und an den bürgerlich-demokratischen Charakter der Selbstverwaltung 
aus der konstitutionellen Zeit angeknüpft. Art. 28 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik gewährleistet insoweit die institutionelle Autonomie der 
Selbstverwaltung für „alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze“. Es gilt das allgemeine Wahlrecht.30 Getragen wird 
das Verwaltungsprinzip von der konstitutionellen Vorstellung der örtli-
chen Verbundenheit, Überschaubarkeit und dem Unterschied zwischen 
Staats- und Kommunalaufgaben. Im Zentrum standen zunächst der Aufbau 

26	 Vgl. Groh, Christian, 2007, § 8 Neuanfänge der kommunalen Selbstverwaltung nach 1945. In: 
Mann, Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Band 1, 
133 ff. und Bogumil, 2006, a. a. O., 29 ff.

27	 Vgl. ebenda.
28	 Vgl. Bogumil, 2006, a. a. O., 32–33.
29	 Vgl. Jann, Werner, 2002, 12. Der Wandel verwaltungspolitischer Leitbilder: Von Management zu 

Governanve? In: König, Klaus, Deutsche Verwaltung an der Wende zum 21. Jahrhundert, 287.
30	 Vgl. ebenda und Bogumil, 2006, a. a. O., 29 ff. und Menger, 1983, 36–37.
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fachbürokratischer Effizienz und verwaltungstechnischer kommunaler 
Leistungsfähigkeit.31 

1.1.4	 Politisierung, Ökonomisierung und neue Beteiligungsformen

Nachdem Ende der grundlegenden Wiederaufbauphase und dem Wirt-
schaftswunder entwickelte sich das politische System der Bundesrepublik 
zu einem komplexen sozialen Leistungs- und Interventionsstaat.32 Die Wohl-
fahrt sollte durch zentrale Steuerung und Verwaltungsebenen übergreifen-
de Vernetzung deutlich gesteigert werden. Fortschreitende Politikverflech-
tung33, Größenklassen- und Komplexitätssteigerung führten ab Mitte der 
1960er Jahre zu Autonomieverlusten der Kommunen sowie zu Professiona-
lisierung und Ausdifferenzierung der politischen Steuerung.34 

Ausschließlich lokal orientierte Wählergemeinschaften bekamen ver-
stärkt Konkurrenz durch Parteien und deren Funktionäre. Die Kommunal-
politik wurde zunächst sozialpolitisch und ab den 1970er Jahren ökologiepo-
litisch beeinflusst.35 Das demokratische Selbstbewusstsein der Bürger stieg 
an. Bürgerinitiativen und Selbsthilfegruppen verlangten mehr kommu-
nalpolitische Mitspracherechte. Die wirtschaftspolitisch und bürokratisch 
orientierte „Sachzwanglogik“ der Selbstverwaltung wurde politisiert. Die 
Nutzung von Handlungsspielräumen, die Prüfung von Alternativen sowie 
der basisdemokratische Dialog wurden gefordert.36 Beteiligungsinstrumen-
te und -verfahren fanden Eingang in den administrativen Planungs- und 
Entscheidungsprozess. 

Kommunalpolitik wurde konkurrenzdemokratischer und vielseitiger. Die 
traditionelle Dominanz der selbständigen Honoratioren wurde durch öffent-
lich Beschäftigte abgelöst. Trotz der Ausweitung der Beteiligungsoptionen 
blieb die Beteiligungswirkung gering.37 Die herausragende Machtstellung 
der Fachverwaltung und vor allem des Verwaltungschefs bei der Politikfor-
mulierung wurde deshalb nur wenig eingeschränkt. Bei guter Zusammen-
arbeit mit den Fraktionsspitzen kann die Verwaltung die Kommunalpolitik 
absolut bestimmen. Beeinflusst wird die lokale Machtkonstellation durch die 

31	 Vgl. ebenda.
32	 Vgl. Jann, 2002, a. a. O., 288–289.
33	 Vgl. Scharpf, Fritz W., 1999, Föderale Politikverflechtung: Was muß man ertragen? Was kann man 

ändern? In: Frankfurter Institut/Stiftung Marktwirtschaft und Politik, Reform des Föderalismus: 
Beiträge zu einer gemeinsamen Tagung von Frankfurter Institut/Stiftung Marktwirtschaft und 
Politik, 23–36.

34	 Vgl. Hesse, 2004, a. a. O., 82 ff
35	 Vgl. Bogumil, 2006, a. a. O., 35 ff.
36	 Vgl. ebenda.
37	 Vgl. ebenda.
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Ausprägung der unterschiedlichen Kommunalverfassungssysteme und der 
örtlichen personalen Verhältnisse.38 Zu einer substanziellen Ausweitung der 
kommunalpolitischen Handlungsspielräume kam es aufgrund der zuneh-
menden Finanzkrise des öffentlichen Sektors zum Ende der 1970er Jahre 
nicht mehr. Staat und Kommunen standen in den 1980er Jahren unter star-
kem Konsolidierungsdruck. Verwaltungspolitisches Leitbild war die „Ver-
schlankung“ des öffentlichen Sektors. Aufgaben, Organisation und Personal 
standen auf dem Prüfstand. Die Verwaltung sollte effizienter und effektiver 
werden.39 

Zu diesem Zweck wurde die Einführung von privatwirtschaftlichen Steu-
erungsformen in die Verwaltung favorisiert. Das Wachstum der öffentlichen 
Eigenproduktion sowie bürokratische und hierarchische Detailsteuerung 
sollten zurückgedrängt werden. Dezentralisierung, Aufgabenintegration, 
Ergebnissteuerung über Produkte, Zielvereinbarungen, Personalmanage-
ment, Kundenorientierung und die Finanzsteuerung nach dem Ressourcen-
verbrauch standen auf der Reformagenda.40 Parallel dazu wurden vor allem 
viele eigenwirtschaftliche Aufgabenbereiche zumindest „äußerlich“ privat-
rechtlich organisiert. Die öffentliche Hand entledigte sich in wachsendem 
Umfang von ihrem Betriebs-, Grund- und Gebäudevermögen. Personalstel-
len wurden durch Teilzeitregelungen, Einstellungstop, Stellenobergrenzen 
und „Betriebsübergang“ reduziert.41 

Aufgrund der faktischen hierarchischen Unterordnung der Kommu-
nen unter die Regelungs- und Finanzhoheit der Staatsebenen war der Ef-
fizienz- und Reformdruck dort am größten. Unter dem Reformleitbild des 
Neuen Steuerungsmodells wurde vor allem die Organisations- und Finanz-
steuerung reformiert. Kommunales Vermögen wurde in großem Umfang 
„privatisiert“.42 Auch das Verhältnis von Politik und Verwaltung sollte auf 
kommunaler Ebene neu geordnet werden. Beide Ebenen sollten sich auf ihre 
Kernfunktionen konzentrieren. Die Politik wurde auf den strategischen Be-
reich der Zielvorgabe und Zielkontrolle festgelegt. 

Die Verwaltung wäre insoweit auf den operativen Bereich der Ausfüh-
rung „beschränkt“ geblieben. Idealtypisch wäre die Verwaltung dabei in 
den Wettbewerb mit der Privat- und Gemeinwirtschaft eingetreten.43 Dieses 

38	 Vgl. ebenda, 38 und Grauhan, Rolf-Richard, 1970, Politische Verwaltung. Auswahl und Stellung 
der Oberbürgermeister als Verwaltungschefs deutscher Großstädte, 335 ff.

39	 Vgl. Jann, 2002, a. a. O., 289–290.
40	 Vgl. Bogumil, Jörg, 2007, Zehn Jahre Neues Steuerungsmodell, 23–35, Jann, 2005, Neues Steu-

erungsmodell, In: Blanke, Bernhard et al., Handbuch zur Verwaltungsreform, 77 ff und grundle-
gend KGSt-Bericht, 1993, Das Neue Steuerungsmodell, Bericht Nr. 5/1993.

41	 Vgl. ebenda.
42	 Vgl. ebenda.
43	 Vgl. ebenda.
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Reformziel scheiterte an der politisch-administrativen Realität der Politik- 
und Ebenenverflechtung. Stellt doch die Option der stabilen wechselseitigen 
(auch punktuell detaillierten) Einflussnahme einen wichtigen Erfolgsfaktor 
für die Sicherung des lokalen Machtgefüges dar. Die Reformvorstellungen 
dieses „Neuen Steuerungsmodells“ gingen insoweit am Charakter des poli-
tischen Systems in Deutschland vorbei und entsprachen nicht den realpoliti-
schen Anforderungen.44 Hinsichtlich der Optimierung der Binnensteuerung 
konnten nur partiell und vor allem im Bereich der Finanzsteuerung Verän-
derungen erzielt werden. 

Mangelhaft blieb die Gestaltung einer modernen Personalsteuerung im 
Sinne eines „Human Ressource Management“.45 Die Vernetzung der mo-
dernen Steuerungsinstrumente hin zu einer integrierten Gesamtsteuerung 
konnte bisher in keiner Kommune erreicht werden. Auch haben die breit 
angelegten Ausgliederungen und Privatisierungen nicht zum prognostizier-
ten Erfolg geführt. Bei durchaus vorhandener örtlicher und bereichsspezifi-
scher Optimierung wird oftmals von demokratischen Steuerungsverlusten, 
zusätzlichen Haushaltsbelastungen und sozialer Verschlechterung des An-
gebotes ausgegangen.46 Ökonomisierung, Entsolidarisierung und fortschrei-
tende Fragmentierung werden bemängelt. Abhilfe soll eine Optimierung 
der Beteiligungssteuerung und partielle Reintegration von Aufgaben in den 
öffentlich-kommunalen Leistungsverbund bringen.

1.1.5	 Deutsche Einheit und Europäisierung als Trendverstärker

Der Beitritt Ostdeutschlands zur Bundesrepublik 1989 beschleunigte die 
Entwicklungstendenzen in Westdeutschland Richtung Ökonomisierung 
und Ausweitung der Bürgerbeteiligung. Die Verschärfung des öffentlichen 
Finanzproblems infolge der hohen Beitrittskosten erhöhte den Reformdruck 
deutlich.47 Der Reformansatz des Neuen Steuerungsmodells wurde nun in 
Westdeutschland unter erhöhtem Konsolidierungsdruck umgesetzt.

Für die Kommunen in Ostdeutschland führte der Beitritt zu einem kom-
pletten Systemwechsel von der zentralistischen Kaderverwaltung zur kom-
plexen rechtsstaatlich-bürokratischen Selbstverwaltung. Dazu musste nach 
der Schaffung der föderalen Struktur die Tragfähigkeit der kommunalen 

44	 Vgl. Bogumil, ebenda, 64–67 und Jann, ebenda, 80–83.
45	 Vgl. Bogumil, ebenda, 61–63, Kuhlmann, Sabine, 2006, Öffentliche Beschäftigung und Personal-

management, In: Kißler, Leo et al., Öffentlicher Dienst und Personalmanagement, 89 und Jann, 
Werner/Bogumil, Jörg, 2004, Statusreport Verwaltungsreform, 54–63.

46	 Vgl. Wohlfahrt, Norbert/Zühlke, Werner, 2005, Ende der kommunalen Selbstverwaltung. Zur po-
litischen Steuerung im Konzern Stadt, 37–76.

47	 Vgl. Bogumil, 2006, a. a. O., 42–43.
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Gebietskörperschaften durch Vergrößerung des Hoheitsgebietes erfolgen.48 
Ebenso stand eine Dezentralisierung der Landesverwaltung auf der Refor-
magenda.49 Im Ergebnis wurde in Anlehnung an den Entwicklungsstand des 
Verwaltungssystems in Westdeutschland eine funktionsfähige Selbstverwal-
tungsstruktur gebildet. Erst ab Mitte der 1990er Jahre widmeten sich auch 
viele ostdeutsche Kommunen analog der westdeutschen Reformtendenz der 
NSM-Einführung und der Aufgabenprivatisierung.50 

Aufgrund der Wendezeittradition der direkten Bürgerbeteiligung im Rah-
men der „Runden Tische“ wurden in die Kommunalverfassungen Bürgerbe-
gehren und Bürgerbeteiligung eingebaut.51 Auch die Direktwahl der Verwal-
tungsspitze der hauptamtlichen Bürgermeister und Landräte wurde im Laufe 
der Zeit in den neuen Bundesländern eingeführt und werteten so den De-
mokratiegehalt der Selbstverwaltung auf. Parteipolitisierung der kommunalen 
Ebene war dagegen schwierig, da es keine repräsentative konkurrenzdemo-
kratische Tradition gab.52 Die „neuen“ Parteien hatten es in Ostdeutschland 
schwer, genügend Kandidaten und aktive Mitglieder zu finden. 

Der Organisationsgrad und die Professionalisierung der Kommunal-
politik blieben daher bis in die Gegenwart gering. Ratsbeschlüsse werden 
weitestgehend einstimmig gefasst.53 Die Verwaltung und deren Spitze ha-
ben deshalb großen Einfluss.54 Über den Umweg der neuen Bundesländer 
schafften es die direkten Beteiligungsformen sowie die Direktwahl der Ver-
waltungsspitzen von Baden-Württemberg ab 1995 auch in die übrigen west-
deutschen Kommunalordnungen.55 

Großen Einfluss auf die kommunale Ebene Deutschlands hat auch der 
Prozess der Prozess der europäischen Integration und damit die Fortent-
wicklung der europäischen Union. Mit der Verlagerung von bisher originä-
ren Regelungskompetenzen der Mitgliedstaaten auf die EU-Ebene, wirkt 
das EU-Recht in fortschreitendem Maße auf die nationalstaatliche Kommu-
nalpolitik ein.56 Das Ausmaß dieser europarechtlichen Vorgaben hat in den 

48	 Vgl. ebenda, 40–41 und Stüer, Bernhard/Landgraf, Beate, 1999, Gebietsreform in den neuen Bun-
desländern – Bilanz und Ausblick. In: Büchner, Christiane/Franzke, Jochen, Kommunale Selbst-
verwaltung: Beiträge zur Debatte, 234 ff.

49	 Vgl. Miller, Manfred, 1999, Funktionalreform in den neuen Bundesländern. In: Dies, ebenda, 255 ff.
50	 Vgl. ebenda.
51	 Vgl. Bogumil, 2006, a. a. O., 39 ff.
52	 Vgl. ebenda, 44 ff.
53	 Vgl. ebenda.
54	 Vgl. Newiger-Addy, Griet, 2002, Politik und Verwaltung in brandenburgischen Kommunen, 121–

123.
55	 Vgl. ebenda, 46–47.
56	 Vgl. Seele, Günter, 2007, § 37 Die übergemeindliche Kommunalverwaltung in Europa. In: Mann, 

Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Band1, 1045 ff.
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letzten Jahrzehnten in beträchtlichem Umfang zugenommen. Es durch-
dringt auf allgemeiner und fachspezifischer Ebene im Prinzip bereits alle 
Politikbereiche.57 

Besondere Bedeutung hat das EU-Wettbewerbs- und Vergaberecht. Es 
enthält einen Liberalisierungsimperativ für kommunal-öffentliche Leistun-
gen. Die traditionell örtlich-regionale und öffentliche Bindung der kom-
munalen Daseinsvorsorge gerät so zusätzlich unter Privatisierungsdruck.58 
Liefer- und Dienstleistungsverträge der Kommunen müssen ab einem be-
stimmten Wert europaweit ausgeschrieben werden. Die öffentlich-rechtliche 
Gewährträgerhaftung für das Sparkassenwesen wird durch ein gewöhnli-
ches privatwirtschaftliches Eigentümerverhältnis abgelöst.59 

Das EU-Recht brachte aber auch eine Ausweitung der politischen Betei-
ligung von EU-Ausländern an den Kommunalwahlen der Wohnsitzkommu-
ne. So sind Unionsbürger grundsätzlich an ihrem ausländischen Wohnsitz 
innerhalb der EU aktiv und passiv wahlberechtigt. Darüber hinaus gehende 
sachliche Beteiligungsoptionen im Wege von z. B. Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheiden sind verfassungsrechtlich in Deutschland strittig.60 

Schließlich spielt die EU für die Kommunen im Bereich der öffentlichen 
Wirtschafts- und Infrastrukturförderung eine wachsende Rolle. Das Gewicht 
der EU-Regionalförderung ist gekoppelt an die endogenen Förderoptionen 
und den Förderbedarf der Regionalebene der Mitgliedsstaaten.61 Förderdo-
minanz hat die EU vor allem bei den strukturschwachen Transformationsge-
bieten des ehemaligen Ostblocks. Insoweit erhalten auch die strukturschwa-
chen Regionen Ostdeutschlands erhebliche Fördermittel. 

Die Raumeinteilung der EU-Förderpolitik in Regionen hat den Koordina-
tions- und Abstimmungsdruck der Kreiseben erhöht. Über den Ausschuss der 
Regionen können die Kommunen ihrerseits beratend Einfluss nehmen auf 
die kommunalrelevante EU-Politik. Die europarechtliche Anerkennung der 
Kommunalebene erfolgt durch die EU-Charta der kommunalen Selbstver-
waltung. Entsprechende Regelungen für die regional- bzw. übergemeindliche 
Ebene sind noch in der Diskussion.62 Da die europäische Integration stetig vo-
ranschreitet, ist davon auszugehen, dass der Einfluss der EU auf die Kommu-
nen (genauso wie umgekehrt) in den nächsten Jahren weiter wachsen wird.

57	 Vgl. ebenda.
58	 Vgl. Ruffert, Matthias, 2007, § 38 Unions- und gemeinschaftsrechtliche Einwirkungen auf die 

kommunale Selbstverwaltung. In: Mann, Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen 
Wissenschaft und Praxis, Band1, 1087 ff.

59	 Vgl. ebenda, 1097 ff.
60	 Vgl. ebenda, 1087 ff.
61	 Vgl. Seele, 2007, a. a. O., 1066–1067.
62	 Vgl. ebenda, 1065–1066.
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1.1.6	 Bürgerkommune und Governance als Entwicklungsperspektiven

Bis zu Beginn des neuen Jahrtausends hatte die kommunale Selbstverwal-
tung sich rechtlich, strukturell und prozessual politisch und administrativ 
deutlich ausdifferenziert sowie professionalisiert. Der politische Gehalt 
hatte gegenüber den Anfängen im 19. Jahrhundert in der wechselvollen 
Geschichte des 20. Jahrhunderts zugenommen.63 Das kommunale Leis-
tungsspektrum wurde umfassend ausgeweitet. Grundprobleme wie die Ein-
engung des Handlungsspielraumes durch staatliche Normen, massive Auf-
gabenzuweisung bei zunehmender finanzieller Abhängigkeit zeigten eine 
bemerkenswerte Kontinuität und hatten sich teilweise noch verschärft.64 
Finanzknappheit, hierarchische Abhängigkeit und Homogenitätsstreben 
im Regelungs- und Leistungsbereich hatten die Gestaltungsautonomie der 
Kommunen faktisch immer stärker eingeengt.

Der Gegensatz zwischen „echter“ kommunal-bürgerschaftlicher Selbst-
verwaltung und Staatssphäre wurde im Zeitverlauf zu Gunsten eines eng 
verflochtenen komplexen öffentlichen Leistungs- und Finanzverbundes auf-
gegeben. Die Kommunen bilden im dezentralen Staat die unterste Ausfüh-
rungsebene und nehmen damit den weit überwiegenden Teil aller öffentli-
chen Aufgaben wahr.65 Diese Entwicklung ist die logische Konsequenz aus 
Komplexitätssteigerung und Ausdifferenzierung hin zum Typus des Ver-
bundföderalismus. Auf der Zentralstaatsebene werden die Ordnungs- und 
Leistungsstandards definiert.66 

Die Gliedstaaten konzentrieren sich auf die Steuerung der Ausführung. 
Den Kommunen als unterste Ebene in diesem System, fällt die Rolle eines 
„Vollzugsorgans“ zu. Der kommunale Einfluss „reduziert“ sich vielfach 
„nur“ noch auf das „Management“ des Leistungsprozesses.67 Der Spielraum 
zur eigenverantwortlichen kommunalpolitischen Definition und Gestaltung 
von freiwilligen örtlichen Selbstverwaltungsangelegenheiten wurde immer 
weiter eingeengt. Verstärkt wurde diese Tendenz durch die zunehmende Fi-
nanzmittelknappheit der öffentlichen Hand insgesamt.

Kommunale Selbstverwaltung als zunehmend „operativer Bereich“ in-
nerhalb der „öffentlichen Wertschöpfung“ hatte sich damit unmerklich, aber 
systematisch, an privatwirtschaftliche Dienstleistungsprozesse angenähert. 
Die „buschfeuerhafte“ Ausbreitung von an die Privatwirtschaft angelehnten 

63	 Vgl. Bogumil, 2006, a. a. O., 47 ff.
64	 Vgl. Deutscher Landkreistag, 2006, Landkreise im Prozess der Verwaltungsreformen, 3 ff.
65	 Vgl. Hesse, 2004, a. a. O., 81–97.
66	 Vgl. ebenda und Sturm, Roland/Zimmermann-Steinhart, Petra, 2005, Föderalismus. Eine Einfüh-

rung, 61 ff.
67	 Vgl. ebenda.
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Organisationsmethoden und Steuerungsinstrumenten nach dem Leitbild 
des NSM war dabei nur konsequent. Im Kern blieb aber die typisch hier-
archisch-bürokratische Steuerungslogik durch die unveränderten äußeren 
administrativen Rahmenbedingungen erhalten. Neben den internen Eigen-
schaften der Akteure68 haben das übergeordnete traditionelle öffentliche 
Dienstrecht, die detaillierte Fach- und vor allem Finanzsteuerung eine kom-
plette Systemänderung behindert. 

Zunehmender Haushaltsdruck führte seit den 1990er Jahren zu umfas-
senden Aufgabenverlagerungen zur Privat- und Gemeinwirtschaft. Ehren-
amtliche Helfer sollen verstärkt für die kommunale Leistungserbringung 
aktiviert werden. Das Leitbild der Dienstleistungskommune wurde abgelöst 
durch das Leitbild des aktivierenden Staates.69 Das Verhältnis zwischen Bür-
gerschaft, Verwaltung und Politik soll neu geordnet werden. Ziel ist die Ein-
bindung der Bürgerschaft in die Erbringung sowie in die Programmierung 
öffentlicher Leistungen.70 Die bürgerschaftlichen Interessengruppen und 
Bürger werden als Partner von Politik und Verwaltung gesehen. Die Rolle 
des Weisungs- und Dienstleistungsempfängers wird um die Rolle des Mit-
wirkenden, Beteiligten und Initiierenden ergänzt. Die professionelle kom-
munale Fachbürokratie, die Kommunalwirtschaft und die Politik sollen den 
Bürger „aktivieren“ und zur Mitwirkung motivieren.71

Das kommunale Gemeinwesen wird in dieser Perspektive zur Angele-
genheit aller Akteure in der Kommune – der Kreis der Beteiligten an der 
Selbstverwaltung wird weit über das Maß formeller Beteiligungsrechte 
maximal ausgeweitet. Der Bürger tritt aus dem Schatten seiner passiven 
Rolle heraus und bringt seine Kompetenzen, Ideen und Ressourcen in 
die Formung des „gemeinsamen“ Wohnumfeldes ein.72 Er übernimmt so 
partnerschaftlich zusammen mit der lokalen bzw. regionalen Politik und 
Verwaltung je nach seinen Möglichkeiten selbst Verantwortung für „seine“ 
Kommune. Politik und Verwaltung sind in dieser „neuen“ Partnerschaft für 
die Rahmenbedingungen zuständig. Sie schaffen die geeignete Basis für 
die bürgerschaftliche Beteiligung; fördern, initiieren und moderieren das 

68	 Vgl. Bogumil, 2007, a. a. O., 97 ff.
69	 Vgl. Jann, 2002, a. a. O., 291.
70	 Vgl. Vgl. Heinze, Rolf G. et al., 2005, Einführung: Der aktivierende Staat, In: Behrens, Fritz et al., Aus-

blicke auf den aktivierenden Staat, 9 ff. und Bürsch, Michael, 2005, Engagierte Bürger und aktivie-
render Staat, In: ebenda, 75 ff.

71	 Vgl. Bogumil, Jörg et al., 2003, Leitbild Bürgerkommune, In: Ders. et al., Das Reformmodell Bür-
gerkommune, 22–29 und Blanke, Bernhard, 2001, Bürgerengagement und aktivierender Staat, 
In: Heinze, Rolf G./Olk, Thomas, Bürgerengagement in Deutschland, 93 ff.

72	 Vgl. ebenda.
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kommunale Kooperationsgefüge. Idealtypisches Ergebnis ist die Überwin-
dung statischer Muster und die Herausbildung eines organischen und le-
bendigen Gemeinwesens.73

Damit würde die kommunale Selbstverwaltung ein hohes Maß an Legiti-
mität, Akzeptanz und Transparenz erreichen. Umfassende Integration und 
Beteiligung eröffnen für alle Bürger Entwicklungschancen. Individuelle, so-
zialräumliche und thematische Herausforderungen können partnerschaft-
lich überwunden werden. Sozioökonomische Konflikte sind entschärfbar 
und in Chancen verwandelbar.74 Die vormals „exklusive“ Demokratie könnte 
sich zur „kooperativen“ Demokratie fortentwickeln. Zentrale Steuerungs-
kompetenz von Verwaltung und Politik ist insofern die Fähigkeit lokale und 
regionale Regelungs- und Leistungsnetzwerke zu fördern. Strategische Ent-
wicklungspotentiale müssen erkannt, unterstützt und zusammengeführt 
werden.75 Gründe für Entwicklungshemmnisse sind zu überwinden. 

Die kommunikativen, organisatorischen, finanziellen und normati-
ven Handlungsmuster des politisch-administrativen Kernbereichs des Ge-
meinwesens müssen angepasst werden. Bürokratische-, parteipolitische-, 
technische- und ökonomische Kompetenzen sind im Sinne des Leitbildes 
vom Aktivierungsstaat76 durch Governance-Kompetenzen77 zu ergänzen. 
Diese Vorstellungen von der „Beteiligungskommune“ treffen jedoch in vie-
len Regionen auf schwierige sozioökonomische und finanzwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen, welche durch die derzeitige Weltwirtschafts- und 
Finanzkrise noch verstärkt werden dürften. Ressourcen und Kompetenzen 
sind dort bei allen Akteuren begrenzt.78 Die Schaffung einer lebendigen Bür-
gerkommune benötigt deshalb eine weitaus größere Aktivierungsenergie. 
Gleichwohl dürfte der Nutzen größer sein. Können doch durch umfassende 

73	 Vgl. ebenda.
74	 Vgl. Braun, Joachim, 2001, Bürgerengagement und kommunales Management. Engagementför-

derung in Kommunen durch Parallelstrukturen oder durch eine integrierte Agentur für Bürge-
rengagement? In: Heinze, Rolf G./Olk, Thomas, Bürgerengagement in Deutschland, 461 ff.

75	 Vgl. Fürst, Dietrich, 2003, Regional Governance. In: Benz, Arthur, Governance – Regieren in kom-
plexen Regelsystemen, 45 ff. und Ders., 2007, Regional Governance. In: Benz, Arthur/Lütz, Susan-
ne/Simonis, Georg, Handbuch Governance, 351 ff.

76	 Vgl. Blanke, Bernhard/Plaß, Stephan, 2005, Vom schlanken zum aktivierenden Staat. In: Behrens, 
Fritz/Heinze, Rolf G./Hilbert, Josef/Stöbe-Blossey, Sybille, Ausblicke auf den aktivierenden Staat, 
32 ff. und Langemeyer, Gerhard, 2005, Aktive, eigenständige Städte: Fundament des aktivieren-
den Staates. In: ebenda, 187 ff.

77	 Vgl. Budäus, Dietrich, 2007, Vom New Public Management zur Governance. In: Wagner, Dieter/
Lattemann, Christoph/Kupke, Sören/Legel, Alexander, Governance-Theorien oder Governance 
als Theorie? 15 ff.

78	 Vgl. Holtkamp, Lars, 2006a, Partizipative Verwaltung – hohe Erwartungen, ernüchternde Ergeb-
nisse. In: Bogumil, Jörg, 2006, Politik und Verwaltung, PVS, Sonderheft 37, 185 ff.
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Kräftebündelung und lebendiges Miteinander „exklusive“ und zusätzliche 
Entwicklungspotentiale erschlossen werden.79 

Effektivität, Standort- und Wohnortattraktivität steigen. Leider geraten 
diese Ambitionen vielerorts in den Schatten der Haushaltskonsolidierung. 
Bürgerbeteiligung und ehrenamtliches Engagement dienen dann nur der 
ökonomischen Entlastung. Dadurch werden sozioökonomische Schwierig-
keiten unter Umständen verschärft und vorhandene Entwicklungschancen 
bleiben ungenutzt.80 In den Wachstumsregionen und Wachstumskommu-
nen dagegen sind die Rahmenbedingungen für die Fortentwicklung der 
kommunalen Selbstverwaltung im Sinne der Bürgerkommune ungemein 
günstiger.81 Schon traditionell gibt es dort ein günstigeres Beteiligungsklima. 

Bürger suchen aktiv nach Optionen ihre reichhaltigen Kompetenzen 
und Ressourcen in die Gestaltung des Gemeinwesens einzubringen. Aus 
der Erschließung von Beteiligungsoptionen ergibt sich Legitimität und Ak-
zeptanz. Politik und Verwaltung haben deshalb ihren Vorteil in der koopera-
tiven Kommunalpolitik erkannt. In Schrumpfungsregionen und Schrump-
fungskommunen ist die Bürgerschaft oftmals allgemein demotiviert und 
verhält sich passiv. Politik und Verwaltung unterliegen deshalb – schon aus 
vermeintlichem Eigennutz – der Versuchung die traditionelle geschlossene 
„exklusive“ Machtkonstellation zu pflegen. Die Chancen der Fortentwick-
lung der Selbstverwaltung bleiben ungenutzt. Gleichwohl gibt es auch in 
strukturschwachen Gebieten „Leuchtfeuer“ der Beteiligung. Sie könnten den 
Nachbarkommunen als Beispiel dienen. 

Insgesamt betrachtet – deutschlandweit – hat jedoch die Bürgerbe-
teiligung in der Form der kooperativen und direkten Demokratie deut-
lich zugenommen. Angefangen von Bürgerversammlungen über soziale 
Stadtteilarbeit, Bürgerforen, Bürgerhaushalt bis hin zur „aktivierenden“ Bür-
gerkommune verfügen die Bürger in der Gegenwart über vielfältige Beteili-
gungsoptionen sich in die Gestaltung der Kommune einzubringen.82 Kom-
munale Selbstverwaltung ist somit im Laufe ihrer 200-jährigen Tradition in 
Deutschland zu einem komplexen Kooperationsgefüge aus professioneller 
Fachverwaltung und Kommunalpolitik, privat- und gemeinwirtschaftlichen 
Partnern und der (potentiell) ganzen Bürgerschaft geworden.

Das Gegeneinander aus Staat und Politik, der sozialen Schichten der 
Ständegesellschaft des 19. Jahrhunderts sowie von Profession und Ehrenamt 
bis in die Gegenwart ist überwunden. Die Zukunft wird in der intelligenten 
lokalen und regionalen Verbindung und Aktivierung der Potentiale gesehen. 

79	 Vgl. Fürst, 2007, a. a. O., 353.
80	 Vgl. Holtkamp, 2006b, a. a. O., 185 ff.
81	 Vgl. Bogumil, 2003, a. a. O., 83 ff.
82	 Vgl. Bogumil, 2006, a. a. O., 47 ff.
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In der Ergänzung der sozioökonomischen Potentiale einerseits und der Inte-
grationsfähigkeit von Interessen, Lebensstilen und Arbeitsformen anderer-
seits besteht derzeit die Kernherausforderung für die kommunale Selbstver-
waltung. Bundes- und Gliedstaaten müssen dazu der kommunalen Ebene 
mehr finanzielle, normative und inhaltliche Gestaltungsspielräume geben. 
An der Dezentralisierung von Aufgaben- und Finanzverantwortung führt 
zukünftig kein Weg vorbei. Der Staat muss sich dazu auf seine strategische 
Kernkompetenz der Kontextsteuerung zurückziehen. 

1.2	 Kreise als überörtliche Selbstverwaltungsinstanzen

1.2.1	 Charakter und Positionierung im föderalen System

Innerhalb des föderalen Aufbaus Deutschlands sind die Kreise ein Teil der 
Staatsorganisation der Länder. Dort haben sie im internationalen Vergleich 
eine einzigartige Doppelfunktion.83 Einerseits bilden sie die unterste Ebene 
der allgemeinen Staatsverwaltung. Andererseits schließen sie die Ortsebene 
in ihrer Funktion als überörtlicher Gemeindeverband nach oben hin ab. Die 
Kreise sind also grundsätzlich die zentrale Schnittstelle zwischen Staatsver-
waltung und kommunaler Selbstverwaltung. Eine Ausnahme davon bilden 
die kreisfreien Städte.84 Sie gehören nicht zu einer Kreisgebietskörperschaft 
und sind direkt dem Innenministerium des Landes unterstellt. Kreisfreie 
Städte übernehmen aufgrund ihrer Größe zusätzlich die Kreisfunktion. Kon-
kret ist die Stellung der Kreise im Staatsaufbau der Länder in Abhängigkeit 
von Tradition, Fläche und Kommunalverfassung unterschiedlich.85 

In den großen Flächenländern wie z. B. Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg gibt es über den Kreisen allgemeine Mittelinstanzen und 
Sonderbehörden der Staatsverwaltung sowie höhere Kommunalverbände. 
Die Mittelinstanzen dienen dort der regionalen Bündelung der allgemeinen 
Staatsverwaltung.86 Die Funktion von mittleren Sonderbehörden beschränkt 
sich auf der autonomen Wahrnehmung einer speziellen Fachaufgabe auf Re-
gionsebene. Ebenso werden auch „Kreisaufgaben“ wie z. B. Kultur, Gesund-
heit und Pflegeeinrichtungen in einer kommunal verfassten überkreislichen 

83	 Vgl. von der Heide, Hans-Jürgen, 1998, Stellung und Funktion der Kreise. In: Roth, Roland/Woll-
mann, Helmut, Kommunalpolitik, 123 ff.

84	 Vgl. Wagener, Frido, 1972a, Der Kreis im Gefüge der Verwaltungsorganisation, In: Verein für die 
Geschichte der Deutschen Landkreise e. V., Der Kreis, Band 1, 57–59.

85	 Vgl. ebenda und Mecking, Christoph, 1995, Die Regionalebene in Deutschland. Begriff, Instituti-
oneller Bestand, Perspektiven, 67 ff.

86	 Vgl. ebenda.
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Verbandsebene gebündelt. In den kleinen Bundesländern wie z. B. Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern gibt es keine Mittelinstanzen. 
Ministerial- und obere Landesverwaltung sowie die Kreise und kreisfreien 
Städte übernehmen diese Aufgaben.87

Auch auf der unteren Staatsverwaltungsebene existieren neben den 
Kreisen und kreisfreien Städten andere separate Staatsbehörden des Bun-
des- und der Länder. Hervorzuheben sind Polizei- und Finanzbehörden 
sowie die Arbeits- und Wehrverwaltung. In Abhängigkeit von der Verwal-
tungsgliederung der Bundesländer sind das auch Schulaufsichts-, Katas-
ter-, Gesundheits-, Umwelt- und Landwirtschaftsbehörden.88 Neben diesen 
staatsorganisatorisch festgelegten Verwaltungs- und Verbandsebenen finden 
sich noch aufgabenbezogene Kooperationsformen auf Kreis- und Gemeinde-
ebene.89 Der Fragmentierungsgrad der Landes- und Kommunalverwaltung 
in Deutschland hat mit Blick auf Effektivität und Integrationskraft ein kriti-
sches Ausmaß erreicht.

Kreise sind genauso wie Gemeinden trotz einheitlicher demokratischer 
Legitimationsgrundlage auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene „nur“ 
Verwaltungsträger. Sie verfügen nicht über legislative Kompetenzen.90 Krei-
se sind rechtsfähige Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechtes und 
Gemeindeverband zugleich. Die Mitglieder des Kreises sind alle Einwohner 
des Kreisgebietes. Das Kreisgebiet besteht aus der Gesamtheit der kreisange-
hörigen Gemeinden und gemeindefreien Gebiete. Durch seinen Charakter 
als Gebietskörperschaft hat der Kreis eine direkte Leistungs- und Legitimati-
onsbeziehung zu seinen Einwohnern.91 

Als Verband der kreisangehörigen Gemeinden ist der Kreis verpflichtet, 
die gemeindlichen Interessen sorgfältig wahrzunehmen. Eine direkte Vertre-
tung der Gemeinden in der Kreisvertretung ist nicht vorhanden. Die Idee des 
Gemeindeverbandes basiert auf dem Gedanken der „Solidargemeinschaft“ 
aller kreisangehörigen Gemeinden. Durch Definition von Unterstützungs-
leistungen sollen im Konsens zu starke Leistungsunterschiede zwischen den 
kreisangehörigen Gemeinden ausgeglichen werden. Ziel ist die Gewährleis-
tung „gleichwertiger Lebensverhältnisse“ im Kreis. 

Insofern schafft die Verbandsstruktur des Kreises eine geeignete orga-
nisatorische Plattform für einen sensiblen Interessenausgleich zwischen 

87	 Vgl. ebenda.
88	 Vgl. ebenda.
89	 Vgl. ebenda.
90	 Vgl. ebenda.
91	 Vgl. Gern, Alfons, 2003, Deutsches Kommunalrecht, 560 und Nierhaus, Michael, 2003a, Kommu-

nalrecht für Brandenburg, 174 sowie Schmidt-Aßmann, 1996, Perspektiven der Selbstverwal-
tung der Landkreise. In: DVBl, 535.
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den Gemeinden.92 Seine Doppelfunktion als Gemeindeverband und Bezirk 
der unteren Staatsverwaltung ermöglicht die Verwirklichung der Prinzipi-
en von Einheit und Einräumigkeit der Verwaltung. Es gelingt ein kreisge-
bietsbezogener effektiver Ausgleich zwischen den staatlichen Fach- und den 
Gemeindeverbandsinteressen.93 

Daraus resultieren verwaltungspraktische und verfahrensverkürzende 
Effekte. Sie haben zur steigenden Attraktivität der Kreisebene für Aufgaben-
verlagerungen geführt.94 In den aktuellen Reformkonzepten der Länderver-
waltungen spielt deswegen die Kreisstufe eine wichtige Rolle. Bislang fach-
lich und räumlich fragmentierte Behörden sollen auf dieser Ebene soweit wie 
möglich zusammengeführt werden. Die Bedeutung der Kreisstufe innerhalb 
der Staatsorganisation in Deutschland wird damit zunehmen. Insbesondere 
die Staats- aber auch die Gemeindeebene haben also ein großes Vertrauen 
in die historisch gewachsene Leistungs-, Integrations- und Konfliktlösungs-
fähigkeit der Kreisebene.95

92	 Vgl. Schmidt-Aßmann, ebenda, 535–536.
93	 Vgl. Schmidt-Aßmann, 1996, a. a. O., 536–537.
94	 Vgl. ebenda.
95	 Vgl. ebenda.
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Tabelle 1: Verwaltungsgliederung der Länder und Dimensionen ihrer Kreise

Bundesland
 

 
Gemeinden

 

kreisfreie
Städte

Kreise
 

Einwohner Fläche Dichte

Mittelwert der Kreisstufe

Baden-Württemberg 1.110 9 35 250.726 986 254

Bayern 2.056 25 71 126.179 964 131

Brandenburg 420 4 14 155.030 2.054 75

Hessen 426 5 21 224.587 971 231

Mecklenburg-Vorpommern 849 6 12 99.311 1.888 53

Niedersachsen 1.024 8 38 189.036 1.200 158

Nordrhein-Westfalen 396 23 31 343.470 1.000 343

Rheinland-Pfalz 2.306 12 24 126.878 783 162

Saarland 52 0 6 175.413 428 410

Sachsen 510 3 10 297.587 1.757 169

Sachsen-Anhalt 1.039 3 11 178.244 1.806 99

Schleswig-Holstein 1.125 4 11 201.771 1.389 145

Thüringen 992 6 17 104.952 903 116

Gesamt 12.305 108 301 190.245 1.241 181

Quellen: Eigene Berechnungen und Statistisches Bundesamt, Stand: 31.12.2006; 
Statistisches Landesamt Sachsen, Stand: 30.06.2005 und aktuelle Angaben der Land-
kreistage und Innenministerien der Bundesländer, Stand: 18.09.2008.



46 Jens Tessmann

1.2.2	 Rechtsstellung und Aufgabenbestand

Ihre verfassungsrechtliche Garantie erhalten die Kreise bundesverfassungs-
rechtlich durch Art. 28 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz sowie durch analoge Re-
gelungen der Landesverfassungen. Die Gemeindeverbände und damit die 
Landkreise haben danach das Recht auf kommunale Selbstverwaltung im 
Rahmen der Gesetze. 

Dieser verfassungsrechtliche Schutz beinhaltet einerseits eine in-
stitutionelle Rechtssubjektsgarantie“ und andererseits eine objektive 
„Rechtsinstitutionsgarantie“.96 Die „Rechtssubjektsgarantie“ sichert somit 
den institutionellen Bestand der Landkreise als kreiskommunale Körper-
schaft an sich, aber nur begrenzt individuell. Insofern sind Veränderungen 
des Kreisgebietes im Sinne einer Reduktion der Kreise verfassungsrecht-
lich grundsätzlich zulässig. Allerdings kann dies nur aus überwiegenden 
Gründen des öffentlichen Wohls geschehen.97 Durch die Forderung der 
Verfassung nach einer direkt vom Volk gewählten Kreisvertretung wird ein-
drucksvoll der besondere Schutz der Landkreise als tragende Elemente der 
demokratischen föderalen Staatsorganisation der Bundesrepublik deutlich.

Die objektive „Rechtsinstitutionsgarantie“ garantiert den Landkreisen 
den verfassungsnotwendigen Aufgabenbestand und die Art der Aufgaben-
erfüllung. Art. 28 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz gewährt der kreiskommunalen 
Körperschaft insofern das Recht der kommunalen Selbstverwaltung im Rah-
men ihres gesetzlichen Aufgabenkreises. Es gilt nicht die „Allzuständigkeit“ 
im Rahmen der Gesetze, sondern der Aufgabenbestand ist abhängig von den 
Kompetenzzuweisungen durch den jeweiligen Landesgesetzgeber. Gegen-
über den Gemeinden als „originärer“ ist der Kreis also nur ein „derivativer“ 
(gesetzesabhängiger) Selbstverwaltungsträger. 

Damit der Kreis als Institution erhalten bleibt und von einer lebendi-
gen Selbstverwaltung gesprochen werden kann, bedarf es allerdings eines 
Mindestbestandes an kreiskommunalen Aufgaben98.99 Der Landesgesetz-
geber ist also verpflichtet bei der Modifizierung und Modernisierung der 
Aufgabenverteilung (Funktionalreformen) den typischen übergemeindli-
chen und kommunaldemokratischen Charakter des Kreises zu erhalten. Im 

96	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 560–561 und Nierhaus, 2003a, a. a. O., 174–175 sowie Ipsen, Jörn, 2003, 
Die verfassungsrechtliche Stellung der Landkreise, 1 ff. 

97	 Vgl. Erbguth, Wilfried, 2004, Modellvorhaben Verwaltungsreform Mecklenburg – Vorpommern, 
2.

98	 BVerfGE 6, 19 (23); 83, 363 (383).
99	 Vgl. auch Nierhaus, Michael, 2003b, VII. Das Selbstverwaltungsrecht der Kreise (Satz 2), 1059–

1060 und Nierhaus, 2003a, a. a. O., 174–176 sowie Erbguth, 2004, 2. ebenso Gern, 2003, a. a. O., 
561 und Rothe, Björn, 2004, Kreisgebietsreform und ihre verfassungsrechtlichen Grenzen, 93–94 
und Tettinger, Peter J., 2000, III. Das Recht der Selbstverwaltung für die Gemeindeverbände, 738.
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Gemeinde-Kreis-Verhältnis gilt bei der Aufgabenwahrnehmung grundsätz-
lich das Subsidiaritätsprinzip. Eine örtlich radizierte Aufgabe kann insoweit 
nur vom Kreis übernommen werden, wenn die Aufgabe aufgrund mangeln-
der Leistungsfähigkeit (Defizite in der Verwaltungskraft) unerledigt bleibt 
oder ein unverhältnismäßiger Kostenanstieg droht.100 

Ebenso besitzen nur die Gemeinden ein universelles Zugriffs- und 
Aufgabenerfindungsrecht auf gesetzlich nichtbesetzte Aufgabenfelder.101 
Da eine trennscharfe Abgrenzung der Kreisaufgaben weder möglich noch 
zweckmäßig sein dürfte (Flexibilitätserfordernis), weisen die Landesverfas-
sungen und Kreisordnungen den Kreisen ihre kreisintegralen Aufgaben nur 
durch Generalklausel zu.102 Das Land Brandenburg z. B. überantwortet den 
Kreisen nach § 1 Abs. 1 Satz 2, §§ 2,4 LKrO Bbg die überörtlichen, ergän-
zenden, ausgleichenden und fördernden Aufgaben. Zusätzlich müssen die 
Kreise Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung und (ausnahmsweise) 
staatliche Auftragsangelegenheiten erledigen. 

Damit der Kreis diese Aufgaben ordnungsgemäß ausführen kann, hat er 
im Rahmen seiner Eigenverantwortlichkeit u. a. Satzungs-, Planungs-, Perso-
nal-, Organisations- und Finanzhoheit zur Wahrnehmung der Existenzauf-
gaben.103 Wesensmerkmal der überörtlichen Aufgaben ist grundsätzlich ihr 
Bezug auf den Einzugsbereich mehrerer kreisangehöriger Gemeinden. Sie 
sind also nicht nur in einem Ort radiziert oder ihre Wahrnehmung übersteigt 
die Leistungsfähigkeit von einzelnen Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaf-
ten (Ämtern) und interkommunalen Zusammenschlüssen.104 

Die einzelaufgabenbezogene Zusammenarbeit zwischen den Orten hat 
z. B. im Land Brandenburg Vorrang vor der Erledigung durch den Kreis. 
Die Bildung eines kreisähnlichen Verbandes durch Zusammenschluss aller 
kreisangehörigen Gemeinden ist jedoch nicht zulässig.105 Beispiele für über-
örtliche Aufgaben sind Größere Museen, Verkehrsbetriebe für ein Kreisge-
biet, Naturschutzgebiete, Naturparks, Kreisentwicklungsplanung, Immissi-
onsschutz, Kreisstraßen und Abfallentsorgung. 

100	 Vgl. Henneke, Hans-Günter, 2002, Sind Gemeindeverbände dem aufgabenumverteilenden Ge-
setzgeber schutzlos ausgeliefert? 465–468.

101	 Vgl. ebenda.
102	 Nach BVerwGE 101, 99 ff. sind das insbesondere Ergänzungs- und Ausgleichsaufgaben.
103	 Vgl. Nierhaus, 2003b, a. a. O., 1059, Nierhaus, 2003a, a. a. O., 177, Gern, 2003, a. a. O., 562 und Muth, 

Michael und Andere, 2005, Kommunalrecht in Brandenburg, LKrO-Kommentar zu § 2, 20.02., S. 3.
104	 Siehe aktuell zur verwaltungspraktischen Schwierigkeit der Abgrenzung von örtlichem und 

überörtlichem Bezug der Aufgabenwahrnehmung des öffentlichen Personennahverkehrs Ja-
rass, Hans, 2006, Aktivitäten kommunaler Unternehmen, 2 ff sowie den Verweis auf Thieme und 
Schmidt-Aßmann von Tettinger, 2000, a. a. O., 739.

105	 Vgl. Nierhaus, 2003a, a. a. O., 178–179, Gern, 2003, a. a. O., 562 und Rothe, 2004, a. a. O., 94.
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Neben diesen überörtlichen Aufgaben nimmt der Kreis auch Aufgaben in 
Ergänzung zur örtlichen kommunalen Selbstverwaltung wahr. Zu Gewähr-
leistung einer gleichwertigen und kostengünstigen Versorgung im Kreisge-
biet unterhält der Kreis vor allem öffentliche Einrichtungen, deren Einzugs-
bereich über das Gebiet einer einzelnen Gemeinde hinausgehen und die 
Leistungsfähigkeit der Ortsebene übersteigen. Dazu zählen Krankenhäuser, 
Spezialkliniken sowie Altenwohn- und Pflegeheime, Erwachsenenbildungs-
stätten (Volkshochschulen und Akademien), Jugendeinrichtungen, Hallen-
bäder und Sporthallen.106

Im Sinne des Solidargedankens des Kreises als Verband von kreisange-
hörigen Gemeinden nimmt der Kreis darüber hinaus Ausgleichsaufgaben 
wahr. Zur Vermeidung von zu großen Niveauunterschieden innerhalb der 
Ortsstufe gewährt der Kreis den leistungsschwächeren Gemeinden säch-
liche, personelle und finanzielle Unterstützung. Eine vollständige Beseiti-
gung der Unterschiede im Sinne einer Nivellierung soll allerdings vermie-
den werden. Generell gelten der Subsidiaritätsgedanke, die Möglichkeit der 
Zweckbindung sowie der Rahmenvorgaben für die Aufgabenerledigung. 
Ausgleichende Unterstützungsleistungen sind z. B. Vergabe von Finanzzu-
weisungen für den Bau und Unterhalt von Schulen, Feuerwehren, Kinder-
gärten und Sportplätzen sowie den Ausbau von Gemeindestraßen und den 
Erhalt von Kulturdenkmälern. Ebenso gewährt der Kreis Beratungs- und Pla-
nungshilfen sowie Technische- und organisatorische Unterstützung.107

Hinsichtlich der Aufgabenverteilung im Gemeinde-Kreis-Verhältnis be-
sitzt der Kreis die Möglichkeit, mit Zustimmung, aber auch gegen den Wil-
len einer einzelnen Gemeinde, örtliche Selbstverwaltungsaufgaben zu über-
nehmen (Kompetenz-Kompetenz).108 Durch Zwang kann es z. B. gem. § 4 
LKrO Bbg. auf Beschluss des Kreistages nur aus näher zu konkretisierenden 
Gründen des öffentlichen Wohles (z. B. Defizite wegen Leistungsschwäche) 
zum Aufgabenentzug kommen. Ebenso können nach dem gleichen Prinzip 
aufgrund von Leistungszuwachs Aufgaben auch wieder auf die gemeindli-
che Ebene zurückverlagert werden.  

Ein Anspruch auf Rückübertragung besteht jedoch nicht.109 Zusätzlich 
zum bisher genannten Aufgabenspektrum der freiwilligen und pflichtigen 
Selbstverwaltungsaufgaben sowie der Ergänzungs- und Ausgleichsaufgaben 

106	 Vgl. ebenda sowie Muth, 2005, a. a. O., § 2, 20.02.
107	 Vgl. Nierhaus, 2003a, a. a. O., 179–182, Rothe, 2004, a. a. O., 95 sowie Tettinger, 2000, a. a. O., 738–

739 ebenso Ehlers, Dirk, 1997a, Die Ergänzungs- und Ausgleichsaufgaben der Kreise, 225 ff. im 
Detail und auch Muth, 2005, a. a. O., § 2, 20.02., 3–4.

108	 Vgl. Nierhaus, 2003b, a. a. O., 1059 und Gern, 2003, a. a. O., 564 sowie Vogelsang, Klaus und Ande-
re, 2005, Kommunale Selbstverwaltung, 61.

109	 Vgl. Nierhaus, 2003a, a. a. O., 182–183.
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der Kreise gibt es in Brandenburg z. B. noch die Pflichtaufgaben zur Erfül-
lung nach Weisung. Das Land kann gem. Art. 97 Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 1, 2 
LKrO Bbg. durch Gesetz die Kreise zur Erfüllung von Aufgaben der zustän-
digen Landesbehörden verpflichten. 

Der Kreis unterliegt dabei einer begrenzten Weisungsbefugnis der Son-
derbehörden und erhält vom Land zur Deckung der Kosten einen vollen Kos-
tenausgleich für die Mehrbelastung. Beispiele110 für solche Aufgaben sind 
Gefahrenabwehr, Lebensmittelüberwachung, Denkmalschutz, Bau-, Jagd- 
und Fischereiaufsicht, Wasserschutz sowie das Vermessungs- und Kataster-
wesen sowie der Brandschutz.

Bei den staatlichen Auftragsangelegenheiten unterliegt der Kreis einem 
unbeschränkten Weisungsrecht durch die Fachaufsichtsbehörden. Im Wege 
der Organleihe nimmt der Landrat die Aufgaben der allgemeinen unteren 
staatlichen Verwaltungsbehörde wahr, gem. § 15 Abs. 1 LOG Bbg. i. V. m. § 70 
Abs. 2 LKrO Bbg. unterliegt er dabei nicht den Weisungen des Kreistages, 
sondern nur der Dienst- und Fachaufsicht durch die obersten Staatsbehör-
den111 (Doppelfunktion des Landrates als Leiter des Gemeindeverbandes und 
der unteren Staatsbehörde).112 Im Rahmen dieser Funktion erledigt er die 
Kommunal-, Sonder- und Fachaufsicht über die kreisangehörigen Gemein-
den, Ämter und Zweckverbände; die  Aufsicht über die Fischerei- und Jagd-
genossenschaften sowie die Stiftungsaufsicht vorbehaltlich der Übertragung 
durch das Land.113

1.2.3	 Akteure der Kreisebene

Das politisch-administrative System der Kreisebene wird im Wesentlichen 
durch seine Hauptakteure getragen. Durch das Zusammenspiel ihrer Inte-
ressenartikulationen, Handlungen und Entscheidungen wird das Kreissys-
tem erst mit Leben gefüllt. Strukturiert wird es neben der Verfügbarkeit von 
Ressourcen durch komplexe Staats- und kommunalrechtliche Kompetenz- 
und Verfahrensregeln.114 Aufgrund der föderal-staatlichen Tradition des 
deutschen Regierungssystems unterscheiden sich diese normativen Rah-
menbedingungen trotz Annäherung in vielen Punkten teilweise erheblich. 

110	 Vgl. Muth, 2005, a. a. O., Kommentar zu § 3 GO Brdb, 10.03, 13.
111	 insbesondere dem Innenministerium.
112	 Vgl. Nierhaus, 2003a, a. a. O., 184, 188–189 und Gern, 2003, a. a. O., 578.
113	 Vgl. Muth, 2005, a. a. O., LKrO-Kommentar zu § 69, 20.69, 1. 
114	 Vgl. Seele, Günter, 1990, Die Kreise in der Bundesrepublik Deutschland. Verfassung, Organisati-

on und Aufgabenstellung einer Institution, 65 ff und Püttner, Günter, 1972, Die politische Funk-
tion des Kreises als Selbstverwaltungskörperschaft und seine Organisation. In: Verein für die Ge-
schichte der Deutschen Landkreise e. V., Der Kreis, Band 1, 145–146.
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In Abhängigkeit von der Kreisordnung ist die formale Kräfte- und Macht-
konstellation deshalb unterschiedlich.115 Hauptakteure sind der Kreistag und 
seine Ausschüsse, der Landrat und „seine“ Kreisverwaltung, die Kreisein-
richtungen, die Kreisvereine/-verbände, die Kreisbevölkerung und die kreis-
angehörigen Städte, Gemeinden und Ämter.116 

Im Zentrum des Kreissystems stehen Kreistag, Landrat und die Kreis-
bürgerschaft. Letztere legitimiert durch demokratische Direktwahl für die 
Dauer von fünf Jahren117 den Kreistag als ihre Vertretungskörperschaft. Als 
zentrales politisches Repräsentativorgan des Kreises hat der Kreistag „parla-
mentsähnlichen“ Charakter. Gleichwohl ist der Kreistag immer noch staats-
organisatorisch das Hauptorgan einer Selbstverwaltungsinstitution ohne 
legislative Rechte.118 Seine ehrenamtlichen Mitglieder besitzen nicht den 
Status eines Parlamentsabgeordneten. Ihnen fehlen deshalb z. B. Immu-
nität und Indemnität. Binnenstruktur und Arbeitsweise haben sich jedoch 
weitestgehend den staatlichen Volksvertretungen angenähert.119 Der Kreis-
tag entscheidet über alle wesentlichen Angelegenheiten des Kreises, legt die 
Grundsätze der Verwaltung des Kreises fest, überwacht die Verwaltungstä-
tigkeit, ist oberste Dienstbehörde und Vorgesetzter der Kreisverwaltungsspit-
ze für den Bereich der Gemeindeverbandsangelegenheiten. Letzteres trifft 
nicht auf die Staatsbehördenfunktion des Landrates zu. Beim Vollzug dieser 
Aufgaben unterliegt der Landrat „nur“ den Weisungen der übergeordneten 
Landesbehörden.120

Zur Einberufung, Festlegung der Tagesordnung, Leitung und Ordnung 
der Kreistagsitzungen gibt es einen Kreistagvorsitzenden. In einigen Bun-
desländern wird er vom Kreistag gewählt. Ansonsten hat der Landrat den 
Vorsitz im Kreistag.121 Zur Entlastung und fachlichen Entscheidungsvorbe-
reitung bildet der Kreistag ähnlich den Parlamenten ein Ausschusssystem. 
Zu Unterscheiden sind fakultative (z. B. Bildungs- und Kulturausschuss) und 
(nicht in allen Bundesländern) obligatorische Ausschüsse (z. B. Finanzaus-
schuss) sowie den Kreisausschuss. Die ersten beiden Ausschussarten haben 
beratenden, der Kreisschuss beschließenden Charakter.122 Die fakultativen 
Ausschüsse können zeitlich begrenzt werden.

115	 Vgl. ebenda und Gern, 2003, a. a. O., 565 ff.
116	 Vgl. Püttner, 1972, a. a. O., 137 ff. und Gern, ebenda.
117	 Vgl. Aktuelle Fassung der Kreisordnungen der Bundesländer mit Stand 21.10.2008.
118	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 66 ff und Püttner, ebenda, 140–141.
119	 Vgl. ebenda.
120	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 565 ff und Nierhaus, 2003a, a. a. O., 185–187.
121	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 71.
122	 Vgl. Gern, a. a. O., 574 ff und Nierhaus, a. a. O., 184–187.
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Eine historische Sonderstellung nimmt der Kreisausschuss ein. In der 
Zeit der Dominanz des Ehrenamtes in der Kreisselbstverwaltung nahm er 
umfangreiche Steuerungs- und Entscheidungskompetenzen für den Kreis 
wahr.123 Damit war der Kreisausschuss ein vollwertiges drittes Kreisorgan. 
Durch Ausdifferenzierung, Professionalisierung und Aufgabenwachstum 
ist seine Zuständigkeit auf zentrale Koordinations-, Steuerungs- und Ent-
scheidungsfunktionen beschränkt worden. Der Kreisausschuss stellt damit 
im Prinzip eine Analogie zum Hauptausschuss der Gemeindeebene dar.124

Das Hauptverwaltungsorgan des Kreises ist der Landrat als Hauptver-
waltungsbeamter. Dieser traditionelle Titel wurde erst im Dritten Reich 
einheitlich für ganz Deutschland verwendet. Eine Ausnahme bildeten zwi-
schenzeitlich Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen mit der Bezeichnung 
Oberkreisdirektor.125 Ursprünglich war der Landrat in Preußen Staatsbeam-
ter und wurde vom Staat mit Zustimmung des Kreistages eingesetzt. Bis in 
die Gegenwart hinein wurden die Landräte dann vom Kreistag als kommu-
nale Wahlbeamte auf Zeit gewählt.126 Seit Mitte der 1990er Jahre wird der 
Landrat direkt gewählt. Seine Amtszeit beträgt zwischen 6–10 Jahre. 

Als Leiter der kreiskommunalen sowie unteren staatlichen Verwaltungs-
behörde nimmt er eine einzigartige Doppelfunktion im politischen System 
Deutschlands war.127 Ihm obliegt die rechtliche Vertretung und Repräsen-
tation des Landkreises. Als Verwaltungschef leitet er die Geschäfte der lau-
fenden Verwaltung, arbeitet die Beschlussvorlagen für den Kreistag aus und 
vollzieht dessen Beschlüsse. Im Übrigen erledigt der Landrat die Pflichtauf-
gaben nach Weisung, die Auftragsangelegenheiten des Staates und nimmt 
die Aufgaben der allgemeinen unteren Staatsbehörde wahr.128 Er kann die 
Beschlüsse des Kreistages beanstanden und hat ein Eilentscheidungsrecht 
bei dringenden Angelegenheiten.

Zur Erledigung dieser Kreisaufgaben verfügt der Landrat über einen 
umfangreichen ausdifferenzierten, professionellen hauptamtlichen Ver-
waltungsapparat, über zugeordnete Wirtschaftsbetriebe129 und öffentliche 
Einrichtungen130. In Abhängigkeit vom Organisationskonzept besteht die 
Aufbauorganisation aus Verwaltungsleitung, Dezernaten, Querschnitts- 
und Fachämtern sowie deren Sachgebieten oder aus Verwaltungsvorstand, 

123	 Vgl. Püttner, 1972, a. a. O., 141–144.
124	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 72 ff.
125	 Vgl. ebenda, 77 ff und Püttner, 1972, a. a. O., 144 ff.
126	 Vgl. Püttner, ebenda, 144–145.
127	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 77 ff.
128	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 567 ff und Nierhaus, 2003a, a. a. O., 187 ff.
129	 Z. B. Abfallwirtschaftsbetrieb und ÖPNV-Betrieb.
130	 Z. B. weiterführende Schulen, Sonderschulen und Volkshochschulen. 
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Steuerungs-, Fach- und Servicediensten.131 Da die Kreisorganisation seit dem 
19. Jahrhundert an Umfang und Komplexität stetig zugenommen hat, ist 
grundsätzlich jeder Kreisaufgabenbereich organisatorisch mit Verwaltungs- 
oder Wirtschaftseinheiten detailliert ausdifferenziert. Beschränkte sich der 
hauptamtliche Organisationsapparat des Kreises ursprünglich auf wenige 
Generalisten so umfasst er gegenwärtig mehrere hundert Fachspezialisten 
des allgemeinen nichttechnischen und technischen Verwaltungsdienstes je 
Kreis. Auch die fachlichen Qualifikationen und deren Niveau haben analog 
zugenommen.132

Im Zuge der inneren Demokratisierung der Verwaltungen und Betrie-
be können die Beschäftigten des Kreises über ihre Personalvertretungen 
formell in umfassender Weise auf die Steuerung der Organisations- und 
Personalentwicklung Einfluss nehmen.133 Ziel ist die Vermeidung von Ver-
schlechterungen der Arbeitsbedingungen und Arbeitsverhältnisse vor allem 
im Einzelfall. Machtinstrument ist das gesetzliche Zustimmungserfordernis 
zahlreicher standardisierter Fallgruppen. Aufgrund dieser passiven Vetorech-
te kann die Verwaltungsleitung ihre Organisations- und Personalentschei-
dungen grundsätzlich nur im Konsens mit der Personalvertretung durch-
setzen.134 Die Personalvertretung ist in verschiedene Beschäftigtengruppen 
fragmentiert. Die Beschäftigtengruppen der Beamten, Angestellten und Ar-
beiter bilden gemeinsam den allgemeinen Personalrat. Daneben bestehen 
noch eine Jugend- und Auszubildendenvertretung, eine Schwerbehinderten-
vertretung und schließlich eine Gleichstellungsvertretung für die Interessen 
der weiblichen Beschäftigten.135

Beeinflusst werden die Kreispolitik und deren operativer „Kreiskonzern“ 
durch die Kreisbürgerschaft und deren Vereine sowie Verbände. Funda-
ment der demokratischen Beteiligung der Kreisbürger bilden die Wahlen 
zu den Kreistagen.136 Gewählt werden die Kandidaten nach den allgemeinen 
Wahlgrundsätzen. 

Sie repräsentieren kommunalrechtlich nicht einen bestimmten Wahl-
kreis, sondern den gesamten Kreis analog der Ortsebene.137 Im Zentrum 

131	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 112 ff; KGSt, 1996, Erfahrungen der Kreise mit der Einführung des Neuen 
Steuerungsmodells, Materialien Nr. 1 sowie KGSt, 1993, Das Neue Steuerungsmodell, Bericht Nr. 
5.

132	 Vgl. Seele, ebenda und Mäding, Erhard, 1972, Innere Organisation der Kreisverwaltung, In: Verein 
für die Geschichte der Deutschen Landkreise e. V., Der Kreis, Band 1, 195–197.

133	 Vgl. Palm, Hermann, 2005, Verwaltungsreform und Mitbestimmung, In: Blanke, Bernhard et al., 
Handbuch zur Verwaltungsreform, 297 ff.

134	 Vgl. ebenda.
135	 Vgl. ebenda.
136	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 66 ff und Püttner, 1972, a. a. O., 150 ff.
137	 Vgl. ebenda.
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der Kreispolitik soll die Wohlfahrt aller Gebietsteile des Kreises unabhängig 
von der örtlichen Zugehörigkeit des einzelnen Kreistagsabgeordneten ste-
hen. Die Dominanz einzelner Gebietsteile in der Kreispolitik soll vermieden 
werden. Wahlvorschläge können von Einzelbewerbern, Wählergruppen und 
Parteien für das gesamte Kreisgebiet eingereicht werden.138 

Die zentrale Rolle in der Kreispolitik spielen verstärkt seit 1970 die 
Parteien. Sie nominieren auf ihrem Kreisparteitag ihre Kandidaten für die 
Kreistagwahl und bestimmen auf ihrer Kreisverbandsebene die Ziele für die 
Kreispolitik. Im Zuge von Ausdifferenzierung und Spezialisierung des Kreis-
tags bilden ihre Abgeordneten im Kreistag Fraktionsgemeinschaften.139 Da-
durch wurde der Trend zur Parlamentarisierung der Kreistagarbeit beschleu-
nigt. Ebenso wie die Parteien versuchen auch andere Interessengruppen auf 
Kreisebene durch Bildung von Kreisverbänden und Kreisvereinen auf die 
Kreispolitik Einfluss zu nehmen. Das geschieht aber überwiegend mangels 
direkter politischer Verankerung auf informellem Wege in Gesprächsrun-
den mit Kreistagmitgliedern, dem Landrat/Verwaltungsvorstand oder auch 
Verwaltungsmitarbeitern.140 

Für die Bürgerschaft wurden die formalen Einflussmöglichkeiten in zwei 
Wellen institutionell und verfahrenstechnisch deutlich ausgebaut. Ausgangs-
punkt bildeten die sozialen Bewegungen der 1970er Jahre in Westdeutsch-
land und die Systemtransformation nach 1990 in Ostdeutschland.141Die 
Bürgerschaft kann gegenwärtig flächendeckend direkt über Bürgerver-
sammlungen, -antrag, -begehren und -entscheid auf die Kreispolitik Einfluss 
nehmen. Auch wurde die Direktwahl der Landräte in allen Bundesländern 
eingeführt.142 Ferner gibt es die Möglichkeit als sachkundiger Bürger bera-
tend in den Arbeitsausschüssen des Kreistages oder indirekt über Beiräte 
mitzuwirken.143 Ausländer haben in den meisten Bundesländern einen eige-
nen Ausländerbeirat. In Nordrhein-Westfalen besitzen sie sogar ab dem 18. 
Lebensjahr das aktive Wahlrecht.144 

Für den Kreis als Gemeindeverband spielen bei der Gestaltung der Kreis-
politik die kreisangehörigen Gemeinden eine wichtige Rolle. Da der Kreis als 
eigenständige Gebietskörperschaft direktdemokratisch legitimiert ist, besit-

138	 Vgl. ebenda.
139	 Vgl. Seele, ebenda, 83 ff und Janning, Hermann, 1998, Kreispolitik und Kreisverwaltung. In: Woll-

mann, Helmut/Roth, Roland, Kommunalpolitik. Politisches Handeln in den Gemeinden, 76 ff.
140	 Vgl. Bogumil/Holtkamp, 2006, a. a. O., 222–223 und Wagener, 1972a, a. a. O., 66–67.
141	 Vgl. Bogumil/Holtkamp, 2006, a. a. O., 35–37, 44–47 und Wollmann, Helmut, 1998, Kommunalpo-

litik zu neuen (direkt-)demokratischen Ufern? In: Wollmann, Helmut/Roth, Roland, Kommunal-
politik. Politisches Handeln in den Gemeinden, 37 ff.

142	 Vgl. Aktuelle Fassungen der Kreisordnungen der Bundesländer mit Stand 21.10.2008.
143	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 581 ff und Seele, 1990, a. a. O., 84–85.
144	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 360–362.
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zen die Gemeinden keine direkten formalen Einflussmöglichkeiten auf die 
Kreispolitik. Bestrebungen sie über Bürgermeisterausschüsse, Bürgermeis-
terräte oder Bürgermeisterbänke zu beteiligen, sind aus verfassungsrecht-
lichen Gründen gescheitert.145 Die einzige Ausnahme bildet gegenwärtig 
der kommunalrechtlich als Kreis definierte Regionalverband Saarbrücken. 
Er verfügt neben der Regionalversammlung (Kreistag) über einen Koope-
rationsrat aus den Bürgermeistern und gewählten Vertretern der verbands-
angehörigen Gemeinden sowie Vertretern der Fraktionen der Regional-
versammlung.146 Ihren Einfluss können die kreisangehörigen Gemeinden 
grundsätzlich also nur indirekt-informell ausüben. Das geschieht offiziell 
über Bürgermeisterkonferenzen oder Bürgermeisterrunden und inoffiziell 
über die Kreistagsabgeordneten des jeweiligen Ortes. 

Der Kreistagsabgeordnete befindet sich also systembedingt partiell in ei-
nem Interessenkonflikt zwischen seinem allgemeinen kreisbezogenen Man-
dat und seiner Verwurzelung in der kreisangehörigen Heimatgemeinde.147 
Damit dieser Konflikt nicht dauerhaft zu Gunsten des Ortsbezugs aufgelöst 
wird, enthalten ein Teil der Kreisordnungen in den Bundesländern Unver-
einbarkeitsregelungen (Inkompatibilitätsregelungen).148 Insoweit sind neben 
den Beschäftigten der Kreisverwaltung selbst sowie den Mitarbeitern von de-
ren Behördenaufsicht sowie deren Rechnungsprüfung die hauptamtlichen 
Bürgermeister der kreisangehörigen Ortsverwaltungen von der Ausübung 
eines Kreistagmandates ausgeschlossen.149 Demgegenüber ist eine Inkom-
patibilität zwischen Kreistags- und Gemeindemandat nicht vorgesehen. 

Regelmäßig kommt es deshalb zur sogenannten Kumulation politischer 
Ämter: Kreistags- und Gemeindemandat sowie kommunalpolitische Lei-
tungspositionen werden parallel ausgeübt und faktisch miteinander verbun-
den. Aufgrund der generellen Stabilität der politischen Mandatskonzentra-
tion kann der Einfluss der Gemeindeebene auf die Kreisebene indirekt als 
gut gesichert gelten.150 Insgesamt betrachtet ist das Verhältnis der Hauptak-
teure auf Kreisebene von der Dominanz des Landrates und vor allem seines 

145	 Vgl. Püttner, 1972, a. a. O., 146–150. 
146	 Vgl. §§ 211–211a Kommunales Selbstverwaltungsgesetz des Saarlandes (KSVG) vom 27.06.1997 

zuletzt geändert am 14.05.2008.
147	 Vgl. Schulenburg, Klaus, 2001, Die Kommunalpolitik in den Kreisen Nordrhein-Westfalens: Eine 

empirische Bestandsaufnahme, 287 ff.
148	 Vgl. Seele, 1990, a. a. O., 66–69 und Püttner, 1972, a. a. O., 146–150. Im Detail, aber die Kompatibi-

lität befürwortend, Zerr, Michael, 2005, Bürgermeister im Kreistag. Empirische Untersuchung am 
Beispiel Baden-Württemberg.

149	 Vgl. z. B. Kreisordnungen von Niedersachsen § 30a und Schleswig-Holstein § 26a; Stand: 
21.10.2008.

150	 Vgl. Schulenburg, 2001, a. a. O., 108 ff.
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leistungsstarken Verwaltungsapparates geprägt.151 Bewirkt wurde diese Ent-
wicklung vor allem durch wachsende Aufgabenkomplexität, Normierungs-
dichte, Standardisierung und staatliche Einbindung des Kreises. 

Der Verwaltungsaufwand ist dadurch in quantitativer aber auch in qua-
litativer Hinsicht stetig gestiegen. Die Einflusssphäre für die traditionelle 
ehrenamtliche Steuerung der Kreisselbstverwaltung durch den Kreistag und 
den Kreisausschuss hat sich demgegenüber immer weiter reduziert.152 Lag 
der Schwerpunkt der Aufgabenerledigung noch im 19. Jahrhundert weitest-
gehend im ehrenamtlichen Bereich und bei wenigen hauptamtlichen Gene-
ralisten, so hat sich das Verhältnis bis in die Gegenwart hinein zu Gunsten 
der Fachspezialisten aus der Hauptamtsverwaltung verschoben. 

Sie haben nicht nur die gesamte operative Aufgabenerledigung über-
nommen, sondern nehmen auch Einfluss auf die strategische kreispolitische 
Steuerung. Die Beschlussvorlagen und alternativen Entscheidungsoptionen 
werden im Prinzip von ihnen unter Einbeziehung der Eliten aus den Fach-
ausschüssen des Kreistages vorbereitet.153 Die Ausgliederung von öffent-
lichen Leistungen an privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich organisierte 
selbständige Aufgabenträger hat diesen Trend zum hauptamtlich dominier-
ten Fachexpertentum noch verstärkt. 

Zur Aufrechterhaltung seiner Agenda-Setting- und Kontrollfunktion hat 
sich auch der Kreistag durch Binnendifferenzierung, Professionalisierung, 
Spezialisierung und Ausweitung der Gremienarbeit angepasst.154 Im Ergeb-
nis hat sich der Kreistag weitestgehend faktisch in ein Kreisparlament ver-
wandelt. Dem entspricht auch die selektive Sozialstruktur der  Mandatsträger. 

So wird die Kreistagarbeit schwerpunktmäßig durch höher Gebildete mit 
großem Zeitbudget ausgeübt (z. B. Lehrer, Beamte und besonders Rentner).155 
Im Verhältnis zu den übrigen Kreisakteuren hat der Landrat aus der Pers-
pektive der Kreistagmitglieder eindeutig die größte Bedeutung. Wesentlich 
dafür ist seine Funktion als Leiter der Staatsverwaltung im Kreis und deren 
(wachsende) Dominanz im Aufgabengefüge des Kreises. Die Einführung der 
Direktwahl des Landrates hat im Vergleich zur Direktwahl des hauptamtli-
chen Bürgermeisters dagegen kaum eine Machtverschiebung bewirkt.156 

Der Einfluss der Kreisvereine und Kreisverbände ist generell dann umso 
größer, je besser er organisiert und mit Ressourcen ausgestattet ist. Es do-
miniert der Einfluss von Kreisorganisationen der Parteien, Wirtschafts- 

151	 Vgl. ebenda, 323 ff.
152	 Vgl. Püttner, 1972, a. a. O., 139 ff.
153	 Vgl. Janning, 1998, a. a. O., 76 ff.
154	 Vgl. ebenda und Bogumil/Holtkamp, 2006, 220–225.
155	 Vgl. Schulenburg, 2001, a. a. O., 65–86.
156	 Vgl. ebenda, 246 ff.
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und Wohlfahrtsverbände. Kleineren Gruppierungen gelingt es kaum auf 
Kreisebene überörtliche Sach- und Finanzinteressen durchzusetzen.157 Di-
rekte Bürgerbeteiligung in Form von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
sowie moderne Elemente der kooperativen Demokratie scheinen für die 
Kreispolitik bisher keine große Rolle zu spielen. Die Kreispolitik berührt den 
Kreisbürger dafür zu selten direkt.158

1.2.4	 Kreisgebiet und Regionalisierung

Für den Kreis als gebietskörperschaftlich verfassten Verwaltungsträger bildet 
das Hoheitsgebiet die Ausgangsbasis und die räumliche Grenze sämtlicher 
Aktivitäten. Verwaltungsrechtlich gesehen kann bzw. muss der Kreis sowohl 
als Gemeindeverband wie auch als untere Staatsbehörde seine Aufgaben nur 
im Rahmen seiner überörtlichen Zuständigkeit und damit auf seinem Kreis-
gebiet ausüben. Der konkreten organisatorischen Gestaltung der verschie-
denen Leistungsprozesse sind somit Grenzen gesetzt (z. B. dem Grad der 
Aufgabenverlagerung im Rahmen von Kreiskooperationen und Zusammen-
arbeit mit Privaten).159

Das Kreisgebiet umfasst dabei alle kreisangehörigen Gemeindegebiete 
und die gemeindefreien Gebiete (soweit es sie noch gibt).160 Das Stadtgebiet 
der kreisfreien Städte (auch mitunter Stadtkreise genannt) gehört nicht zum 
Hoheitsgebiet des Kreises. Generell ist jedes Kreisgebiet exakt von anderen 
Kreisgebieten umgeben. Eine Ausnahme bilden nur die Kreise, deren Ge-
bietsgrenze gleichzeitig die Nationalstaatsgrenze bildet. Das deutsche Staats-
gebiet ist somit lückenlos mit einem Kreisnetz überspannt.161

Innerhalb seines Gebietes hat der Kreis das Recht und die Pflicht Auf-
gaben des „eigenen und übertragenen Wirkungskreises“ wahrzunehmen. 
Bezugssubjekte des Aufgabenvollzuges und der Leistungserbringung sind 
insoweit alle Personen, die sich auf dem Kreisgebiet befinden. Insbesondere 
sind das die kreisangehörigen Einwohner und Bürger, die gegenüber dem 
Kreis besondere Rechte und Pflichten besitzen (genannt werden soll hier nur 
das aktive und passive Wahlrecht). 

157	 Vgl. ebenda, 252 ff.
158	 Vgl. Franke-Polz, Tobias, 2005, Direkte Demokratie in Mecklenburg-Vorpommern. In: Koste, And-

reas, Direkte Demokratie in den deutschen Ländern. Eine Einführung, 158; Schulenburg, eben-
da, 185 ff und Janning, 1998, a. a. O., 81.

159	 Vgl. Mäding, 1972, a. a. O., 191–193 und Nierhaus, 2003a, a. a. O., S. 174 ff. sowie Thieme, Werner, 
1984, Verwaltungslehre, 172 ff.

160	 Im engeren Sinne sind das alle vermessenen und beim staatlichen Katasteramt eingetragenen 
Flurstücke.

161	 Vgl. Mäding, 1972, a. a. O., 191–193.
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Die Kreisaktivitäten beziehen sich darüber hinaus aber auch auf Durch-
reisende und Gäste sowie auf privatwirtschaftliche Unternehmen (z. B. 
Wirtschaftsförderung).162 Die Bevölkerungs- und Unternehmenszahl, deren 
Struktur, Konzentration und Austauschbeziehungen auf dem Kreisgebiet 
bilden die wesentliche Grundlage für die Nachfrage nach überörtlichen Leis-
tungen. Neben diesen direkten subjektbezogenen Tätigkeiten wurzeln im 
Kreisgebiet aber auch noch objektbezogene bzw. indirekt subjektbezogene 
Aktivitäten. 

Konkret sind das alle Leistungen, die sich auf die natürliche Umwelt163 im 
weitesten Sinne beziehen. Individuum164, Kollektiv165 und Umwelt mit ihren 
Interdependenzen bilden die Kreisstruktur, welche das Leistungsprogramm 
des Kreises wesentlich beeinflusst.166 Diese Bezugselemente bestimmen 
auch die Ressourcenausstattung des Kreises ganz überwiegend. Öffentlich-
rechtliche Abgaben, privatrechtliche Entgelte und vor allem Finanzmittelzu-
weisungen von Bund und Land bemessen sich nach den genannten Varia-
blen. Wichtig ist insoweit die Erkenntnis, dass alle diese Faktoren auf das 
Kreisgebiet als relativ starren Bezugspunkt bezogen sind. 

162	 Vgl. ebenda.
163	 Geographische, geologische, zoologische, botanische und topographische Strukturen.
164	 Natürliche Personen: Einwohner, Bürger, Gäste und Durchreisende.
165	 Juristische Personen: Private Unternehmen und öffentlich-rechtliche Organisationen.
166	 Vgl. Mäding, 1972, a. a. O., 192–193 und allgemein zum Verwaltungsraum auch schon Peters, 

Hans, 1949, Lehrbuch der Verwaltung, 94–101.
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Abbildung 1: Kreisgebietsgliederung Deutschlands, Stand 2005
Quelle: Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., Anhang.
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Im Unterschied zu privaten Unternehmungen ist es dem Kreis als öf-
fentlich-rechtliche Gebietskörperschaft eben grundsätzlich nicht gestattet 
auf Bezugselemente in anderen Hoheitsgebieten zuzugreifen oder sich de-
rer zu entledigen.167 Dieser Fakt hat für die Aufgabenprogrammierung sowie 
auf die Gestaltung des Leistungsprozesses ganz erheblichen Einfluss und 
schließt bestimmte Handlungsoptionen aus.168 In der Literatur wird die Ho-
mogenität der Kreisleistungen durch die normative Standardisierung von 
Bundes- und Landesgesetzgeber mit Blick auf das Prinzip der verfassungs-
rechtlich gebotenen „Gewährleistung von gleichwertigen Lebensverhältnis-
sen im Bundesgebiet“ betont. 

Praktisch ergeben sich selbstverständlich aufgrund der empirisch nach-
weisbaren Heterogenität der Bezugsfaktoren teilweise erhebliche Abwei-
chungen bei Kreisleistungen.169 Der Kenntnis über die Strukturbedingungen 
des Kreises und damit der Strukturanalyse kommt also eine große Bedeu-
tung zu. Die Kreise haben insofern ein erhebliches Interesse an der Raum-
forschung innerhalb des Kreisgebietes. Nur so ist eine problemorientierte, 
differenzierte und insoweit optimale Aufgabenerfüllung in einer dynami-
schen Umwelt zum Wohle der Bürger möglich. Seiner die unterschiedliche 
Leistungskraft der kreisangehörigen Gemeinden ausgleichenden und deren 
Leistungsprogramm erweiternden Funktionen als überörtlicher Gemeinde-
verband kann der Kreis so am Besten nachkommen.170 

Während das Kreisgebiet als juristische und vor allem politisch-adminis-
trative Kategorie relativ exakt definiert wurde, weist der Regionsbegriff eine 
diffuse Mehrdeutigkeit auf.171 Diese begriffliche Unschärfe hat seiner vielfälti-
gen Verwendung durch die Politik und Wissenschaft keinen Abbruch getan. 
Je nach Perspektive der jeweiligen Fachdisziplin gilt der Regionsbegriff als 
zweckgebundene Raumabstraktion im Sinne eines Idealtypus. Die Klassifizie-
rung von Regionen, „ihre Zentren und Grenzen, ihre innere Struktur und ihre 
hierarchische Anordnung“ sind also abhängig vom Erkenntnisinteresse.172 

Trotzdem haben sich multifunktionale Raumabgrenzungen zur Identi-
fikation von geographischen Räumen besonders im Bereich der Raumord-
nung durchgesetzt. Die abstrahierende und generalisierende Regionsbildung 
führt so zur effektiven Komplexitätsreduktion in der Debatte. Inwieweit sich 

167	 Ausnahmen: z. B. Amtshilfe bei gebietskörperschaftsfremden Personen, Kreiskooperationen etc.
168	 Für das „Kreismanagement“ gibt es also erheblich weniger Freiheitsgrade als für das „Privatma-

nagement“.
169	 Verwiesen sei hier auf die unterschiedlichen Entwicklungen der Kreisstrukturen im Zuge der Ost-

West Teilung und des Transformationsprozesses nach der Wiedervereinigung.
170	 Vgl. Mäding, 1972, a. a. O., 193–194.
171	 Vgl. Lautner, Gerd, 1999, Die Region als Rechtsbegriff und Betrachtungsgegenstand der Verwal-

tungswissenschaft, 409–411.
172	 Vgl. Sinz, Manfred, 1995, Region, 805–806.
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räumliche Abstraktionen zur Beschreibung von komplexen gesellschaftli-
chen Problemzusammenhängen eignen, bleibt dabei zunächst außen vor. 
Methodisch erfolgt die Regionsbildung entweder nach dem Ähnlichkeits-
prinzip173 oder nach dem Verflochtenheitsprinzip174. 

Für die Zwecke der Raumordnung und Landesplanung wurden Regio-
nen auf deskriptiv-normative Art abgegrenzt. So sind im Zuge der Regio-
nalplanung der Länder Gesetze geschaffen worden, die für Analyse und Pla-
nungszwecke Regionen nach funktionalen Kriterien unter Berücksichtigung 
der Verflechtungsbereiche der zentralen Orte ordnen. Daneben gelten auch 
Stadt-Umland-Verbände, freiwillige kommunale Zusammenschlüsse und 
grenzüberschreitende Kooperationsräume als Planungsregionen.175

Tabelle 2: Planungsregionen in Deutschland

Planungs-
Regionen

Land Träger der Regionalplanung

1 Hamburg Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt

1
Bremen Behörde des Senators für Umwelt, Bau, Verkehr und 

Europa

1 Saarland Ministerium für Umwelt

1 Berlin Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

3 Hessen Regierungspräsidien

4
Mecklenburg-
Vorpommern

Regionale Planungsverbände

4 Thüringen Regionale Planungsgemeinschaften

5
Schleswig-
Holstein

Planungsräume des Innenministeriums

173	 Kategorisierung nach einem bestimmten gemeinsamen Merkmal (z. B. Industrieregion, ländli-
che Region oder auch Gemeinde, Kreis). 

174	 Kategorisierung nach Interaktionsbeziehungen bzw. funktionalen Zusammenhängen zwischen 
Systemelementen (z. B. Arbeitsmarktregion, zentralörtlicher Verflechtungsbereich).

175	 Vgl. Sinz, 1995, a. a. O., 806–808.
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5
Nordrhein-
Westfalen

Bezirksregierungen

5 Rheinland-Pfalz Planungsgemeinschaften

5 Brandenburg Regionale Planungsgemeinschaften

5 Sachsen Regionale Planungsverbände

5 Sachsen-Anhalt Regionale Planungsgemeinschaften

12
Baden- 
Württemberg

Regionalverbände und Region Stuttgart

18 Bayern Regionale Planungsgemeinschaften

34
Niedersachsen Zweckverband Großraum Braunschweig, Region Hanno-

ver und die Landkreise

109 Summe der Planungsregionen in Deutschland

Quelle: Eigene Darstellung nach Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, 2009, 
Träger der Regionalplanung, http://www.bbr.bund.de vom 16.02.2009.

Durch die zunehmende Verlagerung von Kompetenzen der Mitgliedstaaten 
auf die EU-Ebene, kommt der Bildung von Analyseregionen für europäische 
regionalpolitische Zwecke eine steigende Bedeutung zu.176 Sie stehen bei der 
Strukturförderung der EU im regionalen Wettbewerb zueinander. 

Die Raumkategorie Region bildet einen Gegenpol zum Bedeutungs-
verlust der  klassischen Raumstrukturen.177 Im Zentrum der Regiona-
lisierungsdebatte steht die Förderung von territorial integrierten sowie 
sektorenübergreifenden Akteursnetzwerken. Sie sollen zur Stärkung der 
Innovations- und damit Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Wirtschafts-
struktur im internationalen Standortwettbewerb führen. Ziel ist die Heraus-
bildung von flexibel spezialisierten Produktionssystemen (Clusterbildung) 
und die Entstehung von leistungsfähigen „regionale[n] Netzwerknoten“. An 
diesen ökonomisch begründeten Bedeutungszuwachs der Regionalebene 

176	 Vgl. ebenda und auch Mecking, 1995, a. a. O., 56–57, genauso wie Stüer, Bernhard, 2004, Region 
und Regionalisierung, 6–7 und Benz, Arthur, 1999, Regionalisierung, Theorie-Praxis-Perspektiven, 
31–36.

177	 Vgl. Läpple, Dieter, 1998, Globalisierung – Regionalisierung, 61–69 und Benz, 1999, a. a. O., 26–36.
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knüpft die fachwissenschaftliche Kontroverse mit ihrer Betonung der regio-
nalen dezentralen Struktursteuerung- und Vernetzung an.178 

Seit Anfang der 1990er Jahre erkennen auch die Entscheidungsakteure 
aus Politik und Verwaltung wieder verstärkt das Potential von Innovations-
strategien zur Optimierung der regionalen Strukturen. Diese Regionalisie-
rungstendenzen führen zur gezielten Steuerung von regionalen Netzwerken 
durch Installation von neuen heterogenen Kooperationsformen zwischen 
den regionalen Akteuren (Regional Governance).179 Unter Moderation der 
Landesregierung bzw. Bezirksregierungen bildeten sich in fast allen Bundes-
ländern Regionalkonferenzen, Regionalforen oder -verbände zur regional-
politischen Konsensfindung heraus.180 Eine Modernisierung der klassischen 
(insoweit kleinteiligen) Raumeinteilung zur Angleichung von Lebens-, Pla-
nungs- und Verwaltungsraum stehen deshalb im Zentrum der Reformpoli-
tik der Bundesländer.181

1.3	 Zustand und Tendenzen der Raumentwicklung

1.3.1	 Grundtendenzen

Die Entwicklung des Raumes als geographisches Systemaggregat ist einbet-
tet, in die Komplexität der gesellschaftlichen und technischer Veränderun-
gen. Zur Beschreibung des Entwicklungsstandes und der Entwicklungsper-
spektive des Territoriums der Bundesrepublik Deutschland müssen daher 
die für diesen Raumausschnitt dominierenden Entwicklungsdimensionen 
analysiert werden. Grundlage der räumlichen Veränderungen ist der tech-
nologische, ökonomische und mentale Strukturwandel.182 Die Verfügbarkeit, 
Verbreitung und der Entwicklungspfad von Technologien hat besonders in 
High-Tech-Gesellschaften einen entscheidenden Einfluss auf alle Lebensbe-
reiche. Ging in den 1990er Jahren von der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie noch ein tief greifender Veränderungsschub aus, so hat sich 
der Wandel derzeit abgeschwächt. Als zentrale moderne Schlüsseltechnolo-

178	 Vgl. Hellmer, Friedhelm und Andere, 1999, Mythos Netzwerke. Regionale Innovationsprozesse 
zwischen Kontinuität und Wandel, 48–49 und auch Läpple, 1998, a. a. O., 69–79.

179	 Vgl. Benz, Arthur, 2005, Verwaltung als Mehrebenensystem, 22.
180	 Vgl. Hellmer, 1999, a. a. O., 50–51.
181	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 34–39 und 336–337.
182	 Vgl. Rosenfeld, Martin T. W./Kronthaler, Franz/Kawka, Rupert, 2006, Zukunft der Regionalent-

wicklung in Deutschland – welche Auswirkungen haben langfristige sektorale, technologische 
und gesellschaftliche Veränderungen? In: Gans, Paul/Schmitz-Veltin, Ansgar, Demographische 
Trends in Deutschland. Folgen für Städte und Regionen. Teil 6. Räumliche Konsequenzen des de-
mographischen Wandels, 17 ff.
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gie ist sie aber weiterhin Voraussetzung für den technologischen Wandel 
insgesamt.183

Der Einsatz der IuK-Technologien hat die Verfügbarkeit und den Aus-
tausch von akustischen, schriftlichen und Bildinformationen deutlich aus-
geweitet und verändert. Transaktionskosten sind gesunken; der Zugang zu 
Informationen, Ressourcen, Waren und Dienstleistungen wurde verbessert. 
Produktions- und Kommunikationsprozesse konnten erheblich beschleu-
nigt und optimiert werden.184 Auf diese Weise hat diese Schlüsseltechnologie 
einen erheblichen Einfluss auf das Wirtschaftswachstum und die Organi-
sation der Arbeit ausgeübt. Neue betriebliche Organisationsformen sowie 
die umfassende Vernetzung der nationalen Volkswirtschaften wurden be-
fördert. Die Öffnung der Kapital- und Gütermärkte, die Privatisierung, De-
regulierung sowie die Senkung der Transportkosten nach dem Ende des 
Kalten Krieges haben den weltwirtschaftlichen Integrationsprozess ebenso 
entscheidend beeinflusst.185 

Der Aktionsradius der Unternehmen wurde ausgeweitet und damit 
die internationale Standortkonkurrenz nach Faktorpreisen und Ressour-
cenverfügbarkeit intensiviert. Daraus resultierte in den letzten Jahren eine 
zunehmende internationale Funktionsteilung der Weltwirtschaft nach kom-
parativen Vorteilen. Unternehmen und Regionen müssen sich auf ihre 
Kernkompetenzen und damit auf ihre spezifischen wirtschaftlichen Stärken 
konzentrieren.186 Es bilden sich branchen- und spartenspezifische regionale 
Produktionscluster heraus. In diesem Prozess haben die traditionellen, auf 
die Nation bezogenen, Wirtschaftsstrukturen ihre Bedeutung verloren. Die 
weltwirtschaftliche Integration ist keine Integration der nationalen-, sondern 
primär der regionalen Strukturen. 

Insoweit befinden sich nicht die Nationen, sondern die Regionen im in-
ternationalen Wettbewerb.187 Das hat auf die Wirtschaftsstruktur in Deutsch-
land erhebliche Auswirkungen. Auf der Basis bestehender regionaler Struk-
turvorteile und Produktionsnetzwerke konzentrieren sich noch stärker als 
bisher Arbeitskräfte, Kapital, Forschung, Technologie und kreatives Poten-
tial. Bestehende und schon international erfolgreiche (vernetzte) Ballungs-
kerne und Agglomerationen profitieren von dieser wirtschaftlichen Entwick-
lung. Sie können tendenziell ihre Stärken weiterentwickeln und zusätzliche 
Potentiale erschließen.188

183	 Vgl. ebenda, 18–20.
184	 Vgl. ebenda.
185	 Vgl. ebenda, 20–23.
186	 Vgl. ebenda.
187	 Vgl. ebenda.
188	 Vgl. ebenda, 25–30.
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Begleitet werden diese technologischen und ökonomischen Veränderun-
gen seit der Mitte der 1990er Jahre von einem Wandel hin zu postmodernen 
Lebenseinstellungen und Werten.189 Demokratisierung, Gleichberechtigung, 
Umweltschutz und altruistische Ziele werden überlagert von Individua-
lisierung, Hedonismus und gestiegener Leistungsbereitschaft. Für junge 
Erwachsene in Deutschland steht danach der persönliche Nutzen einer Tä-
tigkeit im Vordergrund. Daraus resultiert eine gestiegene Nachfrage nach in-
dividuellen Dienstleistungen und Produkten sowie vielfältigen Freizeitange-
boten.190 In diesem Sinne gewinnen Regionen als Lebens- und Arbeitsraum 
an Bedeutung, die hohes Einkommen und die Erfüllung der individuellen 
Lebensqualität versprechen. Gleichwohl sind in Teilen der Gesellschaft Soli-
daritäts- und soziale Sicherheitswerte noch fest verankert.191 

Das Wertgefüge wird dabei von der Einschätzung der wirtschaftlichen 
Situation beeinflusst. Unsicherheitsgefühle hemmen die räumliche Mobili-
tät. Entwicklungsperspektiven in prosperierenden Regionen werden von die-
sen Bürgern daher weniger genutzt. Diese Grundtendenzen der Gesellschaft 
wirken sich sehr unterschiedlich auf die Teilräume in Deutschland aus.192

1.3.2	 Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung

Die raumwirtschaftlichen Disparitäten innerhalb der Bundesrepublik neh-
men spätestens seit den 1990er Jahren drastisch zu. Von einer „Gleichwer-
tigkeit der Lebensbedingungen“ im Bundesgebiet entfernt sich die regiona-
le Raumentwicklung immer stärker. Auch wenn das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) von 1995 bis 2006 national stetig um ca. 20 % gewachsen ist, haben 
davon die Regionen sehr ungleich profitiert.193 Westdeutschland deutlich 
stärker als Ostdeutschland und dabei der Süden jeweils am stärksten. Von 
den drei Raumtypen verstädterter Raum, Agglomerationsraum und ländli-
cher Raum weisen die Agglomerationsräume in Westdeutschland das größte 
Wirtschaftswachstum deutschlandweit auf – dicht gefolgt von den verstäd-
terten Räumen. In Ostdeutschland ist das Verhältnis umgekehrt. Die ländli-
chen (vor allem peripheren) Räume bilden das Schlusslicht der Wachstums-
bilanz.194

189	 Vgl. ebenda.
190	 Vgl. ebenda.
191	 Vgl. ebenda.
192	 Vgl. ebenda.
193	 Vgl. Statistisches Bundesamt, 2007, Statistisches Jahrbuch, 623 und eigene Berechnungen.
194	 Vgl. ebenda und Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), 2005, Raumordnungsbe-

richt, 41–52 und 85–90.



66 Jens Tessmann

Im Prozess der zunehmenden internationalen Funktionsteilung der 
Wirtschaft geraten die Raumtypen allgemein und damit auch die ländlichen 
Räume in einen intensiven Wettbewerb um die besten Standortbedingun-
gen. Aufgrund der geringen Produktivität (Bodenwert) der Agrarflächen in 
Deutschland sind die ländlichen Räume selbst im Bereich der Landwirt-
schaft nur noch eingeschränkt konkurrenzfähig. Chancen gibt es aber im 
Bereich der Freizeit- und Tourismusindustrie. Dort können die ländlichen 
Räume vom steigenden Erholungswert ihres Naturraumes profitieren. Da-
bei müssen sie jedoch Bezug nehmen auf den Trend zu individualisierten 
Dienstleistungen.195 Erfolgreiche ländliche Freizeitregionen zeigen, dass 
Produktvielfalt und Produktintegration zu einem nachhaltigen Wirtschafts-
wachstum führen können.196 

In den Sektoren industrielle High-Tech-Produktion, unternehmensbezo-
gene Dienstleistungen, Finanzierung, Handel und Forschung/Entwicklung 
haben vor allem die Agglomerationsräume erhebliche Standortvorteile.197 
Dort konzentrieren sich schon traditionell Kapital, Betriebe, Forschungsein-
richtungen und hoch qualifizierte Arbeitskräfte. Gut funktionierende sek-
torübergreifende Produktionsnetzwerke konnten sich etablieren und ihre 
Zusammenarbeit optimieren. Die Nähe zum verstädterten Raum bietet ein 
reichhaltiges Freizeit- und Kulturangebot.198 Relative Offenheit und Toleranz 
fördern vielfältige Lebensweisen. Besonders die so genannten Metropol- 
bzw. Stadtregionen können ihren Bürgern ein breit gefächertes Lebens- und 
Kulturangebot machen. Gerade für leistungsstarke, gebildete junge Erwach-
sene und an Vielfalt interessierten Menschen können die Ballungszentren 
also ein optimales Lebens- und Arbeitsangebot machen.199 

Die räumliche Nähe im Netzwerk eines Produktionsclusters und zu einer 
Vielfalt von Freizeit-, Kultur- und Konsumangeboten spielt also immer noch 
eine dominante Rolle für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Regi-
onen. Die rasante Expansion moderner Kommunikations-, Informations- und 
Transporttechnologien hat bisher nicht zu einer Relativierung sozioökonomi-
scher räumlicher Ballungsvorteile geführt.200 Vielmehr zeigt sich in Deutsch-
land genauso wie auf der Welt allgemein eine immer weiter zunehmende 
Verstärkung der Bedeutung der Ballungszentren. Das sozioökonomische Un-

195	 Vgl. Rosenfeld u. a., 2006, a. a. O., 20–21.
196	 Vgl. BBR, ebenda.
197	 Vgl. Rosenfeld u. a., 2006, a. a. O., 17 ff.
198	 Vgl. ebenda.
199	 Vgl. Kleger, Heinz/Lomsky, André/Weigt, Franz, 2006, Schluss: Stadtregionen im Vergleich – Visi-

onen, Realitäten und der politische Weg. In: Dies, Von der Agglomeration zur Stadtregion. Neue 
politische Denk- und Kooperationsräume, 399 ff.

200	 Vgl. Rosenfeld u. a., 2006, a. a. O., 26–30.



67Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

gleichgewicht zwischen dem ländlichen Raum und den hoch verdichteten Ag-
glomerationen hat in der Tendenz (Ausnahmen) zugenommen.

Von den Effizienzvorteilen dieser Technologien konnten also bisher die 
Ballungsräume stärker als die ländlichen Räume profitieren.201 Die Ursachen 
können in den derzeit begrenzten Nutzungsmöglichkeiten des ländlichen 
Raumes (Wachstumsgrenzen), den allgemeinen Ballungsvorteilen sowie in 
den Lebenseinstellungen (Werten) der Menschen gesehen werden. Inwie-
weit sich aus den Ballungsnachteilen und damit den Raumvorteilen der Dis-
persionsräume auch ein solider allgemeiner Strukturvorteil erwachsen kann, 
bleibt abzuwarten. Emissionsprobleme, Siedlungs- und Freiraumknappheit 
sowie die Entwicklung von intelligenten spezifisch-ländlichen Nutzungsopti-
onen könnten zukünftig durchaus wieder zu steigender sozioökonomischer 
Attraktivität des ländlichen Raumes führen.

Im Moment erscheint die Raumstruktur der Bundesrepublik deutlich 
ungleich entwickelter als vor 1990 und 1980. Verschiedene Prognosen bestä-
tigen diese Auseinanderentwicklung wenn auch mit Unterschieden bei der 
Bewertung der Intensität dieses Prozesses.202 Für die Bundesrepublik mit ih-
rem Verfassungsanspruch von möglichst „gleichwertigen Lebensbedingun-
gen“ im Bundesgebiet ergeben sich daraus sozial- und wirtschaftspolitisch 
enorme Steuerungsherausforderungen.203 Dem Staat stehen aus verfassungs-
rechtlichen, finanziellen und ökonomischen Gründen jedoch nur begrenzte 
Ausgleichs- und Förderinstrumente zur Strukturentwicklung zur Verfügung. 
Grundsätzlich steht er vor dem Dilemma der Stärkung der Wachstumsregi-
onen im internationalen Wettbewerb der Leistungszentren versus Umvertei-
lung zur Strukturförderung der schrumpfenden Regionen.204

Dabei konkurrieren die hohen nationalen Ausgleichs- und Förderstan-
dards des vormals solidarischen Bundesstaates mit im internationalen Ver-
gleich überwiegend deutlich niedrigeren Standards. Besonders extrem ist 
die Konkurrenz mit den neuen Wachstumsregionen in den aufsteigenden 
neuen Industrieländern Asiens. Staaten wie China haben sich mit Blick auf 
ihre ehrgeizigen nationalökonomischen Entwicklungsziele zur radikalen 
Konzentration der Ressourcen auf die Wachstumskerne (Urbanisierungs-
euphorie) entschieden.205 Das führt entgegen einer ausgleichend-solidari-
schen Raumordnungsidee zu einer sozioökonomischen und ökologischen 

201	 Vgl. ebenda.
202	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 85 ff. und Prognos, 2007, Zukunftsatlas 2007 – Deutschlands Regionen im 

Zukunftswettbewerb.
203	 Vgl. BBR, ebenda, 91–107.
204	 Vgl. ebenda.
205	 Vgl. Siry, Manfred, 2006, Die Megacity Chongqing. Chinesischer High Speed Urbanismus. In: Kle-

ger, Heinz und Andere, Von der Agglomeration zur Städteregion, 365 ff.
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„Ausbeutung“ des ländlichen Raumes zu Gunsten der Agglomerationen.206 
Um den raumordnungspolitischen Charakter des solidarischen Bundesstaa-
tes zu Gunsten der Lebensqualität möglichst aller Bürger zu bewahren, sind 
intelligente Entwicklungsprogramme notwendig.

Die zunehmende Konzentration des Wirtschaftswachstums in den deut-
schen Ballungszentren wirkt auch auf die übrigen Strukturparameter des 
Raumes ein. Bevölkerungs-, Beschäftigungs-, Siedlungs- und Freiraument-
wicklung sowie die räumliche Verflechtung folgen aus regionaler Perspekti-
ve weitgehend dem ökonomischen Entwicklungstrend.207 Auf lokaler Ebene 
allerdings divergieren oftmals die Raumparameter voneinander und auch 
von ihrer regionalen Ausrichtung. So kann in einer Kommune mit starkem 
Wirtschaftswachstum trotzdem eine geringere Bevölkerungs-, Siedlungs- 
und Beschäftigungsentwicklung existieren. Ursache ist das traditionelle 
Auseinanderfallen von Wohn- und Arbeitsort sowie die neue Tendenz der 
Entkoppelung des Wirtschafts- vom Beschäftigungswachstum. Andererseits 
können Konzentration und Strukturwandel zum engen nebeneinander von 
Wachstums- und Schrumpfungskommunen führen.208

Für die Raumentwicklung auf regionaler Ebene kommt es auf die positi-
ve Bilanz der unterschiedlichen lokalen Ausprägungen und Zusammenhän-
ge an. Sofern die positiven Strukturentwicklungen im regionalen Verflech-
tungsraum überwiegen und sich gegenseitig potenzieren, relativieren sich 
lokale Schrumpfungstendenzen sehr schnell. Negative Auswirkungen vor 
Ort können dann durch das Wachstum der Nachbarorte sogar überkompen-
siert werden.209 Diese Entwicklung kann z. B. in Nordrhein-Westfalen und 
natürlich besonders in Bayern und Baden-Württemberg beobachtet werden. 
Trotz radikalem Strukturwandel, Unternehmensverlagerung und Arbeits-
platzabbau vor Ort gibt es in der regionalen Nachbarschaft hohe Wachs-
tumsraten und Beschäftigungschancen. Weitaus negativere Auswirkungen 
können dagegen in Regionen mit ausschließlich schrumpfenden Orten fest-
gestellt werden. Das betrifft weite Teile Ostdeutschlands und dort besonders 
die Peripherie.210

Der großflächige Niedergang der ostdeutschen Industrie- und Agrar-
strukturen im Zuge der Transformation zur Marktwirtschaft nach 1990 
führte zu massiven Wachstumseinbrüchen. Anhaltende Beschäftigungslo-
sigkeit breiter Bevölkerungsschichten (unabhängig vom Bildungsstand) war 

206	 Vgl. ebenda.
207	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 85 ff.
208	 Vgl. ebenda.
209	 Vgl. ebenda.
210	 Vgl. ebenda.
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die Folge. Erst in den letzten Jahren weisen einige Städte als so genannte 
„Hot Spots“ teilweise beachtliche Wachstumserfolge auf.211 

Diese Erfolge reichen im interkommunalen Vergleich nicht nur an west-
deutsche Wachstumsraten heran, sondern übertreffen auch die Raten vieler 
Westkommunen. Insgesamt betrachtet hat die Entwicklung jedoch zu einer 
großen Abwanderung der erwerbsfähigen Bevölkerung hin zu den westdeut-
schen Ballungszentren geführt.212

Den Schwerpunkt bilden dabei junge, weibliche und qualifizierte Per-
sonen. Da die Abwanderung nicht durch entsprechende Zuwanderungen 
ausgeglichen wurde, weisen diese Räume eine folgenreiche negative Be-
völkerungsentwicklung auf.213 Die quantitativ und qualitativ negative Wan-
derungsbilanz führt zusätzlich zur starken Bevölkerungsabnahme auch zu 
einer negativen Bevölkerungs- und Sozialstruktur.214 Der hohe Verlust von 
potentiellen Eltern junger und mittlerer Jahrgänge mit gutem Qualifikati-
onsniveau und Verdienstaussichten führt zur räumlichen Konzentration von 
hilfebedürftigen Empfängern von Sozialleistungen.215 Dazu zählen neben 
den gering qualifizierten jungen perspektivlosen Männern auch die älteren 
Dauererwerbslosen aller Bildungsschichten sowie die steigende Zahl der 
pflegebedürftigen Rentner. 

Diese dauerhafte Konzentration von Hilfe- und Transferempfängern 
führt zur starken Betreuungsbelastung der Kommunen und der öffent-
lichen Haushalte. Die Kommunen und Regionen verfügen aber aufgrund 
des Wachstumsdefizits nicht über die nötigen endogenen Ressourcen, um 
diesen Aufwand zu kompensieren. Sie sind vielmehr auf umfangreiche Mit-
telzuweisungen von der EU-Ebene, vom Bundesstaat und aus dem Länder-
finanzausgleich angewiesen.216 Auf ein kompensatorisches nebeneinander 
von starken und schwachen Kommunen oder auf ein Wachstumszentrum 
kann nur vereinzelt zurückgegriffen werden. Den Entwicklungskernen ge-
lingt es bisher nur im unmittelbaren Umland Wachstum zu induzieren. 
Großflächige Ausstrahlungseffekte wie in Süddeutschland hin zu polyzen-
tralen Wachstumsregionen sind noch nicht erkennbar.217

211	 Vgl. Prognos, 2007, a. a. O.
212	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 29 ff, 85 ff. und 107 ff.
213	 Vgl. Birg, Herwig, 2005, Die demographische Zeitenwende. Der Bevölkerungsrückgang in 

Deutschland und Europa, 148 ff.
214	 Vgl. Bertelsmann Stiftung, 2006, Wegweiser Demographischer Wandel 2020. Analysen und 

Handlungskonzepte für Städte und Gemeinden, 13 ff.
215	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 29 ff.
216	 Vgl. Müller, Walter, 2006, Räumliche Auswirkungen des demographischen Wandels auf die öf-

fentlichen Finanzen. In: Gans, Paul/Schmitz-Veltin, Ansgar, Demographische Trends in Deutsch-
land, 84 ff.

217	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 107 ff. und Prognos, 2006, a. a. O.
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Abbildung 2: Trend der Bevölkerungsentwicklung bis 2020
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 32.
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Abbildung 3: Trend der Entwicklung der Hochbetagten
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 38.
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Obwohl die Wanderungsbewegung zu den westdeutschen Wachstumsregio-
nen noch wahrnehmbar ist, hat sie sich doch gegenüber den 1990er Jahren 
abgeschwächt.218 Ziel der ostdeutschen Wanderungsbewegungen sind ver-
stärkt die binnenregionalen Entwicklungskerne219 und vor allem ihr Umland 
geworden. Sie können von einem deutlichen Bevölkerungszuwachs von 
jungen, qualifizierten und leistungsfähigen Personen aus dem sehr struk-
turschwachen Umland, aber auch aus Westdeutschland profitieren.220 Ent-
sprechend gering ist in diesem prosperierenden Stadtumland der Aufwand 
an Transfer- und Sozialleistungen. Die kommunalen Einnahmen sind dem-
gegenüber aufgrund der hohen Verdienste dieser Bürger hoch. Daraus ergibt 
sich eine positive Kosten-Nutzenbilanz für die kommunalen Haushalte.221 
Auch im Westen gibt es strukturschwache Regionen mit ähnlich negativer 
demographischer Entwicklung durch Abwanderung in die Agglomerations-
räume. Die Intensität ist aber nicht so groß wie bei der Ost-West-Wanderung. 

Betroffen sind dort vor allem periphere ländliche Regionen an der ehe-
maligen Grenze zum Ostblock und Teile des Ruhrgebietes und des Saar-
landes wegen der Stilllegung und Verlagerung der Montanindustrie.222 Die 
Auswirkungen sind insgesamt aber nicht so gravierend wegen der relativen 
Nähe zu den wachstumsstarken Agglomerationsräumen. Konnten die länd-
lichen Räume als Rand- bzw. Zwischenräume der Agglomerationen noch bis 
in die 1990er Jahre hinein Zuwächse verbuchen, so hat sich das Wachstum 
in der Folgezeit zu Gunsten der Agglomerationen deutlich abgeschwächt.223

Einige westdeutsche ländliche Peripherieräume weisen aber auch hohe 
Wachstumsraten auf. Dort gelang es auf der Basis eines intelligenten Pro-
duktionsnetzwerkes, einer guten Verkehrsinfrastruktur verbunden mit güns-
tigen Bodenpreisen eine tragfähige regionale Wirtschaftsstruktur zu bilden. 
Diese ländlichen Räume weisen daher auch eine positive demographische 
Entwicklung auf.224 Der überwiegende Teil der ländlichen westdeutschen 
Zwischenräume zeigt analog der ökonomischen Konzentrationsbewegung 
auf die Agglomeration hin noch eine stabile demographische Entwicklung. 

Ein anhaltender Zentralisierungstrend könnte allerdings auch dort zu 
Abwanderung führen. Sofern die wirtschaftsräumliche Entwicklung an die 
Tendenz vor 1997 anknüpft, könnte es auch wieder durch Auslagerung aus 

218	 Vgl. Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 2006, Die demographische Lage der Nati-
on. Wie zukunftsfähig sind Deutschlands Regionen? 44–45.

219	 Vgl. BBR, ebenda, 85 ff.
220	 Vgl. BBR, ebenda, 35 ff. und Prognos, ebenda, 6.
221	 Vgl. BBR, ebenda, 107 ff.
222	 Vgl. ebenda, 35 ff. und 85 ff.
223	 Vgl. ebenda, 42–44.
224	 Vgl. ebenda, 86.
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den Agglomerationsräumen zu weiterem Wachstum kommen. 225 Derzeit 
gibt es allerdings keine Anzeichen dafür und der Trend weist eher in Rich-
tung Verdichtung der bestehenden Agglomerationen und Optimierung der 
internationalen Ballungsraum-Kooperation. Auf nationaler Ebene gibt es ei-
nen generellen Trend zur stetigen Abnahme der Bevölkerung in Deutschland 
in Verbindung mit einem Strukturungleichwicht hin zur Überalterung.226 

Kann die Abnahme der Bevölkerung auch durchaus noch positiv beurteilt 
werden, so ergeben sich jedoch aus dem Ungleichgewicht der Altersstruk-
tur große Probleme für das Gemeinwesen. So muss in Zukunft eine kleiner 
werdende Altersgruppe der jungen und mittleren Personen eine wachsende 
Gruppe der älteren und alten Personen versorgen.227 Zusammen mit einer 
weiteren Ausweitung der Bildungsphase von jungen Menschen entsteht ein 
großes Missverhältnis zwischen Erwerbstätigen und Transferempfängern. 
Ein allgemein schrumpfendes Netto-Einkommen für die Gesamtbevölke-
rung, Altersarmut und Versorgungsdefizite könnten zu enormen Spannun-
gen zwischen den Generationen führen. Ausgleichend könnte eine Auswei-
tung der Produktivität und Beschäftigungsbeteiligung wirken.228 

Raumwirtschaftlich problematisch wird sich die räumliche Konzent-
ration und Segregation zwischen Transferempfängern und Beschäftigten 
auswirken. In den Agglomerationen konzentrieren sich die Beschäftigten 
und in den ländlichen peripheren (ostdeutschen) Regionen verbleiben die 
erwerbslosen älteren Transferempfänger.229 Die jungen Transferempfänger 
in Ausbildung konzentrieren sich auf die Stadtregionen (Oberzentren). Regi-
onale sozioökonomische Isolation erschwert die endogenen Ausgleichs- und 
Entwicklungsperspektiven und verfestigt hohen exogenen interregionalen 
Transferbedarf. In Deutschland kann also von einer Tendenz der raumwirt-
schaftlichen Differenzierung in Transfer- und Wirtschaftsregionen gespro-
chen werden. Entwicklungsziel sollte eine ausgeglichene Transfer- und Leis-
tungsbilanz sein. 

225	 Vgl. ebenda, 42–44.
226	 Vgl. Birg, 2005, a. a. O., 97 und Tutt, Cordula, 2007, Das große Schrumpfen. In: Barlösius, Eva/

Schiek, Daniela, Demographisierung des Gesellschaftlichen, 43 ff sowie Kröhnert, Steffen/van 
Olst, Nienke/Klingholz, Reiner, 2004, Deutschland 2020. Die demographische Zukunft der Nati-
on, 14–15.

227	 Vgl. ebenda, 101 ff.
228	 Vgl. ebenda, 170 ff. und Tutt, 2007, a. a. O., 43 ff.
229	 Vgl. ebenda, 148 ff.
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Abbildung 4: Beschäftigungsentwicklung 1997–2003
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 45.
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Abbildung 5: Trend der Beschäftigungsentwicklung – mittelfristiger Trend
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 46.
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1.3.3	 Siedlungs-, Verkehrs- und Naturraumentwicklung

Entsprechend der regionalen ökonomischen, demographischen und Be-
schäftigungsperspektiven verteilen sich auch räumlich die Siedlungs- und 
Freiflächenentwicklung sowie die Wohnungsbautätigkeit. Der Schwerpunkt 
der Siedlungs- und Bautätigkeit liegt damit im Umland der Kernstädte in 
den Wachstumsregionen.230 Dort bauen die einkommensstarken Familien 
schwerpunktmäßig ihre Ein- und Zweifamilienhäuser. Begünstigend wirken 
das Angebot an preiswerten Bauflächen, die relative Nähe zur Natur und zu 
den Stadtzentren gleichzeitig. Ebenso benötigt eine wachsende Anzahl an 
leistungsfähigen Singles komfortable 1- und 2-Raumwohnungen.231 

Siedlungs- und Verkehrsflächen sowie Verdichtungsgrad nehmen also in 
den Ballungsräumen kontinuierlich zu. Dagegen gibt es in den Schrump-
fungsregionen einen Überhang an Wohnungen und Leerstandprobleme. 
Insgesamt betrachtet gab es lange Zeit in Westdeutschland einen stetigen 
Trend der Siedlungsflächenzunahme, welcher sich erst aktuell verlangsamt 
hat (Suburbanisierung).232 Bei abnehmender Einwohnerzahl hat also die 
Wohn- und Verkehrsfläche und damit der Zersiedelungsgrad seit Beginn 
der Industrialisierung zugenommen. Das Angebot an Freiflächen hat des-
wegen – besonders in den Agglomerationen – fortwährend abgenommen. 
Gegenläufige Entwicklungen sind vor allem in den ländlichen Regionen Ost-
deutschlands, in Teilgebieten der Kernstädte, in den ehemaligen Grenzregi-
onen sowie in den altindustriellen Gebieten Westdeutschlands zu verzeich-
nen (Schrumpfungsregionen).233

Das örtliche Auseinanderfallen von Wohn-, Arbeits- und Freizeitfunktio-
nen zwingt die Bevölkerung zur räumlichen Bewegung zwischen den Orten 
innerhalb der Region und über Regionsgrenzen hinweg. Aus diesen räum-
lichen Interaktionen ergeben sich Pendelverflechtungsmuster.234 Innerhalb 
dieser Verflechtungen dominiert eindeutig die Pendeldistanz zwischen 
Wohn- und Arbeitsort. Ökonomisch-technologischer Wandel sowie der mo-
derne Lebensstil haben dabei zu einer massiven Zunahme des Pendelver-
kehrs und der Verflechtungen geführt.

230	 Vgl. ebenda, 85 ff.
231	 Vgl. ebenda, 63 ff.
232	 Vgl. ebenda, 53 ff.
233	 Vgl. ebenda, 62.
234	 Vgl. ebenda, 71 ff.



77Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

Abbildung 6: Wohnungsneubau 1999–2002
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 59.
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Abbildung 7: Trend der Siedlungsflächenentwicklung 2000–2020
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 57.
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Pendelziel sind trotz ökonomischer Dekonzentrationsschübe immer noch 
schwerpunktmäßig die großen monozentrischen Stadtregionen z. B. Mün-
chen, Hamburg, Stuttgart und Berlin. Aber auch kleinere Ober- und größere 
Mittelzentren sind Ziel der Berufspendler. Zwischen den Zentren bilden sich 
bandartige Strukturen und Ketten von Austauschbeziehungen heraus.235 

Im Ergebnis hat sich eine radiale räumliche Verflechtung entlang der 
großen Verkehrsachsen (Autobahnen und Schienenstrecken) gebildet. Die 
Verkehrsinfrastruktur hat damit einen erheblichen Einfluss auf den Pendel-
verkehr und die Herausbildung von Verflechtungen. Der Ausbaugrad und 
die Qualität der Verkehrssysteme hat in Deutschland ein im internationalen 
Vergleich beachtliches Ausmaß erreicht. Das betrifft den linienhaften öf-
fentlichen Personennahverkehr und besonders den flächenhaft-dezentralen 
Individualverkehr. 

235	 Vgl. ebenda, 80 ff.
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Abbildung 8: Pendlerverflechtungen 2003
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 81.
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Für die Zunahme der Pendeloptionen und damit für die großflächige Ver-
flechtung der Funktionsorte ist besonders der motorisierte Individualver-
kehr entscheidend.236 Sein Anteil am gesamten Verkehrsaufkommen liegt 
bei 38 bis 48 %. Kennzeichen ist der Motorisierungsgrad der Bevölkerung 
gemessen an der Kfz-Verteilung. Beides unterliegt seit Jahrzehnten einem 
ungebremsten Wachstum. Dabei entfällt der größte Anteil auf die einkom-
mensstarke Bevölkerung im suburbanen Raum der Umlandregionen der 
Wachstumskerne.237

Damit schließt sich der Kreis zwischen Mobilität, Einkommen, Erwerbs-
tätigkeit, Bildung, Familiengründung und Bautätigkeit als Erfolgszusammen-
hang für räumliche (regionale bzw. lokale) Wachstumschancen. Insgesamt 
betrachtet lassen die verschiedenen Entwicklungstrends trotz der zunehmen-
den Spannungen zwischen Wachstums- und Schrumpfungsregionen viele 
solide positive Zukunftsoptionen der Raumstruktur erkennen. Es zeigt sich, 
dass in den Wachstumskernen Deutschlands ein im internationalen Ver-
gleich großes Entwicklungspotential gebündelt und – wenn auch im Moment 
raumstrukturell stagnierend – auf das Umland ausstrahlungsfähig ist. 

In Abhängigkeit vom geowirtschaftlichen Kontext und der Standort-
bilanz können in der Zukunft realistisch wieder Entwicklungsimpulse für 
den äußeren Raum ausgehen. Dabei liegt es in der Hand der Akteure der 
Wachstumsregionen extreme Zersiedlung, Emission und ökonomische 
Verdichtung zu vermeiden und die Investoren auf die strukturschwachen 
Regionen „zu verweisen“. Nur so können in den Kernstädten, Verdichtungs-
räumen sowie der Peripherie gleichermaßen langfristig vitale Lebens-, Wirt-
schafts- und Sozialstrukturen entstehen (Nachhaltigkeit). Durch Aktivie-
rung des nationalräumlichen interregionalen Funktionszusammenhanges 
ergeben sich durchaus auch in der Globalisierung noch nationalregionale 
Nutzensteigerungen.

236	 Vgl. ebenda, 74–78.
237	 Vgl. ebenda, 73.
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Abbildung 9: Trends der Raumentwicklung – Synthese
Quelle: BBR, 2005, Raumordnungsbericht 2005. Berichte Bd. 21, Bonn, 85.
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1.3.4	 Ressourcenverteilung und Kreisfinanzen

Die Finanzentwicklung der Kreise und Regionen ist primär gekoppelt an 
die öffentlichen Einnahmen insgesamt; die Ausgestaltung des öffentlichen 
Finanzausgleichs- und Ergänzungssystems sowie die Entwicklung der re-
gionalen und kreiskommunalen öffentlichen Aufgaben.238 Im Gegensatz 
zur staatlichen und örtlichen Ebene verfügen die Kreise kaum über eige-
ne – direkte – Einnahmequellen. Ihre Finanzkraft ist mit ca. 90 %239 fast 
ausschließlich von staatlichen Zuweisungen und den Finanzbeiträgen der 
Kreisgemeinden (Kreisumlage) abhängig.240 Die Einnahmen aus Steuern, 
Gebühren, Entgelten und Wirtschaftstätigkeit sind dagegen minimal. 

Bei den Finanzzuweisungen und der Wahrnehmung von öffentlichen 
Aufgaben sind die Kreise weitestgehend an das Land gebunden. Der Um-
fang an freiwilligen Kreisverbandsaufgaben ist gering.241 Regionale Einnah-
mesituation und Aufgabenlast des Landes sind wesentlich abhängig vom 
regionalen Wirtschaftswachstum und der regionalen Raumentwicklung all-
gemein. Die Landeseinnahmen werden darüber hinaus noch von der Ent-
wicklung und der Stellung im Finanzausgleich beeinflusst. Aufgrund des 
solidarischen öffentlichen Finanzausgleichs spielt also das nationale Wirt-
schafts- und öffentliche Aufgabenwachstum eine große Rolle.242 Charakte-
ristikum seit 1990 ist die spezifische Transferstellung von Ostdeutschland 
im Finanzausgleich. Aufgrund des hohen Nachholbedarfs an Infrastruktur-
entwicklung und der Strukturschwäche fließt ein Großteil des öffentlichen 
Finanztransfers in die neuen Bundesländer.243 

Finanzquelle des Transfers sind vor allem die süddeutschen Wachs-
tumsregionen. Insgesamt betrachtet ist die Finanzsituation der öffentlichen 
Haushalte in Deutschland seit Jahren aufgrund des Missverhältnisses zwi-
schen Staatseinnahmen und steigenden Staatsausgaben defizitär.244 Davon 
sind auch die Landkreise betroffen. 2004 konnten 138 von den 323 (ca. 43 %) 

238	 Vgl. Zeitel, Gerhard/Ganter, Ralph, 1976, Die Kreisfinanzen, ihre Struktur und Stellung im Finanz-
system – Reformprobleme. In: Der Kreis, Band 2, Verwaltungsorganisation und Finanzsystem der 
Kreise, 314 ff.

239	 Eigene Berechnungen auf der Basis von Wohltmann, Matthias, 2007, Kreisfinanzen 2007: Atem-
pause im Westen – stagnierendes Defizit im Osten. In: Der Landkreis, Kreisfinanzen 2006/2007, 
77. Jahrgang, April/Mai, 2007, 250. 

240	 Vgl. Kirchhof, Ferdinand, 1996, Das Finanzsystem der Landkreise – Grundstruktur, Entwicklungen, 
Leistungsfähigkeit. In: Schoch, Friedrich, Die Selbstverwaltung der Kreise in Deutschland, 68–73.

241	 Vgl. ebenda.
242	 Vgl. Zeitel/Ganter, 1976, a. a. O.
243	 Vgl. Karrenberg, Hanns/Münstermann, Engelbert, 2007, Gemeindefinanzbericht 2007 im Detail. 

Aufschwung bei Gemeindesteuern – aber nicht für alle. In: der Städtetag, 5/2007, 44–45.
244	 Vgl. ebenda und Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 3 ff.
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Landkreisen keinen Ausgleich mehr zwischen Einnahmen und Ausgaben 
herstellen. In den Folgejahren stieg das Finanzdefizit an.245 Daran konnte 
auch die positive Wirtschafts- und Einnahmeentwicklung 2006/2007 nichts 
ändern. 

Bei stagnierendem Gesamtdefizit konnten 2007 131 der 313 Kreise (42 %) 
und 2008 121 Kreise (38,6 %) den Haushaltsausgleich nicht erreichen.246 Bei 
fast der Hälfte der Kreise ist die finanzpolitische Freiheit also auf Dauer in-
folge von Haushaltskonsolidierung und staatlicher Einflussnahme deutlich 
eingeengt. Zur eigenständigen Gestaltung von kreiskommunalen Selbstver-
waltungsaufgaben gibt es dort kaum Spielräume.247 Die betroffenen Kreise 
können so nur ihre kreiskommunalen Pflichtaufgaben und vor allem ihre 
Aufgaben als untere allgemeine Staatsverwaltung erfüllen. Dabei zeigen sich 
deutliche Disparitäten zwischen Nord- und Süddeutschland allgemein und 
speziell zwischen Ost- und Westdeutschland.

245	 Vgl. ebenda.
246	 Vgl. Wohltmann, Matthias, 2008, Entwicklung der Kreisfinanzen 2007/2008 – Die Landkreise im 

Zeichen der Doppik. In: Der Landkreis, 7/2008, 309–311.
247	 Vgl. ebenda.
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Abbildung 10: Haushaltsausgleich der deutschen Landkreise 2008
Quelle: Deutscher Landkreistag, 2008, http://www.kreisnavigator.de/landkreistag/, 
11.11.2008.
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Besonders defizitär entwickeln sich die öffentlichen Finanzen in den struktur-
schwachen peripheren ländlichen Räumen. So sind davon z. B. 2007 in Meck-
lenburg-Vorpommern 9 von 12, in Sachsen-Anhalt 20 von 21 und in Schles-
wig-Holstein 9 von 11 Kreisen betroffen.248 Demgegenüber schaffen in diesem 
Zeitraum alle Kreise in Baden-Württemberg (trotz enormen Aufgabenwachs-
tums infolge von Dezentralisierung!) und alle Kreise bis auf einen in Bayern 
den Haushaltsausgleich. Eine besondere Herausforderung stellt bei dauerhaf-
tem Haushaltsdefizit die Aufsummierung der Haushaltsfehlbeträge über die 
Jahre dar. Sie engen zunehmend die aktuelle Haushaltswirtschaft ein.249 

Durch Veräußerung von Kreisvermögen (z. B. Grundstücke und öffent-
liche Beteiligungen) und insbesondere Steuermehreinnahmen konnte in 
Westdeutschland die Defizitentwicklung vorübergehend gestoppt werden. 
In Ostdeutschland hingegen sind die Haushaltsdefizite – mit einzelnen 
Ausnahmen – gestiegen.250 Zur Finanzierung der laufenden Pflichtaufgaben 
muss immer stärker auf Kassenkredite zurückgegriffen werden. Sie sum-
mieren sich parallel zu den Haushaltsfehlbeträgen auf. Ihr fast exponentiel-
les Wachstum ist äußerst besorgniserregend. Bis 2007 hat sich der gesamte 
Kassenkreditbestand der Kreise seit 1992 um mehr als das Sechsfache (!) von 
0,3 Mrd. Euro auf 6,6 Mrd. Euro erhöht.251 

Die finanzielle und damit raumpolitische Handlungsfreiheit vieler Krei-
se reduziert sich daher auf Null. Stagnierten die Einnahmen der Kreise in 
der Vergangenheit, so erhöhten sie sich 2006/2007 aufgrund des nationalen 
Wirtschaftsaufschwungs und darauf beruhenden staatlichen Mehreinnah-
men. Davon konnten vor allem die Kreise in den wachstumsstarken Regionen 
Deutschlands profitieren.252 Sie konnten ihre Haushaltsdefizite verringern. 
Aber auch die strukturschwachen ostdeutschen Regionen konnten Mehr-
einnahmen durch höhere staatliche Transferbeträge verbuchen. Gleichwohl 
waren sie gezwungen den Finanzbeitrag der Kreisgemeinden (Kreisumlage) 
zu erhöhen.253 Beitragsbasis (Kreisumlagegrundlagen) der Kreisgemeinden 
und staatlicher Finanztransfer reichten nicht um die Ausgaben zu finan-
zieren. Die höchsten Anstiege von 1997 bis 2007 weisen die Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern (19,6 %), Sachsen-Anhalt (14,9 %), Brandenburg 
(6,9 %) und Schleswig-Holstein (5,5 %) auf.254 

248	 Vgl. Wohltmann, 2007, a. a. O., 248.
249	 Vgl. ebenda, 246–249.
250	 Vgl. ebenda.
251	 Vgl. ebenda.
252	 Vgl. ebenda.
253	 Vgl. ebenda, 270–272.
254	 Vgl. ebenda und eigene Berechnungen.
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Tabelle 3: Entwicklung der Hebesätze der Kreisumlage 1997–2007

Entwicklung der Hebesätze der Kreisumlage im Landesdurchschnitt 

  1997 2007 Differenz

Niedersachsen 51,58 51,84 0,26

Saarland 54,00 55,45 1,45

Nordrhein-Westfalen 45,48 48,15 2,67

Rheinland-Pfalz 34,58 37,97 3,39

Sachsen 23,01 27,02 4,01

Hessen 49,91 53,99 4,08

Bayern 43,2 47,85 4,65

Thüringen 31,02 35,71 4,69

Schleswig-Holstein 30,37 35,85 5,48

Brandenburg 37,7 44,6 6,9

Baden-Württemberg 27,91 35,44 7,53

Sachsen-Anhalt 29,62 44,51 14,89

Mecklenburg-Vorpommern 20,08 39,64 19,56

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Wohltmann, 2007, a. a. O..

Beeinflusst wird die Kreisumlage von der Höhe der Finanztransfers und vor 
allem vom Aufgabenvolumen der Kreise. Erhöhungen in Westdeutschland 
wurzeln insofern in der Aufgabendezentralisierung (Funktionalreformen) 
der letzten Jahre (z. B. Baden-Württemberg). Erhöhungen in Ostdeutschland 
sind dagegen auf sinkende Zuweisungen bei wachsenden Sozialausgaben 
zurückzuführen. Umfang der Aufgaben- und Finanzverantwortung sowie 
die Nachfrage nach Leistungen der Kreise sind also entscheidend für die 
Finanzsituation insgesamt.255 Aufgaben- und Finanzschwerpunkt der Kreise 

255	 Vgl. ebenda.
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bilden bei den laufenden Ausgaben des Verwaltungshaushaltes mit deutli-
chem Abstand von anderen Aufgabenbereichen die sozialen Leistungen 
der Jugend- und Sozialfürsorge (2007: 40,6 % in West- und 45,5 % in Ost-
deutschland). Zusammen mit den hohen Personalausgaben umfassen sie in 
Westdeutschland fast die Hälfte (2007: 47,6 %) und in Ostdeutschland weit 
über die Hälfte (2007: 62,1 %) der Gesamtausgaben des Verwaltungshaus-
haltes aus.256 

Den Vermögenshaushalt (Investitionen) dominieren mit 90,9 % in 
Westdeutschland und 83 % in Ostdeutschland die Infrastrukturleistungen 
für den Bildungs- und Straßensektor.257 Eine große finanzielle Herausforde-
rung für die strukturschwachen Kreise in den Schrumpfungsregionen stellt 
die anhaltend negative Entwicklung der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und 
Bevölkerungsstruktur dar. Das zunehmende Übergewicht älterer und pfle-
gebedürftiger Menschen sowie geringqualifizierter Dauerarbeitsloser an der 
Bevölkerung erhöht die Sozialausgaben stetig.258 

Die teilweise dramatisch abnehmende Bevölkerung insgesamt lässt 
die Infrastrukturkosten für die verbleibende Bevölkerung unangemessen 
ansteigen und bedroht damit die Tragfähigkeit. Ohne Finanztransfers aus 
dem Finanzausgleich mit den Wachstumsregionen bestehen aufgrund der 
geringen eigenen Einnahmen keine Deckungsmöglichkeiten. Mangelnde 
Entwicklungsperspektiven der Schrumpfungsregionen erschweren auf Dau-
er die interregionale und nationale Ausgleichssolidarität. Im Zuge von De-
zentralisierung und Dekonzentration der Jugend- und Sozialfürsorge wird 
auch die Finanzierung immer stärker kommunalisiert und regionalisiert.259 
Ohne ausreichende Kompensationsmechanismen dürften zukünftig die Fi-
nanzierungsprobleme und damit auch die Aufgabenwahrnehmung in den 
Schrumpfungsregionen und -kommunen immer schwieriger werden.

256	 Vgl. ebenda, 250 und eigene Berechnungen.
257	 Vgl. ebenda, 286–288 und eigene Berechnungen.
258	 Vgl. ebenda, 275–282 und weitere Nachweise in dieser Arbeit.
259	 Vgl. ebenda und Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 3.
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Tabelle 4: Kreisfinanzprognose 2007

Kreisfinanzprognose 2007 in Milliarden Euro 

Einnahmen

Verwaltungshaushalt West % Ost %

         

Steuern 0,03 0,08 0 0,00

Gebühren 2,36 6,65 0,76 8,79

Erwerbseinnahmen 0,55 1,55 0,11 1,27

Ersatz von sozialen Leistungen 0,97 2,73 0,22 2,54

Zahlungen von Verwaltungen 30,95 87,16 7,42 85,78

Kreisumlage 16,6 46,75 2,12 24,51

Zahlungen von Bund/Land 12,9 36,33 5,1 58,96

Sonstige Einnahmen 0,65 1,83 0,14 1,62

Insgesamt 35,51 100 8,65 100

Ausgaben

Verwaltungshaushalt West % Ost %

         

Personalausgaben 5,84 17,0 1,88 21,5

Laufender Sachaufwand 4,92 14,3 1,37 15,6

Zinsen 0,72 2,1 0,15 1,7

Soziale Leistungen 13,95 40,6 3,99 45,5

Zahlungen öff-Bereich 6,75 19,7 0,9 10,3

Sonstige Ausgaben 2,17 6,3 0,47 5,4

Insgesamt 34,35 100,0 8,76 100,0

 Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung nach Wohltmann, 2007, a. a. O.



90 Jens Tessmann

1.4	 Herausforderungen für die Raumpolitik

1.4.1	 Regionale Wachstumspolitik

Aus den Entwicklungstendenzen der Raumstruktur260 ergeben sich vielfäl-
tige komplexe  fachpolitische Anforderungen für die zukünftige Steuerung 
der Raumentwicklung. Leitbild der Raumordnungspolitik bildet das Konzept 
der Nachhaltigkeit der Strukturentwicklung. Schwerpunktbereiche der Steu-
erung sind daher Wachstumsförderung, Gewährleistung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge und der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen (Frei-
raumschutz und Landschaftsentwicklung).261 Ganz im Sinne des früheren 
Verfassungsziels der „Schaffung gleicher Lebensbedingungen im gesamten 
Bundesgebiet“ hat sich die Raumpolitik bis in die 1990er Jahre hinein um 
einen umfassenden Strukturausgleich bemüht. Das zunehmende Finanzde-
fizit der öffentlichen Hand, der geoökonomische Kontext sowie die enorme 
anhaltende Strukturschwäche Ostdeutschlands Erzwangen jedoch einen Po-
litikwechsel.262 

Seit dem konzentriert sich die Raumpolitik stärker auf die endogenen re-
gionalen Wachstumspotentiale. Mit differenzierten Maßnahmen werden die 
Fördermittel auf die spezifischen regionalen Kompetenzfelder gebündelt. 
Branchenschwerpunkte, intersektorale Produktionsnetzwerke, Kooperation 
zwischen Wirtschaft und Wissenschaft sowie Innovationen stehen im Zen-
trum der Förderung. Dabei wird versucht, gezielt Lücken in den regionalen 
Wertschöpfungsketten zu überwinden und Unternehmen anzusiedeln.263

Ist in den Wachstumszentren das Defizit oft von relativ kleinteilig-spezi-
eller Natur, weisen die Schrumpfungsregionen allgemeine und grundsätzli-
che Schwächen auf. Fehlt es in den Wachstumskernen punktuell an geeigne-
ten Gewerbeflächen, Verkehrsinfrastruktur oder Forschungseinrichtungen, 
so fehlen in den schwachen Regionen oftmals die Großunternehmen als 
Ausgangspunkt für ein regionales Netzwerk.264 Regionale Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik bilden dabei also eine untrennbare strategische Ein-
heit. Entwicklungsbasis müssen die regionalen Kernkompetenzen und spe-
zifischen Standortvorteile sein.265 

Die peripheren ländlichen Naturräume sollten insofern konsequent ihre 
touristischen und landschaftlichen Potentiale vermarkten. Insgesamt be-

260	 Vgl. Landkarten-Grafik des BBR, 2005, a. a. O., 85.
261	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 107–108.
262	 Vgl. ebenda, 149 ff. und 163 ff.
263	 Vgl. ebenda.
264	 Vgl. ebenda.
265	 Vgl. ebenda, 163 ff.
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trachtet muss es zu einem fairen Ausgleich zwischen den unterschiedlichen 
Entwicklungsinteressen der Regionen in Deutschland kommen.266 Aus-
gangspunkt sollte das Entwicklungspotential und die Hilfsbedürftigkeit sein. 
Aufgrund der potentiellen Ausstrahlungseffekte und positiven intra- und 
interregionalen Impulse wird daher der Förderschwerpunkt der nationa-
len Raumpolitik mittelfristig noch auf den ostdeutschen Wachstumskernen 
liegen. 

1.4.2	 Raumnutzung und Naturraumschutz

Als Ergebnis von Konzentration und Verdichtung der Wirtschaft und der Be-
völkerung in den westdeutschen Wachstumszentren ging dort der freie Na-
turraum schon seit Jahrzehnten spürbar zurück. Die Schaffung von immer 
neuen Wohn- und Produktionsflächen im nahen Umland der großen Stadt-
kerne führten zu Zersiedlung und Versiegelung der Landschaft. Umwelt-, 
Wohn-, Erholungs- und Lebensqualität wurden dadurch immer weiter einge-
schränkt.267 Damit auch zukünftig noch genügend regionale Naturlandschaft 
und Erholungsraum vorhanden ist, muss durch eine geeignete Raumpolitik 
der Naturraum aktiv geschützt und gefördert werden. Schutz und Förderung 
des Naturraumes ist dabei kein Selbstzweck, sondern aktive Investition in 
die Lebens- und Standortqualität. Regionen, denen es gelingt ein gesundes 
Gleichgewicht zwischen Wachstum und den natürlichen Ressourcen herbei-
zuführen, werden zukünftig massiv als Wohn- und Firmensitz bevorzugt.268

In Ballungsräumen sollte also darauf geachtet werden, den Naturraum-
verbrauch so gering wie möglich zu halten und vor allem neue Flächen zu 
schaffen. Durch gezielte Umwandlung von Brach- oder Abrissflächen sowie 
Gebäudeüberhängen etc. kann stark bebauter und versiegelter Innenraun 
wieder durch Naturflächen aufgelockert werden.269 Die Schaffung von Grün-
flächen, Parkanlagen und Grünstreifen wird die Wohnortattraktivität stei-
gern und kann die einkommensstarken jungen Familien in der Stadt halten. 
Extreme Stadt-Umland-Wanderungen sind so vermeidbar. Dazu muss auch 
die intensive Ausweisung von Bauflächen im Stadtumland genau überprüft 
werden. 

Mit interkommunaler Kooperation ist die Raumnutzung deutlich op-
timierbar.270 Zur Auflockerung der Ballungsräume und Vermeidung von 
Ballungsnachteilen erscheint auch die großräumigere Dekonzentration der 

266	 Vgl. Rosenfeld u. a., 2006, a. a. O., 30–31.
267	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 167 ff.
268	 Vgl. ebenda.
269	 Vgl. ebenda, 173 ff.
270	 Vgl. ebenda.
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Wirtschaftsstruktur überregional in Deutschland wieder angebracht. Die 
Verlagerung von Produktionsstrukturen in strukturschwache Gebiete mit 
Wachstumspotentialen ist daher ganzheitlich und unter dem Aspekt der 
Nachhaltigkeit betrachtet sinnvoll. So können rechtzeitig Wachstumsnachtei-
le und Attraktivitätsverluste vermieden und Schrumpfungsprozesse gestoppt 
und umgekehrt werden. Die Regionen in Deutschland erlangen so durch ef-
fektive interregionale Vernetzung und Kooperation einen großen wechselsei-
tigen internationalen Strukturvorteil. Werden diese Chancen nicht genutzt, 
können sich kurzfristige Ballungsvorteile in langfristige Wettbewerbsnach-
teile verwandeln.

1.4.3	 Infrastrukturpolitik als öffentliche Daseinsvorsorge

Neben der Naturraumpolitik und der regionalen Wachstumspolitik ist die 
Gewährleistung der öffentlichen Daseins- und Wohnungsversorgung Kern-
bestandteil einer nachhaltigen Raumpolitik. In diesem Handlungsfeld geht 
es um die Schaffung der nötigen Infrastrukturbasis für den Bürger und 
die Unternehmen. Unterschieden werden Sach- und Humankapital- sowie 
Haushaltsinfrastruktur.271 Die Sachkapital-Infrastruktur umfasst Verkehrs- 
und Kommunikationsnetze sowie technische Ver- und Entsorgungsein-
richtungen. Zur Humankapital-Infrastruktur gehören Einrichtungen der 
schulischen und beruflichen Bildung, der Weiterbildung sowie des Wissen-
stransfers. Haushaltsinfrastruktur bezeichnet Einrichtungen der Sozial-, 
Kultur- und Freizeitinfrastruktur. Die Ausprägung dieser regionalen Infra-
strukturbereiche bestimmt wesentlich die Attraktivität als Wohn- und Fir-
menstandort.272

Im Laufe der Geschichte ist die Infrastrukturausstattung, deren Qualität 
sowie die Anforderungen an sie mit dem Wandel der Gesellschaft deutlich 
gestiegen. Ebenso wie im Bereich Wirtschaftsstruktur war bis in die 1990er 
Jahre die Gleichheit bzw. der Ausgleich der Infrastrukturausstattung zentra-
les Ziel der Raumentwicklung. Im Zuge der demographischen und sozioöko-
nomischen Entwicklung in Deutschland wird derzeit die Reduzierung des 
Infrastrukturstandards auf einen Mindeststandard diskutiert.273 

Diese Änderung der Strukturförderung hat natürlich besondere Auswir-
kungen auf die strukturschwachen Regionen und nimmt Bezug auf das Aus-
einanderfallen der Regionen in Wachstums- und Schrumpfungsregionen.274 
Gibt es in den Wachstumsregionen einen steigenden Bedarf an Infrastruktur 

271	 Vgl. ebenda, 109.
272	 Vgl. ebenda.
273	 Vgl. ebenda, 135.
274	 Vgl. ebenda, 85 und 109–111.
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so nimmt der Bedarf in den Schrumpfungsregionen ab. In den Wachstums-
regionen müssen die Kapazitäten auf jeden Fall ausgeweitet und in den 
Schrumpfungsregionen reduziert werden.

 Der Transfer von öffentlichen Finanzmitteln in die strukturschwachen 
Gebiete führt dabei – in Abhängigkeit von der Transferhöhe – zur Reduktion 
von öffentlichen Investitionsoptionen in den Wachstumskernen. Da Infra-
strukturausstattung nicht nur ein Anpassungsproblem, sondern auch Stand-
ortförderung und wechselseitige Solidaritätserwartung ist, gibt es keine 
idealen Lösungen.275 Grundsätzlich sind die Trends der Raumentwicklung 
primär ein Problem für die strukturschwachen Regionen (vor allem in Ost-
deutschland). Die Herausforderung in diesen Gebieten besteht darin, trotz 
der sinkenden Nachfrage quantitativ und qualitativ ein angemessenes Infra-
strukturniveau zu erhalten.276 Über die vorhandene Nachfrage hinaus müs-
sen jedoch auch gezielt Infrastrukturanreize für eine Umkehr des Abwärts-
trends und zur Wachstumsförderung gesetzt werden. Aufgrund der nicht 
vorhandenen privat- und gemeinwirtschaftlichen Angebote muss der Staat 
noch über das durchschnittliche Niveau hinaus Zusatzangebote vorhalten.

Der überwiegende Teil der Infrastruktureinrichtungen ist aber auf eine 
Mindestauslastung zu seiner Funktionsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit an-
gewiesen. Wird diese Auslastung unterschritten ist der Betrieb im Extremfall 
unmöglich und die Kosten pro „Einheit“ übersteigen den Nutzwert deutlich. 
Dieses Phänomen wird mit dem Begriff der Tragfähigkeit umschrieben.277 
Tragfähigkeitsdefizite gibt es z. B. im Bereich Ver- und Entsorgung, ÖPNV, 
Bildung und bei Gesundheits-, Kultur- und Sozialeinrichtungen.278 Diese 
Einrichtungen sind auf eine Mindestnachfragemenge funktionstechnisch 
und ökonomisch angewiesen. Diese wird in vielen strukturschwachen Re-
gionen – besonders zukünftig – deutlich unterschritten. Zur Aufrechterhal-
tung eines bezahlbaren und qualitativ hochwertigen Angebotes müssen die 
Ressourcen (teilweise oder komplett) gebündelt und die Einzugsbereiche 
vergrößert werden. 

Eine Obergrenze bildet dabei die Erreichbarkeit bzw. Verfügbarkeit des 
Angebotes.279 In hochdispersen Regionen mit weitverstreuten Siedlungen 
und geringer Bevölkerungszahl müssen daher Kompromissvarianten sowie 
alternative Angebotsformen gefunden werden. Im Bildungsbereich sind bei 
weiterführenden Schulen (Sekundarstufe II. und Berufsschule) Regional-
schulen mit Internatslösung und Blockunterricht denkbar. Für die Grund-

275	 Vgl. Müller, 2006, a. a. O., 98 ff.
276	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 135 ff.
277	 Vgl. ebenda, 110.
278	 Vgl. ebenda, 114–135.
279	 Vgl. Grafik, ebenda, 125.
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schule sowie die Sekundarstufe I. ist jahrgangsübergreifender Unterricht 
sowie die Aufgabe des Klassenverbandes möglich.280 Im Bereich der am-
bulanten Gesundheitsversorgung könnten Allgemein- und Fachärzte sich 
zukünftig Geräte, Räume und Verwaltung in Gemeinschaftspraxen teilen. 
Trotz Spezialisierungsziel sollten Krankenhäuser eine gewisse allgemeine 
stationäre und auch ambulante Grundversorgung für die Fläche anbieten.281

Im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs wird es wohl zu einer 
Reduktion der Anbieter kommen müssen. Ebenso ist eine Anpassung der 
Fahrzeuggröße, des Fahrplans (Taktzeiten, Haltepunkte, Fahrwege) geboten. 
Ergänzt werden kann das ÖPNV-Angebot durch die öffentliche Förderung 
von privaten Fahrdiensten auf PKW-Basis. Hier kann es zu interessanten 
öffentlich-privaten Partnerschaften kommen.282 Zur Aufrechterhaltung vie-
ler sozialer und kultureller Leistungen erscheint auch die Angebots- und 
Ressourcenbündelung sinnvoll.283 In verbundenen Dienstleistungs- und 
Kulturzentren können Personal, Ausrüstung, Betriebs- und Gebäudekosten 
„geteilt“ werden. 

Auf diese Weise sind neben den wirtschaftlichen auch leistungsbezogene 
Synergien (Verbundwirkungen) erzielbar. Zur Erhöhung des Konzentrati-
onsnutzens sollten diese Zentren interkommunal und intersektoral betrie-
ben werden. Durch lokal-regionale Allianzen und Netzwerke sowie neue 
Organisations- und Produktionsformen können also auch bei disperser und 
abnehmender Nachfrage weiterhin akzeptable dezentrale Angebote in struk-
turschwachen (ländlichen) Räumen vorgehalten werden.

1.4.4	 Finanzpolitik

Mit Blick auf die schwierige Finanzsituation der öffentlichen Hand sowie der 
Kreise insgesamt und den zunehmenden räumlichen Disparitäten bei der 
Finanzausstattung sind umfassende Reformen der Organisationsstrukturen 
und eine Optimierung der Aufgabenerledigung dringend geboten. Aufga-
ben, Aufgabenprofile einerseits sowie die Organisation der Aufgabenerledi-
gung andererseits (Strukturen) müssen auf ihre Notwendigkeit, Effektivität 
und Effizienz hin überprüft werden. Organisationsziel sollte die Konzentra-
tion der Verwaltung auf ihre jeweiligen Kernkompetenzen sein. Danach soll-
te sich die Landesverwaltung primär auf die strategische Steuerung und die 
Kommunalverwaltung auf die operative Umsetzung der Aufgaben konzent-
rieren. Doppelzuständigkeiten, fachpolitische und räumliche Zersplitterung 

280	 Vgl. ebenda, 114–118.
281	 Vgl. ebenda, 124.
282	 Vgl. ebenda, 135.
283	 Vgl. ebenda, 128.
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sollte zukünftig vermieden werden. Aufsichtsfunktionen auf ein vernünfti-
ges Maß beschränkt bleiben. 

Parallel dazu müssen die staatlichen Ebenen ihre horizontalen und 
vertikalen Kooperationspotentiale ausnutzen und vorhandene Strukturen 
ausbauen. Öffentlich-öffentliche Kooperation kann dabei als Kern für die 
öffentlich-private Kooperation dienen. Durch umfassende Aktivierung von 
staatlichen, kommunalen, privat- und gemeinwirtschaftlichen Potentialen 
können Synergie- und Skaleneffekte ausgeschöpft werden. Demokratische 
Steuerungsaspekte und die Erreichbarkeit sind zu beachten.284 In peripheren 
ländlichen Räumen muss der Kontext für möglichst eigenverantwortliche 
alternative Leistungserbringung geschaffen werden. Aufgaben-, Leistungs- 
und Infrastrukturstandards sind an die regionale Situation anzupassen. 
Schrumpfungsherausforderungen sind rechtzeitig auch als Optimierungs-
chance wahrzunehmen. 

Unabhängig davon bedarf es einer dauerhaften Einigung zwischen den 
Wachstums- und Schrumpfungsregionen über das strukturell notwendige 
Transfervolumen zum Ausgleich der ungleichen räumlichen Soziallasten. 
Dazu bedarf es der Akzeptanz der gemeinsamen gesamtgesellschaftlichen 
Verantwortung für die Folgen des sozioökonomischen Wandels in Deutsch-
land. Sozialer und naturräumlicher Ausgleich muss als wichtiger Kulturfort-
schritt und Standortfaktor betrachtet werden. 

Da das Finanzvolumen des Staates im Verhältnis zum privaten und zum 
Kapitaleinkommen sinkt, ist eine größere Einbeziehung von nichtstaatli-
chem Vermögen notwendig. Die öffentliche Förderung intersektoraler Netz-
werke im Sinne von kooperativer Aufgaben- und vor allem Finanzverantwor-
tung erscheint deshalb geboten (Aktivierungsstaat).

1.5	 Ergebnisse des ersten Kapitels

Ausschlaggebend für die Entstehung und Entwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung im Laufe von 200 Jahren bis in die Gegenwart waren der 
gesellschaftliche Kontext und der Entwicklungsstand des Staatswesens. 
Der Gegensatz zwischen „echter“ kommunal-bürgerschaftlicher Selbst-
verwaltung und Staatssphäre wurde zu Gunsten eines eng verflochtenen 
komplexen öffentlichen Leistungs- und Finanzverbundes aufgegeben. Die 
Kommunen bilden im dezentralen Staat die unterste Ausführungsebene 
und nehmen damit den weit überwiegenden Teil aller öffentlichen Aufgaben 
wahr. Wachstum und Komplexitätssteigerung des politisch-administrativen 

284	 Vgl. Deutscher Landkreistag, ebenda.
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Steuerungs- und Leistungsbedarfs führten zu organisatorischer Ausdiffe-
renzierung, Spezialisierung und Professionalisierung der Kommunalver-
waltung. Der Grad der politischen Beteiligungsoptionen hat sich personell, 
organisatorisch und instrumentell deutlich ausgeweitet. War der mögliche 
Kreis der politisch Beteiligten zu Beginn auf eine kleine Zahl von vermögen-
den und gebildeten örtlichen Honoratioren beschränkt so umfasst er derzeit 
die gesamte Bürgerschaft.

Der Schwerpunkt der Aufgabenerledigung wurde vom Ehrenamt auf 
das Hauptamt und vom Generalisten auf den Fachspezialisten verlagert. 
Die Steuerung der Kommunalpolitik ist insoweit stark durch die Haupt-
amtsverwaltung und die ehrenamtlichen Fachspezialisten der Vertretungs-
körperschaften geprägt. Das kommunal-öffentliche Gemeinwesen bildet in 
der Gegenwart ein komplexes Kooperationsgefüge aus professioneller Fach-
verwaltung und Kommunalpolitik sowie privat- und gemeinwirtschaftlichen 
Partnern. Die Zukunft wird in der intelligenten lokalen und regionalen Ver-
bindung und „Aktivierung“ der Potentiale gesehen. In der Ergänzung der 
sozioökonomischen Potentiale und der Integration von Interessen, Lebens-
stilen und Arbeitsformen besteht derzeit die Kernherausforderung für die 
kommunale Selbstverwaltung. 

Grundprobleme wie die Einengung des Handlungsspielraumes durch 
staatliche Normen, massive Aufgabenzuweisung bei zunehmender finanzi-
eller Abhängigkeit zeigen eine bemerkenswerte Kontinuität und haben sich 
teilweise noch verschärft.

Von diesen Tendenzen ist auch der Kreis als Gemeindeverband und un-
tere allgemeine Staatsbehörde betroffen. Er ist aber schon traditionell als Ele-
ment der Staatsverwaltung durch eine stärkere Staatsnähe gekennzeichnet. 
Einen Gegensatz zwischen Staat und Kreisebene hat es deshalb nie gegeben. 
Sein Aufgabenbestand ist grundsätzlich abhängig von der Landesebene und 
deren Kompetenzzuweisung. Die Kreisebene wurde insoweit im Zeitverlauf 
in weit größerem Umfang in die „operative“ Erledigung der Staatsaufgaben 
einbezogen. Der Landrat als Leiter der Staatsbehörde bzw. dessen Organ und 
seine Fachspezialisten der „Staatsverwaltung“ sind deshalb im Verhältnis zur 
Kreispolitik (Kreistag) viel einflussreicher als die Hauptamtsverwaltung auf 
der Ortsebene. Die Dominanz der Staatsaufgaben zeigt sich spiegelbildlich 
in der Finanzsituation des Kreises. Seine Möglichkeiten „eigene“ kommuna-
le Kreisverbandsaufgaben wahrzunehmen ist dramatisch gesunken. Die Ab-
hängigkeit vom Staat ist gegenüber der Ortsebene also aus institutionellen 
und strukturellen Gründen weitaus größer. 

Hinsichtlich des Raumbezuges wird über Anpassungsbedarf der Steu-
erung an die weiträumigeren sozioökonomischen Verflechtungsstruktu-
ren auf Regionsniveau diskutiert. Ziel ist die Förderung von spezialisierten 
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sozioökonomischen Verbundsystemen zur Stärkung der regionalen Stand-
ortqualität im internationalen Wettbewerb. Die Region als überörtlicher 
Funktionsraum ist deshalb zunehmend Förderobjekt der EU, Bundes- und 
Landesstrukturpolitik. Der aktuelle verfassungsrechtliche Diskurs orientiert 
sich indirekt am überlieferten Raumbezug aus dem 19. Jahrhundert. Ent-
wicklung und Perspektiven des Raumsystems haben sich in den letzten 200 
Jahren grundsätzlich gewandelt. Auslöser sind die Grundtendenzen techno-
logischer, ökonomischer und soziopsychologischer Veränderungen. Moder-
ne Informations-, Kommunikations- und Verkehrssysteme haben zu einem 
exponentiellen Wachstum der Mobilität von Daten, Personen, Gütern und 
Dienstleistungen geführt. 

Interregionale Austauschbeziehungen und deren Verdichtungsgrad 
haben auf nationaler und vor allem internationaler Ebene dramatisch zu-
genommen. Das hat weltweit zu einer verstärkten Konzentration der Wirt-
schafts- und Siedlungsstruktur in und vor allem rund um die großen städti-
schen Ballungskerne geführt. 

Sie konnten im Gegensatz zum ländlich-peripheren Raum weitaus um-
fassender ihre ökonomischen Stärken weiterentwickeln und neue Potentiale 
erschließen. Die Ballungsräume profitierten darüber hinaus auch vom so-
ziopsychologischen Wandel hin zur Individualisierung und Pluralisierung 
der Arbeits- und Lebensstile der Menschen. Durch die Angebotsvielfalt der 
Konsum-, Einkommens-, Kultur-, Wohn- und Arbeitsoptionen versprechen 
diese Räume maximale Bedürfnisbefriedigung.

Auf Basis dieser Perspektiven lässt sich eine Wanderungsbilanz von 
jungen, qualifizierten, erwerbsfähigen und weiblichen Bürgern aus den 
strukturschwachen ländlichen Räumen hin zu den verstädterten struktur-
starken Räumen feststellen. Rentner, Ältere sowie Erwerbslose mit geringer 
Entwicklungsperspektive prägen die Bevölkerungsstruktur in den struktur-
schwachen Regionen. Diese anhaltende sozioökonomische Isolation hat 
zur Herausbildung von Schrumpfungsregionen als Transferempfänger und 
Wachstumsregionen als Transfergeber geführt. Diese Situation zeigt sich 
spiegelbildlich in der Finanzsituation der Kreise und deren Finanzdefizit- 
sowie Zuweisungsbedarf.

Aus diesem Entwicklungsstand der Raumentwicklung ergeben sich He-
rausforderungen der Kreise an ihre Wachstums-, Infrastruktur- und Raum-
nutzungspolitik. Im Zentrum der Wachstums- und Beschäftigungspolitik 
steht die Konzentration auf den spezifischen Standortvorteil des regionalen 
Wirtschafts- und Siedlungsverbundes. Periphere ländliche Regionen müssen 
ihre typischen touristisch-landschaftlichen Vorteile vermarkten. Wachstums-
regionen müssen auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Natur- und 
Wirtschaftsraum achten. Langfristig erscheint ein interregionaler Ausgleich 
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in Deutschland sinnvoll. Die Dichotomie von Wachstums- und Schrump-
fungsregionen ist zu überwinden. Nur so können nachhaltig Standortquali-
täten gesichert werden.

Im Bereich der Infrastrukturpolitik stehen die Schrumpfungsregionen 
vor der Herausforderung die Mindestauslastung der öffentlichen Einrich-
tungen zu sichern und dabei einen Mindeststandard zu gewährleisten. Dazu 
müssen Ressourcen gebündelt und der Dienstleistungsstandard überprüft 
werden. Konzentration auf Kernkompetenzen, Abbau von Doppelzuständig-
keiten und Überwindung von unnötiger fachlicher und räumlicher Zersplit-
terung sind wichtige Reformziele. Durch Förderung intersektoraler Netz-
werke und kooperative Aufgaben- und Finanzverantwortungsteilung in der 
Region können zusätzliche Entwicklungspotentiale erschlossen werden. 

Für das erste Kapitel haben sich insofern die Grundannahmen und The-
sen hinsichtlich der Rahmenbedingungen und Kernherausforderungen für 
die Kreisorganisation als überörtliche Gebietskörperschaft bestätigt. Eine 
Vielzahl an Daten und Fakten zeigt ein differenziertes Bild des verwaltungs-
politischen Entwicklungspfades, der Organisationscharakteristik und der 
Raumperspektiven sowie raumpolitischen Herausforderungen für die Krei-
sebene auf.
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2	 Kreisreformen zwischen 
Kooperation und Fusion

2.1	 Begriffsdefinition, Charakter und Typologie

Die Begriffe Kooperation285 und Fusion (Merger) gehören zu den in Wissen-
schaft, Praxis und in den Medien286 häufig diskutierten gesellschaftlichen 
Phänomenen. Positive und negative Auswirkungen dieses Organisations-
wandels werden oftmals kontrovers und leidenschaftlich dargestellt. Die Be-
fürworter betonen die Chancen der Synergien infolge von Bündelung und 
Koordination und die Gegner verweisen vor allem auf soziale Nachteile für 
die Mitarbeiter. War die Diskussion lange Zeit auf den privatwirtschaftlichen 
Sektor beschränkt, gewinnt die Debatte seit Mitte der 1990er Jahre auch für 
den öffentlichen Sektor immer größere Relevanz. Der wachsende Moderni-
sierungsdruck zwingt die öffentliche Hand zunehmend Ressourcen bei ein-
zelnen Aufgaben, Teilbereichen oder ganzen Behörden zu konzentrieren.287 

Mit Blick auf die Raum- und Finanzentwicklung sowie auf das Aufgaben-
wachstum durch Aufgabenverlagerung steht auch für die Kreisebene Struk-
turoptimierung auf der Agenda.288 Trotz der intensiven Debatte der beiden 
Strategien ist eine exakte Begriffsdefinition, inhaltliche Abgrenzung und 
vollständige Typologie nur in Ansätzen vorhanden. Oftmals verschwimmen 
Kooperation und Fusion miteinander; Kooperation bildet dann einen Teil-
bereich des Fusionsphänomens.289 Ebenso wird die Kooperation manchmal 
dem Netzwerkbegriff zu- bzw. untergeordnet. 

In dieser Arbeit wird für das weitere Verständnis eine eindeutigere und 
damit vereinfachende Differenzierung bevorzugt. Kooperation meint nach 
allgemeinem betriebswirtschaftlichem Verständnis die Zusammenarbeit 
zwischen mehreren Unternehmen zur Erreichung gleicher oder zumindest 

285	 Vgl. Jansen, Stephan A., 1998, Mergers & Acquisitions. Unternehmensakquisitionen und -koope-
rationen. Eine strategische, organisatorische und kapitalmarkttheoretische Einführung, 89.

286	 Vgl. Fusions- und Aquisitionsmeldungen auf der Homepage von Financial Times Deutschland: 
http://www.ftd.de. Am 10.07.2008 werden grob 7.150 Einträge zum Fusionsbegriff angezeigt! 

287	 Vgl. Jansen, Stephan A., 2004, Public Merger Management, In: Huber, Andreas et al., Public Merg-
er. Strategien für Fusionen im öffentlichen Sektor, 19–21.

288	 Vgl. Tessmann, Jens, 2007, Gebietsreformen. In größeren Kreisen denken. In: Der Gemeinderat, 
8 ff.

289	 Vgl. Jansen, 2004, a. a. O., 19, Typologiegrafik. 
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von kompatiblen Zielen.290 Im Mittelpunkt steht die Stärkung der autono-
men unternehmerischen Entscheidungsfreiheit und der Wettbewerbsfähig-
keit durch Zusammenarbeit. Wirtschaftliche und rechtliche Selbständigkeit 
der Partner sowie Freiwilligkeit in Verbindung mit Kündbarkeit der Zusam-
menarbeit sind die wesentlichen Merkmale einer Kooperation.291 Auch der 
Formalisierungsgrad und die an die Zielerreichung gekoppelte zeitliche Be-
grenzung haben Bedeutung für die partnerschaftliche Beziehung. 

Abzugrenzen sind Kooperationen von Netzwerken. Letztere sind ge-
kennzeichnet durch lose gekoppelte Beziehungen zwischen einer relativ gro-
ßen Zahl von autonomen, interagierenden Akteuren (Vertreter öffentlicher, 
privater und gemeinnütziger Organisationen). Im Gegensatz dazu weisen 
Kooperationen keine losen Kopplungen292 und Wechselseitigkeiten auf. Sie 
sind bei größerer formaler Geschlossenheit durch einen höheren Formali-
sierungsgrad gekennzeichnet. Die Interaktionskomplexität zwischen den 
Beteiligten ist Vergleich mit Netzwerken kleiner. Das betrifft vor allem dy-
adische (aus zwei Einheiten bestehende) Kooperationsbeziehungen.293 Die 
Vielzahl der Kooperationsformen lassen sich allgemein nach drei Hauptdi-
mensionen kategorisieren:

Tabelle 5: Allgemeine Kategorisierung für Kooperationsformen

Bindungsintensität Formalisierungsgrad Dispositionsfreiheit

„Schärfe bzw. Strenge“ Vertragsabschluss Zielausrichtung

Zeitliche Dauer Zielsystem Ressourceneinbringung

Leistungsspektrum Rechtsstatus Organisationsintensität

Quelle: Eigene Darstellung

290	 Vgl. Jansen, 1998, a. a. O.,  91, verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass oftmals auch Ko-
operationen zwischen Unternehmen deshalb eingegangen werden, um von den Kompetenzen 
und Ressourcen des Partners zu profitieren. In diesen Fällen liegt keine Zielgleichheit vor, aber 
eben eine Zielkompatibilität.

291	 Vgl. Fontanari, Martin, 1996, Kooperationsprozesse in Theorie und Praxis, 34–38.
292	 Lose Koppelungen dienen dem Erhalt der Autonomie bei gleichzeitiger Verhinderung von Ab-

schottung. So sind Ressourcenaustausch und ein interaktiver reflexiver Lernprozess langfristig 
gewährleistet.

293	 Vgl. Hellmer, 1999, a. a. O., 75.
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Von der Aufwands- und Ertragsgegenüberstellung her gesehen, sind antago-
nistische von komplementären Kooperationen zu unterscheiden. Bei anta-
gonistischen Kooperationen steht eher der Verteilungsaspekt im Mittelpunkt 
und nicht so sehr der gemeinsame Ertrag der Partnerschaft. Es handelt sich 
also um sogenannte Nullsummenspiele. Demgegenüber ist bei komplemen-
tären Kooperationen der gemeinsame Ertrag primäres Ziel der Verbindung. 
Das Kooperationsergebnis wird also als Positivsummenspiel bewertet.294 
Zentral für die Konfiguration von kooperativen Organisationsstrukturen ist 
jedoch die Unterscheidung nach Zugehörigkeit der Partner zu gesellschaft-
lichen Sektoren:

Privat

Öffentlich Gemeinnützig

Bürger

Abbildung 11: Sektoren der Gesellschaft
Quelle: Eigene Darstellung

Aus der Perspektive des aktivierenden und gewährleistenden Staatsverständ-
nisses sollen die Kreise entlang von Branchen und Politikfeldern regionale 
Leistungsnetzwerke anregen und fördern. So könnten durch „intersektora-
le“ Kombination regionale Symbiosen und Innovationsringe entstehen. Aus-
gangspunkt für die Stellung im Kooperationsnetzwerk ist das Ressourcen- 
und Kompetenzpotential der Beteiligten und ihre Bindung an die Region.295

Der Begriff Fusion (Merger) wird vielfach in der Privatwirtschaft vom 
Begriff der Acquisition also der Übernahme und dem Erwerb von Unterneh-
mensteilen abgegrenzt. Unterscheidungskriterium ist die rechtliche Selb-
ständigkeit. Bleibt sie erhalten handelt es sich um eine Acquisition. Verlieren 
die beteiligten Unternehmen ihre rechtliche Selbständigkeit und ist die Grün-

294	 Vgl. Hellmer, 1999, a. a. O., 63.
295	 Vgl. Diller, Christian, 2002, Zwischen Netzwerk und Institution. Eine Bilanz regionaler Kooperatio-

nen in Deutschland, 31–34, 269 und 331 ff.
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dung eines neuen gemeinsamen Unternehmens notwendig, wird von einer 
Fusion gesprochen. Im angelsächsischen privatwirtschaftlichen Bereich wird 
demgegenüber jedoch eine breite Verwendung des Mergers&Acquisition-Be-
griffes vorgenommen. Im öffentlichen Sektor steht die Forschung zum Phä-
nomen Fusion (Public Merger) noch am Anfang. Systematisierungen sind 
aufgrund des vielschichtigen Rechtsrahmens von öffentlichen Zusammen-
schlüssen schwierig. Ein erster betriebswirtschaftlicher Systematisierungs-
versuch wurde jedoch von Stephan A. Jansen vorgenommen.

Neu- und 
Umgründung

Virtuelle
Kooperationen

Kapitalbasierte
Kooperationen

Zusammenschlüsse
und -akquisitionen

Teil- oder Voll-
privatisierung

Derivative
Gründungen

Spin Outs

Spin Offs

Originäre
Gründungen

Spin Outs

Spin Offs

Virtuelle
Metropolen

Amtshilfe und
Shared Services
(z. B. Kieler Verträge)

(Übernationale)
regionale Cluster

Ad hoc-Koopera-
tionen, z. B. im Ka-
tastrophenschutz

Public Private
Partnerships

Public Public
Partnerships

Public Parafiski
Partnerships

Cross Border 
Leasing

Verwaltungsint.
Abteilungsfusion

Horizontale Amts-
Zusammenlegung

Fusionen von
Eigenbetrieben

Länderfusionen

Zusammenschluss
von Gebiets-
körperschaften

Zusammenschluss 
von Sektoren-
auftraggebern

Zusammenschluss
von Non-Profit-
Organisationen

Verkauf an 
private Träger

Börsengang (IPO)
Equity Carve Out

Liquidation

MERGERS & ACQUISITIONS
von öffentlichen Institutionen im Lebenszyklus

Kernaktivitäten des
Public Mergers & Acquisitions

Weitergehende Bereiche des
Public Mergers & Acquisitions

Abbildung 12: Übersicht Public Mergers&Acquisitions im Lebenszyklus
Quelle: Jansen, Stephan A., 2004, Public Merger Management. In: Huber, Andreas et. 
al., Public Merger. Strategien für Fusionen im öffentlichen Sektor, 19.

Für die Analyse in dieser Arbeit gilt als zentrales Unterscheidungskriteri-
um zwischen Kooperation und Fusion der Umfang des Verlustes der wirt-
schaftlichen und rechtlichen Selbstständigkeit der beteiligten Organisa-
tionen. Aus dieser Perspektive führt der Zusammenschluss von zwei oder 
mehreren Kreisverwaltungsträgern (Kreisgebietsreform) zum vollständigen 
(individuellen) Verlust der wirtschaftlichen und rechtlichen Selbständigkeit 
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der betroffenen Kreise und wird daher als Kreisfusion bezeichnet.296 Durch 
Verschmelzung aller Ressourcen und Kompetenzen der Ursprungskreise 
entsteht eine neue Kreisorganisation mit einem neuen politisch-administra-
tiven Steuerungskern. Zielsystem, Akteurskonstellation und Ressourcenge-
füge sind neu zu konfigurieren. Verlieren hingegen nur Organisationsteile 
ihre wirtschaftliche und/oder rechtliche Selbständigkeit handelt es sich um 
eine Kooperation. Die Kernstruktur der beteiligten Partnerorganisationen 
bleibt erhalten.297

Bei Kreisfusionen wird der neue Kreis Rechtsnachfolger für alle Kom-
petenzen, Zuständigkeiten, sonstigen Rechte und selbstverständlich auch 
Verpflichtungen der Altkreise.298 Die Fusion von Gebietskörperschaften299 
ist gekoppelt an die Zusammenführung von Kreisverwaltungsräumen (bzw. 
Kreisgebieten).300 Die Neuordnung der territorialen Kreisstruktur ist Aus-
gangspunkt für die Gestaltung eines einheitlichen Steuerungs- und Leis-
tungsprozesses.301 Der neue Kreis muss nach der Fusion unter Integration 
der bestehenden Kulturen, Erfahrungen, Strukturen302 und Prozesse seine 
Binnenorganisation und sein Außenverhältnis neu arrangieren.303 Bei Koope-
rationen sind entsprechend der Art und Form der Kooperationsbeziehungen 
davon nur Teilbereiche betroffen. In Abhängigkeit vom Ordnungskriterium 
kann das Spektrum der Kooperations- und Fusionsformen unterschiedlich 
dargestellt werden. Zweckmäßig ist zunächst ausgehend von der kompletten 
Eigenfertigung aller Aufgaben und Leistungen beim Kreis die allgemeine 
Ordnung nach dem Grad der Selbständigkeit bzw. Konzentration:

296	 Siehe dazu analog die betriebswirtschaftlichen Ausführungen zur Unternehmenskonzentration 
im privaten Sektor bei Jansen, 1998, a. a. O., 32–37 und Fontanari, 1996, a. a. O., 37–41.

297	 Vgl. ebenda.
298	 Im Überblick Gern, 2003, a. a. O., 148–150.
299	 Vgl. Schmidt-Aßmann, 1996, a. a. O., 535.
300	 Zweckmäßig erscheint aus dieser Perspektive auch die Zusammenlegung von vollständigen, 

daher ungeteilten, Altkreisen. Siehe dazu Pappermann, Ernst/Stollmann, Frank, 1993, Kreisge-
bietsreform in den neuen Bundesländern: Kriterien für den Zuschnitt des Kreisgebietes und die 
Bestimmung des Kreissitzes, 243.

301	 Vgl. Seele, Günter, 1985a, Bestands-, Verfassungs- und Organisationsstrukturen der neuen Krei-
se. In: Verein für die Geschichte der Deutschen Landkreise e. V. (Hrsg.): Der Kreis. Dritter Band, 45–
81. und Stüer, Bernhard/Landgraf, Beate, 1998, Gebietsreform in den neuen Bundesländern – Bi-
lanz und Ausblick, 209–248 und Schmidt-Eichstädt, Gerd, 2001, Gebiets- und Funktionalreform 
in den neuen Ländern. In: Derlien, Hans-Ulrich (Hrsg.), Zehn Jahre Verwaltungsaufbau Ost- eine 
Evaluation, 77–89.

302	 Vgl. Bleicher, Knut, 1992, Der Strategie-, Struktur- und Kulturfit. Strategische Allianzen als Erfolgs-
faktor, 289–292.

303	 Vgl. Huber, Andreas/Bergmann, Tobias, 2003, Public Merger. Fusionen im öffentlichen Sektor, 304–307.
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Eigenfertigung 
 

Kooperation 
 

Kreisfusion 

Zunahme der Konzentration und des Verselbständigungsgrades  

Abbildung 13: Kooperations- u. Fusionsformen nach Autonomiegrad
Quelle: Eigene Darstellung

Kooperationen und Fusionen lassen sich ebenso jeweils nach der funktionalen  
Richtung ordnen:

Horizontal  

Vertikal  

Diversifiziert  

Abbildung 14: Kooperations- u. Fusionsformen nach funktionaler Ausrichtung
Quelle: Eigene Darstellung

Bei horizontalen Kooperationen arbeiten die beteiligten Partner auf dersel-
ben Wirtschafts- bzw. Produktionsstufe zusammen. Ziel ist die Verbindung 
komplementärer Produktionsprozesse. Bei vertikalen Kooperationen wer-
den die komplementären Glieder der vor- und nachgelagerten Stufen der 
Wertschöpfungskette synergetisch miteinander kombiniert. 

In diversifizierten Kooperationen wird unabhängig von der Zusammen-
gehörigkeit der Leistungen miteinander kooperiert.304 Handelt es sich um 
einen Fusionsprozess dann verschmelzen die Produktionsstufen fest mit-
einander. Der Rechtsträger verliert seine Eigenständigkeit und geht in der 
aufnehmenden Organisation auf oder bildet mit dem Fusionspartner eine 
neue Organisation. Im letzten Fall verlieren beide Ursprungsorganisatio-
nen ihre rechtliche Selbständigkeit.305 Für den öffentlichen Sektor ist neben 

304	 Vgl. Fontanari, 1996, a. a. O.,  45.
305	 Vgl. Jansen, 2004, a. a. O., 18.
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der funktionalen noch die territoriale Ausrichtung der Aufgabenerledigung 
wichtig. Kooperationen und Fusionen können daher in rechtlich beschränk-
tem Umfang bezogen auf Behörden und deren Teile auch über gebietskör-
perschaftliche Grenzen hinweg stattfinden:306

Bund
 

Länder
 

Kreise
 

Gemeinden
 

Dezentralisierung
und

Dekonzentration

Abbildung 15: Kooperations- und Fusionsformen nach territorialer Ausrichtung
Quelle: Eigene Darstellung

Die verfassungsrechtlich garantierten vier Ebenen Bund, Länder, Kreise und 
Gemeinden müssen in ihrem Mindestbestand jedoch erhalten bleiben. In 
quantitativer Hinsicht muss es also mindestens einen Bund und zwei Län-
der sowie pro Land zwei Kreise und pro Kreis des Landes mindestens zwei 
Gemeinden geben. Diese Vorgaben ergeben sich in der Gesamtschau von 
Bundes- und Landesverfassung sowie aus den Kreisordnungen. 

Charakteristisch für die Territorialorganisation der Bundesrepublik ist, 
dass die jeweils höhere gebietskörperschaftliche Ebene auf dem Territorium 
der untergeordneten Ebenen also über ihre Gebietsebene hinaus Behörden 
und zugeordnete öffentliche Unternehmen unterhält.307 Daraus ergibt sich 
schon traditionell ein hohes Konzentrations- und Abstimmungspotential in 
Form von Kooperation, aber auch Funktionalfusion (z. B. Integration von 
Sonderbehörden der Länder in die Kreise).

306	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 142.
307	 Vgl. umfassend Becker, 1989, a. a. O., 204 ff.
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2.2	 Kreiskooperation

2.2.1	 Kooperationsarten

2.2.1.1	 Privat- Öffentliche Kooperation: Public-Private-Partnerships (PPP)

Wirtschaftlicher Strukturwandel, veränderte Marktverhältnisse und nicht 
zuletzt die Finanzknappheit der Kommunen führten auch in Deutschland 
bereits Ende der 1980er Jahre zu einem Organisationswandel bei der öffent-
lichen Aufgabenerledigung.308 Die in Deutschland traditionell vorherrschen-
de strenge Dichotomie zwischen bürokratisch-hierarchisch organisierter 
staatlicher Aufgabenerledigung und ausschließlich marktwirtschaftlich or-
ganisierter Leistungserbringung wurde in Frage gestellt. Gleichzeitig kam 
seit dem der Prozess der öffentlichen Leistungserstellung auf den Prüfstand 
(Aufgabenkritik und Prozessoptimierung).309 

Das öffentliche Leistungsangebot soll demnach tendenziell in den Berei-
chen reduziert werden, in denen nichtstaatliche Akteure in der Lage sind, die 
Leistungen genauso gut bzw. sogar besser zu erstellen oder in denen kein 
Bedarf mehr für eine Leistung aus staatlicher Hand besteht.310 Ansatzwei-
se wird diese Intention deutlich in den Regelungen über die wirtschaftliche 
Betätigung der Gemeinden (§ 100 Abs. 3 GO Bbg.). Insofern verändern sich 
Art und Umfang der Leistungserbringung gegenüber dem Bürger und somit 
auch die „Leistungstiefe öffentlicher Wertschöpfung“. 

Zunehmend wird die Kommune deshalb als aktivierende Gewährleis-
tungs- und Steuerungseinheit311 betrachtet. Der politisch-administrative 
Steuerungskern (Kreistag und Verwaltungsleitung) entscheidet über die Leis-
tungsziele sowie die benötigten Finanzmittel und überwacht durch aktives 
Controlling die Zielerreichung und den Ressourcenverbrauch. Eine Verga-
beabteilung erteilt die Leistungsaufträge an interne operative Basiseinheiten 

308	 Vgl. Klesspies, Mathias, 2002, Police Police Private Partnership. Recht öffentlicher Aufgabenwahr-
nehmung durch gemischtwirtschaftliche Unternehmen, 4–6 und Budäus, Dietrich/Grüning, 
Gernod, 1997, Public Private Partnership – Konzeption und Probleme eines Instruments zur Ver-
waltungsreform aus Sicht der Public Choice-Theorie. In: Budäus, Dietrich/Eichhorn, Peter (Hrsg.), 
Public Private Partnership. Neue Formen öffentlicher Aufgabenerfüllung, 25–40.

309	 Vgl. Naschold, Frieder, 1996, II. Leistungstiefenpolitik und öffentlicher Sektor. In: Naschold, Frie-
der und Andere, Leistungstiefe im öffentlichen Sektor. Erfahrungen, Konzepte, Methoden, 17–
37 und vertiefend Picot, Arnold, 1996, III. Leistungskette und V. Spezifität. In: Naschold, ebenda,  
39–44.

310	 Vgl. zu den Grenzen kommunaler Wirtschaftstätigkeit Scharpf, Christian, 2006, Von Ressourcen-
nutzungen und Annextätigkeiten, 23 ff.

311	 Abgestufte Verantwortungsdimensionen nach dem Prinzip des Auftraggeber- und Auftragneh-
mermodell.
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oder an externe Anbieter und kontrolliert Effizienz und Effektivität.312 In der  
Praxis hat sich eine Vielzahl von institutionellen Arrangements im Span-
nungsfeld von „Markt“, „Hierarchie“ und „Netzwerk“ unter Integration von 
privaten Akteuren entwickelt.313

Markt  
(Vertrag)  

Hierarchie  
(Autorität/Anweisungen) 

Netzwerke 
(Vertrauen/soziales Kapital)

 
P
P
P 

 
 

Einfache 
Verträge 

Complex 
Contracting Out  
(Vertragslösung) 

Vertrags-PPP 

Unternehmens-
beteiligungen 

(Organisationslösung) 

Organisations-PPP 

Contracting
Out 

Abbildung 16: PPP-Koordinationsformen
Quelle: Eigene Darstellung nach Budäus, Dietrich, 2008, Vortragsfolien, 14. Fachta-
gung KWI

Wesentliches Ziel dieser Kombination von Privaten und öffentlichen Akteu-
ren ist die Verbreiterung der Finanzbasis durch die Aktivierung privaten Ka-
pitals und der Know-How-Transfer von branchenspezifischem Spezialwissen. 
Darüber hinaus sollen sich durch die Zusammenarbeit betriebswirtschaftli-
che Instrumente, Managementmethoden und neuartige Formen der Perso-
nalentwicklung in der öffentlichen Verwaltung und in den öffentlichen Un-
ternehmen durchsetzen. Diese Mischformen stellen einen Kompromiss dar 
zwischen der teilweise energisch geführten Privatisierungsdebatte und dem 

312	 Vgl. Reichard, Christoph, 1998, Institutionelle Wahlmöglichkeiten bei der öffentlichen Aufgaben-
wahrnehmung. In: Budäus, Dietrich, Organisationswandel öffentlicher Aufgabenwahrnehmung, 
122–123 und Reichard, Christoph, 1996, VII. Institutionelle Wahlmöglichkeiten. In: Naschold, 
a. a. O., 102–104.

313	 Vgl. Schliesky, Utz, 2005, Pflicht zur Selbstverwaltung und Privatisierungsnotwendigkeit – Skiz-
zen eines modernen Verwaltungskooperationsrechts, 480.
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befürchteten Einflussverlust an kommunalen Steuerungsmöglichkeiten.314 
Allein anhand der Dimensionen „Formalisierungsgrad“ und „Zielkomple-
mentarität“ lassen sich eine Vielzahl von PPP-Formen unterscheiden.315 

Daraus ergibt sich aber auch eine Abgrenzung gegenüber dem eher durch 
einen Zielkonflikt bestimmten Contracting Out (Privater erbringt öffentliche 
Leistungen, ist aber nur an der Einnahmemaximierung interessiert). PPP 
im engeren Sinne bedeutet eine formelle Kooperation mit einer vertraglich 
fixierten Zusammenarbeit zwischen Privaten und der öffentlichen Hand. Ba-
sis ist die komplementäre Zielausrichtung zur Realisierung von Synergiepo-
tentialen. Gekennzeichnet sollten PPP durch strenge Prozessorientierung, 
den Erhalt identitätsstiftender Merkmale und die Verantwortung gegenüber 
dem anderen Vertragspartner sein. Im weiteren Sinne sind PPP demgegen-
über lediglich informeller Natur und beinhalten keine Vertragsbindung.316 

Zwei PPP-Varianten sind seit Mitte der 1990er Jahre besonders aktuell:

1.	 Kooperationsmodell: Privater und Kommune gründen eine Objektgesell-
schaft und betreiben sie gemeinsam. Die Kommune verbürgt sich für 
den Kredit oder tritt ihre Gebührenforderung an die Bank ab (Forfaitie-
rung).

2.	 Betriebsführungsmodell: Ist eine Erweiterung des Kooperationsmodells. 
Die Kommune bleibt jedoch Eigentümerin der Anlage und überträgt ei-
nem dritten Partner die Betriebsführung.

314	 Vgl. Gerstlberger, 2000, Kooperation zwischen öffentlichem und privatem Sektor am Beispiel der 
Stadtregion Kassel, 18.

315	 Häfner, Christof, 2005, Aspekte einer Normierung von Public Private Partnerships, PPP,  340 ff.; Rei-
cherzer, Max, 2005, Die gesetzliche Verankerung von Public-Private-Partnership,  603 ff. und zur 
vergaberechtlichen Relevanz von PPP Zeiss, Christopher, 2005, Public Private Partnerships und 
gemischtwirtschaftliche Gesellschaften am Ende? 819 ff.

316	 Vgl. Kleespies, 2002, a. a. O., 4–6 und Gerstlberger, 2000, a. a. O., 16–19 sowie detailliert Budäus, 
1997, a. a. O.,  48–55.
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2.2.1.2	 Öffentlich-Öffentliche Kooperationen: Public-Public-Cooperations (PPC)

Im Gegensatz zu den PPPs handelt es sich bei den PPCs um freiwillige317 
und nichthierarchische Kooperationen allein zwischen Verwaltungsträgern 
und ihren organisatorischen Untereinheiten zur partnerschaftlichen Ver-
wirklichung von gemeinsamen bzw. zumindest kompatiblen Zielen.318 In-
sofern erfasst die Definition alle Formen und Intensitätsstufen von interad-
ministrativer Kooperation unter Ausschluss nichtöffentlicher Akteure. Die 
Zusammenfassung unterschiedlich strukturierter Ressourcen soll hier im 
Idealfall für beide Partner gleichermaßen zu einem Mehrwert aufgrund von 
Synergie- und Bündelungseffekten führen. Ebenso wie bei den formellen 
PPPs bleiben Identität und Verantwortung erhalten.

Es werden auf freiwilliger Basis partnerschaftliche Beziehungen auf-
gebaut, in der zunehmend wachsendes Vertrauen aufgebaut wird. Die 
Selbstbindung der Akteure in der Entscheidungs- und Verantwortungsge-
meinschaft bildet langfristig den Ausgangspunkt für weiterführende Ko-
operationen in zeitlicher und räumlicher Hinsicht. Dabei sind inter(kreis)
kommunale PPCs zunächst noch nicht streng formalisiert und es besteht 
daher keine direkte Bindungswirkung (z. B. informelle Gespräche und Ar-
beitskreise). Experimentelle Formen der Zusammenarbeit sind eine Vorstu-
fe für weiterführende sowie verbindlichere Kooperationsformen. Bevorzugt 
werden insofern zunächst privatrechtliche Kooperationsformen gewählt. 

Erst bei zunehmender Dauer und Aufgabenkomplexität wird auf öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarungsformen zurückgegriffen.319 Um Missver-
ständnissen vorzubeugen, soll schon an dieser Stelle darauf hingewiesen 
werden, dass sich die hier untersuchten PPCs keine generelle Alternative zu 
PPP oder sonstigen Kooperationen mit Dritten darstellen. Vielmehr sind sie 
als weitere Kooperationsmöglichkeit zur Leistungssteigerung und zur Ge-
währleistung einer qualitativ angemessenen Bedarfsdeckung zu verstehen. 

Besonders für die ländlichen Räume hat diese Kooperationsart aus Man-
gel an nichtstaatlichen Kooperationspartnern eine große Bedeutung.320 PPC 
sind in diesem Sinne nicht isoliert zu betrachten, sondern ergänzen bzw. 
stärken das Public Management bei seiner Leistungstiefenoptimierung sowie 

317	 Partnerschaftliche Kooperation in diesem Sinne bedeutet Koordination der jeweiligen Interes-
sen auf gleicher Ebene und schließt daher ein durch zwangsweise Unterordnung eines Partners 
geprägtes Subordinationsverhältnis aus.

318	 Vgl. Schliesky, Utz, 2004, Organisationsrechtliche Rahmenbedingungen von Verwaltungskoope-
rationen, 4.

319	 Vgl. Gawron, Thomas/Jähnke, Petra, 2000, Kooperation in der Region – Einführung und Problem-
stellung. In: Dies. (Hrsg), Regionale Kooperation – Notwendigkeit und Herausforderung kommu-
naler Politik, 11 ff.

320	 Vgl. Weiß, Wolfgang, 2002, Jenseits der Verdichtung: Der Ländlichste Raum, 22–25.
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der organisatorischen Gestaltung der öffentlichen Wertschöpfung. Durch 
die sinnvolle aufgabenbezogene Verbindung von Ressourcen können sich 
nicht nur im öffentlichen Sektor interne Produktionsprozesse verbessern, 
sondern auch neue Kooperationspotentiale mit nichtöffentlichen Akteuren 
erschlossen werden.

Insofern sind gut strukturierte PPCs eine Bereicherung der institutionel-
len Wahlmöglichkeiten und bilden einen wichtigen Knotenpunkt in regiona-
len interorganisatorischen Netzwerkstrukturen. Durch gezielte Vernetzung 
von Verwaltungsträgerkapazitäten kann in vielen Fällen ein funktiona-
les Äquivalent zu Fusionen geschaffen werden. Dabei würden dezentrale, 
ortsnahe Entscheidungs-, Leistungs- und Kontrollstrukturen erhalten blei-
ben. Wesentliches Kriterium für die Wahl einer Kooperationslösung unter 
Verzicht auf die Körperschaftsverschmelzung muss indes das vorhandene 
Kooperationspotential (relative Kongruenz von Ressourcenausstattung, po-
litischen- und binnenorganisatorischen Strukturen sowie von Kooperations-
fähigkeit der Akteure etc.) sein. Sofern Verwaltungsorganisationseinheiten 
in denselben Aufgabenbereichen eine defizitäre Ressourcenausstattung auf-
weisen, kann gerade nicht mehr von der gleichberechtigten, partnerschaftli-
chen Gestaltung einer kooperativen Lösung ausgegangen werden. 

Das gleiche gilt bei Missverhältnissen zwischen dem jeweils vorgehalte-
nem öffentlichem Dienstleistungspotential321 und dem tatsächlich vorhan-
denem Bedarf322. Sofern beide Problemausprägungen aufeinandertreffen, 
müssen die Chancen für eine am Gemeinwohl orientierte Kooperationslö-
sung besonders deutlich kritisch hinterfragt werden. Die Abwägungsent-
scheidung zwischen einer Fusion oder Kooperation von Verwaltungsträgern 
(z. B. Gebietskörperschaften) unterliegt einem ähnlichen Fragenkatalog wie 
diejenige pro oder kontra von PPP. Aus einer die gesamte Leistungsfähigkeit 
des öffentlichen Sektors innerhalb einer Region beurteilenden Sichtweise, 
sind die Instrumente der Fusion und der Kooperation zwei sich im Grun-
de ergänzende Organisationsprinzipien. Beide müssen nach den jeweiligen 
Umfeldanforderungen des regionalen Systems eingesetzt werden, wobei 
beide organisatorischen Instrumente eigenen Leistungs- und Anforderungs-
grenzen unterliegen. 

Eine Kooperation erfordert ein bestimmtes Kooperationspotential genau-
so wie nach einer Fusion eine gewisse Mindestanzahl von vielfältig kooperie-
renden, aber eben auch konkurrierenden Organisationseinheiten bestehen 
bleiben müssen. Nur auf diese Weise kann es einen innovationsfördernden 

321	 Bereithaltung einer bestimmten „Faktorausstattung“ zur Erbringung eines auf der Basis von Er-
fahrungswerten und z. T. statistischen Erhebungen geschätzten Leistungsumfangs.

322	 Die tatsächlich nachgefragten Leistungen in Abweichung vom geschätzten Leistungsvolumen.
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Wettbewerb zwischen den Gebietskörperschaften zum Nutzen der Bürger 
geben, wobei das bestimmende, finale Wettbewerbsmoment – das Ausschei-
den aus dem Markt aufgrund eines eigenen Versagens – dem öffentlichen 
Recht fremd ist. Sofern verantwortliche Entscheidungsträger – aus welchen 
Motiven auch immer – den organisatorischen Mindestanforderungen im Be-
reich der Außenstruktur des regionalen Public Sektors nicht gerecht werden, 
sind (zumindest langfristig betrachtet) absehbare Konsequenzen bei der Be-
darfsdeckung mit entsprechenden politischen Folgewirkungen unausweich-
lich.323 Im Vergleich zu Kooperationen zwischen dem öffentlichen und dem 
privaten Sektor begegnen interkommunale Kooperationspartner aufgrund 
ihrer Systemgleichheit einer geringeren Asymmetrie bei den Parametern 
Zielstruktur, Strategien, Ressourcen, Organisationsstruktur und -kultur so-
wie den Anreizstrukturen. Diese größere Kongruenz der genannten Koope-
rationsfaktoren sollte die Kooperation in einer PPC gegenüber einer PPP 
jedenfalls erleichtern.

Es kann natürlich auch enormes Konfliktpotential geben, sofern sich bei 
parteipolitisch entgegengesetzt ausgerichteten öffentlichen Kooperations-
partnern wegen unterschiedlicher politischer Konzepte anderer Strategien 
und operative Lösungen herausgebildet haben. Aber vor allem an sozialen 
Komponenten wie Vertrauen, Motivation und Engagement sowie Sympathie 
bzw. Antipathie können PPCs sehr leicht scheitern. In diesem Punkt dürften 
sich PPCs jedoch kaum von PPPs oder Kooperationen allein zwischen pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen unterscheiden. Hingegen sind bei den Pa-
rametern Anreizmechanismus und Organisationskultur Hemmnisse wegen 
des im Wesentlichen gleichen Organisationstypus als gering einzustufen. 
Bei der Ressourcenausstattung kann es wiederum insbesondere auf dem 
Gebiet der Finanzen, aber auch bei der Anzahl und der Qualifikation des 
Personals, teilweise enorme Divergenzen geben.324

2.2.2	 Rechtsgrundlagen

Grundsätzlich haben die Kreise aufgrund ihrer durch Art. 28 Abs. 2 Satz 2 
i. V. m. Satz 1 GG garantierten kommunalen Eigenverantwortlichkeit die Or-
ganisationshoheit bei der Gestaltung ihrer Aufgabenerledigung.325 Insofern 
können sie im Rahmen der darin eingeschlossenen positiven und negativen 
Kooperationshoheit über die Notwendigkeit sowie die organisationsrechtli-

323	 Natürlich bei tendenziell gleichbleibenden Umweltanforderungen. Entsprechende Veränderun-
gen des Systemumfeldes haben Einfluss auf die Wirkung der Maßnahmen.

324	 Vgl. Bleicher, 1992, a. a. O., 269 ff. und 291.
325	 Vgl. BVerfGE 83, 363, 383.
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che Ausgestaltung der inter(kreis)kommunalen Zusammenarbeit grundsätz-
lich frei entscheiden. Begrenzt wird diese kommunale Gestaltungsfreiheit 
der Kreisselbstverwaltung durch die Vorgaben der Bundes- und Landesge-
setze.326 

Dabei bestimmt der Charakter der Aufgabe wesentlich die Gestaltungs-
freiheit. Bei Hoheitsaufgaben ist die Rechtsformwahl schon traditionell 
wesentlich eingeschränkter (Ausschluss des Privatrechts) als bei Aufgaben 
der sogenannten öffentlichen Daseinsvorsorge oder der Leistungsverwal-
tung.327 Generell können die Kreise aber aus dem Spektrum der öffentlich-
rechtlichen und privatrechtlichen Organisationsformen die jeweils günstigs-
te Variante zur Verfolgung des öffentlichen Zweckes wählen.328 Infolge von 
zunehmender Verantwortungsteilung und Zusammenarbeit zwischen der 
öffentlichen Hand und der Privatwirtschaft (z. B. im Sinne von PPP) kommt 
es zu vielschichtigen Kombinationen von privatem sowie öffentlichem Or-
ganisationsrecht. Für die öffentlich-rechtlichen Rechtsformen bilden die 
Landesgesetze über die kommunale Gemeinschaftsarbeit den normativen 
Rahmen. Allgemein können dabei zur gemeinsamen Wahrnehmung von 
Einzelaufgaben drei Grundmodelle unterschieden werden:

–	 Abstimmungslösung
–	 Zuständigkeitsverlagerung und Mitnutzung
–	 Gemeinsame Aufgabenwahrnehmung durch Partnerorganisation

326	 Vgl. Nierhaus, 2003, a. a. O., 167, Gern, 2003, a. a. O., 590 ff., Rothe, 2004, a. a. O., 175–176. und 
Gebhardt, Ihno, 2007, Das kommunale Selbstverwaltungsrecht. Verfassungsrechtliche Maßstäbe 
und verfassungsrechtliche Maßstabsbildung für kommunale Gebietsreformen, staatliche Aufga-
benverlagerungen und Ausgestaltungen des kommunalen Finanzausgleichs, 38–39.

327	 Vgl. Frotscher, Werner, 1983, II. Rechtsformen öffentlicher Einrichtungen. In: II. Rechtsformen öf-
fentlicher Einrichtungen. In: Püttner, Günter (Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissenschaft 
und Praxis. Band 3. Kommunale Aufgaben und Aufgabenerfüllung, 142 und Rothe, 2004, a. a. O., 
176 sowie Schliesky, 2005, a. a. O., 483.

328	 Vgl. Ehlers, Dirk, 1997b, Interkommunale Zusammenarbeit in Gesellschaftsform, 141–142 und 
Schliesky, 2005, a. a. O., 483–484. Nach Schmidt, Thorsten Ingo, 2005, Kommunale Kooperation. 
Der Zweckverband als Nukleus des öffentlich-rechtlichen Gesellschaftsrechts, 620, haben die 
öffentlich-rechtlichen Kooperationsformen Vorrang. Privatrechtliche Formen hätten nur Ergän-
zungscharakter.
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Abbildung 17: Grundmodelle der interkommunalen Kooperation
Quelle: Eigene Darstellung

Die interkommunale Abstimmung erfolgt in kommunalen Arbeitsgemein-
schaften. Zuständigkeitsverlagerungen und Mitnutzung von Verwaltung 
oder öffentlichen Einrichtungen wird geregelt durch öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen. Die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung wird ermöglicht 
durch die Bildung von Zweckverbänden als neuen Körperschaften des öf-
fentlichen Rechtes. Privatrechtliches Äquivalent zur öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung ist die privatrechtliche Vereinbarung und zum Zweckverband 
die Kapitalgesellschaften GmbH und AG sowie der Verein. 

Im Folgenden werden die rechtlich möglichen Organisationsformen für 
die Zusammenarbeit von Kreisen am Beispiel des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG Bbg) erläutert. Das 
Beispiel wurde aufgrund der Verfügbarkeit einer aktuellen und fundierten 
Studie zum Untersuchungsthema ausgewählt.329 Da die kooperationsrechtli-
chen Regeln der Länder für den Bereich der Grundmodelle der interkommu-

329	 Vgl. Kommunalwissenschaftliches Institut (KWI) der Universität Potsdam, 2006, Zusammenarbeit 
von Landkreisen in Deutschland. Bestandsaufnahme, Gründe, Möglichkeiten und Grenzen ko-
operativer Aufgabenwahrnehmung in der Region, KWI-Projektberichte.
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nalen Kooperation ähnlich sind, ist die Vergleichbarkeit der Untersuchungs-
ergebnisse aus dem Fallbeispiel gegeben.

2.2.3	 Öffentlich-rechtliche Organisationsformen

2.2.3.1	 Kommunale Arbeitsgemeinschaften (nach GKG Bbg)

Gem. §§ 2 und 3 GKG Bbg können auf Basis eines koordinationsrechtlichen 
Verwaltungsvertrages im Sinne des § 54 Satz 2 VwVfG Bbg für den Zweck 
der Erörterung, Planung und Beschlussfassung von gemeinsamen Angele-
genheiten kommunale Arbeitsgemeinschaften (ARGE) gebildet werden. Da 
sie über keine eigene Rechtspersönlichkeit verfügen, haben ihre Entschei-
dungen nur unverbindlichen Empfehlungscharakter für die Beteiligten. 

Die Erfahrungen in der Verwaltungspraxis zeigen, dass die bestehenden 
Arbeitsgemeinschaften nicht besonders effektiv sind.330 Wegen mangelnder 
Selbstbindung der Mitglieder werden gemeinsame Lösungen oftmals nur 
unvollkommen umgesetzt. Für konfliktreiche Themenfelder ist diese Orga-
nisationsform deshalb kaum geeignet. Sofern eine solide Vertrauensbasis 
vorhanden ist, sind die ARGE jedoch durchaus zum Informationsaustausch 
sinnvoll. Zur Strukturierung der ARGE können ein Vorstand, Arbeitsaus-
schuss sowie ein Geschäftsführer mit Geschäftsstelle als Organe eingerichtet 
werden.331

2.2.3.2	 Öffentlich-rechtliche Vereinbarungen (nach GKG Bbg)

Mit Hilfe einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gem. § 23 Abs. 1 GKG 
Bbg können Kreise Zuständigkeiten für einzelne Aufgaben auf einen Nach-
barkreis bzw. eine kreisfreie Stadt übertragen oder nur die Durchführung 
(Vollzug) der Aufgabe überantworten. Hinsichtlich der Verbindlichkeit und 
des Formalisierungsgrades ist die Vereinbarung zwischen der ARGE und 
dem Zweckverband angesiedelt. Die Entscheidungen und Tätigkeiten auf 
Basis dieser Rechtsform haben verbindliche Außenwirkung (Satzungsrecht 
etc.) und eignen sich deshalb besonders gut für die Wahrnehmung von ein-
fachen und eher technischen Pflichtaufgaben (z. B. Müllverbrennung, Ret-
tungsdienst). 

Die gemeinsame Wahrnehmung der politischen Steuerung (z. B. Gemein-
schaftskreistag) sowie vertikale Aufgabenverlagerungen (z. B. Abweichung 

330	 Vgl. Schink, Alexander, 1999, Organisationsmodelle für überörtliche Kooperation. In: Henneke, 
Hans-Günter (Hrsg.), Optimale Aufgabenerfüllung im Kreisgebiet, 72.

331	 Vgl. Nierhaus, 2003, a. a. O., 168 für Brandenburg und allgemein Gern, 2003, a. a. O., 594 sowie Ro-
the, 2004, a. a. O., 179.
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von einer Funktionalreform) können, weil gesetzeswidrig, nicht vereinbart 
werden. Regelmäßig sind die Vereinbarungen freiwillig, aber ausnahmswei-
se kann die Aufsichtsbehörde gem. § 26 GKG Bbg aus Gründen des öffentli-
chen Wohles die betroffenen Kreise auch dazu zwingen.332

2.2.3.3	 Zweckverbände als Bundkörperschaften (nach GKG Bbg)

Zur gemeinsamen Wahrnehmung von Einzelaufgaben oder auch Aufga-
benbündeln können gem. §§ 4 ff. GKG Bbg Gemeinden und Gemeindever-
bände (Kreise) einen Zweckverband gründen. Durch Aufgabenverlagerung 
von den Mitgliedern auf den Zweckverband entsteht gem. §§ 9 ff. GKG Bbg 
nach Gründungsbeschluss, Satzungsvereinbarung, Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde und entsprechender öffentlicher Bekanntmachung von 
Satzung und Genehmigung eine rechtlich selbständige (personale) Körper-
schaft des öffentlichen Rechtes.333 Dabei handelt es sich aber nach h. M. nicht 
um einen durch Art. 28 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz GG geschützte Gemeinde-
verband mit Hoheitsrechten und Allzuständigkeit für Selbstverwaltungsauf-
gaben. Zu unterscheiden sind in Brandenburg Freiverbände, Pflichtverbän-
de und gesetzliche Zweckverbände. 

Die Aufsichtsbehörde kann aufgrund dringender Gründe des öffentlichen 
Wohles Kommunen zur Wahrnehmung von Pflichtaufgaben nach Einräu-
mung einer Freiwilligkeitsphase durch Verfügung zu einem Pflichtverband 
zusammenschließen.334 Zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben, 
zu denen sie berechtigt, aber nicht verpflichtet sind, können Kommunen 
durch Gesetz zu einem gesetzlichen Verband zusammengeschlossen wer-
den. Der Nachweis des Landesgesetzgebers von „dringenden Gründen des 
öffentlichen Wohles“ ist dabei in Brandenburg nicht erforderlich.335 Organe 
des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung als Vertretungskörper-
schaft der Mitgliedskommunen und der Verbandsvorstand mit Verbandsvor-
steher zur Leitung der Verbandsverwaltung. 

Die Verbandsversammlung als Beschluss- und Entscheidungsorgan be-
stimmt über alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes, insbesondere 
die Satzung und den Haushaltsplan. Sie wählt den Vorsteher und den Vor-
stand des Verbandes aus dem Kreis der Mitglieder. Der Vorsteher führt die 
Geschäfte der laufenden Verwaltung nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung 

332	 Vgl. ebenda.
333	 Dazu ausführlich Bovenschulte, Andreas, 1999, Gemeindeverbände als Organisationsformen 

kommunaler Selbstverwaltung, 407 ff, 417 ff. und Schmidt, 2005, a. a. O., 618 ff, 621 ff.
334	 Vgl. Nierhaus, 2003, a. a. O., 169–171 und Gern, 2003, a. a. O., 595 ff. sowie Rothe, 2004, a. a. O., 178–

179 und im Detail Schmidt, 2005, a. a. O., 621 ff.
335	 Siehe ausführlich Nierhaus, 2003, a. a. O., 170 Rn. 768.
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und der Verbandsbeschlüsse. Finanziert wird der Verband durch Gebühren, 
Beiträge und eine Umlage, deren Umlageschlüssel durch die Verbandssat-
zung festgelegt wird. Der Zweckverband unterliegt der allgemeinen Staats- 
und (je nach Aufgabe) der Fach- oder Sonderaufsicht.336 

Da die Entscheidungsstrukturen des Zweckverbandes den Strukturen 
der Kommunen ähneln, gilt der Zweckverband traditionell als ideale Ge-
meinschaftseinrichtung zur interkommunalen Zusammenarbeit bei der 
Erledigung von Selbstverwaltungsaufgaben. Neben dem  mittelbaren de-
mokratischen Steuerungsvorteil ergeben sich noch weitere Vorteile aus der 
öffentlich-rechtlichen Verfasstheit als Körperschaft. Der Zweckverband hat 
Dienstherrenfähigkeit, Satzungsgewalt und besitzt das Recht der Verwal-
tungsvollstreckung seiner ausstehenden Geldforderungen. 

Ebenso wie bei privatrechtlich organisierter Kooperation z. B. in GmbH-
Form ergeben sich durch Konzentration der Ressourcen und Zuständigkei-
ten Größen-, Auslastungs- und Koordinationsvorteile sowie allerdings auch 
Verselbständigungsnachteile.337 Es sinkt tendenziell die demokratische Legi-
timation wegen Mittelbarkeit338 der Einflussnahme und Kontrollverlust über 
die Zweckmäßigkeit der Aufgabenwahrnehmung (Budgetierungsnachteil). 
Jedoch ist die Bindung zwischen Verband und Trägerkommune tendenziell 
enger als bei privatrechtlichen äquivalenten Rechtsformen. Für die Koope-
ration mit Privaten ist der Zweckverband weniger geeignet, da das Gemein-
wohlziel dominiert und der Vorstand nur aus den Reihen der kommunalen 
Mitglieder gewählt werden kann.339

2.2.3.4	 Regionalkonferenzen

Das Modell der Regionalkonferenzen wurde zur Verbesserung der Konsens-
findung bei regional bedeutsamen Projekten in Nordrhein-Westfalen ent-
wickelt. Dabei sollen Strukturpolitik und Aktionsprogramme im Rahmen 
von regionalen Entwicklungskonzepten (Regionalplanung) so miteinander 
vernetzt werden, dass die Potenziale aller regionalen öffentlichen und zivil-
gesellschaftlichen Gruppen optimal genutzt werden können. Der informelle 
Forumscharakter mit geringer Strukturierung des Entscheidungsprozesses 

336	 Vgl. Nierhaus, 2003, a. a. O., 171–172 und Schmidt, 2005, a. a. O., 628 ff. sowie Schink, 1999, a. a. O., 
75–76.

337	 Vgl. ebenda.
338	 Vgl. Schmidt, 2005, a. a. O., 628 spricht von geographisch beschränkten Sprengelversammlun-

gen, die der Information und Beratung dienen, aber ihre Entscheidungsbefugnisse selbst kaum 
ausüben können. Zur Steigerung der Arbeitsfähigkeit sollen deshalb Ausschüsse mit einer an-
gemessenen Minderheitenrepräsentation gebildet werden. In Thüringen ist darüber hinaus zur 
Optimierung der Steuerung ein Verbraucherbeirat nach § 26a ThürGKG möglich.

339	 Vgl. Schink, 1999, a. a. O., 77–78.
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ohne rechtsverbindliche Außenwirkung ermöglicht dabei allen Beteiligten, 
relativ frei ihre Interessen zu artikulieren und zu flexiblen gemeinsamen 
Lösungen zu finden. Die Unverbindlichkeit der Konferenzen ist aber auch 
gleichzeitig ein großer Nachteil, denn mühsam ausgehandelte Kompromis-
se müssen nicht umgesetzt werden. 

Unbequeme Entscheidungen werden durch Blockade, Nichtbeteiligung 
oder Nichtumsetzung vermieden. Für die Umsetzung einer konsistenten re-
gionalen Entwicklung können also große Nachteile entstehen. Gleichwohl 
ist für eine effektive Strukturförderung in den Ländern die Bildung von re-
gionalen Gremien unerlässlich. Die Landesregierung NRW hat deshalb ihre 
Fördermittelvergabe an die entsprechende regionale Konsensfindung gekop-
pelt. Demgegenüber gelten fest strukturierte regionale Einrichtungen wie 
z. B. der regionale Pflichtverband zur stabilen Koordination der Interessen 
als sinnvoller (siehe z. B. regionale Planungsverbände in Niedersachsen und 
Mecklenburg-Vorpommern).340

2.2.3.5	 Verwaltungsgemeinschaften

Zur Stärkung einer möglichst bürgernahen kommunalen Selbstverwaltung 
sowie als Alternative von Gemeindezusammenlegung und Eingemeindung 
haben die Bundesländer schon in der Vergangenheit unterschiedliche Vari-
anten von gemeinschaftlicher Verwaltung und Mitnutzung von öffentlichen 
Einrichtungen geschaffen. 

Diese Verwaltungsgemeinschaften unterscheiden sich vor allem nach 
ihrem rechtlichen Status (Institutionalisierungsgrad) und dem möglichen 
Beteiligtenkreis an öffentlichen Verwaltungsträgern.341 Nach dem Rechts-
status lassen sich die rheinland-pfälzischen Verbandsgemeinden und die 
niedersächsischen Samtgemeinden mit ihrer Qualifizierung als Gemeinde-
verbände im Sinne von Art. 28 Abs. 2 GG342 von den weisungsgebundenen 
Verwaltungsgemeinschaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit (z. B. Thürin-
gen, Sachsen-Anhalt etc.) unterscheiden.343 

Das brandenburgische, schleswig-holsteinische und mecklenburg-
vorpommerische Amt als öffentlich-rechtliche  Verbandskörperschaft von 

340	 Vgl. Schink, 1999, a. a. O., 92–93 und Rothe, 2004, a. a. O., 180.
341	 Vgl. zur Vielfalt der Verwaltungsgemeinschaften in den Bundesländern ausführlich Gern, 2003, 

a. a. O.,  603–627.
342	 Aufgrund ihrer herausgehobenen verfassungsrechtlichen Stellung als Gebietskörperschaften 

mit Selbstverwaltungsrecht besitzen diese Verwaltungsgemeinschaften ebenso wie die Ge-
meinden und Kreise unmittelbar gewählte Vertretungsorgane sowie einen gesetzlichen Aufga-
benbestand.

343	 Vgl. ebenda,  614–616 im Vergleich zu  608–613.
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kreisangehörigen Gemeinden mit Ähnlichkeit zum Zweckverband ist da-
zwischen anzusiedeln.344 Hinsichtlich des Beteiligtenkreises können rein 
interkommunale (horizontale) Verwaltungsgemeinschaften von benachbar-
ten Gemeinden eines Kreises von „erweiterten“ Verwaltungsgemeinschaften 
zwischen allen kommunalen öffentlich-rechtlichen Aufgabenträgern unter-
schieden werden.345 Darüber hinaus gibt es noch höhere Kommunalverbän-
de, die oberhalb der Kreise regionale Aufgaben wahrnehmen und dadurch  
Aufgabenübergang zur Landesebene verhindern.

Im Zuge der Optimierung der gesetzlichen Möglichkeiten der kommu-
nalen Zusammenarbeit wurde in Schleswig-Holstein aktuell der Beteiligten-
kreis der „erweiterten“ Verwaltungsgemeinschaft deutlich ausgedehnt (§ 19a 
Abs. 1 GkZ Schleswig-Holstein). Kommunen und deren Zusammenschlüs-
se können nun auch mit allen sonstigen öffentlich-rechtlichen Aufgaben-
trägern innerhalb des Bundeslandes eine Verwaltungsgemeinschaft bilden. 
Auf Basis eines öffentlich-rechtlichen Vertrages können Gemeinden, Ämter, 
Kreise, Zweckverbände und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechtes sich der Verwaltung eines Vertragspartners bei 
der Erledigung ihrer Aufgaben  bedienen.

Ebenso kann auf diesem Wege die Mitnutzung von öffentlichen Einrich-
tungen vereinbart werden. In ihren Rechten und Pflichten als Aufgabenträ-
ger werden die Beteiligten der Verwaltungsgemeinschaft nicht berührt. Die 
ausführende Verwaltung ist insofern an die fachlichen Weisungen der Trä-
gerbehörden gebunden. Sie dient den Vertragspartnern lediglich als Erfül-
lungsgehilfe bei der Aufgabenerledigung. Das hat Auswirkungen auf etwa-
ige vergabe- und haftungsrechtliche Bindungen. Die Aufgabenübertragung 
als Maßnahme der Staatsorganisation entbindet in jedem Fall – anders als 
bei einem öffentlichen Auftragsverhältnis – von entsprechenden Pflichten 
(z. B. Haftung bei Überschwemmung wegen Planungsfehler).346

344	 Vgl. ebenda,  617 ff.; Nierhaus, 2000a, a. a. O., 152 ff.; Nierhaus, Michael/Gebhardt, Ihno, 2000, 
Kommunale Selbstverwaltung zur gesamten Hand: von der Samt- und Verbandsgemeinde zur 
Orts- und Amtsgemeinde? 31–33,  37–39 und 118 ff. sowie Meyer, Hubert, 2004, Zukunftsfähige 
Gemeinde- und Ämterstrukturen in Mecklenburg-Vorpommern?, 241 ff.

345	 Vgl. Arndt, Marcus, 2005, Rechtliche Ausgestaltung von Verwaltungskooperationen und -zusam-
menschlüssen, 183 und Schliesky, 2004, a. a. O., 5 sowie Rothe, 2004, a. a. O., 179 ebenso Gern, 
2003, a. a. O., 603 ff.

346	 Vgl. ebenda.
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2.2.3.6	 Gemeinsame Kommunalunternehmen als kommunale Anstalten des 
öffentlichen Rechtes (vor allem nach GkZ SH)

Neben den bisher genannten relativ neuen Organisationsformen für die öf-
fentliche Zusammenarbeit dürfte von besonderem Interesse die Möglichkeit 
der Bildung von gemeinsamen Kommunalunternehmen sein.347 Zur Bünde-
lung von Ressourcen, Gewährleistung der Mindestauslastung und Flexibi-
lisierung der dezentralen Ergebnissteuerung bei komplexen Aufgaben wie 
z. B. Abfallwirtschaft ist diese Handlungsform eine komfortable öffentlich-
rechtliche Alternative zum Privatrecht. 

Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist eine rechtlich selbstän-
dige (kommunale) Anstalt des öffentlichen Rechtes.348 Träger können Ge-
meinden, Kreise, Ämter oder Zweckverbände sein. Zu unterscheiden ist das 
gemeinsame Kommunalunternehmen von unselbständigen oder teilselb-
ständigen Anstalten des öffentlichen Rechtes wie den schwerfällig struktu-
rierten Eigenbetrieben349 sowie den einfachen Kommunalunternehmen350.351 
Derzeit gibt es gemeinsame Kommunalunternehmen nur in Bayern352 und 
Schleswig-Holstein.353

Gem. § 19 b ff. GkZ Schleswig-Holstein können unter dem Dach des ge-
meinsamen Kommunalunternehmens neben den kommunalen Gebietskör-
perschaften und Zweckverbänden auch ihre Regie- und Eigenbetriebe sowie 
ihre Eigengesellschaften (GmbH und AG) rechtlich unkompliziert einge-
bracht werden. Ein gemeinsames Kommunalunternehmen kann auch durch 
Verschmelzung von einfachen Kommunalunternehmen durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag entstehen. Ebenso können Zweckverbände und Kapital-
gesellschaften (an denen keine Privaten beteiligt sind) nach Umwandlungs-
beschluss und Vereinbarung einen entsprechenden Rechtsformwechsel 
durchführen. Wie schon traditionell bei selbständigen öffentlich-rechtlichen 
Anstalten üblich, gewähren auch die Vorschriften des § 19 d GkZ Schleswig-

347	 Vgl. Arndt, 2005, a. a. O., 183 und § 19 b ff. des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit, GkZ 
Schleswig-Holstein.

348	 Vgl. im Überblick zu kommunalen Anstalten des öffentlichen Rechtes Gern, 2003, a. a. O., 480 ff.
349	 Siehe zu den gemeindlichen Eigenbetrieben und Anstalten ausführlich Bolsenkötter, Heinz und 

Andere, 2004, Gemeindliche Eigenbetriebe und Anstalten. Länderübergreifende Darstellung.
350	 Diese können nur von einer Kommune getragen werden.
351	 Vgl. Arndt, 2005, a. a. O., 183 und ausführlich zu Anstalten des öffentlichen Rechtes Püttner, Gün-

ter, 1998, Zur Leistungsfähigkeit der öffentlich-rechtlichen Anstalt als spezifische Organisations-
form öffentlicher Aufgabenwahrnehmung. In: Budäus, Dietrich, Organisationswandel öffentli-
cher Aufgabenwahrnehmung, 223 ff.

352	 Vgl. Lindl, Walter, 2005, Interkommunale Zusammenarbeit – mögliche Rechtsformen sowie de-
ren Vor- und Nachteile. In: KommunalPraxis BY, 334 ff.

353	 Vgl. Arndt, 2005, a. a. O., 183, Schliesky, 2004, a. a. O., 5, Gern, 2003, a. a. O., 483 ff., Püttner, 1998, 
a. a. O.,  227 und Ehlers, 1997b, a. a. O., 141.
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Holstein einen großen Freiraum bei der Organisation des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens. 

So regeln die Beteiligten in der Organisationssatzung des Unterneh-
mens die konkrete innere Struktur, den Sitz, die Höhe der Stammeinlage, 
den räumlichen Wirkungsbereich, die hoheitlichen Befugnisse, das Sat-
zungs- und Verordnungsrecht sowie die Sitz- und Stimmverteilung im Ver-
waltungsrat unter Beachtung der Vorgaben des Innenministeriums.354 Im 
Vergleich zu den kapitalgesellschaftlichen Organisationsäquivalenten des 
Privatrechts können die Kommunalunternehmen also viel flexibler und in-
dividueller ausgestaltet werden. Bei dieser modernen Kooperationsform des 
öffentlichen Rechtes sind hohe Organisationsflexibilität, Effizienz und spezi-
fische hoheitliche Handlungsbefugnisse auf intelligente Weise miteinander 
verbunden.355 

Für die (kreis)kommunale Selbstverwaltung wurde vom Landesgesetzge-
ber insoweit die einmalige Chance eröffnet, die Organisation der kooperati-
ven Aufgabenerledigung effektiv zu optimieren und dabei die Nachteile der 
formellen Privatisierung zu vermeiden.356 Das Rechtsinstitut des gemeinsa-
men Kommunalunternehmens wird deshalb wesentlich zur Stabilisierung 
einer modernen Selbstverwaltung beitragen. Bei den Sparkassen, Landes-
banken und Rundfunkanstalten kann die Organisationsform der Anstalt 
des öffentlichen Rechtes jedenfalls auf eine überwiegend positive Bilanz 
verweisen.357

354	 Vgl. Arndt, 2005, a. a. O., 183–184 und § 19 b ff. GkZ Schleswig-Holstein.
355	 Vgl. ebenda.
356	 Vgl. Schliesky, 2005, a. a. O., 478 ff. und Ehlers, 1997b, a. a. O., 141 ff.
357	 Vgl. Püttner, 1998, a. a. O., 227.
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Abbildung 18: Öffentlich-rechtliche Organisationsformen
Quelle: Eigene Darstellung

2.2.4	 Privatrechtliche Organisationsformen

Neben den bisher genannten öffentlich-rechtlichen Organisationsformen 
können die Kommunen zur Gestaltung der öffentlichen Zusammenarbeit 
auch auf privatrechtliche Formen zurückgreifen.358 Oft sollen dabei auch gera-
de private Unternehmen mit eingebunden werden. Ist die Kommune Allein-
gesellschafterin so handelt es sich um eine Eigengesellschaft. Bei Mehrheits- 
und Minderheitenbeteiligungen wird eine solche Unternehmensverbindung 
Beteiligungsgesellschaft359 genannt.360 Wesentlich ist bei der Organisations-
privatisierung, dass die zentrale Verfolgung des öffentlichen Zweckes (der 

358	 Vgl. dazu im Überblick Gern, 2003, a. a. O., 485 ff.
359	 Besteht die Gesellschaft aus privaten und öffentlichen Rechtssubjekten so wird von public-pri-

vate-partnership oder einem gemischt-wirtschaftlichen Unternehmen gesprochen.
360	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 486.
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konkrete Gemeinwohlauftrag) durch die Einrichtung sichergestellt wird.361 
Die Gewinnerzielungsinteressen von privaten Anteilseignern und Gesell-
schaftern sollen diesem Kernziel eindeutig untergeordnet sein. 

Ebenso muss eine zu starke Verselbständigung und Entkoppelung des 
kommunalen Unternehmens vom Selbstverwaltungsträger vermieden wer-
den. Die Beziehungen zwischen Träger und selbständigen Unternehmen 
müssen die strategische kommunalpolitische Steuerung der Wirtschaftstä-
tigkeit ermöglichen (Ingerenzrechte), um so die demokratische Legitimati-
on zu sichern.362 Regelmäßig sollten entsprechende Organisationsentschei-
dungen auf ihre Nützlichkeit für das kommunale Gemeinwesen überprüft 
werden.363 Wegen des kommunalrechtlich gebotenen Grundsatzes der Haf-
tungsbeschränkung scheiden Personengesellschaften wie die BGB-Gesell-
schaft und die oHG aus. Ebenso dürfen der nicht rechtsfähige Verein, die 
Genossenschaft mit unbeschränkter Nachschusspflicht sowie die Beteili-
gung als Komplementär an einer KG oder einer KGaA nicht gewählt werden. 
Genutzt werden können die Kapitalgesellschaften GmbH und AG sowie der 
rechtsfähige Verein. In der Verwaltungspraxis wird vor allem die GmbH und 
der Verein genutzt.364 

Die kommunalrechtskonforme Errichtung und Steuerung von Aktienge-
sellschaften ist problematisch. Ebenso wird ihre Zweckmäßigkeit für die rein 
öffentliche Zusammenarbeit angezweifelt, da der Anteilseignerkreis und 
damit der Kapitalisierungsgrad begrenzt sind. Zum Schutz vor zu starker 
Verselbständigung der Leitungsorgane müsste jedenfalls konzernrechtlich365 
ein Beherrschungsvertrag abgeschlossen werden. Problematisch ist dann 
aber das Haftungsrisiko. 

Die Kommune muss sich von der unbeschränkten Haftung (Verlustaus-
gleichspflicht, Nachschusspflicht etc.) befreien.366 Eine gesellschaftsrechtlich 
sinnvolle und auch in der Verwaltungspraxis häufig angewendete Hilfskon-

361	 Vgl. Brosius-Gersdorf, Frauke, 2005, Wirtschaftliche Betätigung von Gemeinden außerhalb ihres 
Gebiets. Gemeindeordnungsrecht und Verfassungsrecht in Harmonie oder Disharmonie? 396–
399; Schwintowski, Hans-Peter, 2001, Corporate Governance im öffentlichen Unternehmen, 610; 
Gundlach, Ulf, 2000, Die Haftung der Gemeinden für ihre Eigengesellschaften, 59–60; Schink, 
1999, a. a. O., 78 ff. und Ehlers, 1997b, a. a. O., 137 ff.

362	 Vgl. zur demokratischen Legitimation von kommunaler Wirtschaftstätigkeit im Sinne von Art. 
28 Abs. 1 Satz 1, 20 Abs. 2 GG Brosius-Gersdorf, 2005, a. a. O., 396–399, 422–428 und Gern, 2003, 
a. a. O., 488.

363	 Vgl. Ehlers, 1997b, a. a. O., 139–140.
364	 Vgl. ebenda und Gern, 2003, a. a.O, 485 sowie Rothe, 2004, a. a. O., 180–181.
365	 Nach herrschender Rechtsprechung und Lehre gelten kommunale Gebietskörperschaften, die 

an Unternehmen des Privatrechts beteiligt sind, als Unternehmen im Sinne des aktienrechtli-
chen Konzernrechtes. Vgl. Kropff, Bruno/Semler, Johannes, 2006, 4. Die Beteiligung von Gebiets-
körperschaften im Konzernrecht. In: Dies., Münchner Kommentar zum Aktiengesetz, Rn 52–54.

366	 Vgl. Ehlers, 1997b, a. a. O., 139–140.
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struktion ist die Bildung einer Holding in der Rechtsform der GmbH als 
Bindeglied (Obergesellschaft) zwischen Kommune und nachgeordneten öf-
fentlichen Unternehmen (Tochtergesellschaften). Die Tochtergesellschaften 
(„beherrschte“ Unternehmen) werden dann über Beherrschungsverträge 
gemäß § 291 AktG an die Obergesellschaft gebunden („herrschendes“ Un-
ternehmen), welche als Eigengesellschaft eine ausreichende demokratische 
Steuerung durch die Kommune in Verbindung mit einer auf das Stammka-
pital beschränkten Haftung  ermöglicht.367 Sollte allerdings die Kommune 
bzw. ihre Holding-Gesellschaft den Einfluss in Folge dieser „Beherrschungs-
verhältnisse“ auf die Tochtergesellschaften missbräuchlich oder nicht ver-
hältnismäßig hinsichtlich der Verfolgung der öffentlichen Interessen aus-
üben, so haftet die Holding-Gesellschaft bzw. die Kommune unbeschränkt 
(Verlustausgleich und Ausfallhaftung).368

Als Alternative zum Zweckverband wird vielfach die GmbH gewählt. Bei 
eingeschränkter Kontrollierbarkeit bietet sie tendenziell Flexibilitäts- und Ef-
fizienzvorteile. Jedoch bestehen im Normalfall bei der GmbH deutlich bes-
sere Einwirkungsmöglichkeiten auf die Leitungsorgane als bei der AG369.370 
Oftmals sind die Kommunen in diesen Unternehmen dann Mehrheits- oder 
Alleingesellschafter.

Sie verfügen daher über eine dauernde und umfassende Leitungsmacht –  
auch über die Tochtergesellschaften (qualifiziert faktischer GmbH-Konzern). 
Bei einer solchen Unternehmensverbindung kann die Haftung über die ge-
setzliche Haftungsgrenze hinausgehen, wenn die Konzernleitungsmacht 
in schädigender Weise – also unter Missachtung der Eigeninteressen der 
GmbH – ausgeübt wird.371 Gemeinsam haben Zweckverband und GmbH 
die Versammlung der Mitglieder und ein geschäftsleitendes Organ sowie die 
Möglichkeit der organisatorischen Differenzierung. 

Gegenüber der schwerfälligen Entscheidungsstruktur des Verbandes mit 
seinen Bindungen an die Vorgaben des öffentlichen Haushalts- und Dienst-
rechtes etc. ist die GmbH wesentlich selbständiger bei ihrer Leistungserbrin-
gung. Der Geschäftsführer der GmbH ist relativ frei von diesen Zwängen und 

367	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 489–490 und Kropff, 2006, a. a. O., Rn 58–61. 
368	 Vgl. OLG Celle, 2000, Haftung der Gemeinde als Alleingesellschafterin einer GmbH.,  757.; Gund-

lach, 2000, a. a. O., 62 zur Problematik im qualifizierten faktischen Konzern, z. B. Ein-Mann-Gesell-
schaft sowie kurz zur materiellen Unterkapitalisierung Schwintowski, 2001, a. a. O.,  611. BGHZ 95, 
300; BGHZ 95, 330; BGHZ 107, 7; BGHZ 115, 187; BGHZ 122, 123.

369	 Die komplizierte organisationsrechtliche Konstruktion des  Beherrschungsvertragsverhältnisses    
gemäß § 308 Ab 1 AktG und die Bildung einer Holding-Gesellschaft ist insofern nicht notwendig.

370	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 488; Schwintowski, 2001, a. a. O., 609–610.
371	 Vgl. Gundlach, 2000, a. a. O., 60–62 und OLG Celle, 2000, a. a. O.,  757.
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hat es leichter Kredite zu erhalten.372 Die Gesellschafterversammlung der Ge-
sellschaft besteht in der Regel aus Mitgliedern der Vertretungskörperschaften 
und hat bei wichtigen Angelegenheiten Mitspracherechte. Diese beziehen 
sich z. B. auf die Gestaltung der Entgelte, der Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie auf die Bestellung des Geschäftsführers. Als problematisch gelten die 
hohe Entkoppelungsgefahr vom Träger und der damit einhergehende gerin-
ge Einfluss der Kommunalpolitik auf die Wirtschaftstätigkeit der GmbH. 

Leider können die objektiv gegebenen Vorteile in der Praxis oft nicht ge-
neriert werden. Die Organisationsprivatisierung bleibt dann zweischneidig. 
Eine regelmäßige kritische Überprüfung nach zentralen Bewertungsmaß-
stäben mit Alternativvergleichen erscheint deshalb dringend geboten.373
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Abbildung 19: Privatrechtliche Organisationsformen
Quelle: Eigene Darstellung

372	 Vgl. Ehlers, 1997b, a. a. O., 140–141 und Schink, 1999, a. a. O., 78–79 sowie Rothe, 2004, a. a. O., 
180–181.

373	 Vgl. ebenda und kritisch zur Organisationsprivatisierung Schliesky, 2005, a. a. O., 478 ff. sowie 
Püttner, 1998, a. a. O., 223 ff. 
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2.2.5	 Theoretische Bewertung der Kooperationsformen

Zusammenfassend werden die Kooperationsformen vergleichend nach 
praktisch relevanten Kriterien bewertet. Dadurch sind allgemeine Vor- und 
Nachteile erkennbar. Rückschlüsse auf die Eignung von Kooperationsfor-
men für bestimmte Einzelaufgaben sind allerdings nur bedingt möglich. Sie 
ist abhängig von spezifischen örtlichen Kontextbedingungen und vor allem 
vom Aufgabencharakter. Gleichwohl liefert die Bewertung einen generellen 
Überblick zu den theoretischen Merkmalsausprägungen der Kooperations-
formen. Bewertungsbasis für die subjektive Benotung bilden die Erkenntnis-
se in dieser Arbeit.

Tabelle 6: Bewertungskriterien für Kooperationsformen

Bewertungskriterium Bedeutungsinhalt

Demokratische  
Steuerbarkeit

Möglichkeit der Kreispolitik auf die Kooperationsorganisation 
Einfluss auszuüben:
Zielvorgabe
Zielmodifikation
Ergebniskontrolle
Sanktionsmöglichkeit

Entscheidungseffizienz Möglichkeit schnell und dezentral Entscheidungen innerhalb 
der Kooperationsorganisation zu fällen.

Organisationsflexibilität Organisatorische Anpassungsfähigkeit an Änderungen des 
Organisationsumfeldes 

Kostensynergien Realisierung von Kostensenkungen durch 
Ressourcenbündelung

Koordinierungsvorteile Verbesserte Abstimmung von unterschiedlichen Interessen 
und Synchronisierung von kompatiblen Arbeitsprozessen in 
der Region

Finanzierungsvorteile Optimierung der Finanzbeschaffung; Erschließung neuer 
Finanzquellen; bessere Ausschöpfung von Finanzquellen; 
Bündelungsvorteile

Verbindlichkeit der Ziele Rechtsbindung der Kooperationspartner an 
Zielvereinbarungen der Kooperationsorganisation

Quelle: Eigene Darstellung
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Für die Bewertung wird eine Schulnotenskala von 1 bis 5 zu Grunde gelegt:

Tabelle 7: Bewertungsskala für Kooperationsformen

1= sehr gut 4= ausreichend

2= gut 5= mangelhaft

3= befriedigend

Quelle: Eigene Darstellung

Insgesamt zeigen die Mittelwerte aller Benotungen der Kooperationsfor-
men ein gutes bis befriedigendes Bewertungsergebnis (siehe Tabelle 8). Die 
Stärken und Schwächen der Kooperationsformen gleichen sich also in der 
Gesamtbilanz aus. Interessanter ist deshalb bei welchen Kriterien die Koope-
rationsformen ihre Stärken und Schwächen haben und ob eine Tendenzre-
gel erkennbar ist. Die Bewertungsmatrix lässt insoweit einen signifikanten 
Zusammenhang zwischen der Benotungstendenz und dem Institutionalisie-
rungs-/Verselbständigungsgrad erkennen (Ausnahmen). Dessen Zunahme 
bewirkt in der Tendenz eine Verschlechterung der Benotung bei der Demo-
kratischen Steuerbarkeit. Demgegenüber ist eine Verbesserung der Beno-
tung bei der Entscheidungseffizienz, den Kostensynergien, den Koordinie-
rungs- und Finanzierungsvorteilen sowie der Verbindlichkeit der Ziele zu 
verzeichnen. 

Dieser Verlauf zeigt sich auch bei der Unterscheidung der Kooperati-
onsformen nach Rechtsformen. Eine Ausnahme von dieser Tendenzregel 
bildet das Kriterium Organisationsflexibilität. In diesem Bereich ergibt sich 
ein differenzierteres Ergebnis. So verschlechtert sich die Benotung bei zu-
nehmendem Institutionalisierungsgrad von den Regionalkonferenzen bis 
zum Zweckverband. Hingegen verbessert sich die Benotung von den An-
stalten des öffentlichen Rechtes bis hin zur  Aktiengesellschaft. Eine ein-
zelne Bewertungsausnahme bildet die Regionalkonferenz im Bereich 
Finanzierung. Bei dieser Kooperationsform ergeben sich aufgrund spezifi-
scher Förderung durch den Staat trotz geringem Institutionalisierungsgrad 
Finanzierungsvorteile.
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2.2.6	 Bestandsaufnahme der Kooperationspraxis

Für die kommunale Selbstverwaltungspraxis hat interkommunale Zusam-
menarbeit seit deren Existenz eine wichtige Rolle gespielt.374 Trotzdem waren 
das Interesse und der Kenntnisstand über deren aktuelle Ausprägung noch 
bis zum Ende der 1990er Jahre relativ gering. Zunehmender struktureller 
und finanzieller Druck sowie verwaltungspolitischer Leitbildwandel rückten 
das Kooperationsthema jedoch in den Untersuchungsfokus.375 Charakteris-
tisch für diese Studien ist, dass sie entweder eine spezifisch räumlich- punk-
tuell isolierte Vergleichsperspektive haben oder einen Städte, Gemeinden, 
Kreise übergreifenden und daher allgemeinen Ansatz verfolgen.376 Eine 
ausschließlich auf die Kreisebene bezogene Analyse der Kooperationspraxis 
wurde bis jetzt nur vom Kommunalwissenschaftlichen Institut der Universi-
tät Potsdam (KWI) durchgeführt.377 

Mit einer schriftlichen Befragung wurden dazu im Zeitraum von 2004 
bis 2005 Daten von 44 Landkreisen erhoben. Die KWI-Studie zeigt die Do-
minanz der Aufgabenerledigung in Eigenregie (siehe Tabelle 10). Kooperiert 
wird in der Tendenz überwiegend nur bei wenigen Aufgaben und für  be-
grenzte Zeit. Die flächenbezogenen Infrastrukturaufgaben sowie die Leis-
tungs- und Planungsverwaltung weisen die höchste Kooperationsintensität 
auf. Im Bereich der Eingriffsverwaltung (Ordnungsaufgaben) wird am we-
nigsten zusammengearbeitet. Die höchste Kooperationsintensität wurde bei 
der Wirtschaftsförderung, beim Rettungsdienst und bei der Abfallwirtschaft 
gemessen. Bestehende Erkenntnisse über den Einfluss der Mindestnachfra-
ge und von Größenklasseneffekten für die Leistungsverwaltung sowie die 
Auswirkungen von Strukturproblemen auf die Infrastruktur- und Planungs-
aufgaben werden bestätigt.378 

374	 Vgl. Hesse, Joachim Jens/Götz, Alexander, 2006, Kooperation statt Fusion? Interkommunale Zu-
sammenarbeit in den Flächenländern, 12–13.

375	 Vgl. ebenda.
376	 Vgl. ebenda, 39 ff und 220 ff.
377	 Vgl. KWI, 2006, a. a. O., 51–53. 
378	 Vgl. ebenda, 75 ff.
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Tabelle 9: 379 Beurteilungsskala der Kooperationsintensität

1= keine Kooperation  

2= sehr geringe Kooperation zeitweise bei wenigen Aufgaben

3= geringe Kooperation dauerhaft bei wenigen Aufgaben

4= starke Kooperation zeitweise bei vielen Aufgaben

5= sehr starke Kooperation dauerhaft bei vielen Aufgaben

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 10: 380 Rangfolge der Aufgaben nach Kooperationsintensität

Aufgabe Mittelwert Rang

Wirtschaftsförderung 3,45 1

Rettungsdienst 2,92 2

Abfallwirtschaft 2,67 3

Raumplanung 2,42 4

Freiraum- und Landschaftsplanung 2,38 5

Schulverwaltung 2,30 6

Soziales 2,17 7

Straßenverkehr 2,15 8

Lebensmittelüberwachung 2,14 9

Gewässerschutz 2,08 10

Sicherheit und Ordnung 2,00 11

Jugend 2,00 11

Umweltinformation 2,00 11

Mittelwert 1,95

Kultur 1,91 12

Gesundheit 1,90 13

Lastenausgleich 1,86 14

Wasserstraßen u. 1,86 14

379	 Vgl. ebenda, 53.
380	 Vgl. ebenda, 54.
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Aufgabe Mittelwert Rang

Bodenschutz 1,85 15

Recht 1,71 16

Wald- und Forstwirtschaft 1,70 17

Katasterwesen 1,67 18

Immissionsschutz 1,67 18

Wohngeldzahlung 1,45 19

Verkehrsflächen 1,45 19

Denkmalschutz 1,31 20

Bauaufsicht 1,25 21

Sport 1,18 22

Liegenschaften 1,18 22

Quelle: Eigene Darstellung

Bevorzugt werden bei der Wahl der Rechtsform für Kooperationen die For-
men des öffentlichen Rechtes. Die Beliebtheit sinkt von der kommunalen Ei-
genverantwortung über die öffentlich-rechtliche Arbeitsgemeinschaft bis hin 
zum Zweckverband. Entscheidend für den Institutionalisierungsgrad sind 
das Bindungsbedürfnis, der Verselbständigungsgrad und die Aufgabenkom-
plexität. Deshalb finden Rechtsformen wie der Zweckverband, die GmbH 
und der Verein vor allem bei Kooperationen in den Aufgabenbereichen Le-
bensmittelüberwachung/Veterinärwesen, Rettungsdienst, Wirtschaftsförde-
rung, Abfallwirtschaft und Beschulung Verwendung. In Abhängigkeit vom 
Verhältnis der negativen und positiven Wirkungen wurden die  bestehenden 
Kooperationen sehr unterschiedlich bewertet. 

Insgesamt konnten die Kooperationen eine Note von 2,68 (befriedigend 
bis gut) erzielen. Aufgaben mit geringer Kooperationsintensität und mini-
malem Institutionalisierungsgrad konnten die besten Wertungen erzielen 
(z. B. die Eingriffsverwaltung). Umkehrt haben Aufgaben mit hoher Koope-
rationskomplexität und somit hohem Koordinationsaufwand eher schlech-
te Wertungen erhalten. Nur der Rettungsdienst als Aufgabe mit hoher Ko-
operationsintensität folgte nicht diesem negativen Trend und erzielte hohe 
Wertungen.381 

381	 Vgl. ebenda.
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Tabelle 11:382 Bewertungsskala für Aufgabenkooperation

1= sehr gut 4= ausreichend

2= gut 5= mangelhaft

3= befriedigend 6= noch keine Erfahrung

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 12:383 Rangfolge der Aufgabenbereiche nach Bewertung
Aufgabe Mittelwert Rang

Rettungsdienst 1,75 1

Gesundheit 2,00 2

Lastenausgleich 2,00 2

Straßenverkehr 2,14 3

Gewässerschutz 2,38 4

Wirtschaftsförderung 2,38 4

Lebensmittelüberwachung 2,40 5

Schulverwaltung 2,43 6

Raumplanung 2,43 6

Denkmalschutz 2,50 7

Verkehrsflächen 2,50 7

Bodenschutz 2,50 7

Abfallwirtschaft 2,50 7

Freiraum- und Landschaftsplanung 2,50 7

Soziales 2,57 8

Kultur 2,67 9

Umweltinformation 2,67 9

Mittelwert 2,68

Wohngeldzahlung 2,80 10

Wasserstraßen 2,80 10

Bauaufsicht 3,00 11

Immissionsschutz 3,00 11

Recht 3,14 12

382	 Vgl. ebenda, 55.
383	 Vgl. ebenda, 56.
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Aufgabe Mittelwert Rang

Jugend 3,14 12

Sicherheit und Ordnung 3,17 13

Sport 3,25 14

Liegenschaften 3,40 15

Katasterwesen 3,50 16

Wald- und Forstwirtschaft 3,50 16

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 13:384 Differenz zw. Intensität u.  Beurteilung der Kooperation

Aufgabe Intensität Beurteilung Differenz

  Mittelwert Rang Mittelwert Rang

Abfallwirtschaft 2,67 3 2,50 7 -4

Sicherheit und Ordnung 2,00 11 3,17 14 -3

Wirtschaftsförderung 3,45 1 2,38 4 -3

Jugend 2,00 11 3,14 13 -2

Raumplanung 2,42 4 2,43 6 -2

Freiraum- u.  
Landschaftsplanung

2,38 5 2,50 7 -2

Soziales 2,17 7 2,57 8 -1

Schulverwaltung 2,30 6 2,43 6 0

Rettungsdienst, 2,92 2 1,75 1 1

Wald- und Forstwirtschaft 1,70 18 3,50 17 1

Katasterwesen 1,67 19 3,50 17 2

Umweltinformation 2,00 11 2,67 9 2

Mittelwert 1,95 2,68

Recht 1,71 17 3,14 13 4

Lebensmittel
überwachung

2,14 9 2,40 5 4

Kultur 1,91 13 2,67 9 4

384	 Vgl. ebenda, 58.
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Aufgabe Intensität Beurteilung Differenz

  Mittelwert Rang Mittelwert Rang

Wasserstraßen 1,86 15 2,80 11 4

Straßenverkehr 2,15 8 2,14 3 5

Gewässerschutz 2,08 10 2,38 4 6

Liegenschaften 1,18 23 3,40 16 7

Immissionsschutz 1,67 19 3,00 12 7

Sport 1,18 23 3,25 15 8

Wohngeldzahlung 1,45 20 2,80 11 9

Bodenschutz 1,85 16 2,50 7 9

Bauaufsicht 1,25 22 3,00 12 10

Gesundheit 1,90 14 2,00 2 12

Lastenausgleich 1,86 15 2,00 2 13

Verkehrsflächen 1,45 20 2,50 7 13

Denkmalschutz 1,31 21 2,50 7 14

Quelle: Eigene Darstellung

58 % der Kreise erwarteten von einer Kooperation eine „hohe bis mittlere“ 
Steigerung des Leistungspotentials und die Hälfte der Kreise wünscht sich 
eine Ausweitung der partnerschaftlichen Beziehungen. 41 % der Kreise hat-
ten noch keine Überprüfung der Effektivität der Kooperationen vorgenom-
men. Bei bisherigen Messungen wurden vor allem positive Effekte bei der 
Wirtschaftlichkeit und Koordination nachgewiesen.

Es ergaben sich jedoch keine Verkürzungen der Bearbeitungszeit oder 
Verbesserungen des Angebotes. Für den Erfolg der Zusammenarbeit sind vor 
allem soziale Faktoren und die Raumstruktur des Kreises ausschlaggebend 
gewesen. Speziell die Ausdehnung des Kreises mit ihren Entfernungsdefizi-
ten hatte dagegen negative Auswirkungen auf die Kooperationseffektivität.385

Die vertiefende Befragung in den ausgewählten Fachbereichen Schulver-
waltung, Abfallwirtschaft, Rettungsdienst und Kreisstraßenreinigung bestä-
tigte diese Ergebnisse zum Teil. So dominiert dort ebenso wie insgesamt 
bei den Kreisen die Aufgabenerledigung in Eigenregie. Die höchste Koope-
rationsintensität zeigt sich wieder bei der Leistungs- und Planungsverwal-

385	 Vgl. ebenda, 75 ff.



134 Jens Tessmann

tung und den Infrastrukturleistungen. Gering ausgeprägt ist die Koopera-
tion dagegen bei den ordnungsrechtlichen Aufgaben (Hoheitsverwaltung). 
Entscheidend für die zusätzliche Einbindung von nichtöffentlichen Partnern 
sind neben dem Existenzaufwand vor allem die Ressourcenausstattung und 
die Kompetenz. Der Kreis bindet private und gemeinnützige Partner zur 
Entlastung, Ergebnisverbesserung und Interessenintegration in den Leis-
tungsprozess ein. 

Dies geschieht konkret bei Schülerangelegenheiten (Beförderung, Ver-
kehrserziehung, Förderung, Betreuung und Schulveranstaltungen), bei der 
Abfallbeseitigung, beim Rettungsdienst sowie bei der Qualifizierung für den 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz. Auch im Bereich der Kreisstra-
ßenreinigung wird für vereinzelte Straßenabschnitte die Zusammenarbeit 
mit den Privaten gesucht (z. B. Winterdienst).386 Die Öffentlich-Öffentliche 
Kooperation vollzieht sich in den Auswahlfachbereichen überwiegend in 
öffentlich-rechtlichen Arbeitsgemeinschaften und Zweckverbänden. GmbH 
und privatrechtliche Leistungsverträge finden nur eine geringe Verwendung.

Bei der Kooperation mit nichtöffentlichen Partnern findet dies jedoch 
in Form von Leistungsverträgen, Vereinen oder in Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung statt. Aktiengesellschaften und sonstige privatrechtliche 
Rechtsformen spielten keine Rolle. Ob damit das Kooperationspotential tat-
sächlich ausgeschöpft worden ist, konnte im Rahmen der KWI-Studie nicht 
nachgewiesen werden. Bei den Kooperationsmotiven in den Auswahlfach-
bereichen standen überwiegend Gemeinwohlziele im Vordergrund. Wirt-
schaftlichkeit und andere Aspekte waren eher nachrangig. 

Gestaltungskriterien waren das Ausmaß des Rechts-, Ressourcen- und 
Kompetenzvorteils durch die Einbindung des Partners sowie der Flexibili-
tätsgewinn und die Vereinfachung von Arbeitsabläufen. Positive Wirkungen 
der Zusammenarbeit wurden bei der Wirtschaftlichkeit, bei der Ergebnis-
qualität und beim Leistungsangebot gemessen. Verbesserungen bei der 
Verkürzung der Bearbeitungszeit oder bei der Koordination konnten nicht 
nachgewiesen werden.387 

Insgesamt zeigt die KWI-Studie, dass die bestehenden Kooperationen 
überwiegend positive Wirkungen hatten. Negative Folgen konnten nur ver-
einzelt nachgewiesen werden. Das Aufwand-Ertrags-Verhältnis der Kreis-
kooperationen ist eindeutig positiv. Die Zusammenarbeit zwischen Kreisen, 
aber auch mit anderen öffentlichen und nichtöffentlichen Partnern, hat sich 
bisher gelohnt. Es konnten klare Verbesserungen bei der Bedarfsdeckung 
und bei der Leistungserbringung erzielt werden. Ein kritisches Spannungs-

386	 Vgl. ebenda.
387	 Vgl. ebenda.
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verhältnis ergibt sich jedoch aus dem hohen Eigenfertigungsanteil und der 
defizitären Effektivitätsprüfung von bestehenden Kreiskooperationen. Durch 
intensivere Analysen der Leistungsprozesse sowie differenzierten Vergleich 
von Kooperationspartnern der Region und alternativen Organisationsfor-
men könnte also weiteres Optimierungspotential erschlossen werden.388

2.3	 Kreisgebietsreform als Kreisfusion

2.3.1	 Rechtsgrundlagen

Im Anschluss an Art. 28 GG gilt ebenso wie für die Gemeinden die insti-
tutionelle, aber nur eingeschränkt individuelle, Bestandsgarantie auch für 
die Kreise.389 Die Rechtsgrundlagen für Gebietsänderungen auf Kreisebene 
befinden sich in den Landesverfassungen und Kreisordnungen der Bundes-
länder (z. B. § 97 Absatz 1 Satz 1 LV i. V. m. §§ 11 und 12 KV M-V). Diese 
Vorschriften ermöglichen die Auflösung, Neubildung und Grenzänderung 
von Landkreisen. Grundsätzlich werden freiwillige von Änderungen durch 
Zwang unterschieden.390 

Freiwillig können sich Kreise demnach durch Verwaltungsvertrag und 
nach Mehrheitsbeschluss der Kreistage zusammenschließen oder ihr Kreis-
gebiet umstrukturieren. Der Gebietsänderungsvertrag bedarf der Genehmi-
gung durch das Innenministerium. Sie wird erteilt sofern nicht Gründe des 
öffentlichen Wohles entgegenstehen.391

Gebietsänderungen durch Zwang sind durch Landesgesetz möglich 
und können nur aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Wohles und 
nach Anhörung der betroffenen Landkreise durchgeführt werden.392 Dem 
Neugliederungsgesetz geht oftmals eine Phase der Förderung freiwilliger 
Gebietsänderungen voraus. Der Begriff des öffentlichen Wohls ist ein ge-
neralklauselartiger unbestimmter Rechtsbegriff. Er bedarf unter Beach-
tung der verfassungsmäßigen Wertordnung der Konkretisierung durch den 

388	 Vgl. ebenda.
389	 Vgl. Nierhaus, Michael, 2007, Art. 28 GG [Verfassungsmäßige Ordnung, kommunale Selbstver-

waltung]. In: Sachs, Michael, Grundgesetz-Kommentar, 1012–1013. und Erbguth, 2004, a. a. O., 
2 und Ipsen, 2003, a. a. O. und Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 241 und ausführlich Stern, 
Klaus, 1972, Die verfassungsrechtliche Garantie des Kreises. In: Verein für die Geschichte der 
Deutschen Landkreise e. V. (Hrsg.), Der Kreis. Ein Handbuch. Erster Band, 167–178.

390	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 146 ff.
391	 Vgl. ebenda.
392	 Vgl. Meyer, Hubert, 2005, Verfassungsrechtliche Aspekte einer Regionalkreisbildung im Flächen-

bundesland. In: LKV, 234 ff und Ders., 2007, Funktional- und Gebietsreformen in den Bundeslän-
dern – Chancen und Risiken für die kommunale Selbstverwaltung. In: DVBl., 82 ff. 
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Gesetzgeber.393 Es lassen sich allgemein folgende Gemeinwohlgründe aus 
der Verfassung beispielhaft ableiten:394

Tabelle 14: Verfassungsrechtliche Vorgaben für Gemeinwohlgründe

Verfassungsrechtliche Direktive Abgeleitete Zielvorgabe

Demokratie und Gewaltenteilung Stärkung Leistungs- u. Verwaltungskraft
örtliche Verbundenheit der Einwohner und 
Bürgernähe

Gesamtstaatliche Einbindung der  
Kommunen

Ziele der Raumordnung u. Landesplanung

Sozialstaats- und Gleichheitsprinzip Einheitliche Lebensbedingungen und  
sozialer Ausgleich

Allg. Haushaltsgrundsatz des  
Haushaltsrechts

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

Quelle: Eigene Darstellung

Diese Verfassungsprinzipien wie auch die daraus abgeleiteten Zielvorgaben 
überschneiden sich, stehen miteinander in Konkurrenz und ergänzen sich 
auch. Dabei ist der Gesetzgeber befugt, einzelnen politischen Zielen den 
Rang eines Grundes des öffentlichen Wohles zu geben.395 

Verfassungsrechtliche Maßstäbe für gesetzliche kommunale Gebietsre-
formen sind durch die Verfassungsgerichte im Detail entwickelt worden. 
Anlass war die Bewertung der komplexen Gebiets- und Funktionalreformen 
in den 1970er Jahren in Westdeutschland und in den 1990er Jahren in Ost-
deutschland nach der Systemtransformation sowie auch noch in den 2000er 
Jahren:396

393	 Vgl.  ThürVerfGH, 1997, Thüringer Neugliederungsgesetz, NVwZ-RR, 639 und BVerfGE, 1992, 
Rück-Neugliederungsgesetz, DVBL,  961 = Knemeyer, Franz-Ludwig, 1992, Kontrollsystems des 
BVerfG, LKV, 314.

394	 Vgl.  Gern, 2003, a. a. O., 142 ff.
395	 Vgl. ThürVerfG, 1997, a. a. O., 641 und BVerfGE, 1992, a. a. O., 961 = Knemeyer, 1992, a. a. O., 314.
396	 Im Überblick Erbguth, 2004, a. a. O., 2 und ausführlich zum verfassungsrechtlichen Maßstabssys-

tem Stüer/Landgraf, 1998, a. a. O., 210–211.
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1.	 Anhörungsgebot
2.	 Zutreffende und vollständige Sachverhaltsaufklärung
3.	 Nachvollziehbare Abwägung der Gemeinwohlgründe und  

Neugliederungsziele
4.	 Schaden-Nutzen-Analyse 
5.	 Übermaß- und Willkürverbot (Verhältnismäßigkeit und  

Gleichbehandlung)

2.3.1.1	 Leitbildbedeutung und „Entscheidungsstufensystem“

Um eine nachvollziehbare an sachlichen Gesichtspunkten orientierte Ent-
scheidungsfindung  zu gewährleisten, ist es zweckmäßig, Leitbilder zu ent-
wickeln. Sie enthalten das Konzept des Neugliederungsplans und dienen als 
Richtlinie für den Gebietszuschnitt im Einzelfall. Ihre Erstellung und Anwen-
dung hat besondere Bedeutung für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit des 
Vorhabens durch die Verfassungsgerichte. Im Rahmen der Rechtsprechung 
hat sich ein „dreigliedriges Entscheidungsstufensystem“ herausgebildet:397

1.	 Entscheidung für eine Durchführung der Gebietsreform.
2.	 Entwicklung von Leitlinien und Leitbildern
3.	 Anwendung der Leitbilder auf den konkreten Einzelfall

Auf den beiden ersten Stufen ist die gerichtliche Kontrollmöglichkeit noch 
relativ eingeschränkt. Der Gesetzgeber hat hier weitgehende politische Ent-
scheidungsfreiheit. Im Bereich der dritten Stufe unterliegt die staatliche Or-
ganisationsmaßnahme einer intensiven verfassungsgerichtlichen Kontrolle. 

Hier muss der Nachweis erbracht werden, dass die berechtigten Belange 
der betroffenen Kreise mit den durch das Leitbild konkretisierten Gemein-
wohlgründen unter Beachtung der Gegebenheiten vor Ort abgewogen wur-
den.398 Der Gesetzgeber hat die Pflicht durch umfangreiche Informations-
beschaffung aus allen allgemein zugänglichen (zumutbaren) Quellen den 
Sachverhalt zutreffend und vollständig zu ermitteln. Er darf sich dabei nicht 
allein auf den Informationsgehalt von Gesprächsrunden verlassen, sondern 
muss sich ein eigenes objektives Bild der Situation vor Ort machen399.

397	 Vgl. Entscheidung des Landesverfassungsgerichtes (LVerfG) Mecklenburg-Vorpommern (M-V) 
zur Modernisierung der Verwaltung des Landes vom 26.07.2007, Urteilstext, S. 1–5 ff. (GVOBl. M-V 
2007, S. 44 ff, ThürVerfG, 1997, a. a. O., 639–640 und BVerfGE, 1992, a. a. O., 961 = Knemeyer, 1992, 
a. a. O., 314. = Gebhardt, 2006, a. a. O., 77–80.

398	 Vgl. ebenda.
399	 Vgl. SächsVerfG, 2000, Heuersdorfgesetz, DVBl, 1448; BbgVerfGH, 1998, Auflösung der Gemeinde 

Horno, LKV,  407.
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2.3.1.2	 Anhörungsgebot

Das Anhörungsgebot der betroffenen Gebietskörperschaft hat als Vorausset-
zung für einen rechtmäßigen Eingriff in den Gebietsbestand der Kreise er-
hebliche Bedeutung. Ziel ist die  umfassende Informationsbeschaffung des 
Gesetzgebers sowie die Prüfung von Einwänden und alternativen Vorschlä-
gen der Kreisebene. Die Anhörung ist ordnungsgemäß, wenn

1.	 der wesentliche Inhalt des Neugliederungsplans und die Begründung
2.	 rechtzeitig zur Kenntnis gelangt ist (eher großzügige Frist)400

3.	 sowie die Möglichkeit bestand eine Stellungnahme abzugeben.

Der Gesetzgeber muss bei seiner Entscheidungsfindung den Anhörungsin-
halt nicht nur zur Kenntnis nehmen, sondern die Argumente bei der Abwä-
gung auch berücksichtigen.401 Nicht Teil der Rechtmäßigkeitsvoraussetzung 
für einen Gebietseingriff nach Art. 28 GG ist die Anhörung der Bürger und 
der „Träger kommunaler Belange“ (z. B. Kreisgemeinden). Jedoch schreiben 
viele Länderverfassungen und vor allem viele Kommunalordnungen ent-
sprechende Anhörungen vor. In Bundesländern mit entsprechenden Anhö-
rungs- bzw. Zustimmungspflichten ist daher die Einholung der jeweiligen 
Stellungnahmen zwingend geboten. Ansonsten wird der Eingriff bei gericht-
licher Überprüfung als rechtswidrig angesehen.402

2.3.1.3	 Abwägungsprozess und Entscheidungsfindung

Der Abwägungsprozess ist gekennzeichnet durch Gegenüberstellung und 
Gewichtung (Übereinstimmung mit den Leitlinien) der alternativen Gestal-
tungsoptionen. Für die Gebietsänderung müssen ausreichend Gemeinwohl-
gründe vorliegen. Die Maßnahme muss notwendig sowie geeignet sein und 
darf nicht hinsichtlich der Ziel – Mittel – Relation deutlich außer Verhältnis 
zum angestrebten Zweck stehen (Verhältnismäßigkeit).403

Im Übrigen muss der Gleichbehandlungsgrundsatz beachtet werden. 
Die Neugliederung ist aufgrund von sachlichen (am Leitbild ausgerichteten) 
und objektiv nachvollziehbaren Erwägungen vorzunehmen. Es dürfen keine 
willkürlichen Überlegungen und Differenzierungen die Entscheidung be-

400	 Bei der Bemessung der Frist werden wiederum auch alle sonstigen Zeiträume der Kenntnisnah-
me berücksichtigt, z. B. Vorgespräche, Konsultationen, vgl. dazu u. a. Knemeyer, 1992, a. a. O., 314.

401	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O., 61; ThürVerfG, 1997, a. a. O., 640 und BVerfGE, 1992, a. a. O., 961 = 
Knemeyer, 1992, a. a. O., 314.

402	 Vgl. LVerfGE M-V, ebenda; SächsVerfG, 2000, a. a. O., 1446 ff.; BbgVerfG, 1998, a. a. O., 407.
403	 Vgl. LVerfGE M-V, ebenda, 36 ff.
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einflusst haben. Abweichungen von den Leitlinien sind im Einzelfall nur 
zulässig, wenn die örtlichen Gegebenheiten nicht den Grundannahmen 
des Leitbildes entsprechen. Die Ungleichbehandlung ist ausreichend zu 
rechtfertigen.404

Sofern der Neugliederungsmaßnahme ein Leitbild zu Grunde liegt, un-
terliegen die darin enthaltenen Ziele, Wertungen und Prognosen der recht-
lichen Kontrolle. Überprüft wird, ob die festgesetzten Richtlinien offensicht-
lich oder eindeutig widerlegbar sind bzw. im Widerspruch zu der Verfassung 
stehen. Offen bleibt im Einzelfall, wie weit der Gesetzgeber von den Vorga-
ben des Leitbildes abweichen darf. Maßgeblich sind jedenfalls die konkreten 
Verhältnisse vor Ort.405 Generell gilt aber die Modell- und Systemgerechtig-
keit (als spezielle Ausprägung des Willkürverbotes) der Neugliederungsmaß-
nahme (Leitbildbindung).406 Den meisten Neugliederungsvorhaben lagen 
bzw. liegen entsprechende Leitbilder zu Grunde.407

Im Gegensatz zu Gemeinden, sind Kreise keine originären Selbstverwal-
tungsträger. Gemäß Art. 28 Absatz 2 GG ist das Selbstverwaltungsrecht der 
Kreise landesgesetzabhängig. Den Kreisen muss aber bei Eingriffen in die 
Aufgabenwahrnehmung ein Mindestbestand an kreiskommunalen Selbst-
verwaltungsangelegenheiten erhalten bleiben.408 Hinsichtlich des räum-
lichen Zuschnitts gelten Ober- und Untergrenzen als materiell-rechtliche 
Gründe des öffentlichen Wohles. Die Verbundenheit der Kreisbevölkerung 
sowie die Überschaubarkeit des Kreisgebietes sind die Obergrenze, die Leis-
tungsfähigkeit die Untergrenze.409

Verfassungsrechtlich problematisch sind Mehrfach-Neugliederungen, 
denn sie unterliegen einem erhöhten Rechtfertigungszwang seitens des 
Landesgesetzgebers.410 Dieser wurzelt in dem  Vertrauensschutz, den die 
Bevölkerung in tiefgreifende staatliche Organisationsmaßnahmen haben 
kann. Eine grundlegende Veränderung der Ausgangsbedingungen sowie 

404	 Vgl. ThürVerfGH, 1997, a. a. O., 639 und BVerfGE, 1992, a. a. O., 961 = Knemeyer, 1992, a. a. O., 314 
und Gern, 2003, a. a. O., 141.

405	 Vgl. ebenda und BbgVerfG, 1998, a. a. O., 407.
406	 Vgl. ausführlich Gebhardt, 2006, a. a. O., 72–77.
407	 Vgl. Knemeyer, 1992, a. a. O., 313.
408	 Vgl. Nierhaus, Michael, 2008, Einführung. Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebiets-

reformen. In: Büchner, Christiane/Franzke, Jochen/Nierhaus, Michael, Verfassungsrechtliche An-
forderungen an Kreisgebietsreformen, 8 ff. Henneke, 2002, a. a. O., 465 ff.

409	 Vgl. Stüer, Bernhard, 2008, Kommunale Selbstverwaltung durch bürgerschaftliche Mitwirkung 
und Aufwertung der Kreistage gestärkt. In: Büchner, Christiane/Franzke, Jochen/Nierhaus, Mi-
chael, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebietsreformen, 109–111 und Erbguth, 
2004, a. a. O., 2.

410	 Vgl. Gebhardt, 2006, a. a. O., 89–96.
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der zeitliche Abstand sind dafür ausschlaggebend.411 Gravierende Verände-
rungen der sozio-ökonomischen Struktur sowie der Leistungsfähigkeit  der 
öffentlichen Hand schließen grundsätzlich die Qualifizierung als Mehrfach-
neugliederung aus.412 Hinsichtlich der materiell-rechtlichen Gemeinwohl-
gründe wird traditionell auf die Erkenntnisse der Verwaltungswissenschaft 
zurückgegriffen. Dazu wurde im Zuge komplexer wissenschaftlicher Analy-
sen eine Bewertungssystematik entwickelt.413

2.3.2	 Organisationsgrundlagen

Das politisch-administrative System der Bundesrepublik ist einerseits ter-
ritorial (räumlich) und andererseits sektoral (aufgabenbezogen) gegliedert. 
Beim Prinzip der sektoralen Gliederung dominiert die spezialisierte Erfül-
lung der Einzelaufgabe im Verwaltungsraum (Aufgabenorganisationsprin-
zip). 

Das Territorialprinzip betont die raumbezogene Ganzheitlichkeit der Er-
füllung eines Bündels von Einzelaufgaben (Gebietsorganisationsprinzip). 
Durch staatsrechtlich festgelegte räumlich-vertikale Kompetenzabschich-
tung dominiert das Territorialprinzip.414 Ziel ist die harmonische Ausbalan-
cierung von spezieller und allgemeiner Aufgabenerfüllung in festgelegten 
demokratisch legitimierten Verantwortungsräumen. Die beiden Staatsebe-
nen sowie die Gemeinde- und Kreisebene sind insofern als Gebietskörper-
schaften415 definiert. Gemäß ihrer staatsorganisatorischen Funktion wurden 
die Kreise von der subnationalstaatlichen Ebene mit generalisierten Aufga-
benbündeln ausgestattet.416 

Ausgelöst durch Veränderungen der sozio-ökonomischen Strukturen 
und des gesellschaftspolitischen Kontextes allgemein unterliegt die räum-
liche und sektorale Zuständigkeitsordnung der Kreise dem Wandel. Die 
Zuständigkeit für eine Aufgabe bzw. ein Aufgabenbündel ist dabei grund-
sätzlich von Machtpolitik und Effektivität abhängig.417 Veränderungen 

411	 Vgl. Stüer, 2008, a. a. O., 108–109 und Meyer, Hubert, 2008, Was Neues aus dem Nordosten: Lan-
desverfassungsgericht stärkt kommunale Selbstverwaltung. In: Büchner, Christiane/Franzke, Jo-
chen/Nierhaus, Michael, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebietsreformen, 55.

412	 Vgl. Clausen, Wolfgang, 1992, Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern. In: LKV, 111 ff.
413	 Vgl. Erbguth, 2004, a. a. O., 5 und Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 240 ff.
414	 Vgl. Wagener, Frido, 1977, Der Standort der Kommunalen Selbstverwaltung in der Funktionalre-

form, In: Krabs, Otto, ebenso, S. 59 ff.
415	 Vgl. Nierhaus, 2003b, a. a. O., 1059–1060. und Nierhaus, 2003a, a. a. O., 174–176.
416	 Vgl. Wollmann, Helmut, 2006a, Staatsorganisation zwischen Territorial- und Funktionalprinzip im 

Ländervergleich. Varianten der Institutionalisierung auf der dezentral-lokalen Ebene, In: Bogumil, 
Jörg et al., Auf dem Weg zu einer postmanagerialen Verwaltungsforschung, PVS, S. 1–4 und 13 ff.

417	 Vgl. Wagener, 1977, a. a. O., 55 ff.
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der Raumeinteilung der Kreise zielen auf Größenklassenvorteile.418 Mit Res-
sourcenbündelung sollen Synergie- und Rationalisierungseffekte realisiert 
und damit die Tragfähigkeit zur wirkungsvollen Wahrnehmung der Aufga-
ben erhöht werden.419 

Eine Aufgabe wird dann im Wege der Funktionalreform420 auf die für 
ihre Erledigung tragfähigste und ihrem Entstehungszusammenhang ad-
äquateste Ebene verlagert. Es gilt dabei das Subsidiaritätsprinzip.421 Auf-
grund des Machtungleichgewichtes zwischen den Gliedstaaten und „ihren“ 
Kommunen kommt es im Zeitverlauf fortwährend zur Zentralisierung der 
Aufgaben. Ziel von Zuständigkeitsreformen ist deshalb die Verlagerung von 
Aufgaben auf die Kommunen (Dezentralisierung).422 Wobei der Grad der ei-
genständigen Aufgabenwahrnehmung entscheidend ist. 

Im Ergebnis der Funktionalreformen behält sich das Land in unterschied-
licher Ausprägung trotz der formalen Dezentralisierung eine finanzielle und 
normative Steuerung der Aufgaben vor. Eine vollständige Kompetenzverla-
gerung auf die Gemeinde- und Kreisebene durch „echte“ Kommunalisie-
rung findet nur selten statt.423 

Die wesentlichen verwaltungswissenschaftlichen Grundlagen zu Kreis-
gebietsreformen, deren Gestaltungsoptionen und Bewertungskriterien wur-
den im Zuge der umfassenden Territorialreformen in den 1960er-1970er 
Jahren in Westdeutschland geschaffen.424 Ausgehend von quantitativen und 
qualitativen Daten wurden Unter- und Obergrenzen für die Ausdehnung 
von Kreisen ermittelt. Diese Spannweiten optimaler Betriebsgrößen wurden 
durch Anzahl und Verdichtungsgrad der Bevölkerung sowie die Kreisfläche 
ausgedrückt. Die Kennziffern waren ein Korrelat aus aufwendigen Berech-
nungen und Überlegungen einer Vielzahl von Variablen wie z. B. Wirtschaft-
lichkeit, Erreichbarkeit, Planbarkeit, Beteiligungsoptionen, Identität etc.425 

Kritisiert wurde schon damals die einseitige Fokussierung auf technisch-
ökonomische Effizienzkategorien und die mangelnde Berücksichtigung von 

418	 Vgl. Miller, Manfred, 2005, Kriterien für den Zuschnitt von Landkreisen bzw. für die Festlegung 
des Kreissitzes im Rahmen von Verwaltungsreformen und Folgen des Kreissitzverlustes, In: LKV, 
478 ff. und Huber, Andreas/Bergmann, Tobias, 2003, Public Merger, In: VM, 304 ff.

419	 Vgl. Wagener, Frido, 1983, Gebietsreform und kommunale Selbstverwaltung, In: DÖV, 745 ff.
420	 Vgl. Wollmann, Helmut, 2006b, Funktionalreform, In: Voigt, Rüdiger, Handwörterbuch zur Verwal-

tungsreform und Köstering, Heinz, 1983, V. Die Funktionalreform, In: Püttner, Günter, Handbuch 
für kommunale Wissenschaft und Praxis, 58 ff.

421	 Vgl. Wollmann, 2006a, a. a. O., S. 1–4 und 13 ff.
422	 Vgl. Wollmann, ebenda.
423	 Vgl. Wollmann, ebenda; Wollmann, 2006b, a. a. O. und Wollmann, Helmut, 2006c, (Bessere) Steue-

rung und Koordination von kommunaler Politik und Verwaltung durch („echte“) Kommunalisie-
rung? In: Bogumil, Jörg, Neues Steuerungsmodell. Praxis und Perspektiven.

424	 Vgl. Miller, 2005, a. a. O., 478 ff und Erbguth, ebenda.
425	 Vgl. Wagener, Frido, 1969, Neubau der Verwaltung, 4–6 und 312–313.
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Beteiligungs-, Überschaubarkeits- und Identitätsaspekten.426 Kernergebnis-
se und Argumentationen aus dieser Zeit sind bis in die Gegenwart Grund-
lage der fachwissenschaftlichen Diskussion und der Planung von Vorhaben 
zur Gebietsreform. Für die umfangreichen Kreisgebiets- und Funktional-
reformen in Ostdeutschland in Folge der Systemtransformation war dieser 
Wissensbestand strukturell prägend.427 Es erfolgte allenfalls eine Anpassung 
an die spezifischen örtlichen Gegebenheiten.428 Seit Beginn des 21. Jahrhun-
derts widmet sich die Reformpraxis ebenso wie die Fachwissenschaft wieder 
verstärkt der Kreisgebietsreformthematik. 

Theoretische Grundlage bildet wieder die tradierte verwaltungswissen-
schaftliche Argumentationsstruktur.429 Aus der Perspektive des eGovern-
ment wird neuerdings auf die Relativierung des Gebietszuschnitts durch 
elektronische Leistungsvernetzung und Prozessgestaltung verwiesen.430 
Unabhängig von der Relevanz der Thematik gibt es bisher keine systema-
tisierte Betrachtung zur Kreisgebietseinteilung. Gleichwohl ist die Reform-
praxis schon aus verfassungsrechtlichen Gründen gezwungen, ausgehend 
vom Modernisierungsdruck, alternative Reformmodelle zu entwickeln.431 
Kernelement von Kreisgebietsreformen ist die Änderung des räumlichen 
Einzugsbereiches von Kreisen. Mit Ausnahme der Integration von bisher 
kreisfreien Gebieten wirkt sich dieser Vorgang immer auch auf den Verwal-
tungsraum anderer Gebietskörperschaften aus.432 Eine Kreisgebietsreform 
bezieht sich mindestens auf die Verwaltungsräume von zwei Land- oder 
Stadtkreisen (bzw. kreisfreien Städten).

Maximal kann die gesamte Gebietsstruktur der Kreisebene betroffen 
sein. Aus praktischen und rechtlichen Gründen ist die Maximalversion der 

426	 Vgl. Schnur, Roman, 1971, Regionalkreise? 25 ff und Wagener, Frido, 1983, Gebietsreform und 
kommunale Selbstverwaltung. In: DÖV, 749 ff.

427	 Vgl. Knemeyer, 1992, a. a. O., 177 ff und Pappermann/Stollmann, a. a. O., 240 ff.
428	 Vgl. Bernet, Wolfgang, 1993, Zu den Grundfragen der kommunalen Gemeindeverwaltungs- und 

Kreisgebietsreform in den neuen Ländern. In: LKV, 393 ff; Hoppe, Werner/Stüer, Bernhard, 1992, 
Die kommunale Gebietsreform in den östlichen Bundesländern. In: DVBl. 641 ff sowie Henneke, 
Hans-Günter, 1994, Kreisebene in der Bundesrepublik Deutschland nach der Gebietsreform in 
den neuen Ländern. In: der landkreis, 145 ff.

429	 Vgl. Erbguth, 2004, a. a. O., 1 ff; Stüer, Bernhard, 2004, Region und Regionalisierung. In: LKV, 6 ff; 
Miller, 2005, a. a. O., 478 ff sowie Meyer, Hubert, 2006, Regionalkreisbildung: Länder zu Landkrei-
sen? In: DÖV, 929 ff.

430	 Vgl. Schuppan, Tino, 2006, Strukturwandel der Verwaltung mit E-Government. Eine Untersu-
chung am Beispiel von Kreis und Gemeinde, 173–176.

431	 Vgl. Hesse, Joachim-Jens, 2004, Regierungs- und Verwaltungsreformen im Ländervergleich. In: 
Der Landkreis, 306 ff; Ruge, Kai, 2005, Verwaltungsreformen in den Bundesländern. In: Der Land-
kreis, 514 ff.; Landkreistag, 2006, a. a. O. und KWI-Newsletter Kommunale Gebietsreformen, 2007, 
http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/publ/gebiet_newsletter_5.pdf.

432	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 240 ff.
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Regelfall. Abweichungen davon ergeben sich nur aufgrund von besonderen 
punktuell-regionalen Herausforderungen z. B. komplexer Verflechtung (Bil-
dung der Region Hannover) oder wegen Geringfügigkeit der Maßnahme 
(kleine Gebietsnivellierung durch Gebietstausch).433 Neben der Anzahl der 
betroffenen Kreise ist die räumliche Konzentrations- bzw. Dekonzentrati-
onswirkung von zentraler Bedeutung. Also in welchem Umfang die Zahl 
der Land- und Stadtkreise infolge der Reform ab- oder zunimmt. So können 
zwar alle Kreise betroffen sein, aber deren Zahl aufgrund von ausgleichen-
dem Gebietstausch konstant bleiben. Bei dieser Reformvariante handelt es 
sich also nur um eine Optimierung des Zuschnitts der vorhandenen Kreise 
(Ziele der Raumordnung und Raumplanung).

Der Konzentrationsgrad – also die Zahl der Kreise – kann nur durch die 
„Fusion“ und damit die Verschmelzung der Organisationsstruktur verändert 
werden. Dazu ist die Bildung eines neuen Kreises aus mindestens zwei be-
nachbarten Kreisen nötig. Die Ursprungskreise verlieren dabei ihren Status 
als selbständige Rechts- und Wirtschaftssubjekte.434 Der neue Kreis besteht 
zunächst aus seinen Ursprungsteilen. Die neue Organisation entsteht erst 
durch einen längeren Konfigurationsprozess (Integrations- und Fusionsma-
nagement). Kreisfusionen können sich nur auf die Landkreise in der Region 
oder nur auf die Stadtkreise oder auf beide Kreisarten beziehen. Letztere 
Variante wird dabei bevorzugt.435 Isolierte Kreisfusionen bilden dabei die 
Ausnahme. In der Regel sind alle Kreisgebiete eines Bundeslandes von der 
Reform betroffen.436 Stadt- und Landkreise stehen bei der Gebietseinteilung 
in einem besonderen Konkurrenzverhältnis zueinander.

Handelt es sich doch bei den Stadtkreisen um mittelgroße und große 
Städte, die im oder am Rande des Landkreises liegen. Sie entziehen sich 
durch ihren Autonomiestatus dem großflächigen überörtlichen Koordinie-
rungs-, Wirtschafts-, Planungs- und Finanzierungs-Verbundsystems.437 Die-
se Lage ist für die Funktionalität der Landkreise besonders schwierig, da die 
Großstädte oftmals die stärksten Wachstumszentren in der Fläche sind. Ge-
koppelt ist das Unabhängigkeitsprivileg für eine Stadt im Wesentlichen an 
deren Einwohnerzahl. Beim Überschreiten des Schwellenwertes kann die 
Kreisfreiheit beantragt werden. Massives Wachstum von Städten kann also 

433	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 150 ff.
434	 Vgl. ebenda, 142 ff.
435	 Vgl. Seele, Günter, 1985b, Die neuen Kreise im Organisationsgefüge der Kreisstufe. In: Verein für 

die Geschichte der Deutschen Landkreise e. V. (Hrsg.), Der Kreis. Dritter Band. Strukturen und Per-
spektiven der neuen Kreise, 251 ff.

436	 Vgl. Henneke, 1994, a. a. O., 145 ff.
437	 Vgl. Seele, 1985b, a. a. O., 256 ff.
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zu Gebiets- und Ressourcenverlust für den betroffenen Landkreis führen.438 
Im Extremfall bleibt ein funktionsuntüchtiger Restkreis aus ausschließlich 
kleinen Landgemeinden und Kleinstädten zurück. Die Selbstverwaltung die-
ses Kreises wird unmöglich.439 

Diese Situation findet sich in prosperierenden Regionen mit schnell 
wachsenden Städten. Anschauliches Beispiel dafür ist die Stadtentwicklung 
im Ruhrgebiet in den Zeiten der Industrialisierung.440 Umgekehrt führt der 
Einwohnerverlust der Städte in „Schrumpfungsregionen“ zur Überprüfung 
der Berechtigung des Stadtkreisstatus.441 Ziel von Kreisgebietsreformen ist 
deshalb regelmäßig auch das Gebietsverhältnis zwischen Land- und Stadt-
kreisen. Dabei darf eine einzelne Großstadt nicht die Mehrheit der Einwoh-
ner im Kreis stellen, da ansonsten die politischen Interessen der übrigen 
Kommunen marginalisiert werden würden.442 Idealtypisch sollte ein aus-
gewogenes Verhältnis zwischen kleinen, mittleren und großen Städten im 
Kreisverbund bestehen. Das ist aufgrund der dynamischen Veränderungen 
der Kreisstruktur aber kaum in einem Bundesland möglich. 

Die Aufsichtsspanne zwischen dem Kreis und seinen Kreisgemeinden 
sollte nicht zu groß sein.443 Insofern ist bei Kreisgebietsreformen auch das 
Verhältnis von Kreis- zu Gemeinde-/Stadtgebiet zu beachten. Die Verände-
rung des Konzentrationsgrades der Landkreisebene hat deshalb immer auch 
Auswirkungen auf die Existenzberechtigung von Stadtkreisen und den Ge-
bietsbestand der Ortsebene. Die Bemessung der Größenverhältnisse einer 
territorialen Ebene ist somit immer in Relation zu den anderen Raumebe-
nen zu sehen.444 

Werden also die Landkreise in einer Region bei gleichbleibender Stel-
lung der Stadtkreise konzentriert verschiebt sich das Größenverhältnis in 
Richtung der Landkreise. Politische Ungleichgewichte durch eine Integrati-
on sind nicht mehr gegeben. Vielmehr geraten die bisher autonomen Stadt-
kreise unter Rechtfertigungsdruck wegen wachsender Leistungs-, Koordinie-
rungs- und vor allem Verteilungsasymmetrien. Eine Integration vor allem 
der kleinen Stadtkreise wird unvermeidlich; besonders dann, wenn diese 

438	 Vgl. Wagener, Frido, 1976, „Übergewicht“ einer kreisangehörigen Stadt im Landkreis. In: AfK, 30–
32.

439	 Vgl. Becker, Erich, 1965, Rechts- und Verwaltungsfragen der kommunalen Neugliederung.  Eine 
Erörterung von Problemen der Kommunalstruktur des Saarlandes unter dem Gesichtspunkt der 
Raumordnung, veranlasst vom Landkreis Saarbrücken. Gutachten, 112 ff.

440	 Vgl. Schmidt, 1930, Großkreis, 297. In: Deutscher Verein für Wohnungsreform, Handwörterbuch 
des Wohnungswesens, 297 ff. 

441	 Vgl. Seele, 1985b, a. a. O., 256 ff und Henneke, 1994, a. a. O., 145 ff.
442	 Vgl. Wagener, 1976, a. a. O., 32 ff.
443	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 242.
444	 Vgl. Miller, 2005, a. a. O., 479 ff und Wagener, 1969, a. a. O., 62 und 507–508.



145Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

Städte „schrumpfen“ und Einwohner sowie Unternehmen ins Stadt-Umland 
abwandern.445 

Ebenso gerät die Ortsebene der konzentrierten Kreisstufe zumindest par-
tiell unter Anpassungsdruck. Zur Vermeidung von Steuerungsdefiziten im 
kommunalen Verbund ist auch sie in Teilen zu konzentrieren. Der Konzen-
trationsdruck ist dann wiederum am größten, wenn es sich um „Schrump-
fungsorte“ handelt. Grundsätzlich hängen die kommunalen Gebietsreformen 
also theoretisch zusammen. Die Intensität des „Schrumpfungsprozesses“ 
erhöht den Druck.446 Dieser zeigt sich praktisch in den zunehmenden Fi-
nanz- und Haushaltsdefiziten sowie dem Anstieg der Kreisumlage. In der 
Reformpraxis ist die Umsetzung einer umfassenden kommunalen Gebiets-
reform jedoch aufgrund des politischen Widerstandes sehr schwierig.447 

Eine Trennung der kommunalen Gebietsreformen in eine Kreisgebiets- 
und eine Gemeindegebietsreform ist deshalb ratsam. In der Reformver-
gangenheit wurden nur in den 1960er und 1970er Jahren die kommuna-
len Gebietsreformen mit großer Anstrengung relativ parallel zu einander 
durchgeführt.448

Gebietsreformen mit höchstem Konzentrationsgrad stehen einem ent-
sprechend hohem Reformwiderstand gegenüber. Seine Überwindung ist 
aufgrund der vielschichtigen Vetooptionen im pluralistisch-demokratischen 
Entscheidungssystem der Bundesrepublik kaum möglich.449 Der Reformauf-
wand gemessen an Zeit, Geld und Personal ist im Vergleich zu Reformen 
mit geringerem Umfang und damit Wirkung weitaus höher.450 Sinnvoll ist 
deshalb die Planung von „ausgewogenen und maßvollen“ Gebietsreformen. 
Das Vorhaben muss sich an den regionalen Verhältnissen orientieren. Dabei 
ist bei der Konzeptionierung ein Gleichgewicht zwischen Bestandsinteres-
sen und Fusionschancen anzustreben.451

Schließlich ist zu bedenken, dass durch die  Maßstabsvergrößerung- 
und den Kompetenzzuwachs der Kommunalebene auch die Struktur der 

445	 Vgl. Lange, Klaus, 1968, Die Organisation der Region, 304 ff. und Mecking, 1995, a. a. O., 340 ff.
446	 Vgl. Seele, 1985a, a. a. O., 66 ff.
447	 Vgl. Thieme, 1984, a. a. O., 3.
448	 Vgl. Seele, 1985a, a. a. O., 64–66.
449	 Vgl. Bogumil, Jörg/Ebinger, Falk, 2008, Machtgewinn der Kommunen. In: Büchner, Christiane/

Franzke, Jochen/Nierhaus, Michael, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebietsrefor-
men, 20 ff.

450	 Vgl. Stüer, 2008, a. a. O., 111 ff und Tessmann, Jens, 2008, Zur Verwaltungsreform in Mecklenburg-
Vorpommern im Spiegel der Rechtsprechung. In: Büchner, Christiane/Franzke, Jochen/Nierhaus, 
Michael, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebietsreformen,121 ff.

451	 Vgl. Ruge, 2005, a. a. O., 518 ff und Meyer, 2007, a. a. O., 84–85.
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Landesverwaltung unter Druck gesetzt wird.452  Die mittlere und untere 
Staatsverwaltung sowie die staatlichen Sonderbehörden können in ihrer Zahl 
und ihrem Umfang reduziert werden. Bei einer Maximalreform werden die-
se Behörden sogar weitestgehend funktionslos oder zumindest auf eine Mi-
nimalgröße beschränkt. Kreise und Gemeinden würden dann den größten 
Teil der operativen Staatsverwaltung übernehmen.453 Die Kreisebene würde 
in ihrer Bündelungs- und Mittlerfunktion zwischen Ort- und Staatsebene 
deutlich gestärkt. Übergeordnete staatliche Bündelungs- und Aufsichtsbe-
hörden  würden nur noch in großen Flächenländern benötigt. Dort würde 
sich ihr Funktionsumfang auf wenige Direktionsaufgaben beschränken. Die 
Komplexität der Mittelinstanzen könnte durch regionale Bündelung redu-
ziert werden.454

2.3.3	 Reformmodelle und Fusionsoptionen im Vergleich

Aufgrund des Umfanges der Herausforderungen für die Landes- und Kom-
munalebene  stehen in den letzten Jahren kommunale Gebietsreformen 
wieder oben auf der verwaltungspolitischen Agenda.455 Betroffen sind die 
strukturschwachen Regionen vor allem in Ost-, aber auch in Westdeutsch-
land. Gekoppelt sind diese Vorhaben an Strukturvereinfachungen der Lan-
desverwaltung und komplexe Aufgabenübertragung auf die Kommunen. 
Die Landesverwaltung konzentriert sich zukünftig idealtypisch nur noch auf 
das „Kerngeschäft“ der Gesetzesarbeit  und die Aufsicht. Die Aufgabenerle-
digung soll möglichst eigenständig durch die Kommunen erfolgen. Durch 
Zusammenlegung und Reduktion der Kommunen sollen Ressourcen ge-
bündelt und unnötiger Arbeitsaufwand verringert werden. Im Fokus sind 
die Stärkung der politischen Steuerung und die Erhöhung der Wirksamkeit 
von kommunaler Selbstverwaltung. 

Konzeption, Ausmaß, Zeitraum und Verlauf der Kommunalreformen 
sind unterschiedlich. Die strategische Richtung ist aber ähnlich. Ordnungs-
idee der Reformen ist die Ausrichtung der Raumeinteilung an den zentralen 
Orten und deren Verflechtungen. Ziel ist bzw. war die Angleichung des zer-
splitterten politisch-administrativen Wirkungsbereiches mit der sozio-öko-
nomischen Struktur. Auf diese Weise soll Abstimmungsaufwand minimiert, 
Gestaltungsfähigkeit erhöht und die Tragfähigkeit der Struktur gewährleistet 
werden. In Abstraktion von diesen Reformkonzepten und den theoretischen 

452	 Vgl. Hesse, Joachim Jens, 2007a, Aufgabenkritik, Funktional- und Strukturreform in den Flächen-
ländern. Das Beispiel Saarland, 460–461.

453	 Vgl. Hesse, 2004, a. a. O., 313–314.
454	 Vgl. ebenda, 310.
455	 Vgl. ebenda und KWI-Newsletter, 2007, a. a. O.
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Überlegungen ist das Punkt-, Paar- und Regionalmodell als Idealtypen von 
Kreisgebietsreformen zu unterscheiden (siehe Abbildung 20).456

Punktmodell  
 

Paarmodell 
 

Regionalmodell 

Zunahme  des Konzentrationsgrades und der Fusionssynergien  

Zunahme von politischem Widerstand und Steuerungsaufwand  

Abbildung 20: Idealtypen für Kreisgebietsreformen
Quelle: Eigene Darstellung

2.3.3.1	 Punktmodell

Das Punktmodell beschreibt eine Reformvariante bei der nur wenige Krei-
se eines Bundeslandes betroffen sind. Ziel ist die Überwindung räumlich-
punktuell begrenzter komplexer Strukturdefizite und Ungleichgewichte der 
Kreisstufe. Nur vereinzelt werden benachbarte Landkreise zusammengefasst 
oder Stadtkreise in Landkreise integriert. Die Einteilung von Kreisgebiet und 
Verwaltungsstruktur des Bundeslandes insgesamt ändert sich nur wenig.457 
Staatliche Mittelinstanzen und Sonderbehörden stehen nur  in der betroffe-
nen Teilregion zu Disposition. Landesweit bleiben sie in ihrem Umfang und 
ihrer Zahl unberührt. Den Schwerpunkt bei diesem Reformmodell bilden 
die regional-isolierten Stadt-Umland-Verflechtungen der Großstädte. 

Charakteristisch ist die territoriale Verbindung der Kernstadt mit ihren 
Umlandgemeinden unter Auflösung des bisherigen Umlandkreises zu ei-
ner Stadtregion.458 Diese neuen Gebietskörperschaften nehmen im Sinne ei-
nes Gemeindeverbandes überörtlich-regionale Aufgaben für die Stadtregion 
wahr. 

456	 Eigene Kategorisierung in Anlehnung an Hesse, Joachim Jens, 2007b, Verwaltungsstruktur- und 
Funktionalreform in Schleswig-Holstein. Untersuchung im Auftrag der Landesregierung Schles-
wig-Holstein. Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse, http://www.schleswig-hol-
stein.de/IM/DE/KommunalesSport/KommunaleVerwaltungsreform/KommunaleVerwaltungs-
reform__ node.html__nnn=true, 16.07.08 und Franzke, Jochen, 2007, Politische Willensbildung 
in den Regionen Brandenburgs – Thesen – Entwurf, unveröffentlicht.

457	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O., 2.
458	 Vgl. Priebs, Axel, 2002, Die Bildung der Region Hannover und ihre Bedeutung für die Zukunft 

stadtregionaler Organisationsstrukturen. In: DÖV, 144 ff.
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Sie bilden gleichzeitig den Verwaltungsbezirk der unteren allgemeinen 
Staatsverwaltung  und weisen die Funktionsmerkmale von Kreiskörperschaf-
ten auf.459 Entsprechend sind sie auch verfassungs- und kommunalrechtlich 
institutionell definiert. Diesen Kreisgebietsreformen bzw. Körperschaftsbil-
dungen gehen oftmals komplexe kooperative Einrichtungen wie z. B. der 
Mehrfachzweckverband voraus.460 

Auslöser der weiteren Institutionalisierung sind die zunehmenden Legi-
timations- und Steuerungsdefizite der Kooperationseinrichtung, aber auch 
die Aussicht auf einen zusätzlichen Synergievorteil. Politischer Widerstand 
und Steuerungsaufwand der Reform halten sich in engen Grenzen. Wegen 
der isolierten Betroffenheit wird es kaum gelingen umfassende überregiona-
le Vetomacht zu organisieren und zu rechtfertigen.461 

Die Umsetzung der Reform kann zügig voranschreiten. Bei hohem Um-
setzungserfolg und niedrigem Reformaufwand bleibt der Synergiegewinn 
örtlich-regional isoliert.462 Punktuelle Eingriffe können zu Ungleichgewich-
ten der Kreisstufe insgesamt führen (Vergrößerung der Homogenitätsspan-
ne innerhalb des Bundeslandes). Sie müssen wegen des verfassungsrecht-
lichen Gleichbehandlungs- und Symmetriegebotes besonders begründet 
werden.463 Wegen der geringen Eingriffsintensität wird es gegenüber ande-
ren Gebietsreformvarianten jedoch kaum Probleme mit der Verhältnismä-
ßigkeit geben.

2.3.3.2	 Paarmodell

Das Paarmodell führt gegenüber dem Punktmodell zu einer merklich hö-
heren Konzentration der Kreisstufe. Ziel ist die Optimierung der Kreis-
struktur auf mittlerem Niveau. Innerhalb der Regionen eines Bundeslan-
des werden – soweit möglich – immer jeweils zwei benachbarte Landkreise 
mit komplementärem Profil zu einem Fusionspaar zusammengefasst.464 
Dabei entstehen aus den Ausgangskreisen so genannte „Bindestrichkrei-
se“ als Zielstruktur. Von dieser Reform „mittlerer Reichweite“ ist also die 
gesamte Landkreisstufe eines Bundeslandes betroffen. Diese Ausweitung 
des Landkreisterritoriums führt zu einer Erhöhung des Integrationsdruckes 

459	 Vgl. ebenda.
460	 Vgl. ebenda und Jochum, Heike, 2005, Der „Stadtkreis“: Ein neues Modell zur Bewältigung inter-

kommunaler Konflikte? In: DÖV, 632 ff.
461	 Vgl. ausführlich Reuber, Paul, 1999, Raumbezogene politische Konflikte: geographische Konflikt-

forschung am Beispiel von Gemeindegebietsreformen, 295 ff.
462	 Vgl. Priebs, 2002, a. a. O., 144 ff.
463	 Vgl. Lange, Klaus, 1996, Zur Problematik einer isolierten Regionalkreisbildung. In: DÖV, 684 ff.
464	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O., 2.
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(Einkreisung) auf kleine „schrumpfende“ (Stadt-Umland-Abwanderung etc.) 
Stadtkreise und Ortsgemeinden des Landkreises.465 Regelmäßig kommt es 
deshalb im Zuge der Kreisgebietsreform nach dem Paarmodell zur Einkrei-
sung von kleinen Stadtkreisen und zur Förderung von weiteren Zusammen-
schlüssen oder Kooperationen auf der Ortsstufe. „Große Stadtkreise“ und 
„einwohnerstarke Ortsgemeinden“ sind davon nicht betroffen. Im Ergebnis 
halbiert sich die Anzahl der Landkreise eines Landes. Die Zahl der Stadtkrei-
se sinkt ebenfalls spürbar. Die staatliche Mittelinstanz und die Sonderbehör-
den können deutlich verschlankt und reduziert werden.466 Die Mehrzahl der 
Gebietsreformen der Vergangenheit entsprach weitestgehend diesem Ideal-
typus. Insofern galt und gilt das Paarmodell als Gebietsreformklassiker.467

Gegenüber der isolierten Punktkreisreform gibt es wegen der landesweit 
einheitlichen Durchführung des Eingriffes nach allgemeingültigen Maßstä-
ben keine Rechtsprobleme mit dem Symmetrie- und Gleichheitsgebot der 
Verfassung. Bei „mittlerer Eingriffsintensität“ in den Kreisgebietsbestand 
gibt es auch kaum Probleme mit der Verhältnismäßigkeit des Vorhabens. 
Aufgrund des Konsenscharakters der Paarbildung als Reform „mittlerer 
Reichweite“ bewegt sich Widerstand und Steuerungsaufwand ebenfalls auf 
mittlerem Niveau. 

Bei allgemein anerkannter Reformnotwendigkeit konzentriert sich das 
Vetopotential auf die Gestaltung der Reformparameter im Einzelnen.468 
Der Widerstand kann sich aus Akzeptanzgründen nicht generell gegen das 
Vorhaben richten (Universalblockadehaltung). Die Umsetzung der Reform 
kann relativ zügig und prozessorientiert erfolgen. Die Fusionssynergien er-
reichen ein mittleres Niveau. Ergänzende Mechanismen zur Ausschöpfung 
verbleibender Struktur- und Synergiedefizite sind geboten.469

2.3.3.3	 Regionalmodell

Die höchste Konzentrationsform der Kreisstufe ist das Regionalmodell. Bei 
dieser Reformoption werden alle Landkreise innerhalb der Landesregionen 

465	 Vgl. Seele, 1985b, a. a. O., 256 ff.
466	 Vgl. Leimbach, Thomas, 2004, Das neue Landesverwaltungsamt in Sachsen-Anhalt. In: LKV, 484 ff
467	 Vgl. Henneke, 1994, a. a. O., 145 ff; Seele, 1985a, a. a. O., 55; Sächsisches Verwaltungsneuordnungs-

gesetz – SächsVwNG vom 29.01.2008, SächsGVBl., Jg. 2008    Bl.-Nr. 3, 138 und Gesetz zur Kreisge-
bietsneuregelung in Sachsen-Anhalt (LKGebNRG) vom 11.11.2005, GVBl. LSA Nr. 60/2005, 692 ff.
Henneke, 1994, a. a. O., 145 ff.

468	 Vgl. z. B. Meyer, 2007, 83 ff und Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 7 ff.
469	 Vgl. z. B. Lange, 1968, a. a. O., 167 ff und Oebbecke, Janbernd, 2007, § 29 Kommunale Gemein-

schaftsarbeit. In: Mann, Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen Wissenschaft und 
Praxis, Band1, 844 ff.
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fusioniert.470 Fusionsrahmen bilden also die nach den Prinzipien der Raum-
ordnung und Landesplanung vorgenommene Einteilung des Landesgebietes 
in Planungsregionen. Die Bildung dieser Regionen orientiert sich an den so 
genannten „zentralörtlichen Verflechtungsbereichen“.471 Dieses Raumbild 
geht von einem Verflechtungszusammenhang zwischen Zentrum und dazu-
gehöriger Peripherie aus. 

Dabei nimmt die Dichte, Zahl und Häufigkeit der Austauschbeziehun-
gen (z. B. Pendlerbewegungen) von der Peripherie zum Zentrum hin zu. Das 
Zentrum bildet die „größte“ Stadt im Verflechtungsbereich, die Kernstadt 
als Oberzentrum. Mit absteigender hierarchischer Bedeutung für die Ver-
flechtung befinden sich im Umkreis des Oberzentrums hin zur Peripherie 
Mittel- und Grundzentren. In dieser Perspektive erscheint es zweckmäßig 
eine Kongruenz zwischen Verflechtungsbereich und Kreisgebiet herzustel-
len. Das Gebiet der Region gilt als idealer Raum für die Kreisfunktionen und 
die zweistufige Kreis-Gemeinde-Leistungsvernetzung im eGovernment472.

Die Konzentration der Kreisstufe erreicht so ein Synergiemaximum. Das 
Verhältnis zu den Stadtkreisen und der Ortstufe der Landkreise verschiebt 
sich deutlich zu Gunsten der Landkreise. Der Integrationsdruck nimmt zu 
und weitet sich auf die „größeren“ Stadtkreise und sogar die Kernstadt der 
Region aus.473 Letztere als größter Stadtkreis erscheint bei diesem Reform-
modell als idealer Ort für den Kreissitz des Großlandkreises. Landkreise 
mit dieser Dimension führen die Bezeichnung Regionalkreis. Das neben-
einander von Stadt- und Landkreis verschwindet.474 Der Regionalkreis als 
Einheitskreis verbindet alle überörtlichen Interessen innerhalb der Region 
und qualifiziert sich wegen seines Gestaltungspotenzials als zentrale Bünde-
lungsinstanz für übergemeindliche und mittlere/untere staatliche Aufgaben 
in der Fläche des Landes.475 

Separate staatliche Mittelinstanzen (Regierungsbezirke) und Sonder-
behörden sind generell nicht mehr nötig.476 Bei dieser Kreisgebietsreform 
handelt es sich nicht nur um eine simple Neueinteilung des Kreisgebietes, 

470	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O., 2–3 und Seele, 1985b, a. a. O., 277 ff.
471	 Vgl. Meyer, 2005, a. a. O., 236 ff; Stüer, 2004, a. a. O., 7 ff und Wickel, Martin, 2001, Zur rechtlichen 

Organisation von Regionen. In: DÖV, 847 ff und ausführlich Lange, 1968, a. a. O., 297 ff.
472	 Vgl. Schuppan, 2006, 174.
473	 Vgl. Meyer, 2006, a. a. O., 930 ff und Stüer, Bernhard, 1980, Funktionalreform und kommunale 

Selbstverwaltung, 123–124.
474	 Vgl. ebenda.
475	 Vgl. Bitter, Manfred, 2004, Strukturveränderung auf der mittleren staatlichen Verwaltungsebene 

der Länder. Der rheinland-pfälzische Weg der Verwaltungsmodernisierung, 55–58 und Lange, 
1968, a. a. O., 297 ff.

476	 Vgl. Lange, 1968, a. a. O., 292 ff.
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sondern es verändert sich der Charakter der Kreisebene im Kern.477 Seine 
Eigenschaften begegnen nach dem traditionellen Rechtsverständnis von 
der Gestalt des Kreises großen Bedenken. Kritisiert wird der Mangel an 
Überschaubarkeit, Erreichbarkeit und die Defizite bei der bürgerschaftlich-
demokratischen Steuerbarkeit. Befürchtet wird der Wandel von der bürger-
schaftlichen Selbstverwaltung hin zur Staatsverwaltung und damit zur Parla-
mentarisierung der Kreispolitik. 

Das traditionelle Ehrenamt des Kreistagsabgeordneten würde zur Dis-
position gestellt werden.478 Neben diesen grundsätzlichen verfassungsrecht-
lichen Hürden bestehen wegen der Intensität und Bedeutung des Eingriffs 
maximale politische Widerstände. Von den Betroffenen und deren Verbands-
vertretern wird Vetopotential gegen die Reform im Grundsatz aufgebaut.479 
Um diesen Widerstand zu überwinden, werden enorme Steuerungsres-
sourcen benötigt. Die Umsetzung ist sehr zeit- und ressourcenaufwendig. 
Sie wird blockiert von der Option der Verfassungswidrigkeit.480 Da jeder 
Fusionsregion landesweit exakt das gleiche Reformleitbild zu Grunde liegt, 
gibt es keine Probleme mit dem Gleichheits- und Symmetriegebot. Weitaus 
schwieriger ist es um die Verhältnismäßigkeit bestellt. Gilt doch die Kreisge-
bietsreform nach dem Regionalmodell als extremste Konzentrationsoption. 
Schon aus verfassungsrechtlicher Perspektive müssen sehr gewichtige Ge-
meinwohlgründe die Extremfusion rechtfertigen. 

Weniger intensive Gliederungsalternativen müssen sich als nachteilig 
für die Zukunft der Selbstverwaltung erweisen. Zumindest muss es eine 
detaillierte Abwägung hinsichtlich der vermuteten Vor- und Nachteile der 
Alternativen geben.481 Reformnachteile müssen durch solide Kompensati-
onsmaßnahmen ausgeglichen werden. Aber auch dann bleibt immer noch 
die Kollision mit dem traditionellen Charakter der Kreisselbstverwaltung. 
Da die Zahl der – zumindest gefühlten – Reformverlierer besonders groß 
ist, wird der Widerstand selbst bei absolut plausibler Argumentation kaum 
weniger. Eine Änderung der verfassungsrechtlichen Konstellation könnte 
auf Bundesebene zusammen mit den Ländern das Vetopotential erheblich 
verringern. 

477	 Vgl. Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 9; Schmidt-Aßmann, 1996, a. a. O., 539–540; Siedentopf, 
Heinrich, 1975, Die Kreise vor einem neuen Leistungs- und Gestaltungsauftrag. In: DVBl, 13 ff und 
Schnur, 1971, a. a. O., 9 ff.

478	 Vgl. ebenda; Stüer, 2008, a. a. O., 111 ff; Meyer, 2007, a. a. O., 85 ff; Ders., 2006, a. a. O., 933 ff und 
Ders., 2005, a. a. O., 233 ff. 

479	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O.
480	 Vgl. Bogumil/Ebinger, 2008, a. a. O., 13 ff und Tessmann, Jens, 2008, a. a. O., 121 ff.
481	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O., 37 ff.
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Dazu müsste es aber einen parteiübergreifenden Mehrheitsbeschluss 
über ein „modernes“ Selbstverwaltungsverständnis der Kreise geben. Eine 
Verfassungsänderung von Art. 28 GG wäre nötig.482 Aber auch das ist we-
gen der Eigeninteressen der „politischen Klasse“ eher unwahrscheinlich. 
Die Wahl des Regionalmodells ist also mit erheblichen Erfolgsrisiken und 
Ressourcenmehrbedarf belastet. Konkret würde die erfolgreiche Umsetzung 
der Reform eine erhebliche Konzentration der Kreisstufe bewirken. Da die 
Regionsräume in Deutschland im Durchschnitt drei Kreise umfassen, wür-
de sich die Anzahl der Kreise um ca. 2/3 reduzieren. 

Einwohnerzahl und Fläche dieser Regionalkreise würden sich gegen-
über dem Ausgangsbestand ca. verdreifachen. Zusätzlich würde noch die 
Mehrzahl der Stadtkreise durch Integration/Einkreisung wegfallen. Ihnen 
würde gegebenenfalls ein Sonderstatus im kreisangehörigen Raum zuge-
standen werden. Nur die großen Metropolstädte wie Berlin, Hamburg, Bre-
men, München, Frankfurt-Main usw. wären weiterhin Stadtkreise und damit 
„kreisfrei“.483

Die Reformpraxis der Länder hat sich mit diesen Herausforderungen seit 
dem 21. Jahrhundert  wieder intensiv auseinandergesetzt. Für jeden Idealty-
pus findet sich in diesem Zeitraum ein passendes Konzept bzw. zumindest 
ein Diskussionsentwurf gefunden werden. Einige Kreisgebietsreformen sind 
schon umgesetzt oder werden umgesetzt, andere sind zunächst gescheitert 
und wieder andere befinden sich gegenwärtig noch in der Planungs- und 
Diskussionsphase.484 Nachfolgend wurden alle Kreisgebietsreformvorhaben 
dieses Jahrhunderts erfasst und kategorisiert, da sie den aktuellen Entwick-
lungstrend zeigen.

482	 Vgl. Dombert, Matthias, 2005, Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern: juristisches 
Neuland oder verfassungsrechtlicher Irrweg? In: Der Landkreis, 531.

483	 Vgl. Eigene Berechnungen in Anlehnung an den Idealtypus des Regionalmodells. Vgl. auch Hes-
se, 2004, a. a. O., 313–314.

484	 Vgl. Ruge, 2005, a. a. O., 514 ff und KWI-Newsletter, 2007, a. a. O.
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Tabelle 15: Übersicht der Kreisgebietsreformen in Deutschland

Bundesland Reformmodell Reformstand

Niedersachsen: 
Region Hannover1

Punktmodell Abgeschlossen in 2001

Saarland:
Regionalverband Saarbrücken2

Punktmodell Abgeschlossen in 2008

Nordrhein-Westfalen:
Städteregion Aachen3

Punktmodell Abgeschlossen in 2009

Sachsen-Anhalt4 Paarmodell Abgeschlossen in 2007

Sachsen5 Paarmodell Abgeschlossen in 2008

Mecklenburg-Vorpommern6
Regionalmodell Gescheitert 2007

Paarmodell Umsetzung 2011

Schleswig-Holstein7 Modellwahl offen Diskussionsphase

1	 Vgl. Priebs, 2002, a. a. O., 144 ff.
2	 Vgl. Kommunalselbstverwaltungsgesetz Saarland, Gesetz Nr. 788 vom 15.01.1964 in der Fassung 

vom 27.06.1997, Amtsblatt S. 692, zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.05.2008, Amtsblatt S. 
1346.

3	 Vgl. Gesetz zur Bildung der Städteregion Aachen vom 26.02.2008, GV NRW, S. 162.
4	 Vgl. Gesetz zur Kreisgebietsneuregelung in Sachsen-Anhalt (LKGebNRG) vom 11.11.2005, a. a. O.
5	 Vgl. Sächsisches Verwaltungsneuordnungsgesetz – SächsVwNG vom 29.01.2008, a. a. O.
6	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O. und Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern, 2010, Presse-

mitteilung Nr. 100 vom 07.07.2010.
7	 Vgl. Innenministerium Schleswig-Holstein, 2008c, Reform der Kreisebene, http://www.schles-

wig-holstein.de/IM/DE/KommunalesSport/KommunaleVerwaltungsreform/Kreisebene/kreise-
bene__node.html__nnn=true vom 17.07.2008.

Quelle: Eigene Darstellung 
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Tabelle 16: Bestandsänderung der Kreise von 2001 bis Juli 2010

Reformbundesland Anzahl der Landkreise Konzentrationsgrad

Ausgangs
basis

Reform
ergebnis

Differenz Prozent

Niedersachsen1 38 38 0 0

Nordrhein-Westfalen2 31 31 0 0

Saarland3 6 6 0 0

Sachsen-Anhalt 21 11 10 52

Sachsen 22 10 12 45

Meckl.-Vorpommern 12 6 6 50

Schleswig-Holstein4 11 ? ? ?

Summe Deutschland 323 295 28 9

1	 Die Region hat im Sinne eines Regionalkreises den Rechtsstatus eines Kreises. Sie tritt an die Stel-
le des ehemaligen Kreises Hannover. Die Kreiszahl von Niedersachsen bleibt deshalb unverän-
dert.

2	 Der Regionalverband Saarbrücken hat ebenso den Rechtstatus eines Kreises und ersetzt den 
Stadtverband Saarbrücken. Die Kreiszahl des Saarlandes bleibt deshalb unverändert.

3	 Die Städteregion Aachen hat auch den Rechtsstatus eines Kreises und tritt an die Stelle des 
Landkreises Aachen. Die Kreiszahl von Nordrhein-Westfalen bleibt deshalb unverändert. 

4	 Offener Reformplanungs- und Diskussionsprozess

Quelle: Eigene Darstellung

Der Reformverlauf und die derzeitigen Reformdiskussionen in den Bundes-
ländern zeigen eine deutliche Tendenz in Richtung des Paarmodells. Refor-
men mit einer Tendenz zum Punkt- und Regionalmodell bleiben aufgrund 
des Verfassungsrahmens, des politischen Widerstandes und von Akzeptanz-
defiziten die Ausnahme. Dabei hat das Regionalmodell  – auch in histori-
scher Dimension – die geringste Verwirklichungschance.485 Ebenso ist das 
Punktmodell bisher die Ausnahme. Seine Verwirklichung hängt von spezi-
fischen gleichgerichteten Akteursinteressen in der Region ab. Diese Kons-
tellation ist aber aufgrund der Seltenheit einer komplexen kommunal-staat-

485	 Vgl. Stüer, 2008, a. a. O., 111 ff.
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lichen machtpolitischen Interessenkongruenz sehr unwahrscheinlich.486 
Als erfolgreiches Musterbeispiel für diesen Kreisgebietsreformtyp gilt die 
Bildung der Region Hannover im Jahre 2001. Aufgrund der komplexen 
Stadt-Umlandverflechtungen bildet die Landeshauptstadt Hannover dort zu-
sammen mit ihren Umlandgemeinden einen isolierten Regionalkreis. Der 
frühere Umlandkreis Hannover wurde aufgelöst. Vorgängereinrichtung war 
der Stadtumlandverband Hannover.487

Verwandt mit diesem Reformbeispiel sind aktuell die Bildung des Regi-
onalverbandes Saarbrücken im Saarland am 01.01.2008488 und der Städtere-
gion Aachen in Nordrhein-Westfalen am 21.10.2009.489 Im Unterschied zu 
den beiden Regionalkreisen Hannover und Aachen brauchte bei der Bildung 
des Regionalverbandes Saarbrücken kein „echter“ Umlandkreis aufgelöst zu 
werden. Wohl aber geht der „kreisähnliche“ Stadt(umland)verband Saarbrü-
cken im Regionalverband auf. 

Inwieweit zur Lösung von teilregional begrenzten Strukturherausforde-
rungen auch in anderen Teilregionen analoge isolierte Regionalkreise gebil-
det werden ist schwierig abzuschätzen. Aufgrund lokal-regionaler politischer 
Widerstände und verfassungsrechtlicher Bedenken wird dieser Kreisreform-
typ wahrscheinlich auf einige wenige Stadtregionen beschränkt bleiben. Die 
Bildung der Region Hannover, des Regionalverbandes Saarbrücken und der 
Städteregion Aachen dürften deshalb singulär bleiben. 

Das zeigt auch das Scheitern eines dem Punktmodell ähnlichen Refor-
mansatzes in Niedersachsen. Dort sollte der Landkreis Lüchow-Dannenberg 
nach Fusion seiner Samtgemeinden in eine kreisfreie Stadt (Stadtkreis) 
umgewandelt werden. Das Vorhaben scheiterte an verfassungsrechtlichen 
Bedenken in Verbindung mit der Klagedrohung von zwei betroffenen Samt-
gemeinden.490 Realistisch bleibt nach alledem nur das Paarmodell als Re-
formlösung mit mittlerer Reichweite der Konzentration (bzw. Reduktion).

Das Modell gilt bei allen Beteiligten als gerade noch hinnehmbare Ge-
bietsreformoption im Spannungsfeld von Bestandsschutz der Ausgangskrei-
se und Konzentrationsdruck.491 Diese Kompromissvariante wird als modera-
tes, angemessenes und vernünftiges Reformmodell intensiveren Reformen 
wie dem Regionalmodell direkt und indirekt gegenübergestellt. Auch die 

486	 Vgl. Priebs, 2002, a. a. O., 150 ff.
487	 Vgl. ebenda.
488	 Vgl. Kommunalselbstverwaltungsgesetz Saarland, 2008, a. a. O.
489	 Vgl. Gesetz zur Bildung der Städteregion Aachen, 2008, a. a. O.
490	 Vgl. Norddeutscher Rundfunk (NDR), 2006, Auflösung des Landkreises Lüchow-Dannenberg ge-

scheitert, http://www1.ndr.de/ndr_pages_std/0,2570,OID2331764_REF_SIX9,00.html, Meldung 
vom 23.02.2006.

491	 Vgl. Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 7 ff.
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aktuelle Rechtsprechung des Verfassungsgerichtes Greifswald verweist indi-
rekt auf diese Alternative.492 Von den Verbandsvertretungen der Kreise wie 
auch Teilen der Fachwissenschaft wurde deshalb die Kreisgebietsreform in 
Sachsen-Anhalt als beispielhaft gelobt.493 

Neben zwei Kreisen die sogar unangetastet blieben, wurden zweimal drei 
Kreise und sechsmal jeweils aus zwei Kreisgebietsteilen (Paarbildung) be-
stehende neue Landkreise gebildet. Diesem Beispiel mit Wirkung im Jahre 
2007 „folgte“ im Januar 2008 nun auch Sachsen. Dort wurden einmal drei 
und vier Landkreise, einmal ein Landkreis mit einem Stadtkreis sowie sie-
benmal jeweils zwei Landkreise mit gegebenenfalls einem Stadtkreis (Paar-
bildung) fusioniert.494 Die aktuelle Reformdiskussion in Schleswig-Holstein 
wird von diesem Erfolg und vor allem vom Scheitern der Regionalkreisbil-
dung in Mecklenburg-Vorpommern beeinflusst werden. Alle drei Modelle 
werden derzeit noch abgewogen. Die weitere Reformdiskussion wird eher in 
Richtung Paarmodell tendieren. 

Das Regionalmodell ist dort zukünftig wohl ausgeschlossen.495 In Meck-
lenburg-Vorpommern jedenfalls hat sich der Landtag mit seinem aktuellen 
Reformgesetz vom 07.07.2010 mit Blick auf die Vorgaben des Landesverfas-
sungsgerichtes schon für das Paarmodell entschieden. Zukünftig sollen die 
derzeit 12 Landkreise und 6 kreisfreien Städte auf 6 Landkreise und 2 kreis-
freie Städte reduziert werden.496 Das gescheiterte Regionalkreiskonzept sah 
die Reduktion auf 5 Landkreise bei kompletter Einkreisung der kreisfreien 
Städte vor.

Im übrigen Bundesgebiet gibt es bisher keine weiteren Bemühungen um 
eine Kreisgebietsreform. Allein im Land Brandenburg könnte es nach 2009 
im Anschluss an die erfolgreiche Gemeindegebietsreform aus dem Jahre 2003 
auch eine Kreisgebietsreform – vielleicht zum Teil in Anlehnung an das Regio-
nalmodell – geben.497 Parallel zu den Kreisgebietsreformen werden in den be-
troffenen Bundesländern ebenfalls die Konzentration der Ortsgemeinden und 
deren Verwaltungsverbünde forciert. Im Gegensatz zur Kreisebene sollen die-
se Kommunalreformen auf freiwilliger Basis durchgeführt werden. Die Län-
der belohnen diese Zusammenschlüsse mit umfangreichen Fördermitteln.

492	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O., 58 ff und ebenso Nierhaus, 2008, a. a. O., 12.
493	 Vgl. Meyer, 2007, a. a. O., 83 ff.
494	 Vgl. Gesetz zur Kreisgebietsneuregelung in Sachsen-Anhalt (LKGebNRG) vom 11.11.2005, a. a. O. 

und Sächsisches Verwaltungsneuordnungsgesetz – SächsVwNG vom 29.01.2008, a. a. O.
495	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O.
496	 Vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 2010, Beschlussprotokoll der 99. Sitzung vom 

07.07.2010 und Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 2010, Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses zum Kreisstrukturgesetz vom 29.06.2010, Drucksache 5/3599.

497	 Vgl. Meyer, 2007, a. a. O., 84 und KWI-Newsletter, 2007, a. a. O.
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Der Umsetzungsstand ist in Abhängigkeit von den spezifischen Rah-
menbedingungen unterschiedlich.498 Gemeinsam ist diesen Reformen, dass 
zur vollständigen Verwirklichung der Reformmaßstäbe (Leitbilder) zwangs-
weise Eingriffe per Gesetz nötig wären. Betroffen sind die Kommunen und 
Verwaltungsverbünde, welche sich nicht freiwillig auf eine leitbildgerechte 
Fusionsvariante einigen können oder wollen.499

Da die Kommunalreformen mit Dezentralisierung/Kommunalisierung 
der Landesverwaltung verbunden sind, ergeben sich dort Veränderungen im 
Verwaltungsaufbau und im Konzentrationsgrad. Der Verwaltungsunterbau 
der Ministerialebene wird schlanker. Mittelinstanzen, untere und obere Lan-
desbehörden sowie Sonderbehörden stehen bzw. standen zur Disposition.500 
Zu unterscheiden sind die Reformkonzepte nach dem Stufenaufbau der 
Landesverwaltung.501 Die zweistufigen Bundesländer Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein wollen die Zweistufigkeit konzentrieren.502 
Das Saarland ist seit Januar 2008 bereits auf diesem Weg. Zahl und Umfang 
der oberen, unteren und Sonderbehörden wurden/sollen durch Verlagerung 
der Aufgaben auf die Kreisebene verringert (werden).503

Die (tendenziell) dreistufigen Bundesländer wie Sachsen-Anhalt und 
Sachsen haben ihre Dreistufigkeit konzentriert. Durch Kommunalisierung 
und Konzentration der „nachgeordneten“ Landesverwaltung wurde die Mit-
telinstanz stark verdichtet und auf Direktionsaufgaben beschränkt. Sachsen 
hat seine Regierungspräsidien daraufhin in Regierungsdirektionen umge-
wandelt.504 Sachsen-Anhalt hat schon 2004 seine Regierungsbezirke ganz 
abgeschafft. Die verbliebenen Aufgaben wurden genau wie Thüringen in ei-
ner einzigen zentralen Mittelbehörde gebündelt. 

498	 Vgl. Innenministerium Schleswig-Holstein, 2008b, Reform der Gemeindeebene, http://
www.schleswig-holstein.de/IM/DE/KommunalesSport/KommunalesSport__node.html vom 
09.10.2008; Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern, 2008a, Ämter- und Gemeinde-
struktur, http://www.mv-regierung.de/im/verwaltungsreform/Verwaltungsreform_Mecklen-
burg_Vorpommern.613.html? vom 09.10.2008 und Gemeindeneugliederungsgesetz Sach-
sen-Anhalt (GemNeuglGrG), 2008, GVBl. LSA Nr. 3/2008, ausgegeben am 20.02.2008, 40 ff.

499	 Vgl. Gemeindeneugliederungsgesetz Sachsen-Anhalt, 2008, a. a. O., 41.
500	 Vgl. Ruge, 2005, a. a. O., 514 ff.
501	 Vgl. Hesse, 2004, a. a. O., 306 ff.
502	 Vgl. Innenministerium Schleswig-Holstein, 2008a, Leitlinien zur Verwaltungsstruktur- und Funk-

tionalreform auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte, http://www.schleswig-holstein.de/IM/
DE/KommunalesSport/KommunalesSport__node.html vom 09.10.2008 und Landesregierung 
Mecklenburg-Vorpommern, 2008b, Strukturreform der oberen Landesbehörden, http://www.
mv-regierung.de/im/verwaltungsreform/Verwaltungsreform_Mecklenburg_Vorpommern.613.
html? vom 09.10.2008.

503	 Vgl. ebenda. 
504	 Vgl. Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur räumlichen Gliederung der Direktionsbe-

zirke, 2008, SächsGVBl. Nr. 11, 489 ff vom 30.07.2008.
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Sie trägt die Bezeichnung Landesverwaltungsamt.505 Veränderungen für 
die Mittelinstanz ohne kommunale Gebietsreformen gab es auch in Nieder-
sachsen. Dort wurden im Rahmen der Funktionalreform die 4 Regierungs-
bezirke abgeschafft und auf die Funktionalität von Regierungsvertretungen 
(Regierungsbüros) reduziert.506

Ähnliche Pläne werden in Nordrhein-Westfalen diskutiert. Die fünf Be-
zirksregierungen sollen zu drei Regionalverwaltungen verschmolzen wer-
den.507 Von diesem Reformansatz unterscheidet sich Baden-Württemberg. 
In diesem Land hat die Verwaltungsstrukturreform trotz Kommunalisierung 
und Aufgabenwachstum der Kreise zu einer Vergrößerung der Regierungs-
präsidien geführt.508 Für Hessens Regierungsbezirke ergaben sich infolge 
der Kommunalisierung keine analogen Änderungen. Bayern geht gegenüber 
dem Kommunalisierungs- und Dezentralisierungstrend in der Bundesrepu-
blik einen Sonderweg und bündelt viele Verwaltungsaufgaben in Sonderbe-
hörden. Die Mittelinstanz bleibt weitestgehend unberührt.509

Insgesamt betrachtet hat die Kreisebene infolge der Territorial- und Funk-
tionalreformen in Deutschland an Substanz und Gestaltungsfähigkeit deut-
lich gewonnen. Die Funktion als zentrale Mittler- und Bündelungsinstanz 
im Staatsaufbau der Bundesländer wurde gestärkt.510 Die Kreise treten zu-
nehmend an die Stelle der Mittelinstanzen, Sonderbehörden sowie unteren 
aber auch oberen Landesbehörden. Das Land beschränkt sich bei dreistufi-
gem Verwaltungsaufbau im Bereich der mittleren Staatsverwaltung auf die 
Direktions- und Beratungsfunktion. Der operative Verwaltungsbereich wird 
durch die Kreise und deren Ortstufe übernommen. Dieser Trend dürfte sich 
in Zukunft fortsetzen. Umfang, Ausprägung und Funktionalität der oberen, 
mittleren und unteren Staatsverwaltung sind dabei stark abhängig vom Kon-
zentrationsgrad und Kompetenzumfang der Kreis- und Gemeindeebene. 

505	 Vgl. Leimbach, 2004, a. a. O., 484 ff und Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, 2008, Organi-
gramm Landesverwaltungsamt, Stand: 26.07.2008.

506	 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Inneres, Sport und Integration, 2004, Verwaltungs-
modernisierung in Niedersachsen. Einrichtung von Regierungsvertretungen, http://www.
mi.niedersachsen.de/cda/pages/printpage.jsp?C=5040991&N=13789&L=20&D=0&I=522# vom 
09.10.2008.

507	 Vgl. Innenministerium Nordrhein-Westfalen, 2007, Verwaltungsmodernisierung in Nordrhein-
Westfalen. Zweiter Zwischenbericht zur Verwaltungsstrukturreform, Bürokratieabbau und Bin-
nenmodernisierung, http://www.im.nrw.de/imshop/shopdocs/zweiter_zwischenbericht_2_
web.pdf vom 09.10.2008, 6 ff.

508	 Vgl. Ruge, 2005, a. a. O., 514 und Bogumil, Jörg/Ebinger, Falk, 2005, Die große Verwaltungsstruk-
turreform in Baden-Württemberg. Erste Umsetzungsanalyse und Überlegungen zur Übertrag-
barkeit der Ergebnisse auf NRW, 36 ff.

509	 Vgl. Ruge, ebenda.
510	 Vgl. ebenda, 518 und Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 1.
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Würden die drei Musterreformlösungen für Kreisgebietsreformen jeweils 
flächendeckend auf das gesamte Kreisgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land angewendet werden hätte das sehr unterschiedliche Auswirkungen auf 
die Bedeutung der Kreise. Ihre Anzahl würde sich mit Bezug zum Ausgangs-
bestand vom Frühjahr 2009 beim Regionalmodell auf ein Drittel, beim Paar-
modell auf die Hälfte und beim Punktmodell mit der Annahme von zwei 
Kreisfusionen je Land (abzüglich der drei Stadtstaaten) um 9 % reduzieren 
(siehe Tabelle 17 und Abbildung 21):511

Tabelle 17: Umsetzung der Kreisreformmodelle – Projektion

Anzahl der Kreise Konzentrationsgrad

Zahlenbruch Prozentzahl

Ausgangsbestand 301 1 100

Punktmodell (2 je Land) 275 - 91

Paarmodell 151 ½ 50

Regionalmodell 100 1/3 33

Quelle: Eigene Darstellung

Ausgangsbestand Punktmodell 
(2 je Land)

Paarmodell Regionalmodell

100 %

91%

50 %

33%

Konzentrationsgrad der Fusionsmodelle

Abbildung 21: Umsetzung der Kreisreformmodelle  – Graphische Projektion
Quelle: Eigene Darstellung

511	 Eigene Berechnungen in Anlehnung an die in dieser Arbeit definierten Idealtypen für Kreis
gebietsreformen.
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In Abhängigkeit vom Konzentrationsgrad (Ressourcenpotential und Einwoh-
nerzahl) und vom Zuständigkeitswachstum würde sich die Machtstellung 
der Kreise im Regierungssystem erheblich verändern. Sie müssten durch 
ihre Monopolstellung im Bereich der regional-operativen Gestaltungskom-
petenz weitaus stärker Einfluss auf die Gesetzgebung bekommen als bisher. 
Die kommunale Ebene würde also insgesamt stärker als autonome dritte 
staatliche Ebene wahrgenommen werden. Dazu wäre allerdings eine Dezen-
tralisierung in Form der so genannten „echten“ Kommunalisierung nötig.512 
Durch die Stärkung des Kreises als Doppelbehörde würde die kommunale 
Ebene besser in den Staatsaufbau integriert werden als bisher. Die Stellung 
der Länder würde sich dabei tendenziell auf die landesregionale politische 
Gestaltung beschränken. Sie würde daher an Macht bzw. Einfluss zunächst 
verlieren. Der Einflussverlust müsste durch eine Optimierung des Gestal-
tungspotentials bei den landeseigenen Politikfeldern kompensiert werden. 

Die Kernkompetenz würde bei der strategischen Steuerung liegen. Letzt-
endlich würde sich aber auch der Druck auf die weitere Konsolidierung der 
Landesebene erhöhen. Eine Neueinteilung und Konzentration der Landes-
ebene müsste diskutiert werden.513 Wahrscheinlich würde sich auch dieser 
Reformprozess am Konsenscharakter des Paarmodells orientieren. Die 
Landesebene würde sich dann abzüglich der Stadtstaaten auf wahrschein-
lich sieben Länder reduzieren. Wobei der Zuschnitt allerdings aufgrund 
der historisch-kulturellen Gegebenheiten noch weitaus schwieriger als auf 
Kreisebene sein würde. 514 Insgesamt betrachtet bewirken die Kommunal- 
und Verwaltungsstrukturreformen in Deutschland auf lange Sicht also eine 
deutliche Stärkung des Gebietsorganisationsmodells. Das bewährte Misch-
system aus Gebiets- und Aufgabenorganisation wird durch Reduktion der 
fachlichen Fragmentierung des Verwaltungssystems ausbalanciert. Demge-
genüber verweisen die Entwicklungen im Bereich der elektronischen Leis-
tungsvernetzung und Prozessgestaltung in eine andere Richtung. Die inter-
organisatorische Arbeitsteilung in Front- und Back-Office-Architektur sowie 
Shared Service Centern stärkt die Aufgabenorganisation.515

512	 Vgl. Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 7.
513	 Vgl. Erbguth, Wilfried, 2007, Art. 29 GG [Neugliederung des Bundesgebietes]. In: Sachs, Michael, 

Grundgesetz-Kommentar, 1038–1039.
514	 Vgl. siehe dazu die Neugliederungsvorschläge für die alte Bundesrepublik. Es wurden Varianten 

einer 5er und einer 6er Gliederung diskutiert. Bundesministerium des Innern, 1973, Neugliede-
rung des Bundesgebietes. Kurzfassung des Berichtes der Sachverständigenkommission zur Neu-
gliederung des Bundesgebietes, 97 ff.

515	 Vgl. Schuppan, Tino, 2008, Gebietsreform im E-Government-Zeitalter. Potenziale und Erfahrun-
gen auf kommunaler Ebene, 76–77.
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2.4	 Reformoptionen als Wechselspiel von Kooperation und 
Fusion

Die Grundlage für die Wahl der Optimierungsstrategie wurzelt im Verhält-
nis von spezifischen Gestaltungspotentialen, Bedingungen und Herausfor-
derungen für die Kreise in der jeweiligen Region. Eine universell gültige 
Idealoption kann deshalb nicht vorgegeben werden.516 Wesentliches sachlich-
rationales Kriterium ist das Ausmaß des vorhandenen und prognostizierten 
regionalen Koordinations- und Bündelungsbedarfes. Dieser ist in Schrump-
fungsregionen tendenziell größer als in Wachstumsregionen.517 Während 
in den schwachen Regionen ganze Aufgabenbereiche nicht mehr isoliert in 
Eigenfertigung erledigt werden können, bleibt die regionale Zusammenar-
beit in wachsenden Regionen auf den regionalen Koordinationsbedarf bei 
Einzelaufgaben beschränkt. Somit bewegen sich auch die Optimierungs-
strategien zwischen regionaler punktueller Kooperation bei Einzelaufgaben 
und Totalfusion von Kreisen.518 Dem Ausbau der Aufgabenkooperation als 
weniger intensiver Eingriff in den Gebietsbestand kommt dabei zunächst 
Vorrang gegenüber Kreisfusionen zu.519

Kreisfusionen gelten als letztes Mittel zur Vermeidung von Funktionsde-
fiziten. Das Kooperationspotential sollte zunächst ausgeschöpft werden. Da-
bei kommt der elektronischen Leistungsvernetzung und Prozessorganisation 
durch eGovernment eine wichtige Rolle zu.520 Die Grenze der Kreiskoopera-
tion ist derzeit erreicht, wenn sich der Schwerpunkt der Aufgabenerledigung 
auf den kooperativen Bereich verschiebt und damit die Kreisorganisationen 
ausgehöhlt werden. Kooperative Arrangements dürfen also aus verfassungs-
rechtlich-demokratischer Perspektive nur ergänzenden Charakter haben. Sie 
dürfen nicht den Kern der Aufgabenerledigung bilden.521 Der Zusammen-
hang von direkter politischer und administrativer Verantwortung muss im 
Grundsatz gesichert sein. Sobald also ersichtlich ist, dass in einer Region die 
demokratische Steuerbarkeit und Legitimationsgrenze überschritten werden 

516	 Vgl. Erbguth, 2004, a. a. O., 5; Miller, 2005, a. a. O., 478 ff und Benz, Arthur, 2002, 9. Die territoriale 
Dimension von Verwaltung. In: König, Klaus, Deutsche Verwaltung an der Wende zum 21. Jahr-
hundert, 213–214.

517	 Vgl. BBR, 2005, a. a. O., 85 ff.
518	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O.
519	 Vgl. Nierhaus, 2008, a. a. O., 12 und Kirchhof, Ferdinand, 2007, Thesen zur Planung einer Kreisre-

form in Schleswig-Holstein, http://www.schleswig-holstein.de/IM/DE/KommunalesSport/Kom-
munaleVerwaltungsreform/Gutachten/DownloadLinks/kirchhof,templateId=raw,property=pub
licationFile.pdf vom 18.07.2008, 3.

520	 Vgl. Schuppan, 2006, 173–177.
521	 Vgl. Oebbecke, 2007, a. a. O., 847, Mecking, 1995, a. a. O., 221 ff, 340 ff; Stüer, 1980, a. a. O., 124 ff 

und Lange, 1968, a. a. O., 292 ff.
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könnte, sind Kreisgebietsreformen zu prüfen.522 Die Kreisgebietsreform 
stellt bei komplexem Koordinations- und Bündelungsdruck die solidere Lö-
sung dar. Auf diese Weise können administrative und betriebswirtschaftli-
che Synergievorteile mit einer Optimierung der politischen Steuerung ver-
bunden werden. Die Schwächung und Aushöhlung der Steuerungsfunktion 
durch übermäßige Fragmentierung und Verselbständigung523 wird wirksam 
entgegengetreten. Die Kreisselbstverwaltung wird also stabilisiert und in ih-
ren Kernbereichen gestärkt.

Durch diese territoriale Integration wird die Grundlage für die weitere 
Handlungsfähigkeit der Kreise wieder hergestellt.524 Damit steigt letztlich die 
Fähigkeit zur effektiven Steuerung von regional-aktivierenden Kooperations-
beziehungen an. Die Vermeidung von „übermäßiger Desintegration“ sichert 
also gleichsam die Option für zukünftige intersektorale Kooperationsprojek-
te und fördert das Kooperationspotential. Intensität des Gebietseingriffes, 
Reduktion des Kooperationsumfanges und Stärkung der Kooperationsfähig-
keit stehen im Zusammenhang. In Abhängigkeit vom Fusionsmodell wird 
der Kooperationsbedarf begrenzt und bis zu einem gewissen Grad die Ko-
operationsfähigkeit ausgebaut.525 

Die Begrenzungs- und Substitutionswirkung steigt vom Punkt- hin zum 
Regionalmodell an. Ist ergänzend zur Kreisgebietsreform beim Punkt- und 
Paarmodell ein moderater Ausbau der Kooperationsstrukturen zwischen 
den Kreisen in der Region nötig, so bedarf es dessen bei der Regional-
kreisbildung kaum noch.526 Der Kooperationsbedarf „reduziert sich“ beim 
Punkt- und Regionalmodell auf die Kooperation zwischen den Regionen.  
Schwierigkeiten bereiten bei flexibel-freiwilliger Herausbildung von Ko-
operationsstrukturen oftmals die Beschränkung der Kooperation auf die 
Kreisgebiete mit komplementären Macht- und Ressourcenstrukturen.527 
Besonders die strukturschwachen Kreisgebiete werden isoliert und finden 
keinen Partner. Ungleichgewichte bei der Strukturentwicklung werden nicht 
abgebaut, sondern vertiefen sich. Diese Gefahr besteht besonders bei extrem 

522	 Vgl. ebenda.
523	 Vgl. Bull, Hans Peter, 2007, Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen einer Funktional-, Struk-

tur- und möglichen Kreisgebietsreform in Schleswig-Holstein. Gutachten, http://www.schles-
wig-holstein.de/IM/DE/KommunalesSport/KommunaleVerwaltungsreform/Gutachten/Down-
loadLinks/bull,templateId=raw,property=publicationFile.pdf vom 18.07.2008, 127 ff.

524	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 214–216.
525	 Vgl. ebenda und Lange, 1968, a. a. O., 292 ff.
526	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O.
527	 Vgl. Scharpf, Fritz, 2000, Interaktionsformen Akteurszentrierter Institutionalismus in der Politikfor-

schung, 248–249; Diller, 2002, a. a. O., 35 ff und Fürst, Dietrich, 2006, Regional Governance – Ein 
Überblick. In: Kleinfeld, Ralf/Plamper, Harald/Huber, Andreas, Regional Governance, Band 1, 51–
56.
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ungleichgewichtiger Ausgangssituation und bei der Wahl des Punktmodells 
mit seiner regional-isolierten Wirkung.528 

Hauptziel von Kooperations- und Gebietsreformstrategien muss die Stär-
kung der Kreisselbstverwaltung innerhalb des jeweiligen Bundeslandes ins-
gesamt sein.529 Dabei kommt es auf den Umfang des Koordinations- und 
Bündelungsbedarfes an. Aufgrund der Wechselwirkung der beiden Refor-
moptionen kann durch günstige Kombination die Reformwirkung gegen-
über Einzelstrategien erhöht werden. 

Damit rückt als Gebietsreformmodell die Paarbildung wiederum in den 
Mittelpunkt.530 Dieses Modell erlaubt die Nivellierung von größeren Struktu-
rungleichgewichten bei gleichzeitiger Stärkung der Kooperationsfähigkeit. 
Das Synergiepotential reicht so durch mittlere Kombination aus Fusion und 
Kooperation an die Wirkung des Regionalmodells heran. Vermeidet aber die 
potentielle Blockadehaltung und die fachlichen Bedenken gegen extreme 
Fusionsvariante.

Wesentliches Entscheidungskriterium bleibt das Ausmaß der Akzeptanz 
des Organisationswandels bei allen betroffenen Beteiligten aus Politik, Ver-
waltung und vor allem bei den Bürgern.531 Denn ohne die engagierte Mit-
wirkung dieser Kernakteursgruppen ist die Bildung einer aktivierenden und 
lebendigen Kreisebene nicht möglich. Ein intelligenter Strategiemix aus 
mehreren Reformelementen gewährleistet einen guten Kompromiss zwi-
schen notwendigem Synergiegewinn und Eigeninteressen der Akteure.

528	 Vgl. Lange, 1996, a. a. O., 684 ff.
529	 Vgl. Bull, 2007, a. a. O., 124 und Erbguth, 2004, a. a. O., 1 ff.
530	 Vgl. Nierhaus, 2008, a. a. O., 12.
531	 Vgl. Hansen, Carsten, Regional Governance außerhalb von Verdichtungsräumen. In: Kleinfeld, 

Ralf/Plamper, Harald/Huber, Andreas, Regional Governance, Band 1, 231 ff; Pappermann/Stoll-
mann, 1993, a. a. O., 243 und Scharpf, 2000, a. a. O., 255–259 sowie Thieme, Werner/Prillwitz, Gün-
ther, 1981, Durchführung und Ergebnisse der kommunalen Gebietsreform, 61–66.
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Quelle: Eigene Darstellung

2.5	 Bewertungskriterien für Kreisgebietsreformen

Die Beurteilung von Verwaltungsstruktur- und Kreisgebietsreformen gehört 
zu den komplexesten Herausforderungen des politischen Systems. Eine fun-
dierte Analyse, Diskussion, Abwägung, Entscheidung und Evaluation von 
Reformvorhaben ist nur auf der Basis eines differenzierten Maßstabssys-
tems möglich. Anwendung, Wertung und Gewichtung der einzelnen Prüf-
maßstäbe sind das Ergebnis politischer Entscheidung.532 Begrenzt wird der 
politische Entscheidungsspielraum von verfassungsrechtlichen Vorgaben.533 
Maßstäbe und Maßstabssysteme ebenso wie die Reformmodelle werden von 
der Wissenschaft ausgearbeitet. Der Bestand von Analyserastern ist somit im 
Zusammenspiel von Wissenschaft und Reformpraxis entstanden.534 

Besonders große Wirkung auf den Reformdiskurs bis in die Gegenwart 
hat die umfassende Untersuchung von Frido Wagener „Neubau der Ver-

532	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 270 ff und Seele, 1985a, 45 ff.
533	 Vgl. Nierhaus, 2008, a. a. O., 7 ff; Stüer/Landgraf, 1998, a. a. O., 210 ff und Pappermann/Stollmann, 

1993, a. a. O., 240 ff.
534	 Vgl. Laux, Eberhard, 1998, Erfahrungen und Perspektiven der kommunalen Gebiets- und Funkti-

onalreformen. In: Roth, Roland/Wollmann, Helmut, Kommunalpolitik, 168 ff und Wagener, 1983, 
a. a. O., 745 ff.
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waltung“ von 1969.535 Prüfschema sowie Bewertungsvorgaben dieser Ana-
lyse prägen den Reformdiskurs. Nachfolgenden Analysen gelingt nur eine 
punktuelle Ergänzung. Ein aktuelles ganzheitliches verwaltungswissen-
schaftliches Maßstabssystem ist derzeit nicht vorhanden.536 Für den objek-
tiven Reformdiskurs in der Gegenwart bilden also Wageners Erkenntnisse 
weiterhin einen wesentlichen Ausgangspunkt. Für die Analyse in dieser 
Arbeit wird das Maßstabssystem geringfügig modifiziert und erweitert. Das 
Prüfraster bewegt sich dabei zwischen den beiden Hauptmaßstäben Effek-
tivität und Integrationskraft.537 Sie sind jeweils Aggregate von Untermaßstä-
ben. Generell wird zwischen ihnen ein Spannungsverhältnis vermutet.538 Die 
Überdehnung des Spannungsverhältnisses durch maximale Ausschöpfung 
der Hauptmaßstäbe hemmt den Reformprozess und verhindert die Umset-
zung.539 Das politische System muss darüber hinaus langfristig mit Akzep-
tanzverlust rechnen. 

Beide Hauptmaßstäbe beschreiben die Qualität der Staats- und Kommu-
nalorganisation jedes politisch-administrativen Systems. Mit der Effektivi-
tät wird bestimmt, ob die Organisation das Potential besitzt, die politischen 
Zielvorgaben zu erreichen und die Nachfrage nach öffentlichen Leistungen 
zu befriedigen. Zentral ist also die Wirksamkeit der Organisationsstruk-
tur.540 Das Wirkungspotential wiederum ergibt sich aus der Verfügbar-
keit von Ressourcen, der Kosteneffizienz des Leistungsprozesses und der 
Steuerbarkeit bzw. Koordinierbarkeit der Government- sowie Governance-
Strukturen.541 Es werden also die Untermaßstäbe Leistungsfähigkeit, Kos-
teneffizienz und Administrationsfähigkeit unterschieden. Demgegenüber 
erfasst der Hauptmaßstab Integrationskraft die demokratische Legitimität 
sowie die Bindungswirkung innerhalb der vielfältig gegliederten Staats- und 
Kommunalorganisation. 

Das Integrationspotential wird getragen von den Partizipationsmög-
lichkeiten und dem Zusammengehörigkeitsgefühl der Bürger und deren 
Zugriffsoptionen auf öffentliche Leistungen sowie der Kompatibilität von 

535	 Vgl. Bull, Hans Peter, 2008b, Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen einer Funktional-, 
Struktur- und möglichen Kreisgebietsreform in Schleswig-Holstein. In: Landesregierung Schles-
wig-Holstein, Gutachten zur Verwaltungsstruktur- und Funktionalreform in Schleswig-Holstein, 
57; Miller, 2005, a. a. O., 478 ff und Wagener, 1969, a. a. O.

536	 Vgl. Hesse, 2007b, a. a. O., 512 ff.
537	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 307 ff und Wagener, Frido, 1972b, Kreisneugliederung an der Rhein-

achse. Kreis Kempen-Krefeld. Gutachten, 130 ff.
538	 Vgl. Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 7 ff.
539	 Vgl. Tessmann, 2008, a. a. O., 121 ff.
540	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 307 ff.
541	 Vgl. ebenda.
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Verwaltungs- und Lebensraum.542 Untermaßstäbe sind demnach Partizipa-
tion, Identität und Bürgerorientierung sowie Strukturkompatibilität. Idee 
dieses ganzheitlichen Maßstabssystems ist eine mehrdimensionale und aus-
gewogene Organisationsentscheidung.543 Zielkonflikte und Zielharmonien 
sollen gleichermaßen aufgezeigt und ins Verhältnis zueinander gesetzt wer-
den. Erkenntnisinteresse dieser differenzierten Bewertungssystematik kann 
nicht die ideale, sondern „nur“ die möglichst sachlich und damit objektiv 
plausibelste Lösung sein.

2.5.1	 Integrationskraft

2.5.1.1	 Demokratisch-bürgerschaftliche Beteiligung

Zentraler Maßstab für die Integrationskraft der Kreisebene sind die poli-
tisch-demokratischen Partizipationsoptionen der Kreisbürger. Ausgehend 
von den normativen Vorgaben des Verfassungs- und Kommunalrechtes sind 
zunächst die zwei traditionellen Formen der repräsentativen und direkten 
Beteiligung unterscheidbar. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der repräsenta-
tiven Beteiligung.544 Sie bildet die Legitimationsgrundlage für das politisch-
administrative System Deutschlands in allen seinen Gliederungen und da-
mit auch für die Kreise als überörtliche Selbstverwaltungskörperschaften.545 
Die direkten Beteiligungsoptionen durch Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 
und Einwohnerantrag ergänzen und erweitern diese Legitimationsbasis; 
dürfen sie aber nicht grundsätzlich ersetzen. Nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG 
müssen in den Kreisen Vertretungskörperschaften als demokratische Reprä-
sentativorgane der Bürgerschaft vorhanden sein. Sie müssen aus allgemei-
nen, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgehen.546 

Unabhängig von diesen formalen Vorgaben sind die Beteiligungsanfor-
derungen und damit die Legitimitätsansprüche – zumindest im verwaltungs-
politischen Diskurs – in den letzten Jahren deutlich gestiegen. Die kommu-
nale Demokratie soll über formale Beteiligung hinaus mit einer Vielzahl von 

542	 Vgl. ebenda.
543	 Vgl. ebenda.
544	 Vgl. Püttner, Günter, 1972, a. a. O., 137 ff und Püttner, Günter, 2007, § 19 Zum Verhältnis von De-

mokratie und Selbstverwaltung. In: Mann, Thomas/Püttner, Günter, Handbuch der kommunalen 
Wissenschaft und Praxis, Band1, 381 ff.

545	 Vgl. von Unruh, 1986, a. a. O., 219 ff; Schmidt-Aßmann, 1996, a. a. O., 534 und Maurer, 1995, a. a. O., 
1045 ff.

546	 Vgl. Bull, Hans Peter, 2008a, Kommunale Selbstverwaltung heute – Idee, Ideologie und Wirklich-
keit. In: DVBl, 8 ff und Frotscher, Werner, 1983, Selbstverwaltung und Demokratie. In: von Mutius, 
Albert, Selbstverwaltung im Staat der Industriegesellschaft. Festgabe zum 70. Geburtstag von 
Georg Christoph von Unruh, 144 ff.
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informellen, thematisch und zeitlich begrenzten Optionen den Bürger ak-
tiv in die politische Steuerung und Produktion von kommunal-öffentlichen 
Gütern einbeziehen. Die klassische kommunale Demokratie soll zu einer 
kooperativen Demokratie fortentwickelt werden.547 

Strukturiert nach Aufgabe und Sozialraum soll ein lokales und regio-
nales Politiknetzwerk aus Bürgerforen, Beiräten, Planungszellen etc. ent-
stehen, welches von der Verwaltung moderiert wird. Die Kommunalpolitik 
konzentriert sich in diesem Modell auf die allgemeinpolitische strategische 
Steuerung und das „politische Routinegeschäft“.548 Ebenso wie die direkten 
formellen Beteiligungsformen können auch die informell-kooperativen Be-
teiligungsformen die repräsentative Kreispolitik nicht ersetzen. Sie können 
als Erweiterung die demokratische Basis des Gemeinwesens verbreitern und 
damit wiederum die Legitimität erhöhen. 

Für die Gewährleistung der demokratisch-politischen Legitimation des 
Kreises bleibt also die Vertretungskörperschaft zentral.549 Damit die reprä-
sentativ-demokratische Steuerungsfunktion erfüllt und als solche gelten 
kann, müssen bestimmte Bedingungen vorhanden sein. Es sollte insofern 
eine genügende Anzahl an potentiellen Mandatsträgern mit hinreichender 
Qualifikation und Engagement auf dem Kreisgebiet geben.550 Die Wahlen 
zu den Kreistagen sollten eine Auswahl unter mehreren Alternativen Per-
sonen, Gruppierungen und Parteien ermöglichen. Wahlen ohne Auswahl 
unterhöhlen auf Dauer die Legitimität und führen zu Akzeptanzverlusten. 
Abnehmende Wahlbeteiligung und Wohlfahrtsminimierung wegen Konzen-
tration auf die Eigeninteressen zerstören die kommunale Demokratie.551 In 
der theoretischen, politischen und verfassungsrechtlichen Reformdebatte 
wird traditionell von einem negativen Zusammenhang zwischen Kreisgröße 
und Mandatsträgerpotential ausgegangen. 

Im Anschluss an das aus dem 19. Jahrhundert stammende Selbstverwal-
tungsleitbild wird deshalb von den Kritikern von Kreisgebietsreformen bis in 

547	 Vgl. Holtmann, Lars/Bogumil, Jörg/Kißler, Leo, 2006b, Kooperative Demokratie. Das politische Po-
tenzial von Bürgerengagement, 103 ff und Zimmer, Annette, 2007, Vom Ehrenamt zum Bürger-
schaftlichen Engagement. Einführung in den Stand der Debatte. In: Schwalb, Lilian/Walk, Heike, 
Local Governance – mehr Transparenz und Bürgernähe? 95 ff.

548	 Vgl. ebenda.
549	 Vgl. Bull, 2008a, a. a. O., 8.
550	 Vgl. Hesse, 2004, a. a. O., 129, Landtag Brandenburg, 2002, Gesetzentwurf der Landesregierung zur 

landesweiten Gebietsreform. Begründung, Drucksache 3/5021, 74–76 und Frotscher, 1983, a. a. O., 
133. 

551	 Vgl. ebenda.
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die Gegenwart die Überschaubarkeit des Kreises gefordert.552 Sie sehen da-
rin eine wesentliche Bedingung zur Gewährleistung demokratisch-bürger-
schaftlicher Beteiligung. Aktuelle sozialwissenschaftliche Untersuchungen 
zeigen allerdings, dass es keinen signifikanten empirischen Zusammen-
hang zwischen der Kreisgröße und demokratischer Beteiligung gibt. Aktive 
und passive Wahlbeteiligung an Wahlen zum Kreistag sind unabhängig von 
Fläche und Einwohnerzahl von Kreisen und Regionen.553

Allein ein positiver rechnerischer Zusammenhang zwischen Kandida-
tenpotential pro Kreistagssitz und Kreisgröße sind nachweisbar. Dieser er-
gibt sich aus Bündelungseffekten durch Größenvorteil. Im Ergebnis ergeben 
sich also weder größere negative noch positive Auswirkungen von Kreisge-
bietsreformen auf die demokratische Beteiligung an der repräsentativen De-
mokratie auf Kreisebene.554

Über den Zusammenhang zwischen der Bereitschaft zur aktiven Nut-
zung von formellen direktdemokratischen und informellen kooperativ-de-
mokratischen Beteiligungsformen und der Kreisgröße gibt es bisher keine 
Studien.555 Wahrscheinlich gibt es aber analog den Ergebnissen für die reprä-
sentative Beteiligung ebenfalls oder vielmehr erst recht keinen signifikanten 
Zusammenhang. Diese Vermutung wird durch den tendenziell geringeren 
individuellen Aufwand für Engagement infolge der punktuellen Begrenzung 
von direkten und kooperativen Beteiligungsformen bestärkt.

Mandatsträgerpotential und bürgerschaftlich-demokratisches Engage-
ment sind also auf Kreisebene demnach von anderen Faktoren abhängig. 
Die komplexe Demokratietheorie von Scharpf verweist insofern auf einen 
Zusammenhang zwischen Beteiligungspotential (Input-Legitimität) und 
Gestaltungspotential (Output-Legitimität) von politischen Institutionen.556 
Die Verfügbarkeit von Gestaltungsressourcen (Haushaltsmitteln) und recht-
lichen Entscheidungskompetenzen beeinflusst dabei ganz wesentlich das 
Bürgerengagement und damit die Gesamtlegitimität des Kreises. 

552	 Vgl. Meyer, 2008, a. a. O., 60 ff und Dombert, Matthias, 2008, Auf dem Weg zu bürgerschaftlich-
demokratischer Mitwirkung – Parlamentarische Strukturen für den Kreistag? In: Büchner, Christi-
ane/Franzke, Jochen/Nierhaus, Michael, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebiets-
reformen, 33 ff sowie Schnur, 1971, a. a. O., 25 ff.

553	 Vgl. Seitz, Helmut, 2008a, Das Urteil des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern 
im Lichte sozialwissenschaftlicher empirischer Evidenz. In: Büchner, Christiane/Franzke, Jochen/
Nierhaus, Michael, Verfassungsrechtliche Anforderungen an Kreisgebietsreformen, 83 ff.

554	 Vgl. ebenda.
555	 Vgl. zu den Empiriedefiziten im Allgemeinen Hesse, Joachim Jens, 2008, Verwaltungsstruk-

tur- und Funktionalreform in Schleswig-Holstein. Gutachten. Langfassung. In: Landesregierung 
Schleswig-Holstein, Gutachten zur Verwaltungsstruktur- und Funktionalreform in Schleswig-
Holstein, 536 ff.

556	 Vgl. Scharpf, 2000, a. a. O., 255 ff.
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Die sich zuspitzende Haushalts- und Finanzkrise in den strukturschwa-
chen Regionen Deutschlands engt somit nicht nur das Gestaltungspotential 
ein, sondern wird sich vor allem auf lange Sicht negativ auf die bürgerschaft-
liche Beteiligung auswirken.557 Demokratische Legitimität benötigt darüber 
hinaus eine transparente Zuordnung von politischer Verantwortung zu Ver-
antwortungsträgern. Politikentscheidungen und Ergebnisse müssen nach-
vollziehbar, überprüfbar und damit gerichtlich sowie vor allem durch demo-
kratische Wahl sanktionierbar sein. Eine unübersichtliche Zersplitterung der 
Entscheidungs- und Leistungsprozesse des Kreises ist zu vermeiden.558 Dop-
pelzuständigkeiten und Entkoppelung von kooperativen, verselbständigten 
Strukturen müssen abgebaut und eingedämmt werden. Kreistag und Kreis-
verwaltung (Landrat) müssen maßgeblich die Steuerungs- und Leistungs-
prozesse der Kreisinstitution beeinflussen können.559

2.5.1.2	 Bürgernähe und Kreisidentität

Kern der Bürgernähe ist traditionell die Erreichbarkeit der Kreisverwaltung 
für die mündliche Verhandlung. Maßgeblich sind deshalb die Lage des Kreis-
sitzes und die maximale Distanz zur entferntesten kreisangehörigen Ortsge-
meinde. Der Kreissitz sollte möglichst zentral im Kreisgebiet liegen, so dass 
er von allen Kreisortsgemeinden aus gleich gut erreichbar ist. Die Distanz 
Kreissitz-Kreisortsgemeinde hängt wiederum wesentlich von der Ausdeh-
nung des Kreises ab. Als maximale Obergrenze gilt eine Fläche von 2.500 
qkm.560 Durch Bildung von Außen- bzw. Nebenstellen oder Fachkompetenz-
zentren der Kreisverwaltung für die Teilräume des Kreises (Dekonzentration 
der Kreisbehörde) kann die Flächenausdehnung kompensiert werden.  Der 
Kreiseinwohner als Adressat von Verwaltungshandeln sollte innerhalb ei-
nes Tages seine Verwaltungsangelegenheit erledigen können (Reisezeit plus 
Verhandlungszeit).561 

Erreichbarkeitskriterien sind die verkehrstechnisch-infrastruktu-
relle Erschließung des Kreisgebietes, der Motorisierungsgrad und die 
Konzentration der Bevölkerung im Kreisgebiet und die Verwaltungs-

557	 Vgl. Bogumil, Jörg et al, 2003, a. a. O., 89 ff; Hesse, 2008, a. a. O., 444–445 und Seitz, Helmut, 2008b, 
Fiskalische und ökonomische Aspekte der Verwaltungsreform in Schleswig-Holstein. In: Lan-
desregierung Schleswig-Holstein, Gutachten zur Verwaltungsstruktur- und Funktionalreform in 
Schleswig-Holstein, 635 ff.

558	 Vgl. Schliesky, 2004, a. a. O., 7–8; Sommer, Gerlinde, 2001, § 4 Verantwortung als demokratisches 
Staatsprinzip. In: Westphalen, Raban Graf von, Deutsches Regierungssystem, 99–120; Thieme/
Prillwitz, 1981, a. a. O., 48.

559	 Vgl. ebenda.
560	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 241 ff.
561	 Vgl. Thieme, 1984, a. a. O., 176–177.
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frequenz (Besuchshäufigkeit der Kreisverwaltung).562 Hinsichtlich der 
verkehrstechnisch-infrastrukturellen Erschließung kommt es auf den Aus-
baugrad und die Qualität des Straßen- und öffentlichen Nahverkehrsnetzes 
an.563 Der Motorisierungsgrad der Bevölkerung beschreibt die private Ver-
fügbarkeit von Kraftfahrzeugen und Krafträdern. Die Nutzung von Indivi-
dualverkehr und ÖPNV sind wiederum abhängig von den Treibstoff- und 
Fahrpreisen. Verdichtung und Qualität des Verkehrsnetzes haben seit den 
1950er Jahren in Westdeutschland und in Ostdeutschland nach 1990 in be-
achtlichem Ausmaß in allen Regionen zugenommen.564 Deutschland verfügt 
über eines der modernsten Verkehrsnetze der Welt. Ebenso hat sich auch der 
Motorisierungsgrad der Bevölkerung entwickelt. In kaum einem Land der 
Welt gibt es mehr Fahrzeuge pro Einwohner.565 Bremsend wirken allerdings 
die in letzter Zeit steigenden Treibstoff- und Fahrpreise. 

Die Mobilitätskosten sind gestiegen.566 Galt dieser Trend schon bei den 
Verwaltungsreformen der 1960er Jahren in der Bundesrepublik als Rechtfer-
tigung für die Relativierung von Entfernungen, so gilt er in der Gegenwart, 
bei einer Potenzierung der Mobilitätsoptionen um ein Vielfaches, umso 
mehr.567 Für die Bevölkerungskonzentration ist die Verteilung der Kreisorts-
gemeinden rund um den Kreissitz von Bedeutung. Befindet sich ein Groß-
teil der Bevölkerung an der äußeren Grenze zum Kreisgebiet, ist die maxi-
male Kreisausdehnung bedenklicher. Demgegenüber sinkt die Bedeutung 
der Kreisfläche mit steigender Konzentration der Bevölkerung um den Kreis-
sitz.568 Die Ausprägung der Beziehungen zwischen der Konzentration der 
Bevölkerung und der Lage des Kreissitzes sind also vielfältig. Grundsätzlich 
sind stärker und schwächer konzentrierte Kreisgebiete zu unterscheiden. 

Bei der Ausdehnung des Kreisgebietes in schwächer konzentrierten Ge-
bieten ist es verhältnismäßig, wenn bei zu erwartender nachhaltiger Opti-
mierung der Kreisebene insgesamt den berechtigten Interessen einer Be-
völkerungsminderheit an der Peripherie nicht nachgekommen wird. Die 

562	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 242 und 244.
563	 Vgl. Wagener, 1983, a. a. O., 746–747.
564	 Vgl. ebenda und BBR, 2005, a. a. O., 71–90.
565	 Vgl. World Bank, 2002, World Development Indicators CD ROM via NationMaster, http://www.na-

tionmaster.com vom 19.08.2008 und Kraftfahrzeugbundesamt, 2008, Fahrzeugbestand am 1. Ja-
nuar 2008. Pressemitteilung, http://www.kba.de vom 19.08.2008.

566	 Vgl. Financial Times Deutschland, 2008, „Börse zählt, Kunde zahlt“, http://www.ftd.de vom 
19.08.2008. 

567	 Vgl. Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 1968, Die Neugliederung der Städte und Gemein-
den in den Ballungszonen und die Reform der Kreise des Landes Nordrhein-Westfalen. Gutach-
ten der Expertenkommission, Abschnitt B, 93–94.

568	 Vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 2005, Gesetzentwurf der Landesregierung zur Moder-
nisierung der Verwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Begründung, 236–237.
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nachhaltige Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung hat gegenüber der 
kurzfristigen Homogenität des öffentlichen Leistungsangebotes innerhalb 
eines Landes eine nachrangige Bedeutung.569

Die Verwaltungsfrequenz wird von der Intensität der Kreis-Einwohner-
Beziehung geprägt. Dabei spielen die modernen organisatorischen und 
technischen Möglichkeiten der Leistungsprozessgestaltung durch eGovern-
ment eine erhebliche Rolle.570 Viele Informations-, Kommunikations- und 
Transaktionsvorgänge zwischen Verwaltung und Bürger können auf elekt-
ronischem Wege ortsunabhängig über Internet, Festnetz- oder Mobiltelefon 
abgewickelt werden.571 Ein Aufsuchen der Verwaltung ist somit bei vielen 
Leistungsprozessen bzw. dessen Teilen nicht mehr erforderlich. Die räumli-
che Distanz zwischen dem Kreisverwaltungsstandort und dem Wohnort des 
Bürgers wird dadurch relativiert.

Diese Wirkung des eGovernment wird zusätzlich durch die organisato-
rische Aufspaltung in direkt bürgerbezogene und bürgerferne Leistungspro-
zesse verstärkt. Prozessteile mit direktem Bürgerkontakt werden dezentral 
auf Ortsebene in Bürgercentern (Front Office) gebündelt.572 Prozessteile 
ohne Bürgerkontaktbedarf wie die fachliche Detailarbeit und prozessüber-
greifende Servicedienste werden dagegen in den Kreisverwaltungen als 
überörtlichen Kompetenzcenter zentral zusammengeführt (Back Office).573 
Auf der Basis von Digitalisierung und Vernetzung der Leistungsprozesse 
können so also innovativ Kosteneffizienz und professionelle Spezialisierung 
mit einem Höchstmaß an individuellem Bürgerservice verbunden werden. 
Nach einer Studie aus dem Jahre 2007 verfügen bereits 80 % der Kreise über 
eine eGovernment-Strategie in die auch Gemeinden und andere Kreise ein-
bezogen worden sind. Bei 38,1 % der Kreise sind bereits gemeinsame ver-
netzte Leistungsstrukturen in Form von Portallösungen und Bürgercentern 
auf Ortsebene vorhanden.574

Für die Integrationswirkung des Kreises ist neben der Bürgernähe als 
äußere Verbundenheit auch die innere Verbundenheit also die gemeinsame 
Identität der Bevölkerung maßgeblich. Dieses Gemeinschaftsbewusstsein 
wird beschrieben als emotionales Zugehörigkeitsgefühl des Einzelnen zu ei-
ner siedlungsräumlich abgrenzbaren sozialen Gruppe.575 Gekennzeichnet ist 

569	 Vgl. Erbguth, 2004, a. a. O., 5. Kritisch dazu Stern, 1972, a. a. O., 170 ff.
570	 Vgl. Erbguth, 2004, a. a. O., 2–4.
571	 Vgl. Schuppan, 2008, a. a. O., 66 und von Lucke, Jörn, 2003, Regieren und Verwalten im Informati-

onszeitalter, 33 ff.
572	 Vgl. Schuppan, 2006, a. a. O., 44–47.
573	 Vgl. Schuppan, 2008, a. a. O., 67 ff und Lenk, Klaus/Klee, Gudrun, 2000, Multifunktionale Servicelä-

den. Ein Modellkonzept für die öffentliche Verwaltung im Internet-Zeitalter.
574	 Vgl. Schuppan, ebenda, 74–76.
575	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 320 ff.
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dieses Bewusstsein durch gemeinsame Werte, Traditionen576, Abstammun-
gen, Gebräuche, Interessen, Sprache und natürlich durch das räumliche 
Umfeld mit seiner spezifischen (einzigartigen) Struktur. So kann sich ein 
unverwechselbarer kollektiver Erfahrungshorizont herausbilden, auf dessen 
Basis sich zusammenhängende und teilhomogene politische Entscheidungs-
muster herausbilden.577 Identitätsdefizite bewirken eine Destabilisierung des 
politischen Systems.

Die Herausbildung eines räumlichen Gemeinschaftsbewusstseins ist 
von einer Vielzahl von Faktoren abhängig.578 Die Strukturen und Abläufe 
des politisch-administrativen Systems sowie seiner Steuerungsimpulse sind 
nur eine unter vielen Variablen. Jedoch kommt dem öffentlichen Sektor auf-
grund seiner Größe und der Menge seiner Teilsystemleistungen nach wie 
vor eine zentrale Rolle für die Entwicklung territorialer Strukturen zu.579 Die-
se Bedeutung wird umso größer je geringer die Zahl und die Entwicklungs-
impulse von privat- und gemeinwirtschaftlichen Akteuren in einer Region 
sind. In strukturschwachen Räumen spielt der öffentliche Sektor deshalb 
schon traditionell eine größere Rolle als in Wachstumsregionen. 

Der allgemeine gesellschaftliche Wandel mit seinem Zuwachs an Flexibi-
lität, Mobilität und informations- und kommunikationstechnischer Vernet-
zung hat zu einer Orientierung auf großräumigere Strukturen geführt. Die 
sozialräumliche Geschlossenheit vieler vor allem ländlich geprägter Regio-
nen in Deutschland wurde im Verlaufe des 20. Jahrhunderts überwunden.580 
Alltägliche Pendel- und Austauschbeziehungen vollziehen sich von ihrem 
Umfang und ihrer Dichte her in Relation zur vorindustriellen Vergangenheit 
in größeren Räumen.581 Konzentrierten sich früher alle sozialen Aktivitäten 
in einem Ort oder dessen näherem Umland, so führten Bedarfssteigerung 
und Angebotsdifferenzierung begünstigt durch Mobilitäts- und Kommuni-
kationstechnik zur räumlichen weit umgreifenden Dekonzentration der So-
zialraumfunktionen auf Regionsniveau.582  

Die Kreise mit ihrem traditionellen Gebietszuschnitt sind bisher bewusst 
hinter dieser Entwicklung zurückgeblieben. Eine Kreisausdehnung auf Regi-
onsebene unter Integration bisher kreisfreier großer Städte wird mit Verweis 

576	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 243.
577	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 296–298 i. V. m. 313 ff.
578	 Vgl. Bernreuther, Angelus/Maier, Jörg (Hrsg), 2005, Soziokultur als Einflussfaktor der Regionalent-

wicklung, Arbeitsmaterialien zur Raumordnung und Raumplanung, Heft 242, 64 ff.
579	 Vgl. Diller, 2002, a. a. O., 368 ff.
580	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 298 ff und Scheuner, Ulrich, 1974, Zur Neubestimmung der kommu-

nalen Selbstverwaltung. In: Archiv für Kommunalwissenschaften (AfK), 15 ff.
581	 Wagener, Frido, 1983, a. a. O., 745 ff. und Mecking, 1995, a. a. O., 320–323 und 330–333.
582	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 298–321 und aktuell Erbguth, 2004, a. a. O., 2–5.
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auf die Überschaubarkeit abgelehnt.583 Der Kreis tritt der Kreisbevölkerung 
im Gegensatz zur Wohnortverwaltung als ergänzender und ausgleichender 
überörtlicher Verwaltungsträger gegenüber. Viele Kreisverfassungen spre-
chen deshalb auch nicht von Kreisbürgern, sondern „nur“ von Kreiseinwoh-
nern. Erfahrungswerte zeigen, dass der direkte Bürgerkontakt mit der Kreis-
verwaltung im Durchschnitt relativ gering ist.584 

Letztendlich ist das Gemeinschaftsbewusstsein in einem Gebiet keine 
statische Größe. Es ist vielmehr von einer Häufung von integrierenden Ereig-
nissen abhängig, die zu emotionalen Bindungen führen können. Zentral ist 
also das überörtliche Gestaltungspotential (Ressourcen und Kompetenzen) 
des Kreises hinsichtlich der sozialräumlichen Funktionszusammenhänge.585  
Der Zuschnitt eines Kreisgebietes sollte deshalb entsprechend konfiguriert 
werden.

2.5.1.3	 Strukturkompatibilität

Strukturkompatibilität hat zum Ziel die Integrationswirkung der Territorial-
organisation durch weitreichende Angleichung der politisch-administrativen 
Gliederung an die sozial- und naturräumlichen Verflechtungsbeziehungen 
zu gewährleisten.586 Koordinationsdefizite durch wechselseitige negative 
Einwirkungen infolge von nichtabgestimmtem einseitigem Handeln587 und 
Nichteinigung sind zu vermeiden. Zu starker Fragmentierung der Zustän-
digkeiten in einem regionalen Verflechtungsraum muss deshalb entgegen-
gewirkt werden. Für die Entwicklung von leistungsfähigen regionalen Netz-
werken sollte die öffentliche Hand auf Kreisebene als einheitlicher starker 
Partner in der Verflechtungsregion integrierend wirken können.588 

Transparente Bündelung von Fördermittel- und Genehmigungsverfah-
ren sind ein wichtiger Aspekt bei der Standortentscheidung von Unterneh-
men. Durch kurze Entscheidungswege und klare Zusagen können Ent-
wicklungspotentiale zum Wohle der Region besser genutzt werden. Eine 
straffe Verwaltungsgliederung durch Strukturkompatibilität erhöht also die 
Gestaltungsfähigkeit.589 Ebenso ermöglicht die Orientierung der Kreisein-
teilung an den zentralörtlichen Beziehungen eine bessere Kombination aus 

583	 Vgl. Schmidt-Aßmann, 1996, a. a. O., 539 ff und Bull, 2008b, a. a. O., 60–62.
584	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 330–333 und Erbguth, 2004, a. a. O., 3.
585	 Vgl. Bernreuther/Maier, 2005, a. a. O., 60 ff und Erbguth, 2004, a. a. O., 4 ff.
586	 Vgl. Lange, 1968, a. a. O., 307–311 und Wagener, 1969, a. a. O., Übersicht auf 320 und konkret auf 

324–325, sowie Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 242 und Erbguth, 2004, a. a. O., 4–5.
587	 Vgl. Scharpf, 2000, a. a. O., 167–195.
588	 Vgl. Kujath, Hans-Joachim, 1998, Regionen im globalen Kontext, 30–34 und Scharpf, 1999, a. a. O., 

52–58, 148–152 sowie kurz Mecking, 1995, a. a. O., 355.
589	 Vgl. Mecking, 1995, ebenda und Bitter, 2003, a. a. O., 56–57.



174 Jens Tessmann

wirtschaftsstarken und wirtschaftsschwachen Gemeinden. Die Ausgleichs- 
und Ergänzungsfunktion der Kreisebene wird gestärkt. Gemischtwirtschaft-
liche Strukturen erlauben es sektorale Wirtschaftschwankungen zu kompen-
sieren. Verkehrs- und Entwicklungsachsen laufen mitten durch den Kreis 
und liegen nicht am Rand des Kreisgebietes.590

Letztlich muss der Gebietszuschnitt des Kreises auch den naturräumli-
chen Gegebenheiten Rechnung tragen.591 Wichtig sind insofern Wasserläu-
fe, Bergrücken, Seen etc. und andere topographische Eigenschaften des Ver-
waltungsgebietes. Entsprechende Umweltstrukturen induzieren bestimmte 
Steuerungs- und Leistungsprozesse, die sonst nicht notwendig sind (z. B. 
Hochwasserschutz an Nord- und Ostsee sowie an den Flüssen Rhein,592 Elbe 
und Oder; Bergwacht in den Alpen). Im Übrigen kann natürlich auch das 
Vorhandensein von Bodenschätzen, ausgeprägter Vegetation und Tierwelt 
sowie See- und Flusslandschaften entscheidend zur sozio-ökonomischen 
Entwicklung des Kreises beitragen.

2.5.2	 Effektivität

2.5.2.1	 Administrationsfähigkeit

Grundsätzlich bezeichnet der Untermaßstab Administrationsfähigkeit das 
Potential der Verwaltung zur Koordination des arbeitsteiligen Leistungspro-
zesses.593 Zweck der Koordination ist die Abstimmung der Arbeitsergebnisse 
zur Erreichung der politisch-administrativen Ziele und gesetzlichen Vorga-
ben. Maßgebend für das Koordinationspotential ist die Verwirklichung der 
Prinzipien Subsidiarität, Einheit, Einräumigkeit, (Äußere) Aufsichts- und 
Kontrollspanne sowie Erreichbarkeit der Kreisorte für die Kreisverwaltung. 

Das Subsidiaritätsprinzip beinhaltet zwei wesentliche Organisationsprin-
zipien. Zum einen soll die übergeordnete Gemeinschaft erst dann tätig wer-
den, wenn die untergeordnete Gemeinschaft aufgrund ihrer geringen Leis-
tungsfähigkeit nicht mehr in der Lage ist, in ihrem kleinen Wirkungskreis 
die Aufgaben wahrzunehmen. Die nächsthöhere Ebene wird also nur ergän-
zend tätig. Andererseits gilt das Prinzip „Hilfe zur Selbsthilfe“. Die überge-
ordnete Gemeinschaft soll durch angemessene Kompetenz- und Mittelaus-
stattung sowie Organisationsvorgaben die niedrigere Organisationseinheit 

590	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 242–243.
591	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 243 ff.
592	 Vgl. Landesregierung Nordrhein-Westfalen, 1968, a. a. O., 86–87.
593	 Vgl. Picot, Arnold, 1997, Organisation: Eine ökonomische Perspektive, 5–9 und Schreyögg, Georg, 

2003, Organisation. Grundlagen moderner Organisationsgestaltung, 113 ff.
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zur eigenständigen Aufgabenwahrnehmung befähigen.594Einheit der Ver-
waltung umfasst Zielformulierung, Wirkungskontrolle und Zurechenbar-
keit von Ergebnisverantwortung zu bestimmten Verwaltungsträgern. Dabei 
kommt der fachlichen und besonders der territorialen Bindung politischer 
Steuerbarkeit und Leistungserbringung eine entscheidende Bedeutung zu.595 

Die zweite Dimension des Prinzips der Einheit der Verwaltung zielt auf 
den Bedarf des Bürgers nach fachlich abgestimmten und daher ganzheit-
lichen Produkten. Zusammengehörige sozio-ökonomische Strukturen sind 
organisatorisch formal zu einer Verwaltungseinheit zu verbinden.596 Grad-
messer sind die Häufigkeit und der Umfang des Koordinationsaufwandes. 
Ist der Abstimmungsaufwand größer als der Autonomievorteil sollten die 
Verwaltungseinheiten zusammengefasst werden. Doppelzuständigkeiten 
sind darüber hinaus generell zu vermeiden. 

In enger Verbindung mit dem Prinzip der Einheit der Verwaltung steht 
das Prinzip der Einräumigkeit der Verwaltung. Es zielt auf den Gebietszu-
schnitt von Sonderbehörden. Nach Möglichkeit sollten die Verwaltungsbe-
zirke dieser Behörden deckungsgleich sein mit dem Verwaltungsraum der 
Kreise. Wegen zu geringer Aufgabenlast und räumlich-punktuellem Tätig-
keitsschwerpunkt ist das allerdings nicht immer zweckmäßig. Insoweit soll-
ten dann ganze Kreise zu einem Verwaltungsbezirk zusammengefasst und 
Teilung vermieden werden.597

Auch diese Forderung wurzelt in der Überlegung der einheitlichen, 
raumbezogenen intersektoralen Tätigkeit von Verwaltungsbehörden in der 
unteren regionalen Ebene. Das Spezialwissen der einzelnen Fachgebiete ist 
zweckmäßig miteinander zu verbinden und negative externe Effekte infolge 
von Funktionsverengung zu vermeiden.598 Im Mittelpunkt steht die Optimie-
rung des regionalen Wohlfahrtseffektes durch Nutzung von fachgebietsüber-
greifenden Synergien. 

Die (Äußere) Aufsichts- und Kontrollspanne bezeichnet das Verhältnis 
zwischen dem Kreis als untere, allgemeine und staatliche Rechts- und Fachauf-
sichtsbehörde zu den Kreisortsgemeinden. Im Zuge der Gebietsreformen der 
1960–70er Jahre in Westdeutschland und  der 1990er Jahren in Ostdeutsch-
land wurden zweckmäßige Ober- und Untergrenzen festgelegt. Sie orientieren 
sich an verwaltungspraktischen Erfahrungswerten. Eine theoretische Quanti-
fizierung war wegen der Vielzahl an Einflussvariablen bisher nicht möglich. 

594	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 283–288.
595	 Vgl. Bryde, Brun-Otto, 1987, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, 1058–1060 und auch 

Müller, 1994, a. a. O., 534.
596	 Vgl. Bryde, 1987, a. a. O., 1058–1060 und auch Müller, 1994, a. a. O., 534.
597	 Vgl. Thieme, 1984, a. a. O., 180.
598	 Vgl. Schmidt-Aßmann, 1996, a. a. O., 536–537.
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Frido Wagener schlägt für die Rechtsaufsicht 3–20, Alfons Gern all-
gemein 7–50 und Pappermann/Stollmann 7–20 untergeordnete Verwal-
tungseinheiten vor.599 Ein Kreis in Schleswig-Holstein beaufsichtigt derzeit 
13–27, in Baden-Württemberg 9–54 und in Mecklenburg-Vorpommern im 
Durchschnitt 23 Verwaltungseinheiten. Flächenländern mit geringer Bevöl-
kerungsdichte wird jedoch eine größere Zahl von Aufsichtseinheiten zuge-
standen. Entscheidend für die Zahl der zu beaufsichtigenden Einheiten ist 
neben der Konzentration der Kreisebene auch die Konzentration der Ortse-
bene. Die Aufsichtsintensität wird dabei generell vom Spezialisierungs- und 
Professionalisierungsgrad der Ortsverwaltung beeinflusst. Dieser wiederum 
wurzelt in der Leistungsfähigkeit also der Größenklasse der Orte. 

Zwerggemeinden bewirken demnach tendenziell eine größere Aufsichts-
intensität als Mittel- und Großgemeinden. Die Erreichbarkeit der Kreisortsge-
meinden für die Verwaltung zielt auf die Möglichkeit qualitativ hochwertige 
Entscheidungen im Spannungsfeld zwischen Allgemeinwohl und Partikula-
rinteressen zu treffen. Die Verwaltung muss insofern sich ausreichend Kennt-
nisse über die Sachlage vor Ort im Kreisgebiet verschaffen können. Es gelten 
deshalb Obergrenzen für die zumutbare Entfernung zwischen Kreissitz bzw. 
dessen Außenstellen und den Kreisortsgemeinden.600 Nach Frido Wagener 
sollte diese Distanz nicht mehr als 25 km betragen bzw. ½ Autostunde.601

Dieser Richtwert von Frido Wagener wird in großen Flächenkreisen 
schon jetzt überschritten. Pragmatisch gesehen dürfte es bis 50 km keine 
Defizite geben. Kompensatorisch wirken ein ausgebautes Straßennetz, die 
Zentralität des Kreissitzes und moderne Kraftfahrzeuge. Sofern die publi-
kumsintensiven Aufgaben der Kreisverwaltung in mittlerer Distanz um den 
Kreissitz dekonzentriert wurden verändert sich der Bewertungsmaßstab. 
Die Verteilung der Kreisverwaltung im Kreisgebiet beeinflusst also neben 
der geographischen Lage des Kreissitzes die Beurteilung der Erreichbarkeit 
im Zuge einer Kreisgebietsreform. Im Idealfall der Dekonzentration wür-
de die Flächenausweitung sogar positive Auswirkungen auf die Erreichbar-
keit haben. Dabei spielen die  organisatorisch-technischen Potentiale des 
eGovernment (Prozessaufspaltung, Digitalisierung und Vernetzung) eine 
wesentliche Rolle.602 Deren effektiver Einsatz ist wiederum von ausreichen-
den Steuerungskapazitäten abhängig.

599	 Vgl. Gern, 2003, a. a. O., 157; Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 242 und Wagener, 1969, a. a. O., 
322–323.

600	 Vgl. Thieme, a. a. O., 177. 
601	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 322–323.
602	 Vgl. Schuppan, 2008, a. a. O., 44–47.
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2.5.2.2	 Kosteneffizienz

Der Maßstab bezeichnet das Verhältnis zwischen Leistungsmenge (Output) 
und leistungsbezogenem Ressourcenverbrauch (Input).603 Die Leistungen 
sollen mit möglichst geringem Ressourceneinsatz (Kosten) erbracht wer-
den. Rationalisierungsziel ist also die möglichst kostengünstige Gestaltung 
des Leistungsprozesses. Die Gesamtkosten setzen sich aus Produktions-, 
Transaktions- und Remanenzkosten zusammen. Produktionskosten umfas-
sen Personal-, Sach-, Gebäude-, Ausstattungs-, Beschaffungs- und Finanzie-
rungskosten. Transaktionskosten erfassen Bürokratie-, Kooperations- und 
Marktnutzungskosten.604 Bürokratiekosten beziehen sich auf die hierarchi-
sche Steuerung und Kontrolle der verwaltungsinternen Leistungsprozesse. 
Kooperations-und Marktnutzungskosten entstehen bei Auslagerung von 
Leistungen durch Anbahnung, Vereinbarung, Koordination und Kontrolle 
der Tauschaktivitäten.605

Eine Verringerung der Fertigungstiefe und Auslagerung von Leistungen 
bewirkt tendenziell eine Erhöhung der Transaktionskosten.606 Besonders bei 
Kreisfusionen sind daneben die Remanenzkosten zu beachten. Sie bezeich-
nen den Umsetzungs- und Umstellungsaufwand des Organisationswandels. 
Es sind weiterhin anfallende Produktionskosten der vormals getrennten 
Eigenfertigung (z. B. langfristige Mietverträge) und/oder Integrationskos-
ten (Fusionsaufwand).607 Die Summe der Kostenarten darf gegenüber dem 
Status quo nicht zu einer Verschlechterung, sondern zu einer Verbesserung 
der Effizienz führen.608 Für die Betriebskosten ist die nachgefragte Leis-
tungsmenge wichtig. Sie ist abhängig von den politischen Zielvorhaben, den 
Qualitätsstandards und vor allem vom Bedarf der Nachfrager.609Durch An-
stieg der Leistungsmenge wird eine günstigere Verteilung der Fixkosten pro 
Leistungseinheit bewirkt (Skalen- bzw. Größenklasseneffekt). 610 Das betrifft 
besonders Einrichtungen wo Raumkörper eine entscheidende Rolle spielen 
wie z. B. die Müllverbrennung und Kläranlagen.

Mit wachsendem Volumen steigen die Leistungsfähigkeit in der drit-
ten, die Oberfläche der Anlage und damit die Baukosten nur in der zweiten 

603	 Vgl. Williamson, Oliver E., 1996, Transaktionskostenökonomik, 27–40; Budäus, Dietrich, 1996, VI. 
Wirtschaftlichkeit., 81–99 sowie Reichard, 1998, a. a. O., 146–149.

604	 Vgl. ausführlich bei Williamson, a. a. O., 27–40 und Budäus, 1996, a. a. O., 81–99 sowie Reichard, 
1998, a. a. O., 146–149.

605	 Vgl. Williamson, 1996, a. a. O., 27–40.
606	 Vgl. ebenda.
607	 Vgl. Müller, Hans-Erich, 1997, Outsourcing Management, 35–36.
608	 Vgl. Williamson, a. a. O., 27–40; Budäus, 1996, a. a. O., 81–99 sowie Reichard, 1998, a. a. O., 146–149.
609	 Vgl. ebenda.
610	 Vgl. Huber/Bergmann, 2003, a. a. O., 304–307.
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Potenz an. Viele aufwendige technische Anlagen mit einem hohen Quali-
tätsstandard benötigen eine bestimmte Mindestproduktionsmenge. Im Ein-
zugsgebiet611 muss es also ein entsprechendes Nachfragepotential geben.612 
Gleiches gilt für die Mindestfallzahl von Dienstleistungen mit einem hohen 
Spezialisierungsgrad.613 Dabei geht es um die Spezialisierungsoption und 
Leerlaufvermeidung. 

Durch Nutzung von Kostensynergien können die Betriebskosten und da-
mit der Finanzierungsbedarf sowie die Nutzungsentgelte gesenkt werden.614 
Bei Flächen- und Linienaufgaben wie z. B. bei Straßen und Wasserläufen 
sind größere Einsatzgebiete von Vorteil, da sich die Rüst- und Wegekosten 
reduzieren.615 Skalenerträge entstehen auch durch die Internalisierung von 
externen Effekten. Die Auswirkungen einer einseitigen Handlung wie z. B. 
der Bau eines Krankenhauses oder der Bau einer Mülldeponie können durch 
Abstimmungsvorteile optimiert werden.616 Neben den Skaleneffekten sind 
auch Kostenvorteile durch gemeinsame Nutzung von Produktionsfaktoren 
im größeren Betriebsverbund möglich.617

Bei Kreisen wurzeln die Nachfrage und damit die Realisierung von Ska-
leneffekten und Verbundvorteilen in der sozio-ökonomischen Struktur des 
Kreisgebietes. Maßgebend ist deshalb der Bedarf von Einwohnern und Un-
ternehmen des Kreises. Frido Wagener formulierte dazu in seiner Untersu-
chung optimale Einwohnerzahlen. Er unterschied dabei nach Räumen mit 
durchschnittlicher, unterdurchschnittlicher sowie mit überdurchschnittli-
cher Bevölkerungsdichte. Bei  unterdurchschnittlicher Bevölkerungsdichte 
wurde ein Abschlag und bei überdurchschnittlicher  Bevölkerungsdichte ein 
Zuschlag von 25 % vorgenommen. Das ergab für eine Auswahl von 24 reprä-
sentativen Kreisaufgabengebieten gewichtet nach der jeweiligen Bedeutung 
für die Gesamtverwaltung und der mittleren Zukunftsperspektive folgende 
Einwohnerspannen:618

611	 Siehe z. B. die Auslastungsnotwenigkeit von ständig besetzten Leitstellen. Die konkrete Nachfra-
ge bleibt hier bis zur Kapazitätsgrenze ohne Einfluss auf den Personalbedarf.

612	 Vgl. Oebbecke, Janbernd, 1999, Überlegungen zur Größe von Verwaltungseinheiten. In: Henne-
ke, Hans-Günter (Hrsg.), Optimale Aufgabenerfüllung im Kreisgebiet, 50–52.

613	 z. B. Amtsapotheker, Amtsarzt, Lebensmittelüberwachung und Veterinärwesen.
614	 Vgl. Schink, 1999, a. a. O., 61 bis 66.
615	 Vgl. Oebbecke, 1999, a. a. O., 51–52.
616	 Vgl. ebenda.
617	 Vgl. Bergmann/Huber, 2003, a. a. O., 304–307.
618	 Vgl. Wagener, 1972b, a. a. O., 150 in Anlehnung an Wagener, 1969, a. a. O., 473–479.
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Tabelle 18: Einwohnerbandbreiten für Kreise nach Frido Wagener

Raumkategorie
Bevölkerungsdichte 
Einwohner pro qkm

Optimale Bandbreite
Einwohnerzahl in 1.000

Durchschnittskreis 200 – 300 170 – 380

Unterdurchschnittskreis < 200 130 – 280

Überdurchschnittskreis > 300 210 – 480

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Wagener, 1969, a. a. O., 473–479.

Diverse andere Gutachter hielten wegen der teilweise enorm niedrigen Be-
völkerungsdichte eine noch geringere Einwohnerbandbreite von 80.000 
bis 120.000 für zweckmäßig.619 Wagener hat darauf hingewiesen, dass die 
einzelne Aufgabe in Abhängigkeit örtlicher Parameter oftmals abweichende 
Einwohnerzahlen notwendig macht. Aus diesem Grund legte er Spannwei-
ten als durchschnittliche Richtwerte fest. Die Vorgaben enthalten also einen 
Untersuchungsimperativ für die Reformer von Verwaltungsstrukturen.620 
Der gesellschaftlich-technische Wandel und die Explosion von Leistungs-
standards bestätigen dabei eher die großräumigen Effizienz-Vorgaben von 
Wagener. Mit Blick auf das Vernetzungspotential des eGovernment ist dabei 
die kreis- und gemeindeübergreifende gemeinsame Nutzung von Ressour-
cen und Modulen im Wege der interkommunalen Kooperation einzubezie-
hen.621

2.5.2.3	 Leistungsfähigkeit

Dieser Maßstab622 erfasst die Ressourcenausstattung des Kreises (traditio-
nell als Verwaltungskraft bezeichnet).623 Als Ressourcen werden die Produk-
tionsfaktoren Personal-, Finanz- und Sachmittel (Anlage-624 und Umlaufver-
mögen625) unterschieden. In der Kreisverwaltung als Dienstleistungsbetrieb 
kommt dem Faktor Personalausstattung eine herausgehobene Bedeutung 

619	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 241–242.
620	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 328 ff.
621	 Vgl. Schuppan, 2006, a. a. O., 173–176 sowie Schuppan, 2008, a. a. O., 77.
622	 Siehe dazu auch das Kriterienraster von Wagener, 1969, a. a. O., 312–313.
623	 Vgl. Seele, 1985a, a. a. O., 61–62.
624	 Dazu zählen alle Vermögensgüter, die über mehrere Perioden genutzt werden können wie z. B. 

Gebäude, Grundstücke und technische Anlagen.
625	 Dazu zählen alle Vermögensgüter, die kurzfristig umgeschlagen werden wie z. B. Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffe sowie Erzeugnisse und Waren. Valens Kompendium der BWL, 1984, 204–205.
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zu.626 Die Verbesserung der Personalausstattung ist somit eines der wesent-
lichen Ziele von Kreisgebietsreformen.627 Zwischen Personal und Sachmit-
teln bestehen vielfältige Wechselwirkungen und Synergien. Durch optimale 
Kombination der beiden Faktoren kann die Effektivität wesentlich gesteigert 
werden.628

Die Anforderungen an die Informationsverarbeitungs- und Entschei-
dungsfähigkeit des Personals steigen dabei stetig. Ursache dafür ist der allge-
meine gesellschaftlich-technologische Wandel. Die Sachmittel umfassen vor 
allem das Verwaltungsgebäude und die technischen Hilfsmittel. 629 Für die 
Rationalisierung der Verwaltung ist  besonders der Einsatz von eGovernment 
wesentlich. Dadurch können Kapazitäten der Leistungserstellung durch in-
terne Prozessoptimierung sowie organisationsübergreifende elektronische 
Leistungsvernetzung freigesetzt werden. Demgegenüber sind allerdings zur 
Wahrnehmung der Steuerungs- und Gewährleistungsverantwortung in die-
sen Netzwerken zusätzliche Managementressourcen neu einzuplanen.630

Bei der Ressourcenausstattung mit Finanzmitteln geht es um die Ge-
währleistung einer bedarfsgerechten Regulierung und Leistungserbringung 
für die Kreiseinwohner. Indikator ist das Haushaltsvolumen klassisch-kam-
meralistisch differenziert nach Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungs- 
und Vermögenshaushaltes. Die Höhe der Finanzmittel bestimmt nicht nur 
Umfang und Qualität von Personal- und Sachmittelausstattung, sondern 
auch die Möglichkeit Investitionen zu tätigen, Investitionsförderung zu be-
treiben und Zuweisungen und Zuschüsse zu gewähren.631 

Als zentrale Ausprägung der Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion ist 
die finanzielle Unterstützung von leistungsschwachen Kreisgemeinden und 
freie Träger eine  wesentliche Aufgabe des Kreises. Steigende Betriebskos-
ten reduzieren dabei seine finanziellen Fördermöglichkeiten. Das wiederum 
hat Relevanz für die Teilfinanzierung des Kreises aus der Verbandsumlage 
(Kreisumlage).632 Eine weitere Dimension der Leistungsfähigkeit ist schließ-
lich die interne und externe Planungsfähigkeit. 

Binnenorganisatorisch muss der Kreis über einen ausreichend großen 
und qualifizierten Planungsapparat (Verwaltungskraft) verfügen. Im Au-
ßenverhältnis bezieht sich die Planungsfähigkeit auf das Kreisgebiet als 
Planungsraum. Als Kreisgebiet sollte insoweit ein zusammenhängender 

626	 Vgl. Püttner, Günter, 1989, 4. Teil Ressourcen und Mittel der Verwaltung., 161–163.
627	 Vgl. ebenda und Thieme/Prillwitz, 1981, a. a. O., 45–47 genauso wie Thieme, 1984, a. a. O., 176.
628	 Vgl. Mäding, 1972, a. a. O., 194–198.
629	 Vgl. ebenda und Thieme/Prillwitz, a. a. O., 45–47 genauso wie Thieme, 1984, a. a. O., 176.
630	 Vgl. Schuppan, 2006, a. a. O., 173–176.
631	 Vgl. ebenda und Seele, 1985a, a. a. O., 62–63. 
632	 Vgl. ebenda.
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Wirtschafts-, Siedlungs- und Naturraum von ausreichender Ausdehnung 
definiert werden. Kommunale Gebietsgrenzen der Ortsebene sind nicht zu 
zerschneiden. Die regionale Koordinierung der Raumnutzung muss zur 
Erfüllung der überörtlichen Planungs- und Entwicklungsaufgaben möglich 
sein.633

2.5.3	 Gewicht der Einzelmaßstäbe im Maßstabsverbund

Zur möglichst differenzierten Bewertung von Fusionsmodellen bedarf es der 
Bewertung der Einzelmaßstäbe im Verhältnis zueinander als Prüfsystem. 
Dabei ist es zweckmäßig den Maßstäben jeweils einen Verhältniswert in Be-
ziehung zum Prüfsystem zuzuordnen (Maßstabsgewicht).634 Auf diese Wei-
se gewinnt die Prüfung Struktur und Transparenz. Der Bewertungsprozess 
gewinnt an Übersichtlichkeit, Plausibilität und kann jederzeit nachvollzogen 
werden. Voraussetzung dafür ist die Begründung des Verhältniswertes.635 
Die Zuordnung des Wertes bleibt jedoch eine subjektive Einschätzung der 
Bedeutung des Maßstabes und der Ausprägung seiner Indikatoren. Einen 
rational-abstrakten Begründungszusammenhang gibt es nicht. Allerdings ist 
die Bewertung an das Maßstabsystem und dessen Grundlagen gebunden. 
Durch Strukturierung und Differenzierung entsteht eine Bewertungslogik. 
Die Bewertung gewinnt also durch Systematisierung Rationalität und Ob-
jektivität.636

Grundsätzlich werden bei der Gewichtung der Maßstäbe zwei Stufen un-
terschieden. Auf der ersten Stufe werden den Maßstäben auf der Basis ihrer 
Grundlagen und unter Berücksichtigung des Maßstabsverbundes normative 
Verhältniswerte zugeordnet (Maßstabsgewichte). Danach werden die Dop-
peleffekte, Zielbeziehungen bzw. Wechselwirkungen der Maßstäbe gewer-
tet.637 Insoweit müssen von den Verhältnisziffern der Basisgewichtung eines 
Maßstabes Abschläge zu Gunsten des Maßstabes gemacht werden, dessen 
Verwirklichung zu eben seiner Verwirklichung beiträgt. Dadurch verändert 
sich die Gewichtung der Maßstäbe im Systemverbund. Diese Korrektur der 
Basisgewichtung durch Wertung der Maßstabsbeziehungen präzisiert das 
Prüfsystem und befördert seine Plausibilität.638 

Unabhängig vom aktuellen verfassungsrechtlichen Diskurs gilt für die bei-
den Hauptmaßstäbe Effektivität und Integrationskraft als Basisgewichtung 

633	 Vgl. Pappermann/Stollmann, 1993, a. a. O., 241–242, und Thieme/Prillwitz, 1981, a. a. O., 46.
634	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 505 ff und Wagner, 1972, a. a. O., 148 ff.
635	 Vgl. ebenda.
636	 Vgl. ebenda.
637	 Vgl. ebenda.
638	 Vgl. ebenda.
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eine Gleichverteilung von jeweils 50 %.639 An der Integrationskraft der Krei-
sebene hat die Demokratische Beteiligung mit 25 % den mit Abstand höchs-
ten Anteil. Demokratische Legitimität mit ihrer Input und Output-Dimen-
sion sichert auf entscheidende Weise die staatliche Integrität und Stabilität 
eines Gemeinwesens. 

Darauf folgt mit einigem Abstand die Strukturkompatibilität als Kern 
der territorialen Integrität des Gemeinwesens mit 15 %. Geringe Bedeutung 
kommt aufgrund des gesellschaftlich-technischen Wandels und modernen 
Organisationsoptionen mit 10 % dem Maßstab Bürgernähe und Identität 
zu. Den höchsten Anteil an der Effektivität der Kreisorganisation hat die 
Leistungsfähigkeit also das Ressourcen- und Gestaltungspotential mit 20 %. 
Darauf folgen in geringem Abstand auf gleichem Niveau die Maßstäbe der 
Administrationsfähigkeit und Kosteneffizienz mit jeweils 15 %. Beide Maß-
stäbe zusammen bilden das Rückgrat der Effektivität mit zusammen 30 %.

Die Leistungsfähigkeit ist insoweit der Motor (Antrieb) dieses Haupt-
maßstabes. Sie macht Administrationsfähigkeit und Kosteneffizienz über-
haupt erst möglich. Ohne beide Dimensionen läuft jedoch die Leistungs-
fähigkeit auf Dauer ins Leere und wird gehemmt. Ausgehend von dieser 
Basisgewichtung erfolgt die Wertung der Wechselwirkungen unter Einbezie-
hung der Maßstabsgrundlagen. In Relation der Hauptmaßstäbe ergibt sich 
insoweit eine Bedeutungsverschiebung, da ein Teil der Maßstabsgrundlagen 
der Integrationskraft eindeutig in ihrer Verwirklichungsoption von der Ef-
fektivität abhängen. Das betrifft besonders die Demokratische Beteiligung. 
Demokratieinfrastruktur und Gestaltungspotential hängen erheblich mit der 
Leistungsfähigkeit des Kreises zusammen. Beide Maßstabsgrundlagen be-
einflussen erheblich den Maßstab insgesamt. 

Ein deutlicher Abschlag in Höhe von 15 % zu Gunsten der Leistungs-
fähigkeit und zu geringem Teil der Kosteneffizienz (Tragfähigkeit) ist also 
vorzunehmen. Ebenso ist ein Abschlag von 5 % (Hälfte des Maßstabes) der 
Bürgernähe und Identität den vermittelnden Maßstäben Leistungsfähigkeit 
und Kosteneffizienz zuzuordnen. Von dem Gestaltungspotential und der 
Tragfähigkeit hängen erheblich die Infrastruktur und die organisatorischen 
Optionen für die positive Beeinflussung der Bürgernähe ab. Identitätsför-
dernde Ereignisse müssen finanzierbar, organisierbar und tragfähig sein, 
sonst leidet aller Wahrscheinlichkeit nach die Identität mit Blick auf die mo-
dernen sozioökonomischen und soziokulturellen Rahmenbedingungen. 

Im Bereich der Effektivität muss nur bei der Administrationsfähigkeit 
ein geringer Abschlag vorgenommen werden. Die Organisationsstruktur der 
Verwaltung ist zum Teil an die Verwirklichung des Integrationsmaßstabes 

639	 Vgl. Wagener, 1969, a. a. O., 320 ff und Grafik.
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Strukturkompatibilität gebunden. Kongruenz von Kreisgebiet und sozio-
ökonomischer Verflechtung begünstigen die Administrationsfähigkeit des 
Kreisgebietes.

Im Ergebnis der Bilanzierung dieser Korrekturen der Basisgewichte 
nimmt die Bedeutung der Verwirklichung des Effektivitätsmaßstabes auf 
65 % gegenüber dem Basiswert von 50 % um 15 % zu. Daraus folgt eine 
Abnahme der Bedeutung der Verwirklichung des Integrationsmaßstabes 
von der Basis 50 % um 15 % auf nunmehr 35 %. Das Gewicht des Bewer-
tungssystems verschiebt sich zu Gunsten der Effektivität. Dieses Ergebnis 
ist allgemein betrachtet nicht neu. Schon Wagener kam 1969 bei seiner Un-
tersuchung im Kern zu diesem Schluss.640 Aufgrund der Zunahme der Ab-
hängigkeit der Integrations- von den Effektivitätsmaßstäben hat der Umfang 
der Basisgewichtkorrekturen bei gleichbleibender normativer Basisgewich-
tung zugenommen.641 Zentraler Auslöser ist der gesellschaftlich-technische, 
kulturell-ökonomische und der verwaltungspolitische Leitbildwandel. Inso-
fern wurden Wageners Zukunftsprognosen weit übertroffen.

640	 Vgl. ebenda, 522–526.
641	 Vgl. Wagener, 1983, a. a. O.
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Tabelle 19: Gewicht der Bewertungsmaßstäbe für Kreisgebietsreformen

Bewertungsmaßstab
Basisgewicht

in %
Korrekturwert

in %
Maßstabsgewicht 

in %

Integrationskraft

Demokratische Beteiligung 25 -15 10

Bürgernähe und Identität 10 -5 5

Strukturkompatibilität 15 5 20

Gesamt 50 -15 35

 

Effektivität

Administrationsfähigkeit 15 -5 10

Kosteneffizienz 15 5 20

Leistungsfähigkeit 20 15 35

Gesamt 50 15 65

 

Integrationskraft 50 -15 35

Effektivität 50 15 65

Wertsumme (Grundwert) 100 0 100

Gewichtsdifferenz 30

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Wagener, 1969, a. a. O., 505 ff.
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2.6	 Anwendung des Maßstabssystems auf die Reformoptionen

Die Anwendung der Prüfsystematik auf die Reformmodelle erfolgt im Rah-
men einer Bewertungsmatrix.642 Dabei werden zunächst jedem Reform-
modell je Bewertungsmaßstab entlang der Skala von 1 (= sehr gut) bis 5 (= 
ungenügend) eine Note zugeordnet. Die Notenvergabe erfolgt auf der Basis 
subjektiver Einschätzung der Wirkungen des Reformmodells auf die Maß-
stabsgrundlagen. Diese Benotung wird jeweils mit dem Maßstabsgewicht 
multipliziert und es ergibt sich eine gewichtete Note je Bewertungsmaßstab. 
Durch Bilanzierung dieser Notenwerte unterschieden nach Benotung und 
gewichteter Benotung ergeben sich für jedes Reformmodell zwei Beno-
tungswerte:

1.	 Mittelwert der Maßstabsnoten je Reformmodell
2.	 Gesamtsumme der gewichteten Maßstabsnoten je Reformmodell

Mit Hilfe dieser Notenbilanz in Verbindung mit den Tendenzen der Maß-
stabsnoten können im Anschluss die Auswirkungen der Reformmodelle 
im Vergleich differenziert begutachtet werden. Die Kernwirkung der Refor-
moptionen ist die Zunahme der Konzentration der Kreisgebietsebene vom 
Punkt- hin zum Regionalmodell. Parallel dazu nimmt ihre Kongruenz mit 
den sozioökonomischen/soziokulturellen sowie den Verwaltungsräumen 
der unteren Staatsverwaltung zu. Diese Kernwirkung führt zu entsprechen-
den Auswirkungen auf die Maßstabsgrundlagen der Bewertungskategori-
en. Für die Notenzuordnung wurden konservative Wirkungsprognosen zu 
Grunde gelegt. 

Die Benotung im Bereich der Integrationskraft geht deshalb für die Maß-
stäbe der Demokratischen Beteiligung und der Bürgernähe/Identität bei ei-
ner guten Einschätzung der Ausgangssituation abstrakt von einer Verschlech-
terung aus. Das Regionalmodell hat demnach nur noch eine genügende 
Beteiligung und Identität. Faktoren, die diese konservativen Befürchtungen 
relativieren würden, werden weitestgehend ausgeblendet. „Extrembenotun-
gen“ dieser beiden Integrationsmaßstäbe unterbleiben ebenfalls, da entspre-
chende Wirkungen unrealistisch sind.

Eine umgekehrte Benotung der Ausgangssituation und der Aus-
wirkungen der Reformmodelle wird im Bereich Strukturkompatibilität 
vorgenommen. Generell anerkannt ist insoweit, dass die bestehenden 

642	 Vgl. Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern, 2008, Matrix zur Unterstützung der Auswahl 
eines Kreismodells, http://www.regierungmv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungspor-
tal/de/im/Themen/Kommunale_Themen/Verwaltungsreform_/index.jsp?&downloads=1 vom 
03.09.2008.
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Verwaltungsstrukturen deutlich inkompatibel mit den Verflechtungszusam-
menhängen sind. Die Ausgleichs- und Ergänzungsfähigkeit ist in vielen Re-
gionen geschwächt. Die derzeitige Struktur erreicht deshalb nur die Note 
„genügend“. Da mit dem Regionalmodell eine ideale regionale Struktur-
kompatibilität hergestellt werden würde, erhält diese Reformoption die Spit-
zenwertung „sehr gut“. Punkt- und Paarmodell liegen mit ihrer Benotung 
dazwischen. Dieser Bewertungstrend setzt sich beim Hauptmaßstab Effek-
tivität fort. Auch hier erreicht die Ausgangssituation aufgrund ihrer Defizite 
nur „genügende“ Benotungen für die Maßstäbe Administrationsfähigkeit, 
Kosteneffizienz und Leistungsfähigkeit. 

Die Effektivitätswirkung des Regionalmodells ist insoweit idealtypisch 
maximal positiv und wird deshalb mit „sehr gut“ bewertet. Nur diesem Mo-
dell gelingt die optimale Ausschöpfung der möglichen Koordinations-, Kos-
teneffizienz- und Potentialsynergien. Punkt- und Paarmodell bleiben darun-
ter und erreichen „befriedigende“ und „gute“ Benotungen. Die Gesamtbilanz 
aus Integrations- und Effektivitätsmaßstäben bestätigt bei den Mittelwerten 
der Maßstabsnoten und auch bei der Summe der gewichteten Maßstabs-
noten den Benotungstrend der Effektivitätsmaßstäbe in abgeschwächter 
Form. Der Ausgangsbestand der Kreisebene wird mit „genügend“ bis „be-
friedigend“ und das Regionalmodell mit „gut“ bis „sehr gut“ bewertet. Beim 
Punktmodell ergeben sich nur geringfügige Verbesserungen mit Blick auf 
den Ausgangsbestand. 

Es kann nur „befriedigende“ Benotungen erreichen. Demgegenüber liegt 
das Paarmodell mit seinen „guten“ Maßstabsnoten in der Nähe der Beno-
tung des Regionalmodells. Die Gewichtungen der Maßstabsnoten führen 
zu einer stärkeren Differenzierung der Modellwertung. Der Ausgangsbe-
stand erscheint mit einer „genügenden“ Wertung (3,7) defizitärer und das 
Regionalmodell mit Abstand positiver mit einer Tendenz zu „sehr gut“ 
(1,5). Das Paarmodell schneidet „gut“ und das Punktmodell gleichbleibend 
„befriedigend“ ab. Die Einbeziehung der Bedeutung des Einzelmaßstabes 
im Prüfungssystem in Verbindung mit „relativierenden“ Faktoren wie z. B. 
gesellschaftlich-technischer Wandel und das Gewicht des Gestaltungspoten-
tials der Kreisdemokratie führen zu einer deutlich positiveren Wertung der 
Reformreichweite. Die optimale Reformwirkung des Regionalmodells im 
Vergleich zu den Modellen mit geringerer Reformreichweite wird also her-
ausgearbeitet und betont. 

Eine differenzierte Betrachtung der Prüfmaßstäbe einschließlich ihrer 
Grundlagen und der Auswirkungen der drei idealtypischen Kreisgebiets-
reform-Modelle bestätigt eher Reformstrategien mit höherem Konzentra-
tionsgrad. Die konservative, undifferenzierte und damit simplifizierende 
Bewertungsperspektive lässt mittlere bzw. moderate Kreisgebietsreformen 



187Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

als sinnvoller erscheinen. Das Paarmodell gewinnt in diesem Sinne beson-
ders unter Einbeziehung der politischen Durchsetzbarkeit (Widerstände und 
Umsetzungsaufwand) an Attraktivität. Die Aufwand-Nutzenbilanz erscheint 
günstiger. Die sachlich-rationale und damit differenzierte Wertung verweist 
auf die Optimierungschancen weitreichender Reforminitiativen. Der Auf-
wand für die Überwindung der politischen Reformwiderstände erscheint 
angebracht. 

Die Nachhaltigkeit also die langfristige Perspektive steht im Mittelpunkt. 
Moderate, konservative Reformvarianten mit mittleren Reichweiten weisen 
demgegenüber Nachhaltigkeitsdefizite auf. Der Reformaufwand ist dafür 
kurzfristig geringer. Auf lange Sicht allerdings ist er bedeutend größer, da 
der moderate Reformweg eben weniger nachhaltig ist. Die Perspektive einer 
erneuten Kreisgebietsreform ist auf gewisse Weise schon enthalten. Wer-
den also fiktiv-theoretisch das entgangene Optimierungspotential und der 
absehbare Reformaufwand der Zukunft bilanziert, erscheint die zunächst at-
traktive konservative Aufwand-Nutzenbilanz in einem deutlich schlechteren 
Licht. Die Vorteile der Einbeziehung von differenzierten Erkenntnissen und 
der Ausschöpfung des Machbaren werden so sichtbar. Der Wert des Nutzens 
der sachlich-rationalen Vernunft für die nachhaltige Sicherung des Gemein-
wohls auf der Kreisebene wird damit eindrucksvoll bestätigt.
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2.7	 Ergebnisse des zweiten Kapitels

Die Organisationsvarianten Kooperation und Fusion werden in Theorie, Pra-
xis und den Medien häufig diskutiert. Die Debatte hat ihren Schwerpunkt 
im Bereich der Privatwirtschaft. Seit Mitte der 1990er Jahre steigt ihre Be-
deutung auch für den öffentlichen Sektor. Systematisierungen beider Phä-
nomene im Verhältnis zueinander sind nur in Ansätzen vorhanden. Für die 
Kreisebene spielt die Debatte im Zuge der sich verschärfenden Finanz- und 
Strukturdefizite vor allem in den „Schrumpfungsregionen“ ab dem 21. Jahr-
hundert eine große Rolle. Wesentliches Unterscheidungskriterium ist der 
Grad der wirtschaftlichen und rechtlichen Selbständigkeit der Ausgangs- 
bzw. Mutterorganisationen. 

Der Verselbständigungsgrad bezieht sich bei Kooperationen nur auf 
Einzelaufgaben oder Aufgabengruppen und kann zeitlich begrenzt sein. 
Bei Kreisfusionen verliert mindestens eine Ausgangsorganisation dagegen 
komplett ihre Selbständigkeit und geht im neuen Kreisgebilde auf. Koopera-
tionen im öffentlichen Sektor können allgemein also nach dem Verselbstän-
digungsgrad, der funktionalen sowie der territorialen Ausrichtung geordnet 
werden. Die Arten der Kooperation können nach der Zugehörigkeit der Part-
ner zu gesellschaftlichen Sektoren nach Privat-öffentlichen oder rein öffent-
lichen-öffentlichen Kooperationen unterschieden werden. Zentrale Rechts-
grundlage für Kooperationen und Kreisfusionen ist Art. 28 Grundgesetz. 

Er garantiert den Kreisen ihre institutionelle Existenz, einen typischen 
Mindestaufgabenbestand und die Eigenverantwortlichkeit bei der Kreis-
organisation. Kreisfusionen durch Änderung von Kreisgrenzen sind nach 
differenzierter Prüfung und Abwägung von Gemeinwohlgründen mit dem 
Einzelbestandsinteresse möglich. Veränderungen des Aufgabenbestandes 
dürfen die Funktionscharakteristik des Kreises nicht in Frage stellen. Der 
Schwerpunkt der Aufgabenerledigung darf nicht auf kooperative Einrich-
tungen verschoben werden (äußerste Kooperationsgrenze). Für die Aufga-
benkooperation stehen Kooperationsformen des öffentlichen- und privaten 
Rechtes zur Verfügung. Deren Institutionalisierungsgrad ist abhängig vom 
Ausmaß der Verselbständigung. 

Nach dessen Zunahme sind im öffentlichen Recht Regionalkonferenzen, 
Kommunale Arbeitsgemeinschaften, Öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, 
Verwaltungsgemeinschaften, Zweckverbände und gemeinsame Kommunal-
unternehmen in Form der Anstalt zu unterscheiden. Inwieweit die Koopera-
tionsformen für die Organisation von Einzelaufgaben geeignet sind, ergibt 
sich aus ihren Organisationsmerkmalen. Beurteilungskriterien sind die de-
mokratische Steuerbarkeit, Entscheidungseffizienz, Organisationsflexibili-
tät, Kostensynergien, Koordinierungsvorteile, Finanzierungsvorteile sowie 
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die Verbindlichkeit der Ziele. Allgemein sinken die demokratische Steuer-
barkeit und die Organisationsflexibilität bei zunehmendem Institutionalisie-
rungsgrad (von Ausnahmen abgesehen). Für die übrigen Beurteilungsmerk-
male ergeben sich Verbesserungen.

Privatrechtliche bieten gegenüber öffentlich-rechtlichen Organisations-
formen tendenziell Flexibilitäts-, Finanzierungs- und Effizienzvorteile. De-
mokratische Steuerbarkeit und Kontrollierbarkeit sind jedoch eingeschränkt. 
Das gemeinsame Kommunalunternehmen bietet demgegenüber als relativ 
„moderne“ öffentlich-rechtliche Organisationsform eine Verbindung der 
Vorteile des öffentlichen und des privaten Rechtes bei entsprechender Mi-
nimierung der Nachteile. Die Bestandsaufnahme der Kooperationspraxis 
zeigte, dass das Aufwand-Ertragsverhältnis der Kreiskooperationen positiv 
ist. Die höchste Kooperationsintensität zeigten die flächenbezogenen Infra-
strukturaufgaben sowie die Leistungs- und Planungsverwaltung. Insgesamt 
dominiert aber noch die Eigenfertigung. Die Effektivitätsprüfung der Ko-
operationen ist defizitär. Das vermutete Kooperationspotential ist noch nicht 
vollständig ausgeschöpft.

Organisationsgrundlage für Kreisfusionen ist die Flächenausdehnung 
der Kreisebene eines Bundeslandes und ihre Kompetenz- bzw. Aufgabenaus-
stattung. Beide Elemente sind aufgrund der Staatsgliederung Verhältnisgrö-
ßen. Insoweit führt deren Änderung für eine Gliederungsebene im Prinzip 
auch zum Neujustierungsbedarf der über- und untergeordneten sowie der 
daneben gelegenen Behörden. 

Eine Kreisgebiets- und Funktionalreform hat insofern Auswirkungen auf 
den Status der Kreisfreiheit von Städten, die Raumeinteilung der Ortsebe-
ne sowie die Existenzberechtigung von separaten staatlichen Fachbehörden 
oder allgemeinen Mittelinstanzen. Die Ausprägung der Territorial- und Auf-
gabenorganisation unterliegt neben dem Anpassungsdruck aus dem Verwal-
tungsumfeld den Macht- und Karriereinteressen des politisch-administrati-
ven Personals sowie den entsprechenden Kräfte- bzw. Vetokonstellationen. 
In den letzten Jahren stehen kommunale Gebietsreformen, Strukturverein-
fachung der Landesverwaltung und komplexe Aufgabenverlagerung wieder 
auf der deutschen Reformagenda. Betroffen sind vor allem die struktur-
schwachen Regionen. 

Durch Synthese von theoretischen Überlegungen und Praxisreformen 
sind die drei Kreisgebietsreformtypen Punkt-, Paar- und Regionalmodell un-
terscheidbar. Die Konzentration und die Betroffenheit der Kreisebene eines 
Landes nehmen vom Punkt- zum Regionalmodell zu. Entsprechend steigen 
der Synergie- und Koordinationsvorteil gegenüber dem Ausgangszustand. 
Parallel dazu nehmen aber auch der politische Widerstand, die verfassungs-
rechtlichen Hemmnisse sowie der Umsetzungsaufwand zu.
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Von Kreisreformen nach dem Punktmodell sind nur wenige Kreise in ei-
ner Teilregion betroffen. Anwendung findet dieses Reformmodell zur Lösung 
der Stadt-Umland-Verflechtungen der Großstädte. Dort werden die Umland-
gemeinden und die Kernstadt zu einem Regionalverband mit Kreischarakter 
zusammengeschlossen. Der Umlandkreis fällt dann weg. Beim Paar- und 
Regionalmodell handelt es sich um flächendeckende Kreisreformen. 

Gilt das Paarmodell als mittlere Variante bei der im Durchschnitt zwei 
Kreise und eine bisher kreisfreie Stadt betroffen sind, so sind vom Regio-
nalmodell alle Kreise und kreisfreien Städte einer Region betroffen. Das 
Regionalmodell ist die Maximalvariante und das Paarmodell gilt als „mo-
derate“ Variante. Beim Regionalmodell werden der Mangel an Überschau-
barkeit/Erreichbarkeit und die Defizite bei der bürgerschaftlich-demokrati-
schen Steuerbarkeit allgemein und traditionell kritisiert. Als Konsensmodell 
zwischen Reformvorteil und politischem/verfassungsrechtlichem Wider-
stand ist das Paarmodell deshalb der Gebietsreformklassiker mit höchster 
Umsetzungschance.

Für das Punktmodell stehen im Beobachtungszeitraum seit dem Jahr 
2000 die Reformen der Großstadtregionen Hannover, Saarbrücken und Aa-
chen. Das Paarmodell repräsentieren die Reformen in Sachsen und Sach-
sen-Anhalt. Schleswig-Holstein und vor allem Mecklenburg-Vorpommern 
wollten den Weg des Regionalmodells beschreiten. Seit dem verfassungs-
rechtlichen Scheitern der bereits weit fortgeschrittenen Umsetzung in Meck-
lenburg-Vorpommern gilt das Regionalmodell jedoch in beiden Ländern als 
nicht durchsetzbar. Der weitere Reformdiskurs bewegt sich im Prinzip in 
Richtung des Paarmodells. Die höhere Akzeptanz muss mit Synergie- und 
Dezentralisierungsnachteilen bezahlt werden.  Das Ausmaß der Kreisge-
biets- und Funktionalreformen steht mit der Kreiskooperation in einem 
Wechselverhältnis. Einerseits macht die Kreisfusion externe Aufgabenko-
operation durch Strukturintegration überflüssig. 

Andererseits stärkt sie das Kooperationspotential durch Ausbau der Steu-
erungs- und Ressourcenkapazitäten der Kreise als „Muttergesellschaften“. 
Beide Effekte steigen vom Punkt- bis zum Regionalmodell an. Die Notwen-
digkeit von Kreisgebietsreformen ist abhängig vom regionalen Koordina-
tions- und Bündelungsbedarf. Eine übermäßige Desintegration durch Auf-
gabenkooperation muss vermieden werden. Kreisfusionen wirken insoweit 
begrenzend und sichern die Kooperationsfähigkeit für die Zukunft. Um gro-
ßen Reformbedarf zu befriedigen und gleichzeitig den Reformwiderstand 
zu begrenzen, erscheint eine Kombination aus Ausweitung der Kreiskoope-
ration und mittlerer Kreisgebietsreform (Paarmodell) als sinnvoll. Auf diese 
Weise gelingt ein Kompromiss zwischen Optimierungsbedarf und Eigenin-
teressen der Betroffenen. 
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Deutschlandweit hat die Kreisebene infolge der Territorial- und Funktio-
nalreformen an Substanz und Gestaltungsfähigkeit deutlich gewonnen. Die 
Funktion als zentrale Mittler- und Bündelungsinstanz im Staatsaufbau der 
Bundesländer wurde gestärkt. Die Kreise treten zunehmend an die Stelle der 
Mittelinstanzen, Sonderbehörden sowie unteren aber auch oberen Landes-
behörden. Das Land beschränkt sich bei dreistufigem Verwaltungsaufbau im 
Bereich der mittleren Staatsverwaltung auf die Direktions- und Beratungs-
funktion. Der operative Verwaltungsbereich wird durch die Kreise und deren 
Ortstufe übernommen. Die Landesebene beschränkt sich auf ihre strategi-
sche Kernkompetenz der Normierungstätigkeit. 

Dieser Trend dürfte sich in Zukunft fortsetzen. In Abhängigkeit von der 
Ausgangsgliederung der Landesverwaltung wird die Zweistufigkeit oder 
Dreistufigkeit konzentriert. Für die Bewertung der Varianten von Kreisge-
bietsreformen ist die Prüfsystematik von Frido Wagener aus dem Jahre 1969 
mit Modifikationen/Aktualisierungen weiterhin richtungsweisend. Haupt-
dimensionen des Maßstabssystems in dieser Arbeit bilden deshalb Effektivi-
tät zur Wirksamkeit sowie Integrationskraft zur Bindung und Legitimität der 
Kreisebene innerhalb der gegliederten Staatsorganisation. Die Effektivität 
setzt sich zusammen aus den Maßstäben Leistungsfähigkeit, Kosteneffizi-
enz und Administrationsfähigkeit. Integrationskraft beinhaltet Partizipation, 
Identität, Bürgerorientierung und Strukturkompatibilität.   

Zentral für die Integrationskraft sind die demokratischen Partizipati-
onsoptionen. Sie setzen sich zusammen aus repräsentativen, direkten und 
kooperativen Elementen. Grundlage der demokratischen Legitimation des 
Kreises bildet aber die Repräsentativdemokratie. Deren Funktionsbedingung 
ist das Mandatsträgerpotential. 

Zwischen dessen Ausmaß und der Ausdehnung des Kreises besteht kein 
empirischer Zusammenhang. Wesentlich sind vielmehr die Verfügbarkeit 
von Ressourcen und Entscheidungsmöglichkeiten. Wichtig für die Legitimi-
tät der Kreispolitik ist eine übersichtliche und eindeutige Zuordnung von 
Verantwortung. Eine organisatorische Zersplitterung des Kreissystems ist 
deshalb zu vermeiden.

Die Bürgernähe wird geprägt durch die Distanz zwischen Kreisverwal-
tung und Ortsgemeinden sowie deren Verteilung im Kreisgebiet. Relativie-
rend wirken die niedrige Verwaltungsfrequenz, die Dekonzentrationsoption 
der Kreisverwaltung sowie vor allem die umfassenden „modernen“ ver-
kehr- und kommunikationstechnischen Möglichkeiten. Identität des Kreises 
bezieht sich auf das Gemeinschaftsbewusstsein der Menschen des Sozial-
raumes Kreis. Sie fällt gegenüber der Orts- und Staatsebene deutlich gerin-
ger ins Gewicht. Im Übrigen ist Identität keine statische Größe, sondern 
vielmehr von der Häufung von integrierenden Ereignissen abhängig. Das 
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Gestaltungspotential der Kreisebene spielt dabei eine wichtige Rolle. Struk-
turkompatibilität zielt auf die Kongruenz von Kreisgebiet mit den sozioöko-
nomischen Verflechtungszusammenhängen. 

Koordinations-, Planungs- sowie Ausgleichs- und Ergänzungsfähigkeit 
werden dadurch positiv beeinflusst. Die Administrationsfähigkeit als Di-
mension der Effektivität umfasst die Prinzipien Subsidiarität, Einheit und 
Einräumigkeit der Verwaltung, Aufsichts- und Kontrollspanne sowie die Er-
reichbarkeit der Kreisorte für die Kreisverwaltung. Die Verwaltungsglieder 
sollten danach organisatorisch und ressourcentechnisch in die Lage versetzt 
werden Aufgaben soweit wie möglich auf unterster Ebene zu erledigen. 
Fachlich-territoriale Ganzheitlichkeit der Aufgabenerledigung ist zu gewähr-
leisten. Für die optimale Ausübung der Aufsichts- und Kontrollfunktion ist 
ein günstiges Verhältnis zwischen Kreisen und Ortsgemeinden anzustre-
ben. Hinsichtlich der Erreichbarkeit gelten die Aussagen zur Bürgernähe als 
Teilmaßstab der Integrationskraft analog.

Kosteneffizienz zielt auf die Minimierung der Produktions-, Transak-
tions- und Remanenzkosten des Leistungsprozesses. Für die Produktions-
kosten ist die Leistungsmenge wesentlich. Sie sollte durch nachfragerele-
vante Ausdehnung des Kreisgebietes oder durch Aufgabenkooperation der 
Mindestauslastung angepasst werden. Um den Transaktions- und damit den 
Steuerungsaufwand der Leistungsprozesse gering zu halten, sollte der Ver-
selbständigungsgrad der Kreisorganisation nicht maximiert werden. 

Zu große Komplexität des Organisationswandels ist ebenso nach Mög-
lichkeit zu vermeiden, da dadurch der Umsetzungsaufwand in Form der Re-
manenzkosten steigt. In Jedem Fall muss der Umsetzungsaufwand in einem 
günstigen Verhältnis zur Reformwirkung stehen.

Die Leistungsfähigkeit als dritte Dimension der Effektivität ist abhän-
gig von der Ausstattung mit Personal-, Sach- und Finanzressourcen sowie 
der Planungsfähigkeit. Neben den äußeren Rahmenbedingungen sind da-
für wiederum die Kreisausdehnung und Kreisstruktur entscheidend. Dabei 
sollte eine ausgewogene Kombination von strukturschwachen und struk-
turstarken Ortsgemeinden vorgenommen werden. Durch Angleichung von 
Kreis- und regionalem Verflechtungsraum wird die Planungsfähigkeit posi-
tiv beeinflusst. Der Koordinationsaufwand wird geringer.

Zur Präzisierung der Aussagekraft des Maßstabssystems ist eine Ge-
wichtung der Maßstäbe im Verhältnis ihrer Bedeutung im Verbund sinnvoll. 
Darüber hinaus sollte eine Korrektur dieser Gewichtungsfaktoren analog 
der gegenseitigen Einwirkungen und Wechselbeziehungen vorgenommen 
werden. Ausgangspunkt ist eine Gleichverteilung der Gewichtung zwischen 
den Hauptmaßstäben von 50 %. Diese verschiebt sich nach der Wertkorrek-
tur um 15 % zu Gunsten der Effektivität. Ihr Gewicht im Maßstabsverbund 
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beträgt dadurch 65 %. Das Maßstabsgewicht der Integrationskraft reduziert 
sich somit auf 35 %. Auslöser für diese Bedeutungsverschiebung ist der kom-
plexe Wandel des Verwaltungsumfeldes.  

Die Anwendung des gewichteten Maßstabsystems auf die drei idealtypi-
schen Kreisgebietsreform-Modelle verweist auf den Optimierungsvorteil von 
großräumigeren Reformstrategien. Das Regionalmodell erzielt geringfügig 
bessere Wertungen. Der Ausgangszustand und das Punktmodell haben die 
größten Defizite bzw. den geringsten Nutzwert. Bei der einfachen Wertung 
– ohne Maßstabsgewicht und Einbeziehung von Wechselbeziehungen zwi-
schen den Maßstäben – erscheint das Paarmodell unter Einbeziehung der 
Vorteile bei der politischen Durchsetzbarkeit und dem Umsetzungsaufwand 
als beste Reformvariante. Durch Kombination von mittlerer Kreisgebietsre-
form und einer modernen Kooperationsstrategie kann kurz- bis mittelfristig 
eine optimale Reformwirkung erzielt werden. Werden die Reformmodelle 
unter der Perspektive der Nachhaltigkeit und damit des langfristigen Nutz-
wertes betrachtet, zeigen sich die Defizite des Paarmodells gegenüber dem 
Regionalmodell. Bei steigendem Reformdruck wäre eine erneute Kreis-
gebietsreform nötig. Der Reformaufwand wäre also insgesamt deutlich 
komplexer. 

Im Ergebnis dieses Kapitels haben sich dessen Grundannahmen und 
Arbeitsthesen bestätigt und wurden darüber hinaus präzisiert und umfang-
reich begründet.
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3	 Reformumsetzung in 
Westmecklenburg

3.1	 Einleitung zur Analyse des Reformbeispiels

Unabhängig von den Rahmenbedingungen und der konkreten Ausprägung 
des Reformkonzeptes gilt dessen Umsetzung als zentrales Nadelöhr für den 
Reformerfolg. Reformkonzeption und Umsetzung sind also gewissermaßen 
zwei Seiten der gleichen Medaille und somit untrennbar miteinander ver-
bunden. Die Geschichte der Verwaltungsreformen zeigt, dass es an Reform-
konzeptionen nicht mangelt. Allein die Umsetzung gestaltet sich oftmals 
viel komplizierter und schwieriger.643 Letztlich fallen die Reformergebnisse 
sehr bescheiden. Somit kommt also der Planung und Steuerung der Refor-
mumsetzung eine große Bedeutung zu. Eine Schlüsselrolle in diesem Pro-
zess spielen die Mitarbeiter644 als mit Abstand wesentlicher „Produktionsfak-
tor“ der öffentlichen Verwaltung. Von ihrem Verhalten im Verwaltungsalltag 
hängt Erfolg und Misserfolg der Reformidee ab.

In diesem Kapitel wird deshalb am Fallbeispiel der 2006 in Mecklen-
burg-Vorpommern beschlossenen Kreisgebiets- und Funktionalreform de-
ren Umsetzung in der Reformregion Westmecklenburg bis zum vorzeitigen 
Abbruch analysiert. Geprägt wurde Planung und Steuerung der Reformum-
setzung durch die mögliche Verfassungswidrigkeit der Kreisgebietsreform 
als Kernbaustein des Vorhabens. Vor dem Hintergrund der Rahmenbedin-
gungen in Mecklenburg-Vorpommern und vor allem in Westmecklenburg 
wird der Umsetzungsverlauf verfolgt und auf Basis der Erkenntnisse zum 
Integrationsmanagement bei Fusionen bewertet. Betrachtet wird die schon 
weit fortgeschrittene Umsetzungsplanung im Zeitraum von Mai 2006 bis 
September 2007. Die Arbeiten sind aufgrund der Feststellung der Verfas-
sungswidrigkeit der Kreisgebietsreform ab Juli 2007 ausgelaufen. 

Zur für September 2009 angestrebten Regionalkreisbildung wird es des-
halb nicht mehr kommen. Unabhängig davon erlaubt die Detailanalyse die-
ses Fallbeispiels wichtige neue Erkenntnisse zur Reformumsetzung und Per-
sonalintegration bei Kreisgebiets- und Funktionalreformen im Allgemeinen. 
Es können neue und aktuelle Aussagen über Herausforderungen, moderne 

643	 Vgl. Fiedler, Jobst, 2005, Erfahrungen, Bewertungen und Perspektiven der Verwaltungsreform. In: 
Blanke, Bernhard et al., Handbuch zur Verwaltungsreform, 492.

644	 Vgl. Röber, Manfred, 2005, Wandel der Verwaltung zwischen Erneuerungselan und Reformmü-
digkeit. In: Blanke, Bernhard et al., Handbuch zur Verwaltungsreform, 477 ff.
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Steuerungsoptionen sowie Beteiligungschancen von Mitarbeitern in diesen 
Reformprozessen getroffen werden. Aufgrund des Untersuchungscharak-
ters als zeitlich begrenzte Begleitforschung bleibt die Umsetzungsanalyse 
auf das zum Untersuchungszeitpunkt aktuell „verfügbare“ Reformbeispiel 
in Mecklenburg-Vorpommern beschränkt. 

Die Untersuchungsergebnisse dieses Kapitels können für weitere Studi-
en und Reformvorhaben als Ausgangsbasis dienen. Das gilt besonders für 
die Reformperspektive in Mecklenburg-Vorpommern. Dort wird mit Blick 
auf die Notwendigkeit seit Februar 2009 erneut eine Kreisgebietsreform 
geplant. Auf Basis von Anhörungsergebnis und Beschlussempfehlung des 
Innenausschusses hat der Landtag am 07.07.2010 das neue Kreisstruktur-
reformgesetz mehrheitlich mit Wirkung für September 2011 beschlossen.645 
Nun starten den Umsetzungsplanungen erneut. Auf die bestehenden Erfah-
rungen und Ergebnisse kann also gewinnbringend zurückgegriffen werden. 
Der Umsetzungsaufwand wird sich so reduzieren.

3.2	 Gebiets- und Funktionalreform in 
Mecklenburg-Vorpommern

3.2.1	 Äußerer Verwaltungsaufbau – Entstehung und Bestand

Am 03.10.1990 wurde aus den früheren DDR-Staatsbezirken Rostock, Neu-
brandenburg und Schwerin das Land Mecklenburg-Vorpommern (M-V) 
gebildet. Damals entschied sich die Landespolitik gegen die Bildung einer 
staatlichen Mittelinstanz. Insofern weist das Land M-V einen weitgehend 
zweistufigen Verwaltungsaufbau seiner Behördenorganisation auf.646 Die 
obere regionale Ebene des Landes bilden die Ministerien und die ihnen un-
tergeordneten Landeszentralbehörden. Als unmittelbare Landessonderver-
waltung treten sie zwischen die Ministerien und die unteren Landesbehör-
den.647

Die Landkreise bilden die untere regionale Ebene des Landes.648 Sie 
schließen die kommunale Selbstverwaltung der Ortsstufe nach oben und 
die Staatsverwaltung nach unten hin ab.649 Zu Beginn hatte das Land eine 
aus der DDR stammende sehr kleinteilige Kreis- und Gemeindestruktur. Sie 
bestand aus 1.117 kreisangehörigen Städten und Gemeinden in 31 Landkrei-

645	 Vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 2010a und 2010b, a. a. O.
646	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 209–210.
647	 Siehe detaillierter zu dieser Klassifizierung Mecking, 1995, a. a. O., 82 ff.
648	 Siehe dazu die Landkarten zu den Altkreisen im Jahre 1990 und zu den aktuellen Kreisgrenzen.
649	 Vgl. Mecking, 1995, a. a. O., 87 ff.
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sen sowie sechs kreisfreien Städten. 90 % der Gemeinden hatten weniger 
als 2.500 Einwohner und 50 % weniger als 500 Einwohner. Die Landkreise 
umfassten im Durchschnitt 40.000 Einwohner und ein Teil lag sogar unter 
20.000 Einwohnern.650 

Diese kommunale Verwaltungsorganisation war Ergebnis der zentralen 
planwirtschaftlichen Lenkungserfordernisse in der DDR.651 Für eine effizi-
ente und effektive Erfüllung der Kreisfunktionen nach den Systemanfor-
derungen der BRD war diese Verwaltungsstruktur nicht geeignet.652 Zur 
Förderung der jungen Selbstverwaltung in den Gemeinden entschied sich 
der Landtag damals zunächst gegen kommunale Strukturreformen. Durch 
Zusammenfassung mehrerer Verwaltungen von benachbarten Gemeinden 
wurde die Leistungsfähigkeit des Verwaltungsapparates der kleinteiligen 
Ortsebene trotzdem wesentlich verbessert. Sie wurden nach dem westdeut-
schen Vorbild in Schleswig-Holstein Ämter genannt.653

Gleichzeitig blieb aber die dezentrale kommunalpolitische Entschei-
dungsstruktur für den örtlichen Versorgungsnahbereich in den vielen 
„Kleinstgemeinden“ erhalten. Die Amtsverwaltungen sind demnach die 
„Schreibstuben“ für die politisch weiterhin selbständigen Gemeinden des 
kommunalen Verwaltungsverbundes.654 Zentrales Koordinierungsgremi-
um des Amtes ist der Amtsausschuss. Aufgrund ihrer Amtsstellung gehö-
ren ihm die Bürgermeister der amtsangehörigen Gemeinden an. Größere 
Gemeinden des Verwaltungsverbundes entsenden weitere Mitglieder. Die 
Leitung der hauptamtlichen Verwaltung wird vom ehrenamtlichen Amts-
vorsteher ausgeübt. Ein leitender Verwaltungsbeamter unterstützt dabei den 
Amtsvorsteher maßgeblich bei der Geschäftsführung des Amtes.655 

Zum Aufgabenkernbestand des Amtes gehören das Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen, die Erhebung und Veranlagung von Gemeindeab-
gaben und die Beratung der Gemeinden. Die Gemeinden können darüber 
hinaus dem Amt nach eigenem Ermessen Selbstverwaltungsaufgaben über-
tragen. Im Übrigen wurden die Ämter zum Träger der gesamten Angelegen-
heiten des übertragenen Wirkungskreises. Mit dem Beschluss der Kommu-

650	 Vgl. Landtag M-V, 2002, Zukunftsfähige Gemeinden und Gemeindestrukturen, 37 und de Maizi-
ère, Thomas, 1998, Verwaltungsstrukturreform in Mecklenburg-Vorpommern, 54–55.

651	 Vgl. Barm, Werner, 1985, Die Kreise in der DDR, In: Verein für die Geschichte der Deutschen Land-
kreise e. V. (Hrsg.): Der Kreis. Dritter Band. Strukturen und Perspektiven der neuen Kreise, 439 ff.

652	 Vgl. Clausen, Wolfgang, 1992, Kreisgebietsreform in Mecklenburg – Vorpommern, In: LKV, 111–
112 genauso wie de Maizière, a. a. O., 54–55.

653	 Die Einführung des Amtsverwaltungsmodells erfolgte im Anschluss an die guten Erfahrungen 
mit diesem Organisationsmodell im ähnlich strukturierten Schleswig-Holstein.

654	 Vgl. Landtag M-V, a. a. O., 37. 
655	 Vgl. Meyer, 2004, a. a. O., 242.
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nalverfassung656 im Jahre 1994 wurde die Regeleinwohnerzahl für ein Amt 
zunächst auf 5.000 und die Mindesteinwohnerzahl für amtsfreie Gemein-
den auf 2.500 festgelegt. Schon im Jahre 1997 allerdings wurden diese Zah-
len durch Novellierung der Kommunalverfassung nach oben korrigiert. Die 
Regeleinwohnerzahl von Ämtern lag ab diesem Zeitpunkt bei 6.000 und die 
Mindesteinwohnerzahl für amtsfreie Gemeinden bei 3.000.657 

Außerdem wurde der Aktionsradius der Ämter auf alle Angelegenhei-
ten der laufenden Verwaltung der amtsangehörigen Gemeinden ausgewei-
tet. Auf der Basis dieser normativen Rahmenvorgaben wurden dann durch 
drei Landesverordnungen gem. § 125 KV M-V bis 1997 122 Ämter mit 1.019 
amtsangehörigen Gemeinden gebildet. Von den insgesamt 1.073 kreisange-
hörigen Gemeinden waren damit nur noch 54 Gemeinden amtsfrei.658 Im 
Anschluss an diese Gemeindeverwaltungsreform erfolgte 1994 eine Kreis-
gebietsreform zur Reduktion und Konzentration der relativ leistungsschwa-
chen Landkreise. Von den bestehenden 31 Landkreisen verblieben durch 
Fusion benachbarter Landkreise nur noch 12 mit einer durchschnittlichen 
Einwohnerzahl von 100.000. 

In der Region Westmecklenburg entstanden die vergrößerten Landkrei-
se Ludwigslust und Parchim sowie der neue Landkreis Nordwestmecklen-
burg.659 Gebildet wurde der Kreis Ludwigslust aus dem ehemaligen Kreis 
Hagenow und Ludwigslust sowie den Ämtern Rastow und Strahlendorf des 
ehemaligen Kreises Schwerin-Land. Damit wurde er mit 2.517 km² zum 
größten Kreis in M-V und zum viertgrößten in Deutschland.

Ihm gehören vier amtsfreie Städte, 85 amtsangehörige Gemeinden und 
Städte sowie neun Ämter an.660 Der Kreis Parchim umfasst die ehemaligen 
Kreise Parchim und Lübz sowie die Teile der ehemaligen Kreise Sternberg 
und Schwerin-Land. Zu seinem Kreisgebiet von 2.233 km² gehören drei 
amtsfreie und 91 amtsangehörige Gemeinden sowie neun Ämter.661 Der 

656	 Mit dem Beschluss der Kommunalverfassung hat der Landesgesetzgeber M-V im Gegensatz zu 
anderen Bundesländern die Gemeinde-, Amts- und Landkreisordnung in einem Gesetz über-
sichtlich zusammengefasst.

657	 Vgl. Landtag M-V, 2002, a. a. O., 37 und Meyer, Hubert, 2003, Zukunftsfähige Gemeinden und Ge-
meindestrukturen in Mecklenburg-Vorpommern. Arbeit und Ergebnisse der Enquete-Kommis-
sion, In: LKV, 12.

658	 Vgl. Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern, 2003, Informationen vom 22.09.2003, S. 1 ff.
659	 Zur Koordinierung von Regionalplanung und Regionalmanagement haben diese Kreise den Re-

gionalen Planungsverband Westmecklenburg e. V. gebildet. Das Verbandsgebiet ist deckungs-
gleich mit dem Zuständigkeitsgebiet des Amtes für Raumordnung und Landesplanung West-
mecklenburg. Bei dieser Behörde wurde sogar die Geschäftsstelle des Verbandes angesiedelt.  
Vgl. http://www.westmecklenburg-schwerin.de vom 21.09.2007.

660	 Vgl. Vorbericht zum Haushaltsplan 2006 (Anlage zur Haushaltssatzung) des Landkreises Ludwigslust.
661	 Vgl. die Darstellung der Kreisgeschichte auf http://www.nordwestmecklenburg.de vom 

21.09.2007.
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2.073 km² große Kreis Nordwestmecklenburg besteht aus den Kreisen Gre-
vesmühlen, Wismar und Gadebusch sowie den Ämtern Warin, Lübstorf/Alt 
Meteln und der Gemeinde Brüsewitz.662 

Im Ergebnis dieser Verwaltungsstrukturreformen konnte die Leistungs-
fähigkeit der kommunalen Ebene mit Blick auf die Leistungsanforderungen 
erheblich gesteigert werden.663 Eine Einkreisung der relativ kleinen und ein-
wohnerschwachen sechs kreisfreien Städte des Landes unterblieb damals.664 
Auf die so gestärkte kommunale Selbstverwaltungsstufe übertrug das Funk-
tionalreformgesetz vom 05.05.1994 viele Aufgaben der staatlichen Sonder-
behörden. Insofern wurden kleinere staatliche Sonderbehörden665 über-
flüssig. Im Ergebnis führte diese Maßnahme mit Blick auf die damaligen 
Handlungsgrundlagen zu einer Optimierung des gesamten administrativen 
Leistungsprozesses im Lande.666

3.2.2	 Motive, Ziele und Strategien der Verwaltungsreform in M-V

3.2.2.1	 Reformverlauf bis Juli 2007

Entgegen der optimistischen Prognosen nach der Deutschen Einheit, hat sich 
die sozio-ökonomische Situation in M-V nicht auf durchschnittlichem „West-
niveau“ stabilisieren können. Fehlende Zukunftsperspektiven führen vor allem 
im Osten des Landes seit dem zur negativsten demographischen Entwicklung 
im Bundesvergleich. Sinkende und veränderte Nachfrage nach öffentlichen 
Gütern sowie abnehmende öffentliche Finanzausstattung sind die Folge. 

Die Landespolitik arbeitet deshalb seit Beginn des 21. Jahrhunderts of-
fensiv an der weiteren Konsolidierung und Modernisierung der Strukturen 
von Politik und Verwaltung.667  Im Ergebnis verfolgte die Landespolitik ei-
nen umfassenden, ganzheitlichen und integrierten Strukturreformansatz.668 
Durch Kombination von kommunaler Gebietsreform und Funktionalreform 
sowie einer Vielzahl von unterstützenden Reformelementen sollte eine ma-
ximale Reformwirkung erzielt werden. Geplant war eine Vergrößerung des 

662	 Vgl. den Text „Wissenswertes über den Landkreis“ auf http://www.kreis-pch.de vom 21.09.2007. 
663	 Vgl. Landtag M-V, 2002, a. a. O., 37 und de Maizière, 1998, a. a. O., 56–57.
664	 Vgl. Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Vw-

ModG M-V). Beschluss der Landesregierung vom 02.11.2004. Entwurfsfassung für die Anhörung 
der kommunalen Körperschaften und Verbände, 98. Das Vergleichsland Schleswig-Holstein ge-
währt demgegenüber nur relativ großen Städten die Kreisfreiheit. 

665	 Sie wurden im Zuge der Gründung des Bundeslandes geschaffen, um die Defizite in der Leis-
tungsfähigkeit im kommunalen Bereich auszugleichen.

666	 Vgl. de Maizière, 1998, a. a. O., 57–58.
667	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 104 ff. und Landesregierung M-V, 2003, a. a. O., 8–12.
668	 Vgl. ebenda und „Eckpunktepapier“, 2003, a. a. O., 12, und IMAG-Bericht, 2003, a. a. O., 4.
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Gebietszuschnittes von Kreis- und Ortsebene durch kommunale Gebiets-
reform. Ziel war die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung durch 
Ressourcenbündelung, Rationalisierung669 und Erhöhung des Steuerungs-
potentials670. Auf Ortsebene galt dabei für die Gemeinden und zunächst 
auch für die Ämter das Prinzip des freiwilligen Zusammenschlusses nach 
Vereinbarung. Nach Ablauf der Freiwilligkeitsphase konnten Ämter durch 
Verordnung oder Verwaltungsentscheidung des Innenministeriums neu ge-
ordnet werden. Die Kreise sollten dagegen auf Grund eines Reformgesetzes 
zusammengeschlossen werden.

Im Zuge dieser Maßnahmen sollte sich die Zahl von leistungsschwa-
chen zu Gunsten von ressourcenstarken Selbstverwaltungseinheiten deut-
lich reduzieren. Durch Zusammenführung von Amtsverwaltung und Ge-
meindeverwaltung am Ort sollen so zukünftig unrentable Doppelstrukturen 
abgebaut und Koordinationsvorteile erreicht werden. Zur Förderung von 
freiwilligen Zusammenschlüssen kommunaler Einheiten der Ortstufe und 
von Amtsverwaltungen gewährte das Land als Anreiz bis 31.12.2004 eine Fu-
sionsprämie in Abhängigkeit nach der Art des Zusammenschlusses.671 Zur 
Umsetzung dieser Gebietsreformziele hat der Landesgesetzgeber die Regel-
größen für Gemeinden und Ämter angehoben. Danach sollen zukünftig Ge-
meinden eine Größe von 500 und Ämter eine Größe von 6.000 Einwohnern 
nicht unterschreiten672. Regulär sollen Ämter 8.000 Einwohner haben und 
maximal 10 Gemeinden verwalten. Selbständig können nur Gemeinden mit 
über 5.000 Einwohnern bleiben. 

Ausnahmen davon bilden Gebiete, die aufgrund ihrer geographischen 
Lage oder ihrer ausgeprägten Bedeutung für den Fremdenverkehr eine be-
sondere Bedeutung haben (z. B. Insel Hiddensee, Ostseeheilbad Zingst). 
Diese Gemeinden können amtsfrei bleiben, wenn sie mindestens über 1.000 
Einwohner verfügen.673 Zur Verwirklichung dieser Maßzahlen kann das In-
nenministerium gem. § 125 VI. KV M-V die betroffenen Amtsverwaltungen 
zwangsweise fusionieren, Gemeinden einem Amt zuordnen und über die 
Amtsfreiheit einer Gemeinde generell entscheiden.674 Durch freiwillige Fu-

669	 Nutzung von Größenökonomie-Effekten (Skaleneffekte) und Mittelkonzentrationsvorteilen etc.
670	 Erhöhung der Chancen zur Gewinnung von potentiellen Mandatsträgern für die kommunalen 

Vertretungskörperschaften. 
671	 Siehe dazu die Landesverordnung über die Gewährung von Zuweisungen bei der Auflösung 

von Gemeinden und der Neubildung von Ämtern und Verwaltungsgemeinschaften vom 
20.04.2000 (GVOBl. M-V S. 195.).

672	 Siehe dazu § 1 III. Kommunalverfassung (KV) M-V.
673	 Siehe zu diesen Maßzahlen und Änderungen ausführlich Meyer, 2004, a. a. O., 242–243.
674	 Siehe dazu auch unmittelbar den Gesetzestext von § 125 VI. KV M-V.
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sionen auf der Ortstufe haben sich bis zum 31.12.2004 die amtsfreien Ge-
meinden auf 34 und die Ämter auf 79 reduziert.675

Zwangsfusionen von Gemeinden unter 500 Einwohnern676 und eine 
Zwangseingemeindung von Umlandgemeinden großer Städte677 sollte es 
nicht geben. Auf Kreisebene war dagegen eine radikale zwangsweise Ge-
bietsreform geplant. Die 12 bestehenden Kreise sollten durch Fusion per Ge-
setz zukünftig nur noch 5 so genannte Regionalkreise bilden und die 6 kreis-
freien Städte einschließen.678 Zunächst allerdings sah das Reformkonzept 
den Zusammenschluss der Kreise innerhalb der bestehenden vier Planungs-
regionen vor. Dadurch sollten idealtypische Kreise mit regional einheitlichen 
Planungs-, Entscheidungs-, Vollzugs- und Kontrollräumen entstehen. We-
gen der zu langgestreckten Nord-Süd Ausdehnung von 168 km wurde der 
östlichste Regionalkreis Vorpommern jedoch zweigeteilt. Insofern gliederte 
sich der Landesteil Vorpommern in einen Regionalkreis Nordvorpommern 
und Südvorpommern.679

675	 Vgl. Informationen des Innenministeriums M-V zum Fusionsverlauf vom 28.12.2004.
676	 Gilt im Sinne des „Eckpunktepapiers“ der Landesregierung als integraler Bestandteil der Reform, 18.
677	 Ist bisher kein Bestandteil des Reformkonzeptes und entsprechender Maßnahmen, VwModG 

M-V, 2004, a. a. O., 107 ff.
678	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 111 ff. in Umsetzung des „Eckpunktepapiers“, 2003, a. a. O., 17.
679	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 125–127.
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Tabelle 22: Ursprünglich geplante Regionalkreise in M-V

Geplante  
Regionalkreise

Altkreise /  
kreisfreie Städte

Kreissitz
Einwohner-

zahl
Fläche in 

qkm

Westmecklen-
burg

LK Ludwigslust,  
LK Nordwestmecklenburg, 
LK Parchim, LH Schwerin, 
HS Wismar

Schwerin 500.217 6.997

Mecklen-
burgische 
Seenplatte

LK Demmin, LK Mecklen-
burg-Strelitz, LK Müritz,  
LK Uecker-Randow,  
Neubrandenburg

Neu
brandenburg

313.320 5.809

Mittleres 
Mecklenburg

LK Bad Doberan,  
LK Güstrow, HS Rostock

Rostock 426.499 3.601

Nordvorpom-
mern

Insel Rügen, LK Nord
vorpommern, HS Stralsund

Stralsund 247.148 3.182

Südvorpom-
mern

LK Ostvorpommern,  
HS Greifswald

Anklam 245.042 3.584

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Anlage 29 ff. zum 1. Entwurf VwModG M-V.
Abkürzungen: LK=Landkreis; LH=Landeshauptstadt; HS=Hansestadt.
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Abbildung 23: Planungsregionen Mecklenburg-Vorpommern
Quelle: Oberste Landesplanungsbehörde M-V 2004

Abbildung 24: Verflechtungsbereiche der Oberzentren in M-V 
Quelle: Oberste Landesplanungsbehörde M-V 06/2004
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Für den Neuzuschnitt der Kreise bildeten die sozio-ökonomischen Verflech-
tungsräume der Oberzentren Schwerin, Neubrandenburg, Rostock und 
Stralsund und Anklam die raumordnerische Grundlage. Besonders wegen 
ihrer Leistungsfähigkeit, aber auch wegen ihrer zentralen Lage (Erreich-
barkeit) sollten sie zukünftig Kreissitz sein.680 Mit einer Einwohnerzahl 
von 245.042 in Südvorpommern bis 500.217 in Westmecklenburg hätten 
die fünf neuen Regionalkreise zukünftig zu den einwohnerstärksten Krei-
sen in ganz Deutschland gehört.  Derzeit haben 30 von 324 Kreisen (also 
9,26 %) mehr als 300.000 Einwohner.681 Demgegenüber hätten die neuen 
Kreise bundesweit mit 3.182 qkm in Nordvorpommern bis 6.997 qkm in 
Westmecklenburg die größte Flächenausdehnung gehabt. Nur der bisher flä-
chengrößte Kreis Uckermark mit 3.058 qkm in Brandenburg reicht an diese 
Ausdehnung heran.682 

Sonst haben nur Regierungspräsidien in Ländern mit dreistufigem Ver-
waltungsaufbau bei bedeutend kleineren Kreisen ähnliche Flächenausmaße. 
Allerdings ist auch die Bevölkerungsdichte mit 54 bis 118 Einwohnern pro 
qkm die geringste in Deutschland. Drastische Maßnahmen mit Blick auf 
die abnehmenden Ressourcen erschienen deshalb dem Landesgesetzgeber 
in M-V als gerechtfertigt. Selbst die Insel Rügen sollte trotz langer Selbstver-
waltungstradition und inselspezifischen Besonderheiten ihre administrative 
Eigenständigkeit verlieren. Zur kommunalpolitischen Kompensation war 
jedoch ein beschließender Sonderausschuss innerhalb des Kreistages von 
Nordvorpommern-Rügen vorgesehen.683

Auch mit der Einkreisung der kreisfreien Städte durch die neuen Regi-
onalkreise und deren Integration in einen regionalen Planungs- und Ver-
waltungsverbund sollte den dramatischen Auswirkungen der Umfeldände-
rungen gegen gesteuert werden. Ausgangspunkt war die Überlegung, dass 
die Probleme der komplexen Verflechtungen der großen Städte mit ihrem 
Umland besser durch einen gemeinsamen Verwaltungsträger gelöst werden 
können. Planungs- und Finanzierungsprobleme in diesem Bereich sollten so 
deutlich entspannt werden. Der Verlust der Kreisfreiheit684 wurde gegenüber 
möglichen Zwangseingemeindungen in die Kernstädte als weniger starker 
Eingriff in deren Selbstverwaltungsrecht qualifiziert.685

680	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 126–127.
681	 Größter Landkreis in Deutschland ist der Kreis Recklinghausen mit 651.397 Einwohnern.
682	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., S. 136–137.
683	 Vgl. ebenda.
684	 Der Statusverlust beinhaltet die Zahlung der Kreisumlage und den Verlust von Schlüsselzu

weisungen.
685	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 127–131.
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Im Übrigen sollten die ehemaligen kreisfreien Städte aufgrund ihrer 
Verwaltungsstärke analog der Konstruktion in westdeutschen Flächenlän-
dern eine entsprechende Aufgabenprivilegierung erhalten. Insoweit hätten 
sie auch weiterhin bestimmte Kreisaufgaben aus den Bereichen Abfallrecht, 
Baurecht, Denkmalschutz, Immissionsschutz, Jagdrecht, Naturschutz, Stra-
ßenverkehrsrecht und Waffenrecht wahrgenommen. Ebenso sollten sie örtli-
cher Träger der Sozialhilfe und auf Antrag der öffentlichen Jugendhilfe sein. 
Dazu hätten sie kommunalrechtlich den Status einer großen kreisangehö-
rigen Stadt erhalten.686 Die kommunale Gebietsreform mit ihrer radialen 
Kreisfusion war die Basis für die Überprüfung und Neuordnung der Aufga-
benerledigung des öffentlichen Sektors im Land (Funktionalreform687). 

Im Rahmen der Funktionalreform wurde geprüft welche Aufgaben 
noch von der öffentlichen Hand wahrgenommen werden sollen und wo sie 
am zweckmäßigsten erledigt werden können. Dazu wurden zunächst 1.500 
Landesverwaltungsaufgaben mit 1.730 gebundenen Stellen und einem Volu-
men von 577 Mio. Euro ressortübergreifend durch eine IMAG ausgewählt.688 
Die Optimierung der Behördenstruktur war dabei wesentliches Reformziel. 
Durch Aufgabenbündelung in größeren Einheiten sollten Kosteneinsparun-
gen erreicht, Spezialisierung ermöglicht und Doppelzuständigkeiten beseitigt 
werden. Eine weitgehende Dezentralisierung und Kommunalisierung nicht-
privatisierbarer Aufgabenbereiche wurde angestrebt. Im Rahmen der Funkti-
onalreform I. war zunächst eine Verlagerung von vakanten Aufgaben auf die 
gestärkten Kreise geplant.689 Es galten die Prinzipien von Einheit und Einräu-
migkeit der Verwaltung. Den Abschluss sollte die Aufgabenneuordnung zwi-
schen Kreis- und Gemeindeebene – Funktionalreform II. – bilden.690

Parallel dazu erfolgte durch Definition des Aufgabentyps (Eigener- oder 
übertragener Wirkungskreis) der Kommunalisierungsgrad der Aufgabe. Ziel 
war dabei unter Anwendung des Subsidiaritätsprinzips den eigenen Wir-
kungskreis der Kommunen und damit die kommunale Selbstverwaltung zu 
stärken. Insgesamt sollte die geplante Zuständigkeitsneuordnung innerhalb 
der kommunalen Ebene zu einer an der Leistungsfähigkeit orientierten dif-
ferenzierten Aufgabenzuordnung führen. Das Kriterium der „Verwaltungs-
größe“ spielte insoweit eine entscheidende Rolle. Insbesondere wäre es 
bei den großen kreisangehörigen Städten zu einer Aufgabenprivilegierung 
gekommen.691 

686	 Vgl. ebenda.
687	 Vgl. Stüer, 1980, a. a. O., 18–29.
688	 Vgl. Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 110–112. und Innenministerium M-V, 2003b, a. a. O., 13–22.
689	 Vgl. ebenda.
690	 Vgl. ebenda.
691	 Vgl. ebenda.
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Zur Förderung der Wirkung der verbundenen Gebiets- und Funktionalre-
form hätte es flankierende Maßnahmen gegeben. Insoweit sind die geplante 
Einrichtung von Bürgercentern, die Deregulierung und das eGovernment 
besonders hervorzuheben. Die Bürgercenter auf Ortsgemeinde- bzw. Amts-
verwaltungsebene hätten im Sinne eines Front Offices als zentrale Anlauf-
stelle (One Stop Agency) für alle Verwaltungsleistungen des Landes gedient. 
Dadurch sollte dem Ziel größtmöglicher Bürgernähe von Verwaltungsleis-
tungen Rechnung getragen werden.

Darüber hinaus sollte es langfristig möglich sein auf alle Verwaltungs-
leistungen auch über das Internet zuzugreifen („digitaler Front Office“).692 
Zu diesem Zweck sollte ein alle Verwaltungsebenen des Landes umfassen-
des Corporate Network693 als gemeinsames Online-Portal installiert werden. 
Insgesamt betrachtet hätten diese Maßnahmen geholfen bestehende und 
reformbedingte Defizite bei der Bürgerorientierung von Verwaltungsleis-
tungen zu minimieren. Generell erhofften sich die Reformakteure weitere 
positive Effekte auf die Beschleunigung und Vereinfachung von Verwal-
tungsabläufen durch Deregulierungsmaßnahmen. Durch eine Erforderlich-
keits- und Zweckmäßigkeitsprüfung der bestehenden Rechtsvorschriften 
und zukünftiger Normsetzungen sollten Verfahrensabläufe wesentlich ent-
lastet werden.694

3.2.2.2	 Reformverlauf bis Anfang Juli 2010

Beendet wurde die weitreichende Kreisgebiets- und Funktionalreform vom 
Mai 2006 im Sommer 2007 durch die Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
der Kreisgebietsreform. Dadurch wurde die fortgeschrittene Umsetzungs-
planung der Kreisgebietsreform mit dem Ziel der Regionalkreisbildung und 
weitreichenden Dezentralisierung der Landesverwaltung radikal gestoppt.695 
Gescheitert war die Kreisgebietsreform wegen mangelhafter Einbeziehung 
von „moderateren“ Kreisgebietsreformoptionen in den Abwägungsprozess 
und zu geringer Gewichtung der bürgerschaftlich-demokratischen Selbst-
verwaltungskomponente. Kritisiert wurde die einseitige Fokussierung auf 
Wirtschaftlichkeits- und Raumordnungsmaßstäbe und damit die vorschnel-
le Festlegung auf das Regionalkreiskonzept als alternativloses Leitbild.696

Aufgrund der engen Verbindung zwischen Funktional- und Kreisgebiets-
reform wurden auch weite Teile der geplanten Aufgabenneuordnung für 

692	 Vgl. ebenda.
693	 Siehe dazu Rößler, Jochen, 2003, Protokolle der Interviews vom 11.12.2003 und vom 12.03.2004.
694	 Vgl. VwModG M-V, 2004, a. a. O., 110–112 und „Eckpunktepapier“, 2003, a. a. O., 13–22.
695	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O.
696	 Vgl. ebenda.
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ungültig erklärt. Die Notwendigkeit einer Verwaltungsreform wurde jedoch 
grundsätzlich anerkannt. Mit Blick auf diese Ereignisse war die Landespo-
litik daraufhin zur entsprechenden Überarbeitung des Reformkonzeptes 
gezwungen.697

Schon Ende November 2007 einigte sich die Landesregierung auf ein 
neues Reformleitbild als Grundlage für den weiteren Planungs-, Abwä-
gungs- und Einigungsprozess. Darin wurden grundlegende Prinzipien für 
die Gestaltung der zukünftigen Kreisgebietsstruktur festgelegt. Die Fläche 
der Kreise sollte 4.000 qkm nicht überschreiten und die Einwohnerzahl 
von 175.000 sollte möglichst nicht unterschritten werden. Für die kleinen 
kreisfreien Städte sollte weiterhin die Einkreisung in Betracht kommen. 
Die großen Städte Rostock und Schwerin hätten weiterhin aufgrund ihrer 
Leistungsfähigkeit kreisfrei bleiben können.698 Auf der Grundlage dieses 
Leitbildes erfolgte nun eine differenzierte Prüfung einer Vielzahl von denk-
baren Reformalternativen. Im Ergebnis einigte sich die Landespolitik im Fe-
bruar 2009 in ihrem Gesetzentwurf schließlich darauf, dass aus den bisher 
12 Kreisen und 6 kreisfreien Städten 6 Kreise gebildet werden sollen. Nur 
Rostock und Schwerin sollen zukünftig noch kreisfrei bleiben. Die kleinen 
kreisfreien Städte verlieren ihre Kreisfreiheit, erhalten aber, wie schon im 
ersten Reformanlauf 2006 geplant, den Sonderstatus der großen kreisan-
gehörigen Stadt.699 Am 07.07.2010 hat der Landtag diesen Gesetzentwurf 
unter Einbeziehung geringfügiger Änderungen als Ergebnis der Beratungen 
und Anhörungen des Innenausschusses mehrheitlich beschlossen.700

697	 Vgl. AP-Meldung vom 26.07.2007, 17.28 Uhr; Pressemitteilungen des Innenministeriums M-V Nr. 
90, 91 und 96 aus dem Jahre 2007 und Pressemitteilung des Landrates Rolf Christiansen vom 
26.07.2007.

698	 Vgl. Pressemeldung des Innenministeriums M-V Nr. 163 vom 27.11.2007.
699	 Vgl. Landesregierung M-V, 2009, Gesetzentwurf zur Schaffung zukunftsfähiger Strukturen der 

Landkreise und kreisfreien Städte des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 10.02.2009, 70 ff.
700	 Vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 2010a und 2010b, a. a. O.
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Tabelle 23: Kreisstruktur laut Gesetzbeschluss vom Juli 2010

Neue Kreise
Altkreise /  
kreisfreie Städte

Kreissitz
Einw.
2007

Einw. 
2020

Fläche in 
qkm

Nordwest 
mecklenburg

LK Nordwest
mecklenburg,  
HS Wismar

Wismar 163.689 158.375 2.118

Südwest 
mecklenburg

LK Ludwigslust,  
LK Parchim

Parchim 226.058 201.901 4.751

Mecklen-
burgische 
Seenplatte

Teile des  
LK Demmin,  
LK Mecklenburg-
Strelitz, LK Müritz, 
Neubrandenburg

Neubran-
denburg

262.198 221.387 5.028

Mittleres 
Mecklenburg

LK Bad Doberan, 
LK Güstrow

Güstrow 221.439 198.446 3.421

Nordvor-
pommern

Insel Rügen,  
LK Nordvorpom-
mern, HS Stralsund

Stralsund 237.191 214.408 3.190

Südvor
pommern

LK Ostvorpom-
mern, LK Uecker-
Randow, Teile des 
LK Demmin, HS 
Greifswald

Greifswald 272.839 250.051 4.369

Quelle: Eigene Darstellung nach Landesregierung M-V, 2009 und Landtag M-V, 2010a 
und 2010b.

Abkürzungen: LK=Landkreis; HS=Hansestadt.
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Abbildung 25: Geplante Kreisstruktur gemäß Gesetzentwurf v. 10.02.2009
Quelle: Landesregierung M-V, 2009, a. a. O., Anlage 15 zum Gesetzentwurf.

Mit der geplanten neuen Kreisstruktur wäre die Einwohnerzielgröße durch-
gängig auch mit Blick auf die Einwohnerentwicklung bis 2020 erreichbar. 
Kompromisse wären jedoch bei der Fläche der drei südlichen Kreise not-
wendig. Dort würde die Flächenobergrenze von 4.000 qkm überschritten 
werden. Die Landesregierung rechtfertigt diese Entscheidung mit Verweis 
auf die Zuordnungswünsche von Ämtern und Gemeinden sowie den Vortei-
len des Zusammenschlusses von ungeteilten Altkreisen.701 

Belastungen bei der Ausübung des kreispolitischen Ehrenamtes infolge 
der Flächenvergrößerung der Kreise werden nur in geringem Ausmaß ge-
sehen. Aktuelle empirische Studien hätten im Übrigen keinen Zusammen-
hang zwischen Kreisgröße und ehrenamtlichem Engagement festgestellt. 
Stattdessen wird eher von einer Stärkung der bürgerschaftlichen Selbstver-
waltung ausgegangen.702 Ausschlaggebend dafür wären die Ausweitung von 
Ressourcen- und Kompetenzspielräumen sowie das gestiegene Kandidaten-
potential für die Kreisvertretungen als Folge der Kreisreform. 

701	 Vgl. Landesregierung M-V, 2009, Gesetzentwurf vom 10.02.2009, ebenda. 
702	 Vgl. ebenda.
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Mögliche Defizite könnten sehr gut durch Unterstützung der Kreispoli-
tik wie z. B. der Einführung von hauptamtlichen Assistenzkräften und Fahr-
diensten kompensiert werden. Verwiesen wird auch auf die derzeitige Praxis 
der regionalen Arbeitsteilung bei Verbänden, Parteien und den Kreisvertre-
tungen.703 Im Vergleich zum gescheiterten Regionalkreiskonzept fallen die 
Zunahme der Einwohnerzahlen und die Ausdehnung der Flächen jedoch 
deutlich geringer aus. Das neue Reformvorhaben ist daher ein Kompromiss 
zwischen maximal möglichem Konzentrationsgrad, den Reformnotwendig-
keiten sowie den spezifischen örtlichen Gegebenheiten in Mecklenburg-
Vorpommern.704 Der Zustimmungsgrad zu diesem neuen Reformkonzept 
scheint dadurch weit größer zu sein. 

Damit kann die Kreisgebietsreform gegenüber dem damals stark umstrit-
tenen Reformvorhaben vom Mai 2006 in eine weitaus erfolgversprechende-
re Umsetzungsphase eintreten. Parallel zur Planung der Kreisgebietsreform 
wurden ebenso erneut an der Funktionalreform also Dezentralisierung von 
Landesverwaltungsaufgaben und dem kommunalen Finanzausgleichsgesetz 
gearbeitet.705

Kreisgebiets- und Funktionalreform wurden aufgrund der negativen 
Erfahrungen aus dem gescheiterten Reformverbund beider Reformbaustei-
ne im neuen Reformanlauf gesetzlich getrennt. Schwerpunkte der Aufga-
benverlagerung werden laut Aufgabenzuordnungsgesetz vom 07.07.2010 
die Bereiche Arbeitsschutz, technische Sicherheit, Immissionsschutz, Ab-
fallwirtschaft, Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz sowie Aufgaben des 
überörtlichen Trägers der Jugendhilfe sein.706 Dezentralisierter Aufgaben-
umfang und damit verbundene Stellenzahl werden aber im Vergleich zur ge-
scheiterten Kreisgebiets- und Funktionalreform sehr bescheiden ausfallen. 
Gegenüber den früher geplanten 1.730 sollen nun nur noch ca. 174 bisherige 
Landesbeschäftigte auf die Kreise verlagert werden.707

Das neue kommunale Finanzausgleichsgesetz vom November 2009 för-
dert die Fusion von Gemeinden unter 500 Einwohnern. Entsprechend kleinere 
Einheiten werden zukünftig einen Zuweisungsabschlag hinnehmen müssen. 
Damit wird also im Prinzip ihr mangelndes freiwilliges und leitbildgerech-
tes Fusionsengagement negativ sanktioniert. Eine Kostenumlage zu Lasten 
der Umlandgemeinden und zu Gunsten der größeren Kernstädte wie z. B. 

703	 Vgl. ebenda.
704	 Vgl. ebenda.
705	 Vgl. Pressemitteilung der Landesregierung M-V Nr. 114/2009 vom 12.05.2009.
706	 Vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern, 2010a, a. a. O. und Landtag Mecklenburg-Vorpom-

mern, 2010c, Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses zum Aufgabenzuord-
nungsgesetz vom 30.06.2010, Drucksache 5/3600.

707	 Vgl. Pressemitteilung der Landesregierung M-V Nr. 114/2009 vom 12.05.2009.
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Schwerin und Rostock soll die Stadt-Umlandproblematik lösen. Das Missver-
hältnis zwischen stetiger Abwanderung von einkommensstarken Familien aus 
den Kernstädten in ihre Umlandgemeinden bei gleichzeitiger Weiternutzung 
der großstädtischen Infrastruktur soll damit ausgeglichen werden.708 

Die weitere Untersuchung des Fallbeispiels in diesem Kapitel konzen-
triert sich aufgrund der Offenheit des zweiten Reformanlaufes zum Zeit-
punkt der Ausarbeitung dieser Untersuchung auf die letztlich gescheiterte 
Umsetzung der Kreisgebiets- und Funktionalreform vom Mai 2006 bis Sep-
tember 2007.

3.3	 Umsetzung der Kreisgebiets- und Funktionalreform

3.3.1	 Personalintegration als Umsetzungsschwerpunkt

Personalübergang und die Personalzusammenführung bei Kreisgebiets- und 
Funktionalreformen sind gekoppelt an den Umfang der Zuständigkeitsver-
lagerung und die Veränderung des Kreisgebietes. Die Größenordnung der 
Verwaltungsreform und des Reformobjektes bestimmt dabei den Aufwand 
der Personalintegration und das Rationalisierungspotential.709 Entscheidend 
für die Funktionalreform ist insofern, ob ganze Aufgabenbereiche, oder nur 
Teilaufgaben sowie einzelne kleine Zuständigkeiten übertragen werden. In 
Abhängigkeit davon werden ganze Behörden, Behördenteile, einzelne Perso-
nen oder auch keine Ressourcen verlagert. 

Im letzten Fall müssen die Kommunen die zusätzlichen Aufgaben mit 
ihrem vorhandenen Arbeitspotential bewältigen. Allgemein gilt immer der 
Grundsatz Personal folgt Aufgabe usw. Im Dezentralisierungsfokus befindet 
sich aktuell die gesamte operative Landesverwaltung. Die Landesebene soll 
sich auf die normative Steuerung als ihr strategisches Kerngeschäft konzen-
trieren. In diesem Sinne sollen vor allem die unteren Landesbehörden und 
die Sonderbehörden in die Kreisebene soweit zweckmäßig integriert wer-
den. Dieser Prozess ist eingebettet in eine umfassende Überprüfung der 
Notwendigkeit von Aufgaben (Aufgabenkritik).

Gegenwärtig und in den letzten Jahren haben in diesem Sinne viele 
Bundesländer in West- und Ostdeutschland zahlreiche Zuständigkeiten auf 
die Kreisebene verlagert. Der Umfang ist dabei allerdings sehr unterschied-
lich. Eine aktuelle Umfrage des Deutschen Landkreistages beweist, dass es 

708	 Vgl. §§ 12 und 24 Finanzausgleichsgesetz (FAG) M-V vom 10.11.2009, GVOBl M-V 2009, 606.
709	 Siehe dazu als Beispiel die Aufgabenverlagerungen in Baden-Württemberg (abgeschlossen) 

und Mecklenburg-Vorpommern (Planung) im Vergleich (ohne die Kreisgebietsreform): 12.000 
zu 1.750 (weniger als 1/6).
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quantitativ und qualitativ bei der autonomen Steuerung der Aufgaben noch 
erhebliche Spielräume gibt.710 Die Dezentralisierungsambitionen sind der-
zeit deutlich umfassender als in der Vergangenheit. Somit ist auch die Per-
sonalverschiebung umfangreicher und stellt größere Anforderungen an die 
Personalintegration.711 Die Spitzenposition bei der Dezentralisierung nimmt 
Baden-Württemberg ein. 

Dort wurden im Jahre 2005 12.000 Landes-Bedienstete auf die Kreise 
verlagert.712 Im Untersuchungsobjekt M-V sollten dagegen nur 1.730 Stel-
len verschoben werden.713 In Niedersachsen wurden sogar nur 185 Stellen 
im Zuge der Verwaltungsstrukturreform übertragen.714 Reformumfang und 
Steuerungsaufwand von Kreisfusionen sind weitestgehend abhängig von 
der Zahl der beteiligten Kreise, deren Kreisstruktur und Ressourcenausstat-
tung.715 Grad und Kontext der Konzentration sind also ausschlaggebend. Mit 
einer Halbierung der Kreiseinheiten war der Konsolidierungsaufwand für 
den Personalkörper bei zurückliegenden Kreisfusionen in Deutschland er-
heblich groß.716 Dieser Aufwand übersteigt quantitativ und qualitativ eindeu-
tig den Dezentralisierungsaufwand. 

Im Untersuchungsobjekt M-V sollten von der Fusion landesweit 4.617 
Stellen in der Kernverwaltung der Kreise erfasst werden.717 Da die betroffe-
nen Kreise einen vergleichbaren Aufgabenumfang haben,718 wäre es in Ab-
hängigkeit vom Arbeitsaufwand sowie den Verdichtungs- und Spezialisie-
rungseffekten zu erheblichen Personalüberhängen gekommen.719 

Die Ausdehnung der Kreise auf Regionsniveau hätte gegenüber kleintei-
ligeren Reformmodellen demnach zu einem größeren Fusionsaufwand ge-
führt. Allerdings hätten natürlich auch Folgeaufwendungen für notwendige 
Kooperationen eingerechnet werden müssen.

710	 Vgl. Deutscher Landkreistag, 2006, a. a. O., 5–7.
711	 Vergleichende Studien zum Thema Funktionalreform und Personalverschiebung liegen nach 

Kenntnis des Autors derzeit noch nicht vor.
712	 Vgl. Ruge, Kai, 2006, Aufsatzmanuskript des DLT zu den Verwaltungsreformen und Wirkungen 

auf den Kreis, 4.
713	 Vgl. Innenministerium M-V, 2003a, Abschlussbericht der interministeriellen Arbeitsgruppe 

(IMAG) Funktionalreform zum Stand der Vorbereitungen, 4–6.
714	 Bogumil, Jörg, 2006, Gutachten zur Verwaltungsstrukturreform in Niedersachsen, 44 ff. 
715	 Vgl. Huber/Bergmann, 2003, a. a. O., In: VM, 304 ff.
716	 Vgl. zur Dimension der Kreisfusionen der 60er und 70er Jahre in Westdeutschland Seele, 1985a, 

a. a. O., 45 ff. und zu den Kreisfusionen in den 90er Jahren in Ostdeutschland Henneke, Hans-
Günter, 1994, Kreisebene in der Bundesrepublik Deutschland nach der Gebietsreform in den 
neuen Ländern, In: LKV, 145 ff.

717	 Vgl. Innenministerium M-V, 2003b, Eckpunkte zur Reform der öffentlichen Verwaltung, A5–4.
718	 Vgl. DLT, 2006, a. a. O., 4–7.
719	 Vgl. Reinholdt, Torsten, 1994, Der lange, schwierige Weg des Zusammenwachsens. Wie die Land-

kreise Anklam, Greifswald und Wolgast zu einem Großkreis werden, In: der Landkreis, 157–158.
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3.3.2	 Reformumsetzung als Integrationsherausforderung

Für die Landesverwaltung und die Kreise in M-V hätte die umfassende Ver-
waltungsreform eine fundamentale Änderung des Organisationsgefüges 
dargestellt. Neben Teilaufgaben der einzelnen Landesressorts wären ganze 
Landesbehörden in die Kreise integriert und diese wiederum durch Zusam-
menschluss konzentriert worden. 

Bisher in den Ressortverbund des Ministeriums hierarchisch-bürokra-
tisch und wirtschaftlich eingeordnete Behördenteile hätten dann den Be-
dingungen des Aufgabenverbundes des Kreises unterlegen. Eigenständige 
Behörden des Landes sollten ihre fachlich-organisatorische Selbständigkeit 
verlieren und – in Abhängigkeit vom Kommunalisierungsgrad – den Wei-
sungen des Landrates (Ganzheitlichkeit) unterliegen. Gleichzeitig sollten 
mehr als die Hälfte der Kreise ihre politische, organisatorische und wirt-
schaftliche Selbständigkeit verlieren. Sie hätten mit den Nachbarkreisen und 
den zugeordneten Landesbehörden in der Region eine gemeinsame neue 
Organisation gebildet. 

Dieser vollständige (individuelle) Verlust der wirtschaftlichen und recht-
lichen Selbständigkeit von Behörden wird in Abgrenzung zur Kooperation 
als Fusion (Merger) beschrieben.720 Da gleichartige, sich ergänzende und 
aufeinander aufbauende Leistungen verbunden werden sollten, wäre die 
Fusion insgesamt nicht nur einem Fusionstyp zuzuordnen gewesen. Es 
wäre zu einer alle Typen umfassenden komplexen Fusion von Leistungen, 
Leistungsgruppen und Leistungsstufen gekommen.721 Wegen der Entschei-
dung der Landespolitik durch Gesetz „von oben“ konnte im Gegensatz zur 
freiwilligen unternehmerischen „PEER-TO-PEER“ Fusion“ von einer „TOP-
DOWN“ Fusion gesprochen werden.

Entsprechend anspruchsvoll war die Herausforderungen an Planung und 
Steuerung der Fusion (Fusions- und Integrationsmanagement).722 Für eine 
erfolgreiche und wirkungsvolle Transformation wäre ein strategisches Fusi-
onsmanagement unterteilt in Pre-Merger, Merger und Post-Merger sinnvoll 

720	 Vgl. Jansen, 1998, a. a. O., 32–37, Fontanari, 1996, a. a. O., 37–41, Naschold, 1996, a. a. O., 17–37 und 
Reichard, 1996, a. a. O., 101–125.

721	 Vgl. Huber, Andreas, 2006, Standards für Public Merger, Präsentation am 26.04.2006 auf dem 
9. Deutschen Verwaltungskongress – Effizienter Staat, PowerPoint-Folie 13–17, Jansen, 2004, 
a. a. O., 25 ff. und Plamper, Harald, 2004, Politische Voraussetzungen einer Fusion, In: Huber, And-
reas et al., Public Merger. Strategien für Fusionen im öffentlichen Sektor, 41 ff. 

722	 Vgl. ebenda.
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gewesen.723 In der Pre-Merger-Phase hätte zuerst – nach einem Alternati-
venvergleich mit Kosten-Nutzen-Gegenüberstellung – eine Vision über die 
Fusionsziele formuliert werden sollen.724 

Die Merger-Phase bestand aus der Erstellung einer Konzeption (Umset-
zungsplanung: Feinzielformulierung und Strategieauswahl) und der konkre-
ten Durchführung der Fusion (Umgestaltung der Organisation, Anreizsys-
teme und technische Anpassung). Zum Abschluss der Transformation hätte 
es einer Post-Merger-Phase zur Verankerung und Nachbetreuung der Fu-
sion im Rahmen eines umfassenden Integrationsmanagements bedurft.725 
Grundsätzlich entsprach der Verlauf der Reform in M-V im Sinne eines Fu-
sions- und Integrationsprozesses diesem Schema:726
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Abbildung 26: Fusions- und Integrationsprozess
Quelle: Eigene Darstellung

723	 Vgl. Will, Oliver, 2005, Integrationsmanagement in der öffentlichen Verwaltung, Dimensionen 
und Durchführung von Integrationsprozessen, Positionspapier der Führungsakademie Baden-
Württemberg, 9 ff, Jansen, 2004, a. a. O., 26 ff. und Picot, Gerhard, 2002, Handbuch Mergers & Ac-
quisitions.

724	 Vgl. ebenda und Huber/Bergmann, 2003, a. a. O., 304–307, Plamper, Harald, 2003, Impulsvortrag, 
In: PLS Rambboll Management, Public Merger. Fusionen im öffentlichen Sektor, 58–65.

725	 Vgl. ebenda.
726	 Eigene Darstellung nach Analyse des Materials von Landesregierung und Landespolitik M-V.
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1.	 Kommunalisierung und Regionalkreismodell als Reformvision
1.1.	 Reforminitiative infolge der Demographie- und Finanzentwicklung
1.2.	 Grobprüfung von Verwaltungskooperation und geringerem Fusions-

grad

2.	 Reformgesetz (Fusionskonzept) über Gebiets- und Funktionalreform 
2.1.	 Regierungsvorlage und Parlamentsbeschluss
2.2.	Umsetzung des Gesetzes durch Aufbaustäbe

Als neue „Einheitsbehörde“ wäre der Regionalkreis Nachfolger für alle 
Kompetenzen, Zuständigkeiten, sonstigen Rechte und Verpflichtungen 
der Ausgangsbehörden geworden.727 Die Verschmelzung der Behörden 
war gekoppelt an die Zusammenführung der Verwaltungsräume (örtliche 
Zuständigkeitsgebiete).728 Diese Neuordnung wäre Ausgangspunkt für die 
Gestaltung eines einheitlichen Steuerungs- und Leistungsprozesses gewe-
sen.729 Im Verlauf des Fusionsprozesses hätten die bestehenden Zielsysteme, 
Strukturen730, Prozesse, Kulturen und das Außenverhältnis geprüft (System-
diagnose) und neu konfiguriert werden sollen.731

Außenverhältnis

Kulturen

Prozesse

Zielsystem

Strukturen

Abbildung 27: Dimensionen der Systemdiagnose
Quelle: Eigene Darstellung

727	 Im Überblick Gern, 2003, a. a. O., 148–150.
728	 Siehe zum Kreis als Gebietskörperschaft Gern, 2003, a. a. O., 560.
729	 Siehe zur Gebietsreform der 1960–70er Jahre in den alten Bundesländern Seele, 1985a, a. a. O., 

45–81 und für die Gebietsreform in den neuen Bundesländern zu Beginn der 1990er Jahre Stüer, 
Bernhard und Landgraf, Beate, 1998, Gebietsreform in den neuen Bundesländern, In: LKV, 209–
248.

730	 Vgl. Bleicher, Knut, 1992, Der Strategie-, Struktur- und Kulturfit Strategischer Allianzen als Erfolgs-
faktor, 289–292.

731	 Vgl. Will, 2005, a. a. O., 7 ff. und Huber/Bergmann, 2003, a. a. O., 304–307.
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1.	 Zielsystem732

1.1.	 Ziele der Verwaltungsreform allgemein
1.2.	 Kreis- und regionalpolitische Ziele pro Politikfeld
1.3.	 Verwaltungsziele der Geschäftsbereiche sowie Fach- und Service-

dienste

2.	 Strukturen733

2.1.	 Aufbauorganisation (z. B. Organigramme, Geschäftsverteilungspläne)
2.2.	Personalstrukturen (z. B. Stellenbewertungen)
2.3.	Standorte, Gebäude, Räume und deren Ausstattung
2.4.	Informations- und Kommunikationsstruktur

3.	 Prozesse734

3.1.	 Verfahren und Abläufe der Organisationsteile
3.2.	Verteilung, Verfahren, Vereinbarungen zum Personal
3.3.	 Zuständigkeit, Verfahren und Regelungen zur Finanzbewirtschaftung
3.4.	Controlling und Berichtswesen

4.	 Kulturen735

4.1.	Werthaltungen (Leitbilder)
4.2.	Rituale und Routinen
4.3.	Symbole und Sprache
4.4.	Geschichten und Mythen
4.5.	Rollenverhalten von Führungskräften
4.6.	Macht- und Kontrollmechanismen

5.	 Außenverhältnis736

5.1.	 Gesetzesvorgaben und Vertragsbeziehungen
5.2.	Politikfeld- und Raumentwicklung
5.3.	 Governance-Struktur (Kooperationspartner)
5.4.	Bürger- und Unternehmensinteressen
5.5.	 Technologischer Wandel

732	 Eigene Darstellung in Anlehnung an Oliver Will, ebenda.
733	 Ebenso.
734	 Ebenso.
735	 Ebenso.
736	 Eigene Darstellung.
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Darüber hinaus wäre ein kooperatives „Changemanagement“737 zum Aus-
gleich der divergierenden Interessen der verschiedenen internen und exter-
nen Anspruchsgruppen („Stakeholder“) der neuen Organisation für den Fu-
sionserfolg entscheidend gewesen. Zu diesem Zweck hätte es im Anschluss 
an die Systemdiagnose einer „Stakeholder-Analyse“ bedurft.738 Diese Analyse 
hätte Komplexität, Anspruchsrichtung, Betroffenheit, Macht- und Einfluss 
sowie mögliche kritische Rückkoppelungen der Anspruchsgruppen verdeut-
lichen sollen.739 

Extern:
- Gewerkschaften und Medien

- Lieferanten und externe Dienstleister

Extern:
- Bürger und Unternehmen

- Vereine und Verbände

Intern:
- Mitarbeiter und 

Führungskräfte
- Behördenleitung 

und Personalrat
-Vertretungskörperschaft 

und Behördenaufsicht

Abbildung 28: Stakeholder der Fusionsbehörden
Quelle: Eigene Darstellung

Die Charakteristik der Verwaltungssysteme und des „Stakeholder-Gefüges“ 
der Fusionsbehörden wäre einerseits sehr unterschiedlich und andererseits 
aber auch ähnlich gewesen. Landesbehörden sind grundsätzlich fachlich-
ministeriell geprägt. Kreise haben dagegen eine ganzheitlich-kommunal-
staatliche Ausrichtung.740 

737	 Vgl. Schridde, Henning, 2005, Verwaltungskultur, Change Management und lernende Organisa-
tion, In: Blanke, Bernhard et al., Handbuch für Verwaltungsreform, 216–225.

738	 Vgl. Will, 2005, a. a. O., 16 ff.
739	 Eigene Darstellung in Anlehnung an Oliver Will, ebenda.
740	 Vgl. Bogumil/Ebinger, 2005, a. a. O., 42 ff.
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Diese Divergenz wurzelt in der politisch-demokratischen Verantwortung. 
Der Landrat führt seine Legitimation letztlich auf das Kreisvolk und deren 
allgemeinpolitisches Mandat zurück. Der Leiter einer fachlich eindimensio-
nalen Landesbehörde unterliegt grundsätzlich hingegen der Ressortverant-
wortung seines Ministers in der Regierung.741 Entsprechend dieser Prägung 
unterscheiden sich die Systemdimensionen und die „Stakeholderstruk-
tur“ der Ressortorganisation erheblich von der einheitlich-ganzheitlichen 
Kreisorganisation. 

Wegen der Eingliederung in die Kreisstufe hätten die Landesbehörden 
ihre eigene fachorganisatorische Struktur aufgeben und sich an das ein-
heitliche Organisationsmodell des jeweiligen Regionalkreises anpassen 
müssen.742 Die Kreise wiederum hätten den neuen Behördenstrang in ihre 
Organisation eingefügt und wären noch „ganzheitlicher“ geworden.743 Die 
Systeme und „Stakeholder“ auf Kreisebene hätten dagegen viele Gemein-
samkeiten aufgewiesen. Konstitutionell hätten Legitimationsbasis, Aufga-
benkatalog und kommunalrechtlich-wirtschaftliche Stellung gewirkt. 

Jeder Ausgangskreis für sich wies natürlich bezüglich seiner Gebiets-
struktur, der Organisations-, Personal- und Finanzentwicklung und seiner 
gebietsbezogenen „Stakeholder“ Unterschiede auf. Unter Beachtung der 
Kräfteverhältnisse musste hier ein neuer System- und „Stakeholder“ – Kom-
promiss für den gemeinsamen Regionalkreis gefunden werden. Die Inter-
essen der einzugliedernden Behörden und deren Teile vom Land hätten da-
bei gebührend Beachtung finden müssen. Aufgrund der fusionspolitischen 
Stoßrichtung (Kommunalisierung) hatten allerdings die Interessen der 
Kreisstufe ein deutliches Übergewicht. Die Fusion wäre letztlich eindeutig 
durch die Kreise und innerhalb der Kreisstufe durch die strukturell Stärke-
ren (Ressourcen- und Kompetenzvorteile) dominiert worden. 

Im Sinne einer effektiven gemeinsamen Regionalorganisation hätte es 
aber einen fairen Interessenausgleich zwischen „schwachen“ und „starken“ 
Ausgangsbehörden sowie deren „Stakeholdern“ geben müssen. Basierend 
auf der Bewertung der System- und „Stakeholder“ – Diagnose und den poli-
tischen Aushandlungsprozessen hätte dann der Integrationsprozess struktu-
riert werden sollen:744

741	 Vgl. Hesse, Joachim J./Ellwein, Thomas, 2004, Das Regierungssystem der BRD, Band 1: Text, 269 ff.
742	 Vgl. zur Reformsituation in Baden-Württemberg Bogumil/Ebinger, 2005, a. a. O., 42 ff.
743	 Ebenda.
744	 Vgl. Eigene Darstellung in Anlehnung an Oliver Will, 2005, a. a. O.
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1.	 Rollendefinition
2.	 Bewertung der „System- und Stakeholderdiagnose“
3.	 Einrichtung einer Steuerungsgruppe

3.1.	 Planung und Gliederung des Fusionsverlaufes
3.2.	Festlegung von Verantwortlichkeiten und von Berichtswegen
3.3.	 Definition von Erfolgsmaßstäben und Fusionscontrolling

4.	 Bildung von Arbeitsgruppen zu den Systemdimensionen
5.	 Schaffung einer „Resonanzgruppe“ zur Spiegelung der Ergebnisse
6.	Planung und Durchführung von Begleitmaßnahmen (z. B. Coaching)

Für den Erfolg des Fusionsprozesses wäre eine alle Fusionsdimensionen 
verbindende Kommunikationsstrategie von großer Bedeutung gewesen.745 
So hätten die Ziele und der Verlauf der Fusion sowie die neuen Struktu-
ren und Prozesse strukturiert vermittelt werden können. Missverständnis-
se, Gerüchte und Ängste wären vermieden worden. Die Angleichung der 
Werthaltungen sowie die Organisationsbindung wären hingegen förderbar 
gewesen. Durch Einbeziehung des Mitarbeiterwissens und die Förderung 
von Befürwortern als Promotoren hätte darüber hinaus die Effektivität des 
Fusionsprozess gesteigert werden können.746 Zukünftige Abläufe und Ergeb-
nisse der Zielorganisation wären dadurch sogar über die Reform- bzw. Fu-
sionsziele hinaus optimierbar gewesen. Inhalte und Formen der Kommuni-
kationsstrategie hätten sich dabei an den Reformzielen, dem Fusionsprozess 
und den Interessen der Stakeholder orientieren sollen. Folgende Elemente 
wären denkbar gewesen:747

1.	 Regelmäßige Sitzungen der Steuerungsgruppe
2.	 Tagung der Behördenleiter zum Ablauf der Fusion
3.	 Infomessen für Mitarbeiter und mittlere Führungskräfte
4.	 Mitarbeiterbefragungen und Servicestelle „Integration“
5.	 Reform-Newsletter und Online-Forum
6.	 „Farewell“-Veranstaltungen zur Verabschiedung der alten Organisation
7.	 Mitarbeiterversammlung („Kick-off“) zur Begrüßung der neuen Orga-

nisation
8.	 Bilanzveranstaltung am Ende des ersten Reformjahres

Am Ende des Fusionsprozesses wäre im günstigsten Fall durch gestuftes 
Ineinander-Übergehen („Multiplikation statt Addition der Einheiten“) eine 

745	 Vgl. Will, 2005, a. a. O., 18 ff.
746	 Ebenda.
747	 Eigene Darstellung in Anlehnung an Oliver Will, 2005, a. a. O., 21 ff.



222 Jens Tessmann

neue Behördenorganisation mit eigener Identität entstanden.748 Die weitere 
Existenz von Teilen der Ausgangsbehörden im Regionalkreis durch simple 
horizontale Aneinanderreihung hätte vermieden werden sollen. Spätestens 
das Post-Merger-Management hätte daher durch seine integrierende Wir-
kung Strukturdefizite beseitigen müssen. Ziel der Fusion wäre die möglichst 
nahtlose Verzahnung der Ausgangsbehörden und die Herausbildung einer 
neuen Organisationskultur gewesen.749

 

Kreis 
LWL  

Kreis 
PCH  

Kreis 
NWM

 

Stadt 
HSW  

Stadt 
SN

Land
 

 
Fusions-
prozess 

 

Regionalkreis

Abkürzungen: 

PCH Parchim
HSW Hansestadt Wismar
SN Schwerin
Land Landesverwaltung
LWL Ludwigslust
NWM Nordwestmecklenburg

Abbildung 29: Beteiligte im Fusionsprozess in Westmecklenburg
Quelle: Eigene Darstellung

748	 Vgl. Huber/Bergmann, 2003, a. a. O., 304 ff.
749	 Vgl. ebenda.
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3.4	 Steuerung des Reformprozesses in Westmecklenburg

 
Funktional- und Kreisstrukturreformgesetz M-V  

1. Sitzung des Aufbaustabes Westmecklenburg 

1. Sitzung der Aufbaustab-Projektgruppe  
Personal und Organisation 

Urteil des Landesverfassungsgerichtes  
Greifswald zur Verfassungswidrigkeit 

Abschlusssitzung des Aufbaustabes  
Westmecklenburg 

05/2006 

06/2006 

08/2006 

07/2007 

09/2007 

Ursprünglich geplante Wirksamkeit der 
Kreisgebiets- und Funktionalreform  

09/2009 

Abbildung 30: Zeitstrahl der Kreisgebiets- und Funktionalreformumsetzung
Quelle: Eigene Darstellung

3.4.1	 Rahmenbedingungen

Basis für die Planung und Steuerung der Behördenintegration in der Re-
gion Westmecklenburg war das Funktional- und Kreisstrukturreformgesetz 
M-V (FKrG M-V) vom 23.05.2006.750 Neben den Kernregelungen zur neuen 
Kreisstruktur und zur Aufgabenverlagerung enthielt es zentrale Vorgaben 
zum Integrationsablauf.751 Zur Steuerung der Integration mussten die Aus-
gangskreise des Regionalkreises einen Aufbaustab bilden und diesen umfas-
send unterstützen. Das Steuerungsgremium bestand aus den Landräten und 
deren Stellvertretern. Das Land war berechtigt, mit einem Vertreter beratend 
teilzunehmen.752 Der Aufbaustab war mit umfassenden Kompetenzen zur 
Steuerung der Integration ausgestattet. 

750	 Vgl. FKrG M-V, GVOBl. M-V 2006, S. 194.
751	 Vgl. §§ 79 ff. FKrG M-V, a. a. O.
752	 Vgl. ebenda § 79 Abs. 1.
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Mit seiner Tätigkeit nahm er zentrale Leitungsaufgaben für die Aus-
gangskreise und die Konstituierung des neuen Kreises wahr. Die Ausgangs-
kreise wurden faktisch mit der Bildung des Aufbaustabes in ihrer Autonomie 
zur Steuerung des Verwaltungsbetriebes eingeschränkt. Vorgaben der Ver-
waltungsleitung mussten wegen ihrer möglichen Auswirkungen auf den ge-
meinsamen Regionalkreis mit dem Aufbaustab abgestimmt753 werden. Nicht 
abgestimmtes Vorgehen stellte einen Verstoß gegen das Reformgesetz dar. 

Der Aufbaustab war umgekehrt verpflichtet Entscheidungen zu verhin-
dern, die – nach seiner Einschätzung – eine negative Auswirkung auf den 
neuen Kreis gehabt hätten.754 Er half Entscheidungen in den Ausgangskrei-
sen im Sinne des Regionalkreises zu beeinflussen.755 Das Reformgesetz 
nannte sogar konkret eine Reihe von fusionsrelevanten Themenbereichen 
bei denen die Ausgangskreise der Zustimmung des Aufbaustabes bedurft 
hätten:756

1.	 Planungen zum Personalübergang und zur Eingliederung von Beschäf-
tigten

2.	 Organisatorisch-technische und finanzielle Fusionsvorbereitung
3.	 Ausnutzung von Möglichkeiten der Verwaltungskooperation (Synergien)
4.	 Angleichung von Kreisrecht und Raumplanung (besonders Investitions-

planung)

Bei seiner Tätigkeit musste der Aufbaustab die Lebenssituation der Beschäf-
tigten und Aspekte der Gleichstellung (gender mainstreaming) beachten. 
Über seine Arbeit musste er die Organe der beteiligten Körperschaften 
regelmäßig und dem Innenministerium vierteljährlich – ab 01.01.2008 
monatlich – Bericht erstatten. Seine Arbeitszeit hätte mit der Bildung des 
Regionalkreises im September 2009 geendet. Die Arbeitskosten des Steue-
rungsgremiums wären durch ein Sondervermögen Verwaltungsmodernisie-
rung beim Land gedeckt worden.757

Über die Vorgaben zur Organisation der Integrationssteuerung hinaus 
enthielt das Reformgesetz noch weitere Regelungen für den Verlauf des 
Integrationsprozesses:758

753	 Vgl. ebenda § 79 Abs. 2–4.
754	 Vgl. ebenda § 79 Abs. 4.
755	 Vgl. ebenda § 79 Abs. 2 Nr. 2.
756	 Vgl. ebenda § 79 Abs. 4 Satz 2.
757	 Vgl. ebenda § 79 Abs. 5–9.
758	 Vgl. ebenda § 80 ff.
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1.	 Landräte, Beigeordnete und Gleichstellungsbeauftragte
2.	 Wahl der Kreistage und Landräte im Jahr 2009
3.	 Übergang und Wahl der Vertretungen des Personals und der Behinderten
4.	 Kreisrecht, Rechtsnachfolge allgemein und Grundvermögen
5.	 Vorläufige Regelungen zur inneren Organisation sowie zur Haushalts-

planung und Rechnungslegung im Jahr 2009
6.	 Pflicht zur Personalübernahme und Kündigungsschutz
7.	 Sparkassen, Verwaltungsverfahren und Zentrale Anlaufstellen auf der 

Ortsstufe
8.	 Erstattung von Mehraufwendungen infolge der Funktionalreform

Entscheidend für die Steuerung der Personalintegration wirkten davon die 
Regelungen zur Personalübernahme759, zum Kündigungsschutz760 und zur 
Kostenerstattung761. Die neuen Kreise waren insoweit verpflichtet, das mit 
den Landesaufgaben verbundene Personal vom Land zu übernehmen762. Be-
triebsbedingte Kündigungen aufgrund der Umstrukturierung waren für die 
Arbeitnehmer bis zum 30.06.2012 ausgeschlossen. Auf lange Sicht waren 
also durchaus reformbedingte Kündigungen möglich. Beschäftigte und Ver-
waltungsleitung hätten sich also schon während des Übergangszeitraumes 
mit der langfristigen Bedarfsplanung und Personalentwicklung in der neuen 
Struktur auseinandersetzen sollen.

Zum Ausgleich der zusätzlichen Personal- und Sachkosten gewährte das 
Land Finanzzuweisungen. Diese wären aber über einen Zeitraum von 10 
Jahren um eine Effizienzrendite von 0,5 % gekürzt worden. Jährlich abge-
zogen worden wäre ebenso ein „Demographieabschlag“ von 0,7 %.763 Damit 
gewährte das Land M-V den Kreisen einen dauerhaften und umfassenden 
Mehrbelastungsausgleich. 

Im Gegensatz dazu müssen die Kreise in Baden-Württemberg z. B. in-
folge der Kommunalisierung stufenweise nach sieben Jahren eine jährliche 
Effizienzrendite von 20 % erwirtschaften.764 Die Finanzierung der Perso-
nal- und Sachkosten für die ehemaligen Landesaufgaben war in M-V ge-
sichert. Für die Landes-Beschäftigten gab es also gegenüber den Beschäf-
tigten der Ausgangskreise zunächst einen höheren Bestandsschutz für das 
Arbeitsverhältnis.

759	 Vgl. ebenda § 88.
760	 Vgl. ebenda § 91.
761	 Vgl. ebenda § 98.
762	 Schulräte bleiben Landespersonal.
763	 Vgl. ebenda § 98 Abs. 5.
764	 Vgl. Trumpp, Eberhard, 2006, Kommunalisierung in Baden-Württemberg, In: Oebbecke, Jan-

bernd et al., Zwischen Kooperation und Verwaltungsreform, 102.
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Zur vertiefenden Regulierung des Überganges von Landespersonal hatte 
der Gesetzgeber sogar ein besonderes Personalübergangsgesetz M-V (Per-
sÜG M-V) beschlossen.765 Dort wurden konkrete Vorgaben zur Verfahrens-
weise bei Bedarfsermittlung, Benennung und Zuordnung für den Übergang 
gemacht. Die Bedarfsermittlung wurde durch eine Personalüberleitungsstel-
le766 beim zentralen Personalmanagement im Finanzministerium durchge-
führt. Auf Basis der Ergebnisse der Aufgabenkritik hätte diese Dienststelle 
die Stellenzahl, Aufgabenbeschreibung und Wertigkeit bestimmt. Ausgangs-
punkt bildete die bisherige Aufgabenerledigung beim Land. 

Im Rahmen des Verfahrens sollte auf die Wünsche der Kreise eingegan-
gen werden. Die Überleitung wäre durch einen Aufgabenverteilungsplan 
und nach Anhörung des Aufbaustabes durch Verwaltungsakt erfolgt. Sofern 
durch die Kreise eine geringere Stellenzahl gewünscht worden wäre, hätten 
innerhalb von zwei Wochen nach Neubildung hierzu vertragliche Regelun-
gen getroffen werden müssen. 

Die Benennung767 des Überleitungspersonals wäre auf Basis der Bedarfs-
berechnung erfolgt. Bisherige Dienstposten hätten dazu bis zum 30.09.2008 
ihre Beschäftigten in Übergangs- oder Bestandspersonal untergliedern müs-
sen. Resultierende Übergangsdaten mussten der Überleitungsstelle bis zum 
31.10.2008 übermittelt werden. Mit Hilfe dieser Daten wäre dann der Zu-
ordnungsplan768 mit den Angaben zur Tätigkeit und dem Personal erstellt 
worden. Der Aufbaustab konnte in die Personalakten Einsicht nehmen und 
einzelne Personen mit schriftlicher Begründung aus schwerwiegenden per-
sönlichen Gründen ablehnen. Parallel zur Bekanntgabe des Zuordnungs-
plans wären die betroffenen Beschäftigten informiert worden.

Zum Stellentausch hätte es eine Stellenbörse gegeben. Im Einverneh-
men mit den Beschäftigten konnten bei Einigung zwischen Land und Kreis 
Abweichungen vom Zuordnungsplan vereinbart werden. Ebenso gab es Re-
gelungen zur Behandlung von Beamten und Arbeitnehmern sowie zur Ge-
währung von Umzugskosten und Trennungsgeld.769 Für die Überleitung der 
Beamten galten die §§ 128 ff. des Beamtenrechtsrahmengesetzes. Im Einver-
nehmen zwischen den Dienstherren konnten sie versetzt werden. Im Streit-
fall wären sie zum Kreis abgeordnet worden. Die Arbeitsverhältnisse der Ar-
beitnehmer wären nach § 6 des Gesetzes wie im Zuordnungsplan festgelegt 
zum 01.10.2009 zum Kreis übergegangen. 

765	 Vgl. PersÜG M-V, GVOBl. M-V 2006, S. 275.
766	 Vgl. ebenda § 2.
767	 Vgl. ebenda § 3.
768	 Vgl. ebenda § 4.
769	 Vgl. ebenda §§ 5–7.
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Zur Erstattung von Kosten als Folge von Dienstortwechsel wurde auf das 
Landesumzugskostengesetz und die Trennungsgeldverordnung verwiesen. 
Auch zur Beteiligung der Personalräte, Interessenvertretungen und zur Ein-
richtung einer Schlichtungsstelle gab es Normen.770 Die Personalräte und 
Interessenvertretungen des Landes und des Kreises waren über die Überlei-
tungsmaßnahmen zu informieren. Insoweit war ihnen der betreffende Teil 
des Zuordnungsplanes zu übermitteln. 

Zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Land und Aufbaustab über 
den Personalübergang wäre eine Schlichtungsstelle beim Justizministeri-
um eingerichtet worden. Streitgegenstände konnten Stellenzahl, vorläufige 
Zuordnung, Ablehnung einzelner Beschäftigter und Änderungen des Zu-
ordnungsplanes sein. Diese Stelle hätte sich um einvernehmliche Lösungen 
bemüht. Wäre das nicht möglich sein, hätte es eine schriftliche Empfehlung 
(daher: kein Urteil) an die Beteiligten gegeben. Ergänzt wurden diese Über-
leitungsbestimmungen noch durch eine „Zielvereinbarung zur Beteiligung bei 
der Gestaltung personeller und struktureller Maßnahmen in der Landesverwal-
tung“ vom 5.10.2005. Beteiligte waren die Landesregierung M-V, der DGB-
Nord, der Deutsche Beamtenbund und die Tarifunion Landesverbund M-V. 
Die Beteiligten einigten sich in dieser Vereinbarung auf:771

Tabelle 24: Zielvereinbarungen im Personalbereich

Verbund von Aufgabe und Personal (Sicherung von Fachwissen)

Entkoppelung des Verbundes nur aus sozialen Gründen (Erreichbarkeit)

keine Überleitung von Personalüberhängen

intensiven Meinungsaustausch und Einigung über Auswahlkriterien

freiwilliger Austausch zwischen Überhang und Kernbereich (Bestand)

hohes Maß von Sozialverträglichkeit der Maßnahmen.

Quelle: Eigene Darstellung

Mit Blick auf das Reformgesetz, das Überleitungsgesetz und diese Zielver-
einbarung waren die Eckpunkte für die Integration des Landespersonals 
weitgehend abgesteckt. Für die Überleitungsteile von Landesbehörden und 

770	 Vgl. ebenda §§ 8–10.
771	 Vgl. die Auflistung der Themen in § 4 der Zielvereinbarung.
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deren Personal war also im Grunde nur noch ihre organisatorische Einbin-
dung in den inneren Aufbau der Kreise und ihre weitere berufliche Entwick-
lungsperspektive (Bestandsschutz) unklar. Für die Personalintegration der 
Kreisbeschäftigten hingegen wurden mit Ausnahme des mittelfristigen Kün-
digungsschutzes kaum konkrete Vorgaben gemacht. 

Der Aufbaustab konnte hier auf Basis der allgemeinen gesetzlichen Be-
stimmungen zur Umbildung von Körperschaften (Behörden) bzw. zum Be-
triebsübergang772 eigene Steuerungsmechanismen entwickeln.773 Er konnte 
hier auf allgemeine Erfahrungen aus zurückliegenden Reformen und auf 
Erkenntnisse der Wissenschaft zurückgreifen. Die Entscheidungen im Steu-
erungsgremium wären zur Erhöhung der Akzeptanz einvernehmlich getrof-
fen worden (Mehrheits- oder Einstimmigkeitsprinzip). Die Chance dieses 
Autonomievorteils bestand darin, dass regional unterschiedliche und für die 
Systemmerkmale passende Regelungen hätten gefunden werden können. 

Demgegenüber wäre ein ungleich größerer Steuerungs- und Einigungs-
aufwand entstanden. Ungleichbehandlungen, Fehlentwicklungen und Eini-
gungsdefizite bei der Integration im Verhältnis der Regionen untereinander 
hätten verstärkt auftreten können. In der Vergangenheit in M-V und aktuell 
z. B. in Schleswig-Holstein774 wurden einheitliche Regelungen für das ge-
samte Integrationsverfahren vorgegeben. Für die Arbeitnehmer wurde ein 
entsprechender Tarifvertrag zur Verwaltungsreform zwischen den Spitzen-
vertretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber ausgehandelt. Auf diese Weise 
gilt landesweit ein eindeutiger Handlungsstandard. Regionale Besonderhei-
ten und individuelle Wünsche sind jedoch schwerer zu berücksichtigen.

Insgesamt betrachtet eröffnete der Reformprozess vor allem aus der 
Perspektive der zukünftigen Regionalkreise große Chancen.775 Das Res-
sourcengefüge (besonders Organisation und Personal) und deren Steue-
rung hätten umfassend optimiert werden können. Durch die Behörden-
neubildung (komplexe Fusion) waren die Strukturen und Prozesse tief 

772	 §§ 128 ff. Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.1999 (BGBl. I S. 654), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 05.12.2006 
(BGBl. I S. 2748); §§ 30 ff. des Landesbeamtengesetzes (LBG) zur Versetzung und Abordnung usw. 
(GVOBl. M-V 1998, S. 708) sowie entsprechende Regelungen des Tarifvertrages der Arbeitneh-
mer (TVöD vom 13.09.2005) i. V. m. § 613a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) sind für den Vorgang 
einschlägig.

773	 Die Anwendbarkeit der privatrechtlichen Regelungen zum Betriebsübergang im Sinne des 
§ 613a BGB für die Umbildung von öffentlich-rechtlichen Körperschaften sind allerdings in der 
Literatur umstritten. Vgl. verneinend dazu Litschen, Kai, 2006, Verwaltungsstrukturreform und Ar-
beitsrecht, In: Die Gemeinde SH 4/2006, 105 Nr.1.

774	 Vgl. Litschen, 2006, a. a. O., 105 ff.
775	 Vgl. Loff, Jens, 2004, Die Region Hannover. Ein Kurzporträt, In: Huber, Andreas et al., Public Mer-

ger, 365 ff.
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greifender veränderbar als durch isolierte Einzelmaßnahmen und Reformen 
der Binnenstrukturen.776 

Das gesamte System steht bei einer Fusion zur Disposition.777 Mit der 
Neubildung wäre eine neue Behörde geschaffen worden. Vorteile von Sys-
temmerkmalen der Ausgangsbehörden konnten verbunden und Nachteile 
ausgeglichen bzw. beseitigt werden.778 Im Idealfall wäre ein Quantensprung 
beim Leistungs- und Steuerungspotential möglich gewesen. Mit einer Be-
hördenneubildung hätten suboptimale Entwicklungspfade verlassen werden 
können.779

Stark ausgebremst und behindert wurde der gesamte Umsetzungspro-
zess jedoch durch die Unsicherheit der Beteiligten über die Verfassungsmä-
ßigkeit der Reform. 11 Landräte (von 12) und 24 Abgeordnete des Landtages 
(ehemalige CDU-Opposition) hatten gegen die Kernregelungen zur Kreis-
gebietsreform geklagt.780 Das Landesverfassungsgericht prüfte die Verein-
barkeit der Reform mit der Garantie der kommunalen Selbstverwaltung des 
Art. 72 Abs. 1 Satz 2 der Landesverfassung. Unabhängig vom Ausgang der 
Reform musste aber das Reformgesetz umgesetzt werden. Die Klagegegner 
verhielten sich dem entsprechend abwartend und verzögerten den Reform-
prozess. Aber auch die Befürworter konnten keine substanziellen strategi-
schen Entscheidungen zur Steuerung der Fusion treffen.

3.4.2	 Organisation und Arbeitsweise

Gemäß §§ 79 ff. des FKrG M-V trugen die Ausgangskreise und die bisher 
kreisfreien Städte die Hauptverantwortung für Planung, Vorbereitung und 
Organisation der Regionalkreisbildung. Ihre Vertreter im Aufbaustab be-
stimmten Ziele, Strategien, Maßnahmen und den Verlauf der Fusionsum-
setzung. Das Land hätte lediglich einen Zuordnungsplan für die übergehen-
den Aufgaben und das damit verbundene Personal erstellt. Erste Aufgabe für 
das Fusionsmanagement auf Kreisebene war die Konstituierung und inne-
re Organisation der Aufbaustäbe. Dieser erste Schritt als „Kick off“ war je-
doch aufgrund der massiven Reformgegnerschaft und des unentschiedenen 

776	 Vgl. Huber, Andreas, 2004, „Public Due Diligence“ – Von der Machbarkeitsstudie zur Entschei-
dungsfindung. Realistische Fusionserwartungen, realisierbare Synergiepotenziale, Machbar-
keitsstudien und die Schlüsse daraus, In: ebenda, 87. 

777	 Vgl. Fiedler, Jobst/Sponheuer, Birgit, 2004, Public Merger erfolgreich managen. Erfolgsfakto-
ren und Lehren aus Integrationsprozessen im privaten Sektor, In: ebenda, 102 und Huber/Berg-
mann, 2003, a. a. O., 304 ff.

778	 Vgl. ebenda.
779	 Vgl. Huber, 2004, a. a. O., 87.
780	 Vgl. LVerfGE M-V, 2007, a. a. O.
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Rechtsstreites schwierig.781 Gründung und innere Organisation der Mehr-
zahl der Aufbaustäbe verzögerte sich deshalb erheblich. 

Die Planungsarbeiten zur Vorbereitung der Reformumsetzung gingen 
nur sehr schleppend voran und wurden durch die Beteiligten vorsätzlich 
ausgebremst.782 Erst nach Ermahnungen durch das Innenministerium als 
Rechtsaufsichtsbehörde und den Verweis auf die Rechtskräftigkeit des Re-
formgesetzes nahmen schließlich alle Aufbaustäbe ihre Arbeit auf. Der Auf-
baustab für den Regionalkreis Westmecklenburg war demgegenüber Vor-
reiter.783 Landrat Rolf Christiansen (Kreis Ludwigslust) als Befürworter der 
Reform gelang es die übrigen Beteiligten in der Region zur aktiven Mitarbeit 
zu bewegen. Anfang Juni 2006 fand die konstituierende Sitzung des Auf-
baustabes statt.784 

Mitglieder des Aufbaustabes sind die Landräte der Ausgangskreise Lud-
wigslust, Parchim, Nordwestmecklenburg (NWM), der Oberbürgermeister 
der Stadt Schwerin sowie die Bürgermeisterin der Stadt Wismar (5 Betei-
ligte). Gewählt wurde der Landrat des Kreises NWM, Erhard Bräuning, als 
Vorsitzender und als Stellvertreter der Oberbürgermeister von Schwerin, 
Norbert Clausen.785 Auf dieser ersten Sitzung wurde eine Geschäftsordnung 
zur Regelung der inneren Organisation und Arbeitsweise beschlossen.786 

Grundsätzlich stand die Arbeit unter dem Vorbehalt des Verfassungs-
gerichtsurteils zur Rechtmäßigkeit der Reform. Es wurden namentlich für 
jeden Beteiligten Stellvertreter benannt (Beigeordnete).787 Der Aufbaustab 
tagte grundsätzlich einmal im Monat nichtöffentlich unter Leitung des Vor-
sitzenden.788 Neben den „geborenen“ Mitgliedern und deren Stellvertretern 
kraft ihrer Organstellung (Stimmrecht) konnten darüber hinaus noch „erko-
rene“ Mitglieder teilnehmen. 

Das waren Vertreter des Landes, der Personalvertretung und ein Mitglied 
der Arbeitsgemeinschaft für die Interessen von Schwerbehinderten (Re-
derecht zur Beratung).789 Auf Beschlussfassung des Aufbaustabes konnten 
zu speziellen Themen weitere Personen hinzugezogen werden. Die Sitzun-
gen fanden im Wechsel bei den beteiligten Körperschaften statt. Beschluss-
fähigkeit wurde nur durch Anwesenheit aller Stimmberechtigten erreicht. 

781	 Vgl. Müller um 14.00 Uhr sowie Wesser um 11.00 Uhr im Gespräch am 10.01.2007.
782	 Vgl. ebenda.
783	 Vgl. ebenda.
784	 Vgl. Stadt Schwerin, 2006, Pressemitteilung vom 16.06.2006.
785	 Vgl. ebenda.
786	 Vgl. Aufbaustab Westmecklenburg, 2006a, Geschäftsordnung vom 15.06.2006.
787	 Vgl. ebenda.
788	 Vgl. ebenda, § 3.
789	 Vgl. ebenda.
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Die Beratungsergebnisse waren zu protokollieren.790 Das Steuerungs-
gremium verpflichtete sich zum einvernehmlichen Handeln.791 Beschlüsse 
zur Kreisneubildung mussten einstimmig gefasst werden. Ansonsten galt 
die einfache Mehrheit. Zur Konkretisierung der Einstimmigkeitsregel und 
Vermeidung von Streitfällen über die Gültigkeit von Beschlüssen wurde ein 
Themenkatalog festgeschrieben. Dieser Themenkatalog umfasste im Grun-
de alle im Reformgesetz genannten Entscheidungs- und Steuerungskompe-
tenzen zur Reformumsetzung:792

1.	 Übergang und Zusammenführung des Personals (Personalintegration)
2.	 Strategien zur organisatorisch-technischen und finanziellen Fusion
3.	 Auseinandersetzung über das Grundvermögen
4.	 Angleichung von Raumplanung und Kreisrecht
5.	 Eckpunkte zur kommunalen Kooperation
6.	 Bestimmung eines Übergangslandrates und dessen Stellvertreter

Zur Koordination der Arbeit des Aufbaustabes wurde eine Geschäftsstelle 
geschaffen.793 Diese war an die Körperschaft des Vorsitzenden angekoppelt. 
Der Personalbedarf wurde angemessen von den beteiligten Körperschaften 
getragen. Für die fundierte Bearbeitung der verschiedenen Fusionsthemen 
wurden der Geschäftsstelle Projektgruppen zugeordnet:794

1.	 Finanzen, Recht, Informationstechnik, 
2.	 Personal und Organisation, 
3.	 Koordination der politischen Gremien (auch Bürgerengagement) und 
4.	 für die einzelnen Fachaufgaben z. B. Fachdienste Jugend und Soziales.

790	 Vgl. ebenda.
791	 Vgl. ebenda § 3a.
792	 Vgl. ebenda § 3 Abs. 2.
793	 Vgl. ebenda § 4.
794	 Vgl. ebenda § 4 Abs. 4.
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Projektgruppe 1

Finanzen

Projektgruppe 2

Recht

Projektgruppe 3

IT

Projektgruppe 4
Personal/

Organisation

Projektgruppe 5
Koordination
pol. Gremien

Projektgruppe 6
Koordination

themenspez. AGen

Büroorganisation

Geschäftsstelle
Leiterin

Vorsitz: Landrat Nordwestmecklenburg
Stellvertreter: Oberbürgermeister Schwerin

Mitglieder:
Oberbürgermeister Schwerin
Oberbürgermeisterin Wismar
Landrat Ludwigslust
Landrat Nordwestmecklenburg
Landrat Parchim

Abbildung 31: Aufbaustab mit Projektorganisation
Quelle: Eigene Darstellung 

Getragen wurden die Projektgruppen gemeinsam von den fünf Körper-
schaften.795 Jedes Mitglied des Aufbaustabes entsendete pro Projektgruppe 
einen Mitarbeiter und übernahm mindestens für eine Gruppe die Leitung. 
Der Projektleiter wurde von der Projektgruppe bestimmt, vom Aufbaustab 
legitimiert und vom Vorsitzenden bestellt.796 Soweit der Arbeitsumfang es 
notwendig machte, konnten für jede Projektgruppe auf Beschluss des Auf-
baustabes Unterarbeitsgruppen gebildet werden. 

Zur Organisation und Arbeitsweise der Projektarbeit hatte der Auf-
baustab eine Verfahrensordnung beschlossen.797 Dieser Kontext ermöglich-
te der Fusionsorganisation die Funktionen der zentralen Entscheidung und 
Lenkung, Arbeitskoordination und flexible Themenbearbeitung zu erfüllen. 
Damit wurde eine effektive Rahmenstruktur für die Steuerung des weite-
ren Fusions- und Integrationsprozesses zur Bildung des Regionalkreises 
geschaffen.798 

Diese Vorgehensweise entsprach weitgehend den „Ratschlägen“ der Fu-
sionswissenschaftler und den Erfahrungen in der Fusionspraxis. Trotzdem 

795	 Vgl. ebenda.
796	 Vgl. ebenda.
797	 Vgl. ebenda § 4 Abs. 5.
798	 Vgl. Will, 2005, a. a. O., 7 ff. und Loff, 2004, a. a. O., 365 ff.
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gab es Verbesserungsbedarf. Im Sinne einer integrierten und ganzheitlichen 
Fusionssteuerung hätte die Projektorganisation für die Querschnittsfunktio-
nen noch um die Projektgruppen 

1.	 Kommunikation des Reformprozesses
2.	 Geschäftsziele, Strategische Steuerung und Leitbild
3.	 Beschaffung, Beteiligungs- und Gebäudemanagement
4.	 „Resonanz“ zur internen Reflektion der Vorschläge

erweitert werden sollen.799 Es bestand die Gefahr, dass diese wichtigen Aufga-
ben innerhalb der übrigen Projektgruppen bzw. im Bereich der zentralen Fu-
sionssteuerung untergehen hätten können. Ohne eine reformwertorientierte 
Kommunikationsstrategie konnten Missverständnisse, Informationsdefizite 
und Verlustängste bei den Mitarbeitern entstehen.800 Die Meinungsbildung 
der Mitarbeiter wurde erschwert und konnte zu negativen Einstellungen 
führen. Defizite bei der Einigung auf gemeinsame neue Geschäftsziele, eine 
Steuerungsstrategie und ein Leitbild konnte zu Führungs- und Identitäts-
defiziten führen.801 Die Vorbereitung der Zusammenführung der Beschaf-
fungs-, Beteiligungs- und Gebäudeverwaltung wäre eigentlich ein Kernbe-
standteil der Umsetzungsplanung gewesen. 

Analyse- und Steuerungsdefizite hätten Synergieverluste bewirken kön-
nen. Durch Bildung einer Resonanzgruppe wäre die Spiegelung der Pro-
jektarbeit und auch der zentralen Lenkung (Aufbaustab) unabhängiger von 
funktionalen Eigeninteressen möglich gewesen.802 So wäre „Betriebsblind-
heit“ vermieden worden. In dieser „Resonanzgruppe“ hätte auch externer 
wissenschaftlicher Sachverstand vertreten sein können. Ein Fusionsexperte 
aus der Wissenschaft hätte auch mit seinen Kenntnissen die Steuerungstä-
tigkeit des Aufbaustabes beratend begleiten können.803 Im Übrigen war das 
Einstimmigkeitsprinzip bei den Kernthemen zur Fusion nicht zweckmäßig. 
Einigungsaufwand, Nichteinigung und Minimalkonsens konnten den Fusi-
onsprozess unnötig verlangsamen und seine Ergebnisse beeinträchtigen. 

Beachtet werden musste dabei, dass aus Effektivitätsgründen auch die 
Projektgruppen und deren Untergliederungen ebenfalls einstimmig abstim-
men hätten müssen. Die qualifizierte Mehrheit (50 % der Stimmen plus 1 
Stimme der Mitglieder) wäre für die meisten Fusionsthemen effektiver ge-
wesen. Unzweckmäßig wirkte auch die mangelhafte Beteiligung des Landes 

799	 Vgl. ebenda.
800	 Vgl. ebenda.
801	 Vgl. ebenda.
802	 Vgl. ebenda.
803	 Vgl. ebenda.
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bei der Fusionssteuerung mit Blick auf den Integrationsbedarf infolge der 
Kommunalisierung. So hätten Vertreter des Landes in die Entscheidungs- 
und Arbeitsstruktur des Fusionsprozesses aktiv einbezogen werden sollen. 

Es hätte sich eben nicht nur um eine horizontale Zusammenlegung 
gleich aufgebauter Behörden, sondern um eine komplexe Behördenneubil-
dung gehandelt. Der mangelnde Einfluss auf die organisatorisch-technische 
Gestaltung der Fusion stand im deutlichen Widerspruch zum Personalstatus 
dieser Beschäftigten. Es wäre demnach zu befürchten gewesen, dass diese 
Mitarbeiter innerhalb der neuen Organisation ein „Eigenleben“ geführt hät-
ten. Parallelstrukturen hätten die neue „Einheit der Verwaltung beim Kreis“ 
behindern können. Integrationsdefizite wären die Folge gewesen.

3.4.3	  Ergebnisse und Perspektiven

Der Aufbaustab Westmecklenburg und seine Projektgruppen hatten mit 
Blick auf die Randbedingungen für die Fusionstätigkeit schon viele gute 
Ergebnisse vorzuweisen. Die Projektgruppe 4 – Personal und Organisation 
– hatte z. B. schon einen Vorschlag zur Grobstruktur des Behördenaufbaus 
gemacht.804 Wegen der überwiegend positiven Erfahrungen mit dem Neu-
en Steuerungsmodell (vor allem beim Landkreis Ludwigslust805) diente das 
Konzept der dezentralen Führung- und Organisation als Vorbild. Insoweit 
wurde der Rahmen für eine Konzernstruktur des neuen Regionalkreises vor-
gegeben.806 Die Führungsspitze der neuen Kreisverwaltung hätte ein Ver-
waltungsvorstand gebildet. Dieser Vorstand wäre aus dem Landrat und den 
Beigeordneten gebildet worden. Zur direkten Führungsunterstützung hätten 
Stabsstellen gebildet werden können. Dem Vorstand wäre eine Geschäfts-
stelle zur Koordination und Vorbereitung der Leitungsaktivitäten zugeordnet 
gewesen.

Sie hätte die Funktion einer Schnittstelle zwischen den Verwaltungsdiens-
ten, dem Kreistag und der Öffentlichkeit erfüllt. Die zentralen Steuerungs-
funktionen wären von den Steuerungsdiensten Finanzen, Organisation und 
Personal, Controlling und Informationstechnik wahrgenommen worden. 
Zur Bearbeitung der Fachaufgaben hätten einzelne Fachdienste wie z. B. 
Jugend, Soziales und Schule gebildet werden können. Zur Unterstützung 

804	 Vgl. Aufbaustab Westmecklenburg, 2006c, Vorschlag zur Grobstruktur der Behördenorganisation 
des Regionalkreises vom 15.09.2006.

805	 Vgl. Landkreis Ludwigslust, 2001, Bericht zur Einführung einer neuen Aufbauorganisation mit 
dezentraler Ressourcenverantwortung beim Landkreis Ludwigslust und Landkreis Ludwigslust, 
2000, Bericht über erste Erfahrungen mit der Verwaltungsstrukturreform und dem Neuen Steu-
erungsmodell mit dem Projektnamen „Landratsamt 2000“.

806	 Vgl. Projektgruppe Organisation und Personal, 2006, Protokoll der ersten Sitzung vom 28.06.2006.



235Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

der Steuerungs- und Fachdienste wären Servicedienste wie z. B. Bürgerbüro, 
Kasse, Recht eingerichtet worden. Diese am NSM807 orientierte dezentrale 
Konzernstruktur setzt auf flache Hierarchien und Ausweitung der Verant-
wortung bei den Arbeitseinheiten und einzelnen Mitarbeitern. Charakteris-
tisch für dieses Organisationsmodell ist:

1.	 Steuerung über Zielvorgaben, Produktgliederung und Ergebnisse
2.	 Anreicherung und Verdichtung der Arbeit
3.	 Verbindung von Fach- und Ressourcenverantwortung
4.	 Vergrößerung der Leitungsspanne und der Organisationseinheiten
5.	 Anwendung ganzheitlicher Finanz- und Produktsteuerung (Doppik, 

Controlling).
6.	 Moderne Personalsteuerung (Leistung, Flexibilität, Potentialentwicklung)

Durch diese Konfiguration soll die klassische mechanisch, kleinteilige Be-
hördenorganisation überwunden werden. Diese erscheint mit ihrer detail-
lierten Regulierungs- und Leitungsdichte, ihrer Atomisierung der Arbeit und 
der Input-Orientierung nicht mehr den Anforderungen zu entsprechen.808 
Umweltkomplexität, Potentiale, Kompetenzen und Bedürfnisse von Mit-
arbeitern und Führungskräften haben sich im Laufe des 20. Jahrhunderts 
deutlich gewandelt.809 Die etablierten, vorhandenen Strukturen, Prozesse 
und Kulturen der traditionellen Behördenlandschaft wurden nur langsam 
nach dem Reformmodell NSM angepasst. In Ostdeutschland und speziell 
Westmecklenburg wurde allerdings schon kurz nach der Behördenbildung 
ab 1996 versucht, eine moderne Steuerung durchzusetzen.810 

Der Landkreis Ludwigslust gilt dabei mit seinem Reformmodell Land-
ratsamt 2000 auch bundesweit als Vorreiter einer neuen Behördenkultur.811 
Auch bei der Stärkung der interkommunalen Kooperation ist der Landkreis 
Ludwigslust zentraler Impulsgeber. In Anwendung des Steuerungsprin-
zips „Wer kann welche Leistung am besten erfüllen?“ wurde versucht, das 

807	 Vgl. Jann, 2005, a. a. O., 74 ff. und KGSt.-Bericht, 1993, a. a. O.
808	 Vgl. ebenda.
809	 Vgl. Korintenberg, 1997, a. a. O.
810	 Vgl. Lutz, Stefan/Wegrich, Kai, 1996, Transformation und Modernisierung der Kommunalverwal-

tung in Mecklenburg-Vorpommern. Zum Aufbau „von oben“ zur Reform „von unten“? In: Eisen, 
Andreas/Wollmann, Helmut, Institutionenbildung in Ostdeutschland. Zwischen externer Steue-
rung und Eigendynamik, S. 263 ff.

811	 Vgl. Wegrich, Kai, 1998, Zur Entwicklungslogik kommunaler Reformpolitik in Ostdeutschland – 
Diskutiert am Beispiel von vier Stadt- und Kreisverwaltungen, In: Grunow, Dieter/Wollmann, Hel-
mut, Lokale Verwaltungsreform in Aktion: Fortschritte und Fallstricke, S. 291 ff.
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Kooperationspotential in definierten Aufgabenfeldern auszuschöpfen.812 So 
sollten die Verwaltungsleistungen durch Stärkung der regionalen und örtli-
chen Zusammenhänge optimiert und eine mögliche Strukturreform geför-
dert werden. Kooperationsziele waren:

1.	 Bürger- und Kundennähe
2.	 Erzielung von Synergieeffekten
3.	 Qualitätsverbesserung.

Folgende Aufgaben werden daraufhin in Kooperation erledigt:813

1.	 Kataster- und Vermesserung (Projekt GeoLUST)
2.	 Straßenverkehrszulassung
3.	 Veterinär- und Lebensmittelüberwachung
4.	 Integrierte Leitstelle für Rettungsdienst, Feuerwehr und Gefahrenabwehr
5.	 Kasse und Vollstreckung
6.	 Bürgerbüro und ÖPNV
7.	 Gesundheits- und Einwohnermeldewesen
8.	 e-Government (Media@komm-Transfer)

Mit der Behördenneubildung wollten die beteiligten Körperschaften die-
sen erfolgreichen Entwicklungspfad in der Region fortsetzen814 und eine 
einheitliche moderne Kreisbehörde konfigurieren. Die Projektgruppe hatte 
mit Blick auf die Rahmenbedingungen und Datenlage ihre Planungsarbeit 
strukturiert:815

1.	 Erarbeitung eines gemeinsamen Konzeptes zur Personalentwicklung
2.	 Vorbereitung der Einführung des Neuen Steuerungsmodells
3.	 Durchführung der Personalauswahl zur Stellenbesetzung der Füh-

rungskräfte
4.	 Verdichtung der Kooperation bei Beteiligungen, Eigenbetriebe usw.
5.	 Abgestimmte Verfahrensweise zur Besetzung von freien Stellen bis 2009
6.	 Abgestimmte Einführung der Leistungsvergütung nach TVöD

812	 Vgl. Landkreis Ludwigslust, 2004, Beschlussvorlage für den Verwaltungsvorstand zur kommuna-
len Zusammenarbeit mit anderen Gebietskörperschaften. Ziele, Rahmenbedingungen und Or-
ganisation.

813	 Vgl. Landkreis Ludwigslust, 2005, Bericht der Verwaltung an den Kreistag zur Kooperation des 
Landkreises Ludwigslust mit den Gebietskörperschaften in Westmecklenburg und den Kommu-
nen, Ämtern und amtsfreien Gemeinden im Landkreis – Stand Oktober 2005.

814	 Vgl. Projektgruppe Organisation und Personal, 2006, Protokoll der ersten Sitzung, a. a. O.
815	 Vgl. ebenda.
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Ein gemeinsames Konzept zur Personalentwicklung hätte die Projektgruppe 
erst im Jahr 2008 vorlegen können. Vorher mussten die Personaldaten und 
die Zuordnungspläne vom Land und den kreisfreien Städten vorgelegt wer-
den.816 Mit dem Entwurf zur dezentralen Konzernorganisation wurde schon 
ein erster Baustein zur Einführung des NSM vorgelegt. Da im Zuge der Fu-
sion ein Teil der Stellen künftig weggefallen wären, hatte die Projektgruppe 
sich rechtzeitig mit dem Personalabbau beschäftigt.817 Um zukünftig Überal-
terung der Belegschaft zu vermeiden und Nachwuchsmangel vorzubeugen, 
wurden verschiedene Varianten der Altersteilzeit geprüft. Die Projektgruppe 
hatte sich für das betriebswirtschaftlich optimale Modell der Altersteilzeit im 
Blockmodell (Laufzeit 8 Jahre) entschieden.818

Hinsichtlich der Besetzung von Führungspositionen bis 2009 sollte von den 
Möglichkeiten der Stellenbesetzung auf Zeit (§ 32 TVöD) Gebrauch gemacht 
werden. Außerdem sollte es bis zur Neubildung gemeinsame Führungen ge-
ben. Es hätte also bei frei werdenden Stellen eine behördenübergreifende Perso-
nalunion auf Zeit gegeben.819 Höhergruppierungen und Beförderungen sollten 
in der Übergangszeit bei Führungskräften durch eine Stellenzulage vermieden 
werden. Die Stellenbesetzung auf Probe bot sich nur im Tarifbereich wirklich 
an, da nicht auf Dauer besetzt werden sollte.820 Gem. § 28 LBG M-V muss bei 
Bewährung des Beamten, die Führungsposition auf Dauer übertragen werden. 
Bis zur Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Kreisgebietsreform im Juli 
2007 hatte die Projektgruppe am Verfahren zur Stellenbesetzung und weiteren 
Verdichtung der interkommunalen Kooperation gearbeitet.821 

Am 11.09.2007 fand die letzte Sitzung des Aufbaustabes statt.822 Die Mit-
glieder einigten sich auf die Fortsetzung der Bemühungen zur Verwaltungs-
kooperation. Durch konstruktives Zusammenwirken sollen negative Auswir-
kungen durch Reformstau vermieden werden. Die Reformbefürworter des 
Kreises Ludwigslust beurteilen die zwangsweise Beendigung der Fusionsar-
beit als Rückschritt und verpasste Chance. Aus ihrer Perspektive können durch 
Kooperationen im Vergleich zur Fusion nur suboptimale Verbesserungen für 
einzelne Aufgaben erreicht werden. Eine umfassende Optimierung der Steu-
erungs- und Leistungsstruktur wäre nur durch die Regionalkreisbildung mit 
dezentraler Konzernorganisation möglich gewesen.823

816	 Vgl. ebenda.
817	 Vgl. ebenda.
818	 Vgl. ebenda. und Aufbaustab Westmecklenburg, 2006d, Beschlussvorlagen für die Sitzungen 

vom 24.11.2006.
819	 Vgl. ebenda.
820	 Vgl. ebenda.
821	 Vgl. ebenda.
822	 Vgl. Wesser, a. a. O.
823	 Vgl. ebenda.
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Insoweit kann das neue Kreisstrukturmodell nur bedingt den Interes-
sen der betroffenen Ausgangskreise in Westmecklenburg gerecht werden. 
Eine Ausrichtung der Kreisverwaltung an den sozioökonomischen Ver-
flechtungen der Region Westmecklenburg ist nach dem Urteil des Verfas-
sungsgerichtes nicht mehr vorgesehen. Die Region soll zukünftig aus dem 
bisherigen Kreis Nordwestmecklenburg einschließlich der bisher kleinen 
kreisfreien Stadt Wismar und einem neu zu bildenden Kreis Südwestmeck-
lenburg bestehen.824 Der Fusionsprozess würde damit im Wesentlichen auf 
die Altkreise Ludwigslust und Parchim sowie die Integration von Wismar in 
den Kreis Nordwestmecklenburg beschränkt bleiben. Die Einkreisung der 
Landeshauptstadt Schwerin und ihre Integration in einen Umlandkreis sind 
nicht mehr geplant.825 Insoweit würde in Westmecklenburg eine klassische 
Gebietsreform nach dem Paarmodell durchgeführt werden (siehe dazu Ka-
pitel 2 dieser Arbeit).

Effektivitätssteigerungen wie bei Realisierung des Regionalkreismodells 
können somit nur teilweise erreicht werden. Im Gegenzug bleiben aber auch 
mögliche negative Auswirkungen im Zuge von Distanzsteigerung für die po-
litische Beteiligung und für die Verwaltung in engen Grenzen. Ebenso fällt 
der Fusions- und Integrationsaufwand wahrscheinlich deutlich geringer aus. 
Entlastend wirkt dabei der Umstand, dass der Dezentralisierungsumfang ge-
genüber der früher geplanten großen Variante einer Funktionalreform auf 
wenige Aufgaben und Dienststellen reduziert wurde.826 

Insgesamt betrachtet werden die Reformakteure in der Region jedoch 
von den Erfahrungen aus dem fortgeschrittenen Planungsprozess des Vor-
gängervorhabens stark profitieren. Planung- und Koordination können so-
mit zügiger voranschreiten.

824	 Vgl. Landesregierung, 2009, Gesetzentwurf vom 10.02.2009, a. a. O., 105 ff.
825	 Vgl. ebenda.
826	 Vgl. Pressemitteilung der Landesregierung M-V Nr. 114/2009 vom 12.05.2009.
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3.5	 Steuerungsoptionen zur Personalintegration

3.5.1	 Grundlagen der Integrationssteuerung

Zentrale Herausforderung für die Fusions- und Integrationssteuerung war 
die Integration des Personals827 der Ausgangsbehörden in den Regionalkreis. 
Steuerungsziel war die Bildung eines  gemeinsamen Personalkörpers. Dazu 
musste das vorhandene Ausgangspersonal den Arbeitsstellen der neuen 
Kreisorganisation zugeordnet werden. Volumen und Komplexität der Per-
sonalintegration wären dabei weit über das Maß der alltäglichen sowie der 
durch Binnenreform und allgemeinem Personalabbau induzierten Steue-
rungsanforderungen hinaus gegangen. Die Neubildung der Kreisorganisa-
tion wäre mit der Auflösung der bestehenden Organisationsstrukturen und 
Arbeitsbedingungen einher gegangen. Alle Dimensionen der Personalsteue-
rung waren deshalb relevant. Das Organisations- und Personalmanagement 
war also mit einem außergewöhnlichen Steuerungsaufwand konfrontiert.

Dieser Steuerungsaufwand hätte nur durch eine sorgfältige, integrierte 
und mitarbeiterorientierte Steuerungssystematik erfolgreich bewältigt wer-
den können. Die Fusionsleitung hätte die Mitarbeiter in die Erarbeitung der 
Konzepte, Strategien und Verfahren zur Gestaltung der Personalintegration 
einbeziehen sollen.828 Prozesse hätten so vereinfacht und beschleunigt wer-
den können. Konflikte wären vermeidbar und Entwicklungsmöglichkeiten 
erkennbar gewesen. Insgesamt hätte dieses Vorgehen die Akzeptanz und 
damit den Zusammenhalt sowie die Bindung zur neuen Behördenorgani-
sation gefördert. So wäre aus dem Integrationsprozess heraus eine dienst-
leistungs- und bürgerorientierte Vertrauenskultur entstanden. Basis der 
Integrationssteuerung hätte eine fundierte Personalplanung durch Analyse 
von Personalbestand und Personalbedarf sein sollen.829 Anhand dessen wäre 
durch Prüfung des Leistungs- und Entwicklungspotentials das Personalaus-
wahlverfahren möglich gewesen. 

Es hätte geprüft werden können, welche Beschäftigten ihre bisherige Ar-
beit weiterhin ausüben sollen. Bewerber, die nicht analog ihrer bisherigen 
Stelle hätten eingesetzt werden können, wären in einen Pool für Personal-
überhang gelangt. 

827	 Vgl. Mayerhofer, Helene, 2003, Personalpolitische Aufgaben im Rahmen von Fusionen, Hand-
buch Fusionsmanagement, 7 ff. und Jäger, Michael, 2004, Personalabbau – persönliche Katastro-
phe oder fusionsbedingte Notwendigkeit? In: Huber, Andreas et al., a. a. O., 226 ff.

828	 Vgl. Fiedler, 2004, a. a. O., 117.
829	 Vgl. Mayerhofer, 2003, a. a. O., 22 ff. und die Ausführungen zur Mitarbeiterbeteiligung in dieser Ar-

beit.
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Abbildung 32: Verfahren zur Personalintegration
Quelle: Eigene Darstellung

Diese Beschäftigten hätten zukünftig operativ für kurzfristige Arbeitsspit-
zen oder Zukunftsprojekte eingesetzt werden können. Darüber hinaus wäre 
durch aktivierende Überhangsteuerung die Suche nach Beschäftigungsopti-
onen verwaltungsintern oder extern möglich gewesen.830 Diese Beschäftig-
tengruppe hätte aktiv durch Übergangsgeld, Qualifizierung, Arbeitszeitflexi-
bilisierung und Vermittlungsinitiativen unterstützt werden können. „Harte“ 
und „passive“ Trennungsinstrumente wie Auflösungsvertrag und Abfindung 
sowie betriebsbedingte Kündigung nach Ablauf der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist wären die Ausnahme gewesen. Die Integrationssteuerung hätte 
einen integrierenden und aktivierenden Charakter haben sollen.

Zusammen mit dem Mitarbeiter hätten seine Einsatz- und Entwick-
lungspotentiale analysiert und bewertet werden können. Durch integriertes 
Personalmanagement hätte die Option bestanden durch Potentialanalyse 
und Personalentwicklung die Beschäftigungschancen auszuweiten. Da-
durch wären für den Beschäftigten UND für die Verwaltung zusätzliche, 
neue und höherwertige Beschäftigungsmöglichkeiten erschließbar gewesen. 
Ein so qualifizierter und geförderter Mitarbeiter hätte dann auch außerhalb 
der Verwaltung mit Hilfe „seines“ Personalmanagers die Karriere fortsetzen 

830	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 226 ff.
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können. Arbeitszufriedenheit und die Bereitschaft zur Veränderung hätten 
so die effektive Gestaltung der Verwaltung befördert.

3.5.2	 Personalbedarfsplanung

Die Personalplanung umfasst die Feststellung des kurz-, mittel- und lang-
fristig benötigten Personalbedarfs.831 Der Personalbedarf wird quantitativ 
nach Anzahl und qualitativ nach Anforderungsprofilen bestimmt. Basis der 
Bedarfsplanung ist die Analyse und Bewertung des Personalbestandes.832 
Dazu wird zunächst die vorhandene Belegschaft nach Alter, Geschlecht, Be-
schäftigungszeit sowie Kenntnis- und Fähigkeitspotentialen kategorisiert. 
Durch Auswertung der Personalstatistik wird dann die vorhandene und zu-
künftig gewünschte Zahl an Mitarbeitern pro Personalkategorie bestimmt.833 
Vor dem Hintergrund der strategischen Neuausrichtung einer Verwaltung 
bietet sich die Bewertung des Personals mit Hilfe einer Portfolioanalyse an. 
Der Personalbestand wird bei dieser Analyse grob in einer Vier-Felder-Matrix 
nach den Bewertungsdimensionen Entwicklungspotential und Leistungsver-
halten eingeschätzt. Dadurch entstehen vier Bestandskategorien:834

1.	 „?“-Mitarbeiter, deren zukünftige Entwicklung ungewiss ist.835

2.	 Stars-Mitarbeiter“ mit hohem Leistungs- und Innovationspotential.
3.	  „Routine-Mitarbeiter“ (Kernbelegschaft) mit guten Leistungen, aber 

geringer Innovationsbereitschaft (geringe Bereitschaft zur Weiterent-
wicklung).

4.	 „Problem-Mitarbeiter“ mit schlechten Leistungen und geringem  
Potential.836

831	 Vgl. Hopp, Helmut/Göbel, Astrid, 2004, Management in der öffentlichen Verwaltung. Organisati-
on und Personalarbeit in modernen Kommunalverwaltungen, 278 ff.

832	 Vgl. Mayerhofer, 2003, a. a. O., 26 ff.
833	 Vgl. ebenda.
834	 Vgl. ebenda, 27–28.
835	 Eigene Berechnung zum Vergleich mit den übrigen Prozent-Angaben.
836	 Ebenso.
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Abbildung 33: Bewertungsmatrix – Personalbestand
Quelle: Eigene Darstellung nach Meyerhofer 2003

Zentrales Anliegen der Personalplanung im Fusionsprozess wäre die Ver-
meidung der Abwanderung von Spitzenkräften und Schlüsselarbeitskräften 
(Merger-Syndrom) gewesen.837 Diese hätten speziell in den Fusionsprozess 
eingebunden und gefördert werden sollen. Für den Erfolg des Vorhabens 
insgesamt war die Überzeugung der Kernbelegschaft von den Entwicklungs-
chancen des Vorhabens wichtig. Der Umgang mit „Problem-Mitarbeitern“ 
wäre aufgrund des Kündigungsschutzes besonders schwierig gewesen. Von 
ihnen hätte sich die Behörde eigentlich trennen müssen und versuchen sol-
len behördenexterne Entwicklungsoptionen zu finden. Im Anschluss an die 
Bestandsanalyse und Bewertung wäre die eigentliche Bedarfsplanung für die 
neue Behörde erfolgt. Grundsätzlich wären die beiden Planungsstrategien 
Aufgaben- und Kostenorientierung denkbar gewesen.838

Bei der Aufgabenorientierung erfolgt die Ableitung des Personalbedar-
fes aus der Bewertung der Arbeitslast der Aufgaben (Induktiv).839 Mit dieser 
Strategie wird versucht den Bedarf anhand des Arbeitsaufwandes und des-
sen Entwicklung zu berechnen bzw. zu schätzen. Sie ist je nach Analyse-Ver-
fahren sehr aufwendig, bewirkt aber durch die Produktionsperspektive ein 
nachhaltigeres Wirtschaften. Die kostenorientierte Planungsstrategie wird 
aus der Finanzplanung abgeleitet (Deduktiv).840 Im Mittelpunkt steht die Re-

837	 Vgl. ebenda, 29.
838	 Vgl. ebenda, 29 ff.
839	 Vgl. ebenda.
840	 Vgl. ebenda, 33 ff.
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duktion von Personalkosten bei gleicher oder sogar gesteigerter Leistung. 
Strategieziel ist die Realisierung von Kosten- und Leistungssynergien in den 
Organisationseinheiten in betriebswirtschaftlichem Sinne. 

Verwaltungsreformen nur eindimensional kosten- oder aufgabenorien-
tiert zu betrachten erscheint allerdings im Sinne von Wirkungsorientierung 
der Verwaltung nicht sinnvoll zu sein. Beide Ziele sind zumindest gleichwer-
tig. Insofern sollte der Personalbedarf durch eine hybride Strategie bestimmt 
werden. Zur Bemessung des aufgabenorientierten Personalbedarfes werden 
allgemein zwei Kategorien von Verfahren unterschieden: Analytische und 
Summarisch-empirische Verfahren:841

1.	 Analytische Verfahren
1.1.	 Berechnung (z. B. Rosenkranz-Formel)
1.2.	 Schlüsselzahlenmethode
1.3.	 Richtwertmethode

2.	 Summarisch-empirische Verfahren
2.1.	 Empirische Schlüsselzahlen
2.2.	Konzeptionelle Schlüsselzahlen
2.3.	Behördenvergleiche

Durch analytische Verfahren wird versucht das Arbeitsvolumen und die be-
nötigte Arbeitszeit exakt zu messen.842 Diese Verfahren setzen allerdings 
Standardisierung, geringe Arbeitstiefe und hohe Häufigkeit voraus. Zur Ver-
meidung von zeitaufwendigen Messungen und Berechnungen kann auf ei-
gene Schlüsselzahlen früherer Bemessungen oder auf Richtwerte der KGSt 
zurückgriffen werden. Viele Aufgaben in der Verwaltung eignen sich indes-
sen nicht für diese detaillierte Aufgabenanalyse.843 Zur Bestimmung ihres 
Personalbedarfes werden langjährige Erfahrungswerte, politische Zielset-
zung oder Behördenrelationen genutzt. Im Ergebnis der Festlegung des Ver-
hältnisses zwischen Arbeitslast und Personal in Zeiteinheiten (Vollzeit- oder 
Teilzeitäquivalente) kann das aktuell benötigte Personalvolumen bestimmt 
werden. Diese Zahl wird als Brutto-Personalbedarf bezeichnet.844

Mit der Ermittlung des aktuell benötigten Brutto-Personalbedarfes ist 
die strategische Personalplanung aber noch nicht abgeschlossen. Zur Ge-
währleistung der dauerhaften Arbeitsfähigkeit der Verwaltung müssen Än-
derungen des Brutto-Personalbedarfes eingeplant werden. Planziel ist die 

841	 Vgl. Hopp/Göbel, 2004, a. a. O.
842	 Vgl. ebenda.
843	 Vgl. ebenda.
844	 Vgl. ebenda.
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Bestimmung des Ersatz- und des Neubedarfes an Personal (Netto-Bedarf).845 
Der Ersatzbedarf ergibt sich durch Saldierung der Abgangs- und Zugangs-
zahlen. Folgende Abgangsgründe sind maßgeblich:

1.	 Altersgrenze, Dienstunfähigkeit und Sterbefall
2.	 Beurlaubung, Teilzeitbeschäftigung und Kündigung
3.	 Versetzungsabgang und Aufstieg in eine höhere Laufbahn

Folgende Zugangsgründe können unterschieden werden:

1.	 Abschluss der Ausbildung und Neueinstellung
2.	 Aufstieg aus einer niedrigeren Laufbahn
3.	 Versetzungszugang und Ende der Beurlaubung

Neubedarf ergibt sich aus der Aufgabenentwicklung, der organisatorisch-
technischen Veränderung und dem Produktivitätswandel. Zur kurzfristigen 
Planung ist nur der Netto-Personalbedarf (Änderung im Bestand) maßgeb-
lich. Für die langfristige Planung müssen auch Änderungen beim Brutto-
Personalbedarf einbezogen werden.846 

Neben der Ermittlung des quantitativen Personalbedarfes ist auch die 
Bestimmung des qualitativen Personalbedarfes wichtig. Auf Basis der Ist-
Qualifikation werden Änderungen in der Qualifikationsstruktur infolge von 
Fluktuation, Fortbildung oder Job-Rotation analysiert. Daraus ergibt sich der 
kurzfristige qualitative Bedarf.847 Der mittel- und langfristige Bedarf wird 
durch Analyse von Aufgabenwandel, technischer Innovationen und durch 
Änderungen der Verwaltungssteuerung ermittelt. Durch Saldierung der Soll 
und Ist-Qualifikation wird der Qualifikationsbedarf bestimmt. 

Dieser wird durch Personalbeschaffung und durch Personalentwicklung 
gedeckt.848 Ausgangspunkt für die Bestimmung des aufgabenbezogenen 
quantitativen und qualitativen Personalbedarfes sind Arbeitsumfang und 
Arbeitsanforderungen. Beides ergibt sich endogen aus Regulierungs- und 
Leistungsgesetzen und den Zielvorgaben der Kreispolitik sowie exogen aus 
der Regulierungs- und Leistungsnachfrage aus dem Kreisgebiet.849 Die Aus-
prägung des Aufgabenkataloges basiert also aus der Wechselwirkung zwi-
schen Steuerungssubjekt (Politik und Verwaltung) und Steuerungsobjekt 
(Kreisgebiet).  

845	 Vgl. ebenda, 285 ff.
846	 Vgl. ebenda.
847	 Vgl. ebenda, 288 f.
848	 Vgl. ebenda.
849	 Vgl. von der Heide, 1998, a. a. O., 123 ff und Mäding, 1972, a. a. O., 200 ff.
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Veränderungen im Bereich der politisch-administrativen Steuerung kön-
nen also die Arbeitslast verringern. Dabei kommt es auf die Entwicklung der 
Aufgaben- bzw. Politikfelder sowie deren Zuständigkeitsverteilung an. Eben-
so ist auch die Organisation der Aufgabenerledigung maßgeblich. Die größ-
te Wirkung auf die Arbeitslast hat jedoch die Entwicklung der Kreisstruktur. 
Sie kann quantitativ an der Zahl der Kreisbevölkerung, der Unternehmen 
und der Touristen festgemacht werden. Deren Siedlungs-, Wirtschafts-, 
Sozial-, Kultur-, Kommunikations- und Mobilitätsaktivitäten (qualitative 
Kreisstruktur) sind letztlich Gegenstand der Verwaltungstätigkeit und damit 
Gradmesser der Arbeitslast. Durch Analyse der Kreisstrukturdaten kann so-
mit die nachfrageinduzierte Arbeitslast bestimmt werden. 

Die Angebotsseite wird abgesehen von allgemeinen Tendenzen konkret 
von der äußeren und inneren Verwaltungsreform berührt. Zusammenfüh-
rung der Kreisgebiete sowie Dezentralisierung der Landesverwaltung führen 
im Ergebnis aufgrund von Synergie- und Rationalisierungseffekten partiell 
zur Verringerung der Arbeitslast. Die Anwendung einer modernen Konzern-
steuerung im Sinne des NSM wirkt ebenfalls entlastend. 

Auf der Nachfrageseite lässt sich mit Blick auf die aktuellen Daten des 
Statistischen Landesamtes Mecklenburg-Vorpommern sagen,850 dass die ne-
gativen Struktureffekte in Westmecklenburg weitaus geringer ausfallen als 
im Osten des Landes. Trotzdem ist in allen Strukturbereichen angefangen 
von der Bevölkerung über die Siedlungstätigkeit bis hin zur wirtschaftlichen 
Entwicklung seit Beginn der 1990er Jahre insgesamt ein stetiger Rückgang 
zu verzeichnen. Diese Entwicklung wirkt sich natürlich auf die Arbeitslast in 
der Verwaltung aus. Sie nimmt mit abnehmender Bevölkerungs- und sons-
tiger Strukturdynamik ab.

Im Übrigen muss sich die Verwaltung auch auf den Aufgabenwandel 
durch Dominanz der Älteren in der Region einstellen. Die Anforderungen 
an den Gesundheits- und Pflegebereich werden wachsen. Die Infrastruktur 
muss altengerecht umgestaltet werden. Auch der Austausch zwischen Ver-
waltung und Bürger verändert sich. Tendenziell benötigen alte Menschen im 
Umgang mit der Verwaltung mehr Betreuung und Unterstützung als Jün-
gere. Andererseits wird die Nachfrage in den Bereichen Bauen, Wirtschaft, 
Arbeit, Bildung und Verkehr altersbedingt zurückgehen. Trotzdem muss 
sich die Verwaltung in diesen Bereichen auf eine niedrige aber altersgerechte 
Nachfrage einstellen. Die Dynamik insgesamt ist aber geringer.

Die Personalbedarfsplanung für den neuen Kreis hätte diese partiellen 
Verringerungen und Veränderungen der Arbeitslast bedenken müssen. Auf 
Basis dieser Überlegungen wäre eine umfassende Analyse des vorhandenen 

850	 Vgl. http://www.statistik-mv.de/berichte/ vom 23.11.2007 (unterschiedlicher Datenstand).
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Personalbestandes der Ausgangsbehörden möglich gewesen. Aufgrund der 
Ähnlichkeit des Aufgabenbestandes waren auch die Personalstrukturen der 
Ausgangskreise ähnlich. Anzahl der Beschäftigten, Qualifikations- und Be-
schäftigtenstruktur sowie Arbeitsbedingungen waren vergleichbar. Abwei-
chungen ergaben sich nur aus spezifischen kreispolitischen Zielsetzungen 
und dem Grad der Anwendung moderner Personal- und Organisationssteu-
erung. Zusätzlich zu ihrem bisherigen Aufgabenbestand hätte die Kreise-
bene operative Behördenteile des Landes übernommen. Diese haben sich 
durch ihre ministerielle und klassisch-bürokratische Prägung von der Kreis-
verwaltung unterschieden.

Mit der Integration von Landesbehörden hat die Kreisebene in M-V je-
doch schon Erfahrungen aus den 1990er Jahren. Damals haben die Krei-
se z. B. die Kataster- und Vermessungsämter als untere Landesbehörde 
übernommen. Ihre Integration war problemlos. Ein Charakteristikum von 
Fusions- und Integrationsprozessen ist die Reduzierung von Intendanz-
personal. Führungsfunktionen in der klassischen Hierarchie sowie in der 
Querschnittsverwaltung (Steuerung und Service) fallen weg.851 In diesen 
Funktionen können bei großen Intendanzapparaten hohe Synergien reali-
siert werden. Da Kreisverwaltungen z. B. gegenüber ihren kleinen kreisan-
gehörigen Kommunen über entsprechend große Apparate verfügen, hätte es 
dort durch Zusammenführung der Verwaltungseinheiten Einsparpotentiale 
gegeben. Bei diesen Funktionen gibt es eine gewisse Unabhängigkeit vom 
Umfang der Aufgabe. 

Ergänzt durch Arbeitsverdichtung und Spezialisierung fällt der Personal-
bedarf geringer aus.852 Andererseits gibt es Aufgaben bei denen es eine di-
rekte Beziehung zwischen Aufgabenumfang und Personalbedarf gibt. Dazu 
zählen vor allem personengebundene Dienstleistungen mit Beratungs- und 
Betreuungsbedarf in Verbindung mit direktem Bürgerkontakt. Hinsicht-
lich der Kostenorientierung der Personalbedarfsplanung gab es nur geringe 
Vorgaben durch den Landesgesetzgeber. Damit unterschied sich die Verwal-
tungsreform in M-V von der Reform in Baden-Württemberg. Dort hat der 
Gesetzgeber für die Personalkosten eine allgemeine Rationalisierungskenn-
ziffer vorgegeben. 

Sie muss durch die Kreise im Rahmen der Organisations- und Perso-
nalsteuerung erfüllt werden. Aber auch auf Ebene der beteiligten Ausgangs-
behörden ist keine Rationalisierungsvorgabe vereinbart bzw. beschlossen 

851	 Vgl. Mayerhofer, 2003, a. a. O., 34 ff. und Marr, Rainer/Steiner, Karin, 2003, Personalabbau in Deut-
schen Unternehmen, 69 f.

852	 Vgl. Kommunalberatung Dehn, 2007, Leitfaden für Kommunen zur Ermittlung von Einsparun-
gen durch umgesetzte Verwaltungszusammenschlüsse einschließlich einer Untersuchung von 
Praxisfällen, 24 ff.
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worden. Insofern dominierte in Westmecklenburg eindeutig die aufgabeno-
rientierte Bedarfs- und Entwicklungsplanung. Einspareffekte waren nur ein 
Randthema. Die Effektivität der Aufgabenerledigung der Regionalkreisbe-
hörde und damit ihrer Personalsteuerung standen im Zentrum der Bemü-
hungen im Fusions- und Integrationsprozess.

3.5.3	 Personalauswahl und Stellenbesetzung

Ausgehend von der Feststellung des Personalbedarfes der neuen Kreisbehör-
de wäre die Personalauswahl erfolgt.853 Aufgrund der Kreisneubildung muss-
te der gesamte Brutto-Personalbedarf gedeckt werden. Gemäß Vorgaben 
des Dienst- und Reformrechtes wären mit dem Zeitpunkt der Wirksamkeit 
der Behördenfusion zunächst alle Beschäftigten der Ausgangskreise über-
gegangen. Ebenso hätten auch die von der Kommunalisierung betroffenen 
Landesbeschäftigten zum Kreis übergehen müssen. Im Gegensatz zum An-
gestelltenverhältnis existieren/existierten für das Beamtenverhältnis exakte 
allgemeine rechtliche Vorgaben für Verschmelzung und Integration von 
Behörden und speziell für den Personalübergang – Funktionalreform – in 
M-V:854

1.	 Zuordnungsverfahren auf Landesebene und Übernahmepflicht der 
Kreise

2.	 Anspruch auf gleichwertiges Amt
3.	 Ansonsten Versetzung in ein anderes Amt (Herabstufung oder Herauf-

stufung)
4.	 Begrenzung der reformbedingten Herabstufung auf eine Amtstufe
5.	 Anspruch auf Versorgungsbezüge bei Versetzung in den einstweiligen 

Ruhestand

Die Arbeitsverhältnisse der Angestellten aus den Ausgangskreisen wären 
aufgrund der allgemeinen Bestimmung des Reformgesetzes zu den neuen 
Kreisen gewechselt.855 Eine analoge Regelung wurde im Personalübergangs-
gesetz zur Regelung der Überleitung des Landespersonals getroffen.856 Der 
Regionalkreis hätte die Rechtsposition des Arbeitsgebers der Ausgangskrei-
se und der Ausgangsbehörden des Landes übernommen. Die arbeitsrecht-
lichen Bestimmungen zum Betriebsübergang gemäß § 613a BGB wären in 

853	 Vgl. Mayerhofer,  2003, a. a. O., 36 ff.
854	 Vgl. FKrG M-V, a. a. O., PersÜG M-V, a. a. O., Beamtenrechtsrahmengesetz, a. a. O., und Landesbe-

amtengesetz M-V, a. a. O.
855	 Vgl. FKrG M-V, a. a. O., § 81.
856	 Vgl. PersÜG M-V, a. a. O., §§ 1 und  5.
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diesem Fall nicht anwendbar gewesen. Es hätte sich nämlich nicht um einen 
rechtsgeschäftlichen, sondern um einen gesetzlichen Personalübergang ge-
handelt.857 

Zum Schutz der Angestellten vor reformbedingter Entlassung wurde ein 
gesetzlicher Schutz vor betriebsbedingter Kündigung von drei Jahren festge-
schrieben. In diesem Zeitraum wären allerdings auf Basis des § 4 TVöD die 
Zuweisung einer anderen Beschäftigung durch Versetzung (dauerhaft) oder 
Abordnung (begrenzt) aus innerbetrieblichen Gründen möglich gewesen. 
Auch konnte aus diesem Grund die Auslagerung der Beschäftigten auf einen 
Dritten bei gleichen Konditionen erfolgen. 

Weiterführende detailliertere Regelungen zur Gestaltung der Personal-
integration bzw. der Personalauswahl etc. der Angestellten im Sinne eines 
Reform-Tarifvertrages wie z. B. in Schleswig-Holstein wurden nicht entwi-
ckelt.858 Arbeitnehmer- und Arbeitgeber hätten also vor Ort jeweils eigene 
Vereinbarungen treffen müssen. Letztlich mussten sich also die Angestell-
ten intensiver als die Beamten um die Gestaltung ihres Arbeitsverhältnisses 
bemühen. Mittelfristig war nämlich bei Personalüberhang die betriebsbe-
dingte Kündigung nach drei Jahren doch eine Konsolidierungsoption. Für 
die Personalauswahl und Stellenbesetzung war also das Rekrutierungsfeld 
zunächst der Personalbestand der Ausgangsbehörden. 

Der externe Arbeitsmarkt wäre nur relevant gewesen, soweit der Bedarf 
nicht aus dem internen Bestand und dessen Fortentwicklungsoptionen hät-
te gedeckt werden können. Eine radikale Optimierung des Personalgefüges 
durch eine gleichberechtigte Einbeziehung des externen Arbeitsmarktes 
wäre durch den Vorrang der Internen zunächst nicht möglich gewesen. 
Aufgrund von Synergieeffekten und Neukonfiguration der Aufgabenstruk-
tur hätten also in Relation zum Ausgangsbestand weniger Planstellen zur 
Verfügung gestanden. In einigen Arbeitsbereichen wären also Personalüber-
schüsse entstanden, die durch Personalentwicklung und letztlich auch durch 
Freisetzung hätten abgebaut werden müssen.859 Damit der Auswahl- und 
Zuordnungsprozess von der Belegschaft akzeptiert worden wäre und Kon-
flikte sowie Motivationsverluste hätten vermieden werden können, musste 
ein gemessen an den Stakeholderinteressen gerechtes (faires) Verfahren 
Anwendung gefunden werden.860 Erfahrungswerte aus der Privatwirtschaft 
und der öffentlichen Verwaltung zeigen, dass es dafür allgemeingültige Er-
folgsfaktoren gibt: 

857	 Vgl. Litschen, 2006, a. a. O., 105.
858	 Vgl. ebenda.
859	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 226 ff.
860	 Vgl. Mayerhofer, 2003, a. a. O., 36 ff.
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1.	 Transparenz und Nachvollziehbarkeit
2.	 Anwendung von eindeutigen Verhaltenskriterien
3.	 Mehraugenprinzip und angemessene Beurteilungsspanne
4.	 Leistungs- und Fähigkeitsprofil gewichtet mit Sozialprofil
5.	 Chancengleichheit der Ausgangsbelegschaften
6.	 Vorrang der Schlüsselarbeitskräfte
7.	 Teilnahmerecht am Auswahlverfahren für alle Bewerber
8.	 Berücksichtigung von individuellen Beschäftigungswünschen
9.	 Auswahlentscheidung durch den neuen Vorgesetzten

Kern dieser Erfolgsfaktoren ist die Förderung von Objektivität und Plausi-
bilität durch Ausbalancierung von persönlichen, sozialen und Leistungs-
merkmalen. In der Privatwirtschaft dominiert dabei eindeutig die Leistungs-
fähigkeit gegenüber den anderen Faktoren.861 Demgegenüber kommt den 
sozialen Merkmalen wie z. B. Alter, Betriebszugehörigkeit, Familienstand 
und Behinderungsgrad in der öffentlichen Verwaltung eine weitaus größere 
Rolle zu.862 

Oftmals sind sie ausschlaggebend für die Auswahlentscheidung. Nur bei 
besonderen Anforderungen an die Befähigung treten soziale Kriterien zu-
rück. Bei radikaler Auslegung ist diese Auswahlpraxis aber weder effektiv 
noch sozial gerecht. Besser ist es, wenn das Fähigkeitsprofil mit dem Sozi-
alprofil gewichtet wird: Bevorzugung des Sozialprofils bei gleicher Eignung. 
Dieser Entscheidungsmaßstab betont die Chancengerechtigkeit stärker. 

Insoweit hätten durch die Personalauswahl primär aus dem Ausgangs-
bestand die fähigsten Beschäftigten bestimmt werden müssen. Auswahlziel 
wäre es gewesen, passend zu den Anforderungsprofilen der Arbeitsstellen 
das im Vergleich beste Personal zu finden und dabei soziale Belange einzu-
beziehen. Aufgrund der Masse an zu besetzenden Stellen bei komplexen Be-
hördenfusionen hätte ein rationelles Verfahren gefunden werden müssen. 
Das Zeitvolumen bildete dabei die zentrale Randbedingung.863 Die Auswahl 
hätte deshalb zeitlich, hierarchisch und nach Arbeitsbereichen aufgeteilt 
werden (Kaskadenverfahren) sollen. Gestaffelt nach Hierarchieebenen wä-
ren somit in geeigneten zeitlichen Abständen Auswahlverfahren für die je-
weiligen Stellen parallel in den Arbeitsbereichen durchgeführt worden. 

Die Verfahrenshoheit hätte dabei von der jeweils höheren Ebene kaska-
denartig ausgeübt (Auswahl durch direkten Vorgesetzten) werden können.864 

861	 Vgl. ebenda.
862	 Vgl. Heinrich, Peter, 1998, Vom Umgang mit dem Überhang. Projektbericht, Heft 64, Beiträge aus 

dem FB 1 der Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege, 19 ff.
863	 Vgl. Mayerhofer, 2003, a. a. O., 36 ff.
864	 Vgl. ebenda, 40.
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Zur Steigerung der Objektivität und Beteiligung der Mitarbeiter musste zu 
Beginn der Auswahl für jede Ebene und jeden Bereich ein Auswahlgremi-
um gebildet werden.865 Dieses Auswahlgremium hätte mindestens aus dem 
direkten Vorgesetzten, einem Mitarbeiter des Servicedienstes Personal und 
Mitgliedern der Personalvertretung bestehen sollen. Zusätzlich wären wei-
tere Vertreter paritätisch als Delegierte866 der Ausgangsbelegschaften und 
weitere Vorgesetzte bestimmbar gewesen. Die Führungsebene hätte dabei 
allerdings – schon aus Legitimationsgründen – angemessen vertreten sein 
müssen. Das Auswahlgremium wäre weitgehend autonom für die Struktu-
rierung, Durchführung und Auswertung der Ebenen- und Bereichsauswahl 
zuständig gewesen. Das Auswahlverfahren gliederte sich in drei grundlegen-
de Phasen:

1.	 Erstellung des Anforderungsprofils867

2.	 Analyse der Befähigungspotentiale
3.	 Auswahlentscheidung

Ziel der Anforderungsanalyse war es, aus dem Stellenprofil heraus ein Kom-
petenzprofil zu erarbeiten.868 Das Auswahlgremium hätte so eine Auswahl-
basis für die Potentialanalyse der Bewerber erhalten.869 Kern der Anforde-
rungsanalyse war die Stellenanalyse. Dafür hätten verwaltungsübergreifende 
und fachspezifische Stellenanforderungen ermittelt werden müssen. Zent-
rale Eignungsvoraussetzung für alle Stellen wäre die Lernbereitschaft und 
Lernfähigkeit gewesen. Daraus hätten sich fachliche, methodische, soziale 
und persönliche Schlüsselqualifikationen als allgemeine Kompetenzkatego-
rien ergeben.870 Im Fokus standen also Leitbildvorgaben sowie Wirkungs- 
und Leistungsziele für die Stelle im Organisationsgefüge. Danach wären 
Aufgaben und Tätigkeiten bestimmt worden, die für die Zielerreichung not-
wendig waren. Daraus wiederum hätten sich erfolgsrelevante Fertigkeiten 
und Fähigkeiten ergeben. 

Zum Abschluss der Anforderungsanalyse mussten die Befähigungsdi-
mensionen gewichtet und konkret beobachtbares Verhalten zugeordnet wer-
den. Diese gewichteten Befähigungs- und Verhaltensanforderungen bildeten 

865	 Vgl. KGSt-Bericht, 2003, Professionelle Personalauswahl, Bericht Nr. 10/2003, 55 ff.
866	 Vgl. Fiedler, 2004, a. a. O., 117.
867	 Vgl. Senatsverwaltung für Inneres Berlin, 1996, Leitfaden. Das Anforderungsprofil als Element des 

Personalmanagements.
868	 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 40 ff.
869	 Vgl. DBB-Beamtenbund und Tarifunion, 2001, Personalentwicklung, 18 ff.
870	 Vgl. Drescher, Anne, Hrsg., 2001, Handbuch Personalauswahl in der modernen Kommunalver-

waltung, 65 ff.
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das Raster für die Stellenausschreibung und die anschließende Potentialana-
lyse der Bewerber. Die Stellenausschreibung richtete sich primär an die Aus-
gangsbelegschaft einer Bereichsebene.871 Sekundär hätten sich aber auch die 
übrigen Beschäftigten über Arbeitsmöglichkeiten und Arbeitsanforderun-
gen informieren können. So wäre ein wichtiger Motivationsimpuls für Qua-
lifizierung und Job-Rotation gegeben worden. Insgesamt hätte so Verfahren-
stransparenz und damit die Vertrauenskultur gefördert werden können.

Basis des weiteren Verfahrens wären die Bewerbungsunterlagen, die Per-
sonalakte und – wenn auch explizit – die Erkenntnisse aus den Mitarbeiter-
Vorgesetzten-Gesprächen gewesen. 

In Abhängigkeit von der Größe des Bewerberkreises der Bereichsebene 
hätte daraufhin eine Vorauswahl erfolgen können.872 So wäre der Bewerber-
kreis für das eigentliche Auswahlverfahren auf eine relevante kleine Bewer-
bergruppe reduziert worden. Selektiert wird idealtypisch in einem ersten 
Schritt nach formalen Voraussetzungen, Vollständigkeit und Zustand der 
schriftlichen Bewerbungsunterlagen:873

1.	 Bewerbungsschreiben
2.	 Lebenslauf
3.	 Arbeitszeugnisse
4.	 Dienstliche Beurteilungen

Die Bewerbungsschreiben werden nach dem Grad der Passgenauigkeit mit 
dem der Stellenanforderung sortiert. Zu diesem Zweck muss das Auswahl-
gremium zentrale Ausschlusskriterien definieren (sog. K. o.-Kriterien). Wei-
terhin beachtlich sind Zusatzqualifikationen, sonstige Stärken und vor allem 
die „Ehrlichkeit“ der Motivlage für die Bewerbung.874 In der Bewerbungs-
praxis versuchen die Bewerber nämlich oftmals ein unrealistisches Bild ih-
rer Motivation zu zeichnen. Die Motivlage wird wegen vermuteter sozialer 
Erwünschtheit konstruiert. Abweichende, aber wahrheitsgemäße, Aussagen 
zur Motivlage sollten positiv honoriert werden.875 Bei der Analyse des Le-
benslaufes hat die Optik des Lebenslaufes wegen Standardisierung kaum 
noch Aussagekraft. Der Analysefokus liegt insofern auf der Bewertung von 
Lücken und Besonderheiten z. B. überlange Studienzeit und soziales Enga-
gement.

871	 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 47 ff. und Drescher, 2001, a. a. O., 80 ff.
872	 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 49 ff. und Drescher, 2001, a. a. O., 87 ff.
873	 Vgl. ebenda.
874	 Vgl. ebenda.
875	 Vgl. ebenda.
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Die Aussagekraft von qualitativen Arbeitszeugnissen hat durch „wohlwol-
lenden“ Sprachcode und die Problematik des „Weglobens“ etc. stark nach-
gelassen. Meistens geben diese Unterlagen eine verzerrte Realität wieder. 
Der Informationsgehalt ist also unzuverlässig und muss weiter hinterfragt 
werden. Bei der Analyse von Dienstlichen Beurteilungen (Regelbeurteilun-
gen) ergeben sich auch große Schwierigkeiten.876 Gleichwohl kommt ihnen 
rein dienstrechtlich gesehen eine große Bedeutung zu (Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte). Kernproblem ist die Nivellierungspraxis und Bewer-
tungsscheu der Beurteiler. 

Im Bewertungsalltag erhalten trotz verschiedener Optimierungsversu-
che z. B. durch Notenquotierung die Mehrzahl der Beschäftigten Spitzen-
noten bei der Regelbeurteilung.877 Abweichungen konnten nicht stichhaltig 
begründet und vertreten werden. Demgegenüber bieten die Ergebnisse der 
modernen Mitarbeitergespräche mehr Ansatzpunkte für eine Potentialein-
schätzung.878 Da die Auswahl maßgeblich durch den zukünftigen direkten 
Vorgesetzten durchgeführt worden wäre, hätte es zumindest für einen Teil 
der Mitarbeiter Potentialeinschätzungen gegeben.879 Problematisch wäre 
dabei gewesen, dass der neue Vorgesetzte nur auf Erfahrungen mit seinen 
früheren Mitarbeitern zurückgreifen hätte können. Eine gewisse Asymme-
trie konnte aber naturgemäß bereichsspezifisch nicht vermieden werden. 
Insgesamt allerdings wäre diese Ungleichheit im Auswahlverfahren durch 
paritätische Verteilung der neuen Vorgesetzten ausgleichbar gewesen. 

Der Vorauswahl schließt sich das eigentliche professionelle Auswahlver-
fahren als Hauptverfahren an. Dabei kann auf erste Erkenntnisse aus der 
Vorauswahl zurückgegriffen werden. Im Hauptverfahren sollte sich das Aus-
wahlgremium auf die Aspekte konzentrieren, die während der Vorauswahl 
nicht erkennbar waren oder noch nicht tief genug analysiert worden sind. 
Grundlage für die Strukturierung der weiteren Auswahl bildet wiederum das 
Verhaltensraster aus der Stellenanalyse. Die schwierigste Herausforderung 
für die Auswahl besteht darin, Potentiale zu erkennen für die es bisher kei-
nen Entfaltungsraum gab. Prognosen auf der Basis des vergangenen und 
aktuellen Arbeitsverhaltens abzugeben, ist dagegen einfacher. Entwicklungs-
potentiale bleiben so oftmals ungenutzt. Der Beschäftigte und auch die Ver-
waltung können sich nur auf ihrem Entwicklungspfad weiterbewegen.

Auch wenn die Rahmenbedingungen des Fusionsprozesses schwie-
rig waren, hätte mit der Auswahl das Ziel einer breit angelegten 

876	 Vgl. DBB-Beamtenbund und Tarifunion, 2001, a. a. O., 45 ff. und KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 
53.

877	 Vgl. ebenda.
878	 Vgl. KGSt-Bericht, 2002, Das Mitarbeitergespräch in der Praxisbewährung, Bericht Nr. 2/2002, 19.
879	 Vgl. KGSt-Bericht, 1999c, Personalführung, Teil 2: Potentialermittlung, 22–24.
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Potentialanalyse verfolgt werden können. Einen hohen Professionalisie-
rungsgrad haben das strukturierte Interview mit Leitfaden (z. B. multimoda-
les Interview) und das Assessment-Center (AC).880 Kernziel dieser modernen 
Auswahlinstrumente ist die Erhöhung der Qualität von Auswahlentschei-
dungen (Prognosefähigkeit). 

Qualitätsmaßstäbe (Gütekriterien) sind Vergleichbarkeit im Verfahren 
(Objektivität), Zuverlässigkeit der Messungen (Reliabilität) und vor allem die 
Gültigkeit der Vorhersage (Prognostische Validität).881 Auch bei hoher Pro-
fessionalität unterliegen alle Auswahlverfahren als klassische Wahrschein-
lichkeitsanalysen einem Rest-Vorhersagerisiko. Der Anteil von Fehlentschei-
dungen kann jedoch deutlich reduziert werden. Die Chance für optimale 
Besetzungen steigt. Die beiden Verfahrenstypen unterscheiden sich durch 
Teilnehmerzahl und Komplexität. Während beim strukturierten Interview 
nacheinander Einzelverfahren durchgeführt werden, handelt es sich beim 
Assessment-Center um ein Gruppenverfahren.882 Obwohl die Gesprächssi-
tuation des Interviews durch Arbeitsproben oder andere Auswahlelemente 
partiell erweiterbar ist, erreicht sie nicht die Komplexität von AC.

In der Gruppenauswahl werden die Teilnehmer meist über mehrere Tage 
hinweg mit einem Mix von unterschiedlichen Aufgabentypen konfrontiert.883 
Komplexität und Auswahlaufwand ist insofern bedeutend höher. Der Einsatz 
erfolgt deshalb oftmals nur für besonders strategisch wichtige Schlüsselpo-
sitionen. Besonders etabliert sind AC für Führungskräfte, da innerhalb der 
Gruppensituation Leitungsfähigkeiten wie z. B. Durchsetzungs- und Kon-
fliktfähigkeit sehr gut überprüft werden können.884 

Für die Professionalisierung von durchschnittlichen Auswahlentschei-
dungen erscheint das strukturierte Interview als Erweiterung des einfachen 
klassischen Bewerbungsgespräches am besten geeignet. Deshalb hätte es 
auch für die Auswahl der Masse der Beschäftigten für die Stellen des neu-
en Kreises genutzt werden sollen.885 AC-Verfahren lohnen sich nur für die 
Besetzung von Schlüssel- und Führungspositionen. Besetzungsqualität, 
Transparenz und Akzeptanz haben hier eine richtungweisende Bedeutung. 
Nicht nur für einen Fusions- und Integrationsprozess, sondern vor allem 
für die Entwicklung einer neuen Kreisbehörde. Fehlbesetzungen haben bei 
diesen Beschäftigten gravierende Auswirkungen auf den Leistungsprozess 
der Verwaltung. Basis für beide Auswahlverfahren ist die Leitung durch ein 

880	 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 25 ff.
881	 Vgl. ebenda, 21 ff.
882	 Vgl. ebenda, 25 ff.
883	 Vgl. ebenda.
884	 Vgl. ebenda.
885	 Vgl. ebenda, 40.
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Auswahlgremium und die Orientierung am Verhaltensraster der Anforde-
rungsanalyse. Mit Blick auf gewünschte Verhaltensausprägungen für den 
späteren Berufserfolg bildet ein Fragenkatalog den Leitfaden für den Verlauf 
des strukturierten Interviews.886 

Durch partielle Formalisierung mit individuellen Gestaltungsspielräu-
men und Alltagsrelevanz soll die Prognosequalität gegenüber dem einfachen 
Interview deutlich erhöht werden. Die systematische Dokumentation der Be-
werberprofile erleichtert den Vergleich, fördert Chancengleichheit und bie-
tet Vorteile bei potenziellen gerichtlichen Auseinandersetzungen. Inhaltlich 
sollte sich die Analyse auf drei bis fünf beobachtbare Anforderungsmerkma-
le beschränken.887 

Die Merkmale sollten in konkrete Verhaltensweisen operationalisiert 
werden. In der Auswahlkommission ist ein Bewertungsmaßstab für tenden-
ziell „erwünschtes“ und „unerwünschtes“ Verhalten festzulegen. Fünf bis 
max. zehn Leitfragen (einschließlich der Nachfragen) pro Bewerber sollten 
in max. eineinhalb Stunden beantwortet werden können. Zu unterscheiden 
sind in Ableitung aus dem Anforderungsprofil biographische und zukunfts-
orientierte Fragentypen.888 Biographische Fragen zielen auf Arbeitsverhalten 
in der Vergangenheit. Gefragt wird nach persönlichen Erfahrungen und Ein-
drücken aus zurückliegenden Berufssituationen. Analyseziel ist der histori-
sche Schluss auf die Zukunft. Beachtet werden muss dabei die unbewusste 
psychologische Neigung des Menschen zur unrealistisch stringenten Dar-
stellung des eigenen Lebensweges. 

Gezielte Intervention zeigt „Brüche“ und ermöglicht die Erhöhung des 
Aussagewertes.889 Mit zukunftsorientierten Fragen ist „erwünschtes Ver-
halten“ aus Bewerber-Spekulationen fiktiver Arbeitssituationen ableitbar. 
Generell sind offene Fragen im unmittelbaren Dialog aufschlussreicher als 
geschlossene. Ideal sind W-Fragen: „Wie“, „Was“, „Warum“. Unzulässig sind 
Fragen nach der Partei- und Gewerkschaftszugehörigkeit.890 Die Auswahlent-
scheidung beim strukturierten Interview gliedert sich in zwei Schritte. Auf 
Basis einer generellen Eignungsfeststellung erfolgt die eigentliche Entschei-
dung durch Bildung einer Bewerber-Rangfolge. Dieser Abwägungsprozess 
erfordert wegen der Negativselektion den größten Zeitaufwand.891 Eine be-
sonders bekannte Variante des strukturierten Interviews ist das multimodale 

886	 Vgl. ebenda, 25–33.
887	 Vgl. ebenda.
888	 Vgl. ebenda.
889	 Vgl. ebenda.
890	 Vgl. ebenda.
891	 Vgl. ebenda.
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Interview.892 Das Interview besteht aus einem Wechsel von standardisierten 
und freien Gesprächsteilen. Es besteht in der Regel aus acht Modulen. Ziel 
ist es, die künstliche und formale Prüfungssituation aufzubrechen. 

Der Bewerber soll die Möglichkeit haben, sich innerhalb einer offenen 
und freundlichen Atmosphäre zu entfalten. Er wird so eher geneigt sein sich 
authentisch und realistisch zu verhalten.893 Die Vorhersagequalität für zu-
künftiges Verhalten in „unbeobachteten“ Arbeitssituationen steigt deutlich 
an. Zwangssituationen erzeugen dagegen „sozial erwünschtes“ Prüfungsver-
halten, deren Prognosequalität für den Arbeitsalltag sehr gering ist. Das mul-
timodale Interview hat folgenden „dramaturgischen Spannungsbogen“:894

1.	 Gesprächseröffnung durch den Auswahlmoderator
2.	 Selbstvorstellung des Bewerbers
3.	 Standardisierte Fragen zur Berufsorientierung und Organisationswahl
4.	 Freies und offenes Gespräch zu Selbstvorstellung und Bewerbungsun-

terlagen
5.	 Biographische Verhaltensfragen (Verhalten in der Vergangenheit)
6.	 Realistische Darstellung des Arbeitssituation der Stelle
7.	 Erfolgskritische Verhaltensfragen zu möglichen Ereignissen auf der 

Stelle
8.	 Abschluss und Zusammenfassung des Gespräches durch den Auswahl-

moderator

Im Vergleich zum strukturierten Interview und zu anderen Auswahlverfah-
ren hat das AC die höchste prognostische Gültigkeit (Validität).895 Es erfordert 
deshalb auch den höchsten Analyse- und Zeitaufwand. Zentraler Qualitäts-
treiber ist die Option der Mehrfachbewertung von anforderungsrelevanten 
Verhaltensmerkmalen.896 Mit Hilfe der verschiedenen Aufgabenmodule 
können die Befähigungsdimensionen aus unterschiedlichen Perspektiven 
beobachtet werden. Jedes AC ist individuell passend zu den Arbeitsanfor-
derungen der Stelle bzw. Position auszuarbeiten. Verfahrensablauf sowie 
Auswertungs- und Bewertungsregeln sind vorab eindeutig festzulegen. Eine 
individuelle, konstruktive und verhaltensbezogene Rückmeldung erhöht die 
Akzeptanz bei den abgelehnten Bewerbern und verhindert Motivationsein-

892	 Vgl. Kleinmann, Martin/Strauß, Bernd, 2000, Potentialfeststellung und Personalentwicklung, 93 ff.
893	 Vgl. ebenda.
894	 Vgl. ebenda.
895	 Vgl. Mauch, Siegfried, 2005, Neue Wege der Personalrekrutierung, In: Blanke, Bernhard et al., 

Handbuch zur Verwaltungsreform, a. a. O., 264 ff.
896	 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 25 ff.
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brüche.897 Basis eines AC ist im Allgemeinen ein strukturiertes Interview. 
Darauf aufbauend sind Kombinationen aus verschiedenen Arten von Analy-
seinstrumenten denkbar:898

1.	 Arbeitsprobe
2.	 Fallstudie
3.	 Postkorb
4.	 Problemlösungsszenarien
5.	 Vortrag/Präsentation
6.	 Gruppendiskussion/-aufgabe
7.	 Rollenspiele

Mit Arbeitsproben soll die Fähigkeit zur Umsetzung von Fachwissen über-
prüft werden. Der Bewerber erhält fachliche und methodische Teilaufgaben 
aus der Praxis z. B. Schreibtest, Ordnungswidrigkeitsfall oder Beschlussvor-
lage für den Kreistag. Auch Bewerbungsunterlagen gelten als Arbeitsprobe. 
Bei der Fallstudie erhält der Bewerber einen Sachverhalt aus der Stellenpra-
xis und soll diesen in vorgegebener Zeit adäquat bearbeiten. Das Ergebnis 
wird nach Zeitablauf präsentiert. Der Postkorb umfasst eine Anzahl von Ar-
beitsanforderungen unterschiedlicher Art eines typischen Arbeitstages. 

Er enthält insofern diverse Posteingänge, Akten- und Gesprächsnotizen, 
Arbeitsaufträge und Termine. Der Bewerber muss Prioritäten setzen, kom-
plex Denken und Organisations- sowie Entscheidungspotential beweisen.899 
Das Problemlöseszenario ist eine Fortentwicklung des Postkorbes. Ein kom-
plexer Fall muss durch Zielsetzung, Ablaufplanung, strategisches Denken 
sowie Organisations- und Delegationskompetenz gelöst werden. Das Er-
gebnis wird angemessen präsentiert. Denkbar ist auch die Bearbeitung in 
der Gruppe. So sind Teamfähigkeit und sozial-kommunikatives Verhalten 
überprüfbar. 

Vorträge und Präsentationen können zu unterschiedlichen allgemeinen 
und fachspezifischen Themen erarbeitet werden. Die Dauer ist begrenzt. So 
das neben Argumentationsgeschick, Präsentationsfähigkeiten und systema-
tischem Denken auch z. B. das Organisationsvermögen beobachtbar ist. Im 
Zentrum von Gruppenübungen stehen die sozialen Kompetenzen und da-
mit das Kooperationspotential.900 Trotz vielfältiger kontroverser Argumenta-
tionen wird am Ende der Bearbeitungszeit als Ergebnis ein Konsens erwartet 

897	 Vgl. ebenda.
898	 Vgl. ebenda, 36–38.
899	 Vgl. ebenda.
900	 Vgl. ebenda.



257Landkreise zwischen Aufgabenkooperation und Territorialreform

(Maßstab für Teamfähigkeit). Gegenstand des Rollenspiels ist die Simulation 
einer typischen Alltagssituation. 

Dabei werden Rahmenhandlung und Rollenverteilung vorgegeben. Der 
Spielpartner mit seinem Anliegen ist nicht Mitglied der Bewerbergruppe. 
Die AC-Kandidaten sollen aus ihrer zukünftigen Position heraus den Spiel-
partner zufrieden stellen. Beobachtet werden können Verhandlungsgeschick, 
Konfliktfähigkeit und Einfühlungsvermögen. Spielgegenstände können z. B. 
Bürgerbeschwerden und Mitarbeitergespräche sein. Das Instrument zeigt 
besonders gut Führungskompetenz und Serviceorientierung.901

Zur Vermeidung des „Schauspieleffektes“ (Anpassungsverhalten) sollten 
AC-Verfahren nicht nur Darstellungs- und Diskussionsmodule enthalten. 
Eine wichtige Rolle sollten auch Fähigkeits- und Leistungsübungen spielen. 
Um die Statik von gegenwartsbezogenen Verhaltenserwartungen zu flexibi-
lisieren, sollten auch dynamische Lernmodule aufgenommen werden. In-
soweit ist es sinnvoll zwischen zwei AC-Phasen eine Lerneinheit mit Rück-
spracheoption einzubauen. Durch diese Maßnahmen kann die Gültigkeit 
der Vorhersage von AC wesentlich verbessert werden.902 Mit Blick auf die 
Verbesserung der Qualität aller Auswahlverfahren ist eine Beobachterschu-
lung für die Mitglieder des Auswahlgremiums unabdingbar. Nur so sind Be-
obachtungsfehler und subjektive Wahrnehmungen wie903

1.	 Erste Eindruck-Effekt  (Bewerber-Habitus verdrängt Gesprächsinhalt)
2.	 Halo-Effekt (Überstrahlungseffekt von einmaligem Bewerber-Verhalten) 
3.	 Ähnlichkeitsphänomen (Spiegelungsbedürfnis der eigenen Merkmale)
4.	 Hierarchieeffekt (Überbewertung zurückliegender Bewerberpositionen)
5.	 Geschlechterstereotyp (Dominanz traditioneller Verhaltenszuschreibung)

auf ein akzeptierbares Maß reduzierbar. Trotzdem ist das Auswahlgremi-
um nie ganz frei von subjektiven Einflüssen. Die Rate der Fehlbesetzungen 
kann aber auf ein Minimum beschränkt werden. Insgesamt betrachtet hat 
die Qualität der Personalauswahl eine wesentliche Bedeutung für die Effekti-
vität der Verwaltung allgemein. Professionalität und Auswahlaufwand müs-
sen dieser Tatsache gerecht werden. Eine gute Personalwahl erhöht die Wirt-
schaftlichkeit und die Wirkung der Personalsteuerung. Sie hilft damit, eine 
bürger-, leistungs- und letztlich wirkungsorientierte Verwaltung zu schaffen.

901	 Vgl. ebenda.
902	 Vgl. Mauch, 2005, a. a. O., 264 ff.
903	 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 10/2003, a. a. O., 17–19 und 64 ff.
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3.5.4	 Aktivierende Steuerung des Personalüberhanges

Im Ergebnis des Auswahlprozesses hätte sich eine Teilung des Personal-
bestandes der Ausgangsbehörden in zwei Gruppen ergeben.904 Zur ersten 
Gruppe gehörten die Beschäftigten, welche aufgrund ihres sozial gewichte-
ten Befähigungs- und Leistungspotentials analog ihrem früheren Tätigkeits-
feldes wieder beschäftigt werden können. Aus dieser Zuordnung wäre die 
zweite Gruppe der Beschäftigten entstanden, die zunächst keine Beschäfti-
gung gehabt hätte. Der Umgang mit dieser Gruppe wäre die größte Heraus-
forderung für die Personalsteuerung im Fusions- und Integrationsprozess 
gewesen.905 Eine Negativselektion bedeutet für viele Mitarbeiter zunächst 
eine große persönliche Enttäuschung und vor allem eine Verunsicherung 
über ihre weitere berufliche Zukunft. Frustration wegen der Ablehnung ih-
rer bisherige Kenntnisse und Fertigkeiten sowie Angst vor beruflichen, öko-
nomischen und sozialem Abstieg hemmen die weitere berufliche Entwick-
lung.906

Diese Beschäftigten sehen sich überwiegend als Verlierer der Reform und 
haben es schwer, die Chance der Veränderung zu nutzen. Belastend wirken 
neben den tatsächlich vorhandenen Fähigkeitslücken und Verhaltensdefiziten 
zusätzlich die zugeschriebenen Schwächen. Aufgabe der Personalintegration 
wäre es gewesen, diese Auswirkungen zu verhindern, zu reduzieren und zu 
neutralisieren.907 Dazu hätte es einer intelligenten Überhangsteuerung be-
durft. Ziel einer solchen Steuerung sollte es sein, die Potentiale der  Betroffe-
nen zu aktivieren und ihnen wieder eine Beschäftigungschance zu geben. Im 
Vordergrund steht dabei zunächst die interne Weiterbeschäftigung in neuen 
und wachsenden Aufgabenbereichen. Sollte das nicht möglich sein müssen 
extern Beschäftigungsoptionen gefunden werden.908 Kern der Überhangsteu-
erung ist die Feststellung des Leistungs- und Befähigungspotentials des Über-
hangpersonals. Dabei bilden die Ergebnisse aus der Auswahlphase den Aus-
gangspunkt. Mit Blick auf das bisherige Arbeitsverhalten und das Verhalten in 
der spezifischen Auswahlsituation können schon viele Rückschlüsse auf die 
Defizite und Entwicklungspotentiale des Überhangpersonals gezogen werden. 

904	 Vgl. Mayerhofer, 2003, a. a. O., 36 ff.
905	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 226 ff.
906	 Vgl. ebenda.
907	 Vgl. ebenda, 230 ff.
908	 Vgl. ebenda und Andrzejewski, Laurenz, 2004, Trennungskultur – professionelle Gestaltung von 

Trennungen, In: Huber, Andreas et al., Public Merger, Strategien für Fusionen im öffentlichen Sek-
tor, 246 ff sowie Hofmann, Walter, 2004, Outplacement – ein sozialverträglicher Lösungsweg? In: 
Dies., ebenda, 273.
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Mit Blick darauf  erfolgt eine Analyse des verwaltungsinternen Perso-
nalbedarfs sowie eine zunächst allgemeinen Prüfung des externen Beschäf-
tigungsbedarfs.909 Auf dieser Basis können dann spezifische Transfermaß-
nahmen zur Entwicklung und Steuerung des Überhangpersonals generiert 
werden. Entwicklungsziel ist die möglichst passgenaue potential- und be-
darfsorientierte Fort- und Weiterbildung im Sinne der Lernfähigkeit. Wir-
kungsziel dieser Maßnahmen ist die Steigerung des Beschäftigungspotenti-
als der Überhangkräfte.910

Steuerungsphilosophische Basis für diese Integrations- und Entwick-
lungsstrategie ist das Leitbild einer aktivierenden, verantwortlichen und für-
sorglichen Verwaltung.911 Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass nur durch 
aktive Beschäftigungsförderung und Begleitung von Änderungsprozessen 
Engagement und Motivation des Personals nachhaltig positiv beeinflusst 
werden kann. Die Ausprägung beider Faktoren entscheidet nachweislich 
wiederum wesentlich über den Erfolg von Reformvorhaben.912 Abgesehen 
von ethischen Überlegungen liegt es also im ureigensten Interesse der Fu-
sions- und Verwaltungsleitung die Beschäftigungsoptionen ihrer Mitarbei-
ter aktiv zu gestalten. Die Personalsteuerung hat dabei einen begleitenden, 
unterstützenden und partnerschaftlichen Charakter. Sie versucht, auf Regu-
lierungszwang und passive Trennungsmaßnahmen zum Abbau des Über-
hangs soweit wie möglich zu verzichten.913 

Aktive Überhangsteuerung versucht Rationalisierungserfolg und Be-
schäftigungsförderung zu verbinden. Passive Überhangregulierung durch 
das klassische Abbau- bzw. Trennungsinstrumentarium914 von Abfindungs- 
oder Sozialplanzahlung infolge von Auflösungsvertrag oder Kündigung sol-
len vermieden werden. Moderne Überhangsteuerung knüpft idealtypisch 
konsequent an einer allgemeinen aktivierenden Personalsteuerung an. In-
soweit muss rechtzeitig vor dem Fusionstermin Planung und Auswahl des 
Personals abgeschlossen sein. Das Überhangpersonal sowie der Beschäfti-
gungsbedarf müssen also frühzeitig feststehen, um effektive Transfer- und 
Entwicklungsmaßnahmen zügig einzuleiten. Gemeinsam mit den Betroffe-
nen können so Maßnahmen und deren personalwirtschaftliche Steuerung 
ausgelotet und vereinbart werden. 

909	 Vgl. ebenda.
910	 Vgl. ebenda.
911	 Vgl. die Ausführungen in dieser Arbeit zur Mitarbeiterbeteiligung.
912	 Vgl. ebenda.
913	 Vgl. ebenda.
914	 Vgl. Berthel, Jürgen/Becker, Fred G., 2007, Personalmanagement, 292 ff.
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Monetäre Abfindungs- und Sozialplanzahlungen werden in aktivierende 
Maßnahmen umgewandelt.915 Insoweit bezahlen die Ausgangsverwaltun-
gen die Fördermaßnahmen zur Steigerung der Entwicklungs- und Integra-
tionschancen der Überhangkräfte. Ziel ist neben der Beschäftigungsförde-
rung Personal- und Trennungskosten zu minimieren.916 Im Idealfall kann 
die Überhangkraft eine bessere Stelle mit höherem Entwicklungspotential 
intern oder extern finden und gleichzeitig kann die neue Behörde einen 
Großteil der Überhangkosten einsparen.917 In diesem Fall hätte die „Ne-
gativzuordnung“ zum Personalüberhang sogar eine positive Wirkung auf 
den Betroffenen und die Behörde. Beispiele für erfolgreiches aktivierendes 
Überhangmanagement gibt es vor allem in der Privatwirtschaft (Restruktu-
rierungen bei Unilever, 1999, und Langnese Iglo, 2001).918 Aber auch im öf-
fentlichen Sektor sind intelligente Aktivierungskonzepte umgesetzt worden 
(Senat- und Stadt Berlin, 1990er Jahre und Gemeinde Eberswalde, 2001).919

Regelmäßig erfordert die Überhangentscheidung in größeren Verwal-
tungen die Zuordnung zu einem Überhangpersonalpool. Die Betroffenen in 
diesem Pool werden bei intern neuen und frei werdenden Stellen bevorzugt 
berücksichtigt und dafür qualifiziert.920 Es entstehen aber auch Einsatzmög-
lichkeiten zur Kompensation von zeitlichem und saisonal befristetem Perso-
nalmehrbedarf in der Linienorganisation und vor allem im Projektbereich. 
Die gezielte Qualifizierung durch „training off the job“ wird durch diesen 
Einsatz durch „training on the job“ praxisnah ergänzt.921 

Durch die Flexibilität dieses Beschäftigungsverhältnisses eröffnen sich 
für die Betroffenen oftmals neue und ungeahnte Entwicklungsoptionen. 
Eine Reintegration in die Linie kann u. U. mit einem erheblichen Aufstieg 
verbunden sein. Ansonsten wird auch durch Leiharbeit bzw. Beschäftigung 
bei verwaltungsexternen Dritten (Wirtschaft, Verwaltung, NPO) versucht, 
den Überhangkräften eine Perspektive zu gegen.922 Steuerungsinstrumenta-
rium ist die Fortzahlung der Bezüge und die Flexibilisierung der Arbeitszeit. 

Für Transfermaßnahmen wegen Betriebsumbaus können die Ausgangs-
behörden und die neue Behörde mit Blick auf die Rahmenbedingungen des 
Integrationsfalles anteilig Fördergelder von der Agentur für Arbeit bekom-
men.923 Klassisches „weiches“ Instrument zur Personalkonsolidierung im 

915	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 230 ff.
916	 Vgl. ebenda.
917	 Vgl. ebenda.
918	 Vgl. ebenda und Marr/Steiner, 2003, a. a. O., 181 ff.
919	 Vgl. Hofmann, 2004, a. a. O., 275.
920	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 226 ff.
921	 Vgl. ebenda.
922	 Vgl. ebenda und Hofmann, 2004, a. a. O., 264 ff.
923	 Vgl. ebenda.
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öffentlichen Sektor ist schon seit geraumer Zeit die Teilzeitarbeit in allen 
ihren Variationen.924 Ausgehend von der familienpolitischen, der Anschluss-
teilzeit sowie der Altersteilzeit wurden die Teilzeitmodelle nach genereller 
Ablehnung zu Beginn immer attraktiver. Durch das Instrument wird die 
„normale“ wöchentliche Arbeitszeit zeitweise oder dauerhaft verkürzt. Dabei 
bildet die Halbtagsbeschäftigung den klassischen Ausgangspunkt.925 

Gegenwärtig gelten Blockmodelle als besonders innovativ. Die Arbeits-
zeit wird nach Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren in Vollzeitarbeits- und 
Freizeitblöcke unterteilt. Der Vorteil ist die Vermeidung von Reibungsverlus-
ten bei der Arbeitsorganisation. Mit Blick auf die ungünstige Altersstruktur 
sowie die Rekrutierungsfalle wegen schmalen Einstellungskorridoren im 
Zuge der rechtlichen Stellenbegrenzung findet das Instrument der Alters-
teilzeit im Blockmodell Anwendung.926 Älteren Arbeitnehmern über 55 Jah-
ren wird der „gleitende“ Übergang in den Ruhestand angeboten. Der Verlust 
von Einkommens- und Ruhestandsbezügen wird durch den Staat teilweise 
kompensiert. Bedingung ist die Einstellung eines Arbeitslosen oder eines 
Auszubildenden etc. Mit der Nutzung dieses Instrumentes kann die Behörde 
also ihre Altersstruktur verjüngen und Nachwuchskräfte aufbauen.927

Mit Blick auf die Transfermaßnahmen können Teilzeitvereinbarungen 
zur externen Arbeitssuche und Qualifizierung genutzt werden. Die Reform-
behörde sollte dabei aber Einkommensverluste aus der potentiellen Vermitt-
lungsrendite kompensieren. Dadurch wird die Ablehnung dieses Instru-
mentes aus finanziellen Erwägungen verhindert. Insgesamt betrachtet führt 
Teilzeitbeschäftigung zur Schaffung von zusätzlichen Beschäftigungsoptio-
nen ohne signifikante Mehrbelastung bei den Personalkosten.928 Der Ser-
vicedienst Personal sowie die Fusionsleitung sollten für die Teilzeitstrategie 
offensiv Werbung machen und an die Solidarität unter den Beschäftigten 
appellieren. Alle diese aktiven Steuerungsinstrumente sind auf die vertrau-
ensvolle Mitwirkung und Kooperation der Belegschaft angewiesen. 

Ohne eine mitarbeiterorientierte Informations-, Kommunikations- und 
Kooperationspolitik wird der Steuerungsprozess erschwert.929 Der Erfolg 
der aktiven Überhangsteuerung entscheidet über den Einsatz der not-
wendigen „harten“ Konsolidierungs- und Freisetzungsinstrumente. Nach 
Ablauf der gesetzlichen 3-Jahres-Kündigungsfrist nach der Fusion wären 

924	 Vgl. Lang, Susanne/Bürsch, Michael, 1996, Teilzeitarbeit in Deutschen Behörden und Betrieben. 
Probleme, Potentiale und Perspektiven, FES, 17 ff.

925	 Vgl. ebenda.
926	 Vgl. ebenda.
927	 Vgl. ebenda.
928	 Vgl. ebenda und auch allgemein Berthel/Becker, 2007, a. a. O., 297 ff.
929	 Vgl. Marr/Steiner, 2003, a. a. O., 181 ff.
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betriebsbedingte Kündigungen930 in Westmecklenburg möglich gewesen. 
Hätte es keine Vor-Ort-Vereinbarung zwischen der Personalvertretung und 
der Verwaltungsleitung gegeben, wären klassische Entlassungen mit Sozial-
planzahlung die Folge gewesen. In diesem Fall wäre der „Leidensdruck“ für 
die Betroffenen ungemein größer geworden als während der Umsetzungs-
phase der Reform. Die Sozialplanzahlungen können aber auch bei Kündi-
gung weiterhin in Sachleistungen und Transfermaßnahmen umgewandelt 
werden.931 Dazu muss es dann allerdings eine Vereinbarung zwischen Perso-
nalvertretung und Verwaltungsleitung geben. Nachteilig bei der Arbeitssu-
che kann sich jedoch der Kündigungsstatus auswirken (Stigma).

Dieser Negativstatus verschlechtert sich weiter, sofern der Gekündigte 
am Ende der Kündigungsfrist noch keine Arbeit hat und sich aus der Ar-
beitslosigkeit heraus bewirbt. Mit Fortdauer der Arbeitslosigkeit sinken die 
Beschäftigungsoptionen nachweislich dramatisch. Einkommens- und Sta-
tusverluste wirken psychisch und sozial destabilisierend. Differenzierter 
sieht es bei Abfindungszahlung und Aufhebungsvertrag für den Überhang-
rest aus.932 Bei älteren Beschäftigten im Überhang kann die Zahlung aus der 
Perspektive von Arbeitgeber- und Arbeitsnehmerseite sinnvoll sein. Dieses 
Personal hat je nach Abstand zum Ruhestand kein Interesse mehr an Trans-
fermaßnahmen und Reintegration in den Arbeitsmarkt. 

Bei Beschäftigten im jungen-mittleren Alter sowie Älteren mit längerem 
Abstand zur Rente sollte einvernehmlich ein Teil der Abfindungszahlung 
etc. in Transferleistungen umgewandelt werden.933 Aus Beschäftigungssicht 
ist die Finanzierung von Maßnahmen zur Reintegration für das Personal 
und für die Verwaltung besser. Sollten diese Beschäftigten nämlich frühzei-
tig einen passenden Arbeitsplatz finden spart die Verwaltung Abfindungs-
geld. Und das ehemalige Personal erreicht schneller wieder den gewünsch-
ten Einkommens-, Beschäftigungs- und Sozialstatus.934 

Parallel zum Einsatz dieser aktiven und passiven Steuerungsinstrumen-
te dürfen die natürlichen Fluktuationen nicht vergessen werden.935 Durch 
Ruhestand, Arbeitsplatzwechsel, Mutterschaftsurlaub, Erziehungszeiten, 
Krankheit und Tod kann befristet und dauerhaft zusätzlicher Beschäfti-
gungsbedarf entstehen. Überhangkräfte sind so unkompliziert in die Linie 
re-integrierbar. Gegebenenfalls sind rechtzeitig Qualifizierungsmaßnah-
men „on the job“ oder „off the job“ erforderlich. In der Gesamtschau des 

930	 Vgl. Berthel/Becker, 2007, a. a. O., 304.
931	 Vgl. ebenda, 304–305.
932	 Vgl. ebenda, 288 ff.
933	 Vgl. ebenda.
934	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 226 ff, Andrzejewski, 2004, a. a. O., 246 ff. und Hofmann, 2004, a. a. O., 264 ff.
935	 Vgl. Berthel/Becker, 2007, a. a. O., 288 ff.
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Steuerungsbedarfs zum Personalüberhang ist festzustellen, dass ohne eine 
moderne Integrations-, Transfer- und Abbaustrategie der Erfolg eines Re-
formvorhabens deutlich beeinträchtigt ist.936

Eine intelligente und integrierte Überhangstrategie muss also ein wesent-
licher Bestandteil der Integrations- und Fusionssteuerung sein. Sie bildet im 
Verbund mit einer modernen und zukunftsorientierten Personalplanung und 
Personalentwicklung die Basis für eine wirkungs- und bürgerorientierte Kreisver-
waltung. Neben der Beschäftigungsförderung für die Überhanggruppe werden 
auch positive Effekte für die Gruppe der Auswahlgewinner induziert. Innerhalb 
dieser Gruppe können so genannte Überlebensphänomene („Survivor-Proble-
matik“) vermieden werden. Für die Leistungs- und Schlüsselarbeitskräfte muss 
erkennbar sein, dass innerhalb ihrer neuen Verwaltung eine faire, aktivierende, 
verantwortliche und fürsorgliche Verwaltungssteuerung existiert.937

Es muss eine Kultur entstehen in der die Beschäftigten das Gefühl haben, 
dass Modernisierung für alle Beteiligten eine Chance darstellt und negative 
Auswirkungen kompensiert werden. Im Übrigen wird eine aktivierende Über-
hangsteuerung das Image der Verwaltung in der Öffentlichkeit positiv beein-
flussen. Arbeits- und Sozialpolitisch können Akzente für einen fairen und 
betriebswirtschaftlich sinnvollen Umgang mit den Mitarbeitern bei Reorga-
nisationen gesetzt werden. Der öffentliche Dienst kann hier ökonomisch und 
ethisch eine Vorbildfunktion in der Region einnehmen und am erfolgreichen 
Beispiel wirksame aktivierende Steuerungsalternativen aufzeigen. Bei der Ge-
staltung des Fusions- und Integrationsprozesses in Westmecklenburg wurde 
die Herausforderung der Steuerung des Personalüberhanges nur allgemein 
diskutiert. Die Projektgruppe Organisation und Personal des Aufbaustabes hat 
sich dabei mit den Anwendungsmöglichkeiten der klassischen Altersteilzeit 
beschäftigt. Favorisiert wurde die Altersteilzeit im Blockmodell. 

Eine differenzierte passive oder aktivierende Steuerungsstrategie wurde 
bis zur Abschlusssitzung noch nicht ausgearbeitet. Entsprechende Auswir-
kungen hätten also hingenommen werden müssen. Spätestens nach der Wirk-
samkeit der Kreisneubildung und dem Ablauf der 3-jährigen Kündigungsfrist 
wäre eine Überhangkonzeption dringend notwendig geworden. Die Spielräu-
me für eine aktivierende Überhangsteuerung wären dann allerdings deutlich 
geringer gewesen. Für diese im Vergleich zur passiven Steuerung komplexere 
Verfahrensweise wird mehr Zeitvorlauf benötigt. Da der Konsolidierungs- und 
Entscheidungsdruck bis zum Ende des Fusionsprozesses zunimmt, hätte sich 
die Überhangsteuerung wohl auf den Einsatz klassischer passiver Steuerungs-
formen beschränkt.

936	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 226 ff, Andrzejewski, 2004, a. a. O., 246 ff. und Hofmann, 2004, a. a. O., 264 ff.
937	 Vgl. Jäger, 2004, a. a. O., 227–229.
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3.6	 Mitarbeiterbeteiligung als Erfolgsfaktor

3.6.1	 Integrierte Beteiligung als Basis der Fusionssteuerung

Beteiligung oder Partizipation938 beschreibt allgemein den Modus der Ein-
bindung von Personen und Gruppen in die Entscheidungsfindung der Ge-
sellschaft. Die Gestaltung des Zusammenlebens soll auf eine breite Legitima-
tions- und Wissensbasis gestellt werden.939 Es geht also um Integration des 
vielfältigen Interessenspektrums und sozialen Zusammenhalt zum Nutzen 
aller Beteiligten. Das soll aber idealtypisch nicht nur passiv, sondern aktiv 
geschehen. Repräsentative Strukturen sollen um direkte Beteiligungsverfah-
ren ergänzt werden. Ziel ist die Beteiligungswirkung durch Steigerung des 
Beteiligungspotentials in der Gesellschaft zu erhöhen.940 Neben der Auswei-
tung von Spielräumen, sind vor allem die Förderung von Kompetenz und 
Bereitschaft zur Beteiligung notwendig. Dazu sollen traditionelle Strukturen 
durch „aktivierende“ Verfahren und Instrumente ergänzt werden.941 Für die 
Modernisierung von Arbeitsprozessen sowie des Leistungs- und Interventi-
onsstaates wurde das Prinzip des „Empowerment“ geprägt. 

Dabei geht es um die Stärkung von Eigenverantwortung und Selbstän-
digkeit bei der Lebens- und Arbeitsgestaltung.942 Staatliche und betriebliche 
Steuerung reduziert sich auf Kontextvorgaben und Zielvereinbarungen. De-
taillierte Vorschriften und Anweisungen fallen weg. Individuelle Freiheit, 
Kreativität und Flexibilität sollen auf diese Weise intelligenter gefördert, aber 
auch gefordert werden.943 Entsprechend werden Gestaltungsoptionen und 
Ressourcen positiv und negativ zugeteilt. Der Mensch wird insoweit stärker 
mit seinen spezifischen Fähigkeiten und Kompetenzen wahrgenommen. 
Die Stärkung von Engagement und sozialen Bindungskräften durch Zufrie-
denheit auf der Basis von Selbständigkeit ist damit gesellschaftliches Leitziel. 

938	 Vgl. Kißler, Leo, 2000, Nachhaltige Partizipation. Beschäftigtenbeteiligung als Beitrag für mehr 
Chancengleichheit, 13 ff.

939	 Vgl. Blatter, Joachim, 2007, 3.1. Demokratie und Legitimation, In: Benz, Arthur et al., Handbuch 
Governance, 271 ff.

940	 Vgl. Heinze, Rolf G. et al., 2005, Einführung: Der aktivierende Staat, In: Behrens, Fritz et al., Ausbli-
cke auf den aktivierenden Staat, 9 ff. und Bürsch, Michael, 2005, Engagierte Bürger und aktivie-
render Staat, In: ebenda, 75 ff.

941	 Vgl. Bogumil, Jörg et al., 2003, a. a. O., 22–29 und Blanke, Bernhard, 2001, Bürgerengagement und 
aktivierender Staat, In: Heinze, Rolf G./Olk, Thomas, Bürgerengagement in Deutschland, 93 ff.

942	 Vgl. Goetze, Kay-Uwe, 2007, Empowerment der Verwaltungsmitarbeiter im Fokus des Reform-
prozesses, In: VM, 16–21, Stöbe-Blossey, Sybille, 2005, Mitarbeiterbeteiligung, In: Blanke et al., 
Handbuch zur Verwaltungsreform, 280 ff. und Mezger, Erika, 2005, Mitarbeiterorientierung in der 
Bürgerkommune, In: Behrens, Fritz et al., Ausblicke auf den aktivierenden Staat 201 ff.

943	 Vgl. Steinbrück, Peer, 2005, Der Staat muss aktiv sein, er muss aber auch Menschen aktivieren, In: 
Behrens, Fritz, Ausblicke auf den aktivierenden Staat, 45.
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Traditionell hat sich jedoch die Mitarbeiterbeteiligung im Verwaltungs-
betrieb allein auf repräsentative Interessenvertretung konzentriert.944 Auf 
im internationalen Vergleich einzigartige Weise können sie umfassend auf 
die Steuerung von Organisations- und Personalentwicklung der Verwaltung 
einwirken. Ohne die Zustimmung der Personalvertretung kann faktisch 
kaum in die Arbeitsbedingungen und Arbeitsverhältnisse des Verwaltungs-
personals eingegriffen werden.945 Der Fokus der Beteiligung liegt dabei auf 
Abwehr von Nachteilen und Besitzstandswahrung für den einzelnen Mitar-
beiter. Die Beteiligung ist dabei generell auf den Einzelfall und/oder auf die 
konkrete Maßnahme zur Änderung der Arbeitsverhältnisse bezogen.946 

Gegenstände, Instrumente und Verfahren dieser Beteiligung sind exakt 
und kleinteilig in Personalvertretungsgesetzen geregelt. Die innere Ver-
waltungssteuerung kann also nur im Konsens mit der Personalvertretung 
erfolgen. Aufgrund des schützenden und bewahrenden Charakters der 
klassischen Personalratsarbeit ist die Beteiligung passiv und wirkt struktur-
konservativ. Veränderungen von Arbeitsstrukturen und Arbeitsprozessen 
(Anpassung) sowie besonders Reformvorhaben (Modernisierung) können in 
der öffentlichen Verwaltung deshalb nur sehr schwer umgesetzt werden.947 

Zusätzlich hemmend wirken auch die bürokratischen Abläufe und Vor-
gaben sowie die institutionelle Fragmentierung in Personalrat, Gleichstel-
lungsbeauftragte, Schwerbehinderten- und Jugendvertretung. Innovation 
und Flexibilität bleiben dabei oftmals auf der Strecke. Das Erfolgspotential 
von größeren und tief greifenden Wandelungen kann nur schwer ausge-
schöpft werden. Die substanzielle Änderung der Beschäftigungsverhältnisse 
im Sinne von moderner Personalentwicklung ist daher allgemein betrachtet 
bisher kaum gelungen.948

Die klassische Beteiligungsstruktur betont also eher das Risiko einer Än-
derung. Chancen einer Fort- bzw. Potentialentwicklung werden nicht hinrei-
chend ergründet. Arbeitszufriedenheit soll sich in dieser Sichtweise durch 
Beständigkeit ergeben. In Wechselwirkung mit einer dynamischen Umwelt 
mit entsprechendem Wertewandel erscheint dieses Beharrungsvermögen 
aber als rückständige Erstarrung. Für eine wachsende Zahl von Beschäftig-
ten ergibt sich daraus ein gewisses Unbehagen. Die Arbeitszufriedenheit lei-
det. Versorgungssicherheit bleibt dann der einzige Grund für die Ausübung 
der Tätigkeit. „Dienst nach Vorschrift“ kann die Folge sein. Die Erstarrung 

944	 Vgl. Palm, 2005, a. a. O., 297 ff.
945	 Vgl. ebenda.
946	 Vgl. Personalvertretungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (PersVG), GVOBl. M-V 1993, S. 125, 

Zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.7.2005, GVOBl. M-V 2005, S. 326, §§ 62–68.
947	 Vgl. Palm, 2005, a. a. O.
948	 Vgl. ebenda.
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der äußeren Struktur führt so zur fortschreitenden inneren Verfestigung des 
Beschäftigten. Passivität, Zynismus und Wirklichkeitsferne (nicht Realitäts-
verlust) prägen dann die Arbeitshaltung.

Im Sinne der Verwaltung und ihres Personals muss deshalb ein neues, 
aktivierendes und damit Potential förderndes Beteiligungssystem etabliert 
werden.949 Der Erfolg der  komplexen Behördenintegration bedarf der enga-
gierten, kreativen und intelligenten Unterstützung der Beschäftigtenmehr-
heit.950 Die institutionalisierte Personalvertretung muss sich in diesem Pro-
zess als Motor verstehen und für den gemeinsamen Neuanfang werben.951 
Dabei konnte die Personalvertretung im Ausgangskreis Ludwigslust z. B. 
an die gute Kooperation mit der Verwaltungsleitung bei der Umsetzung der 
Neuen Steuerung (Landratsamt 2000) anknüpfen.952 Bedeutsam war, dass 
sich der Aufbaustab Westmecklenburg für eine dezentrale Konzernstruktur 
mit modernem „Personalmanagement“ ausgesprochen hatte.953

Bedurfte der Prozess der Verwaltungsintegration schon einer umfassen-
den Unterstützung durch die Beschäftigten, so trifft das auf die Nutzung der 
modernen Steuerungsinstrumente im Verwaltungsalltag erst recht zu. Mit 
der neuen Steuerungsphilosophie übernimmt die Arbeitsebene verstärkt 
Selbstverantwortung und Autonomie für die Gestaltung der Aufgabenerle-
digung.954 Hierarchisch kleinteilige Detailsteuerung weicht der Kontext- und 
Zielsteuerung. Der Erfolg dieses dezentralen Steuerungsmodells hängt also 
erheblich davon ab inwieweit sich der einzelne Mitarbeiter in die ganzheit-
liche Teamproduktion einbringt.955 Nur durch die intelligente Einbeziehung 
seiner Erfahrungen kann effektive Ergebnissteuerung betrieben und der 
Ressourcenverbrauch optimiert werden. Im Wissens- und Arbeitspotential 
der einzelnen Mitarbeiter in Wechselbeziehung mit der Organisationsstruk-
tur wurzelt der Erfolg der dezentralen Konzernsteuerung. Die Erfassung, 
Fortentwicklung und Stimulation (Anreize) dieses Potentials ist die Aufgabe 
der modernen Personalwirtschaft.956

949	 Vgl. Blossey-Stöbe, 2005, a. a. O.
950	 Vgl. Mezger, 2005, a. a. O., 213–218 und Kißler, Leo et al., 1997, Beschäftigtenbeteiligung und Pro-

jektorganisation: auf halben Weg zu einem Organisationsentwicklungsprozeß, In: Ders., Moder-
ne Zeiten im Rathaus? 151 ff.

951	 Vgl. Greifenstein, Ralph/Kißler, Leo, 2000, Einrichtung eines integrierten Beschäftigtenbeteili-
gungssystems mit Unterstützung des Personalrats, In: Dies, Personalvertretung in Reformrathäu-
sern, 62 ff.

952	 Vgl. Landkreis Ludwigslust, 2000, Bericht zum Stand der Verwaltungsreform.
953	 Vgl. Aufbaustab Westmecklenburg, 2006b, PG Personal und Organisation, Protokoll 1. Sitzung.
954	 Vgl. Jann, 2005, a. a. O.
955	 Vgl. Goetze, 2007, a. a. O.
956	 Vgl. ebenda.
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Repräsentative Mitarbeiterbeteiligung durch die klassische Personal-
vertretung muss deshalb durch unmittelbare Beteiligung der Mitarbeiter 
ergänzt werden.957 Im Rahmen so eines integrierten Beteiligungsmodells 
handelt die Vertretung mit der Behördenleitung die Beteiligungsstandards 
aus und steuert den Beteiligungsprozess strategisch im Sinne eines „Beteili-
gungscontrolling“. Die unmittelbare Beteiligung vollzieht sich dann in einer 
fachlich und überfachlich differenzierten Projektorganisation.958 Das Moder-
nisierungsvorhaben wird so von der Planung bis zur Umsetzung durch die 
Projektgruppen begleitet. 

Integrierte Beteiligung ist somit am Prozess orientiert und beschäftigt 
sich nicht nur – wie klassisch – mit den Ergebnissen der Strategischen Pla-
nung und deren Umsetzungsfolgen. Abwehr und Bestandssicherung wird 
durch aktive Gestaltung der Veränderung ersetzt. Potentiale können im Sin-
ne der Verwaltungsziele erkannt, eingebunden und entwickelt werden.959 Im 
Ergebnis sind so Frustrationen, Abwehrhaltungen und Konflikte bei der Be-
legschaft vermeidbar. Akzeptanz, Engagement, Zusammenhalt und Arbeits-
zufriedenheit werden dagegen gesteigert. 

Das Leitbild einer umfassend qualitäts-, leistungs- und bürgerorientier-
ten integrierten Kreisbehörde war erreichbar. Der konstruktive Dialog zwi-
schen der Behördenleitung und den Beschäftigten hilft die Chancen für die 
Verwaltung UND die Mitarbeiter zu nutzen.960 Nachteile sind weitestge-
hend vermeidbar und können zumindest angemessen kompensiert werden. 
Ausgangsbasis für dieses „moderne“ Beteiligungsmodell ist eine offensive 
und umfassende Informationspolitik der Behörden- und Reformleitung.961 
Die Beschäftigten müssen von Anfang an über Ziele, Strategien, alternative 
Konzepte, Stand der Planung und Umsetzung sowie vor allem der Betei-
ligungsmöglichkeiten informiert sein. Ausgehend davon können sie dann 
gewinnbringend in die Beteiligungsstruktur durch Dialog- und Kooperation 
(Projektarbeit) eingebunden werden.962

Integrierte Mitarbeiterbeteiligung im Sinne von „Empowerment“ ver-
ändert die klassische hierarchisch-bürokratische Steuerungslogik grund-
legend. Das Verhältnis zwischen Leitungs- und Arbeitspersonal muss neu 
definiert werden.963 Leitungs- bzw. Führungskräfte können ihre Mitarbeiter 

957	 Vgl. Greifenstein, 2000, a. a. O. und Heldmann, Kurt-Ulrich, 1995, Verwaltungsmodernisierung – 
Konsequenzen für die betriebliche Interessenvertretung, In: VM, 3/1995, 174–178.

958	 Vgl. ebenda.
959	 Vgl. ebenda.
960	 Vgl. Mezger, 2005, a. a. O.
961	 Vgl. Palm, 2005, a. a. O., 301 und Fiedler, 2004, a. a. O., 114–118.
962	 Vgl. ebenda.
963	 Vgl. Stöbe-Blossey, 2005, a. a. O., 287 ff.
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nicht mehr wie bisher über Detailvorgaben und Anweisungen „von oben he-
rab“ steuern. Autoritäres Führungsverhalten wird durch einen eher koopera-
tiven Führungsstil ersetzt.964 Der Mitarbeiter ist nun nicht mehr „Werkzeug“ 
und unmündiges Steuerungsobjekt, sondern fachkompetenter Partner im 
Produktionsprozess. Seine Erfahrungen und Fähigkeiten sollen aktiv in die 
Gestaltung der Zielerreichung und Zielformulierung einbezogen werden.965 
Der Leiter tritt aus seiner Rolle als Vorgesetzter heraus und wird zum „Coa-
cher“ und „Trainer“ seiner Mitarbeiter. 

Selbstverständlich muss er allerdings nach wie vor seine Mitarbeiter auf 
Kurs der Verwaltung bringen. Wichtig ist dabei, dass die Vorschläge und 
Hinweise des Mitarbeiters auch berücksichtig werden. Dabei kommt es na-
türlich nicht auf 100 %ige Umsetzung, sondern auf ehrliche Auseinanderset-
zung mit den Argumenten an. Ansonsten sinkt die Beteiligungsbereitschaft 
vielleicht dauerhaft.966 Auch Fortbildungsveranstaltungen zur Entwicklung 
von Beteiligungskompetenz sind notwendig. 

Teamfähigkeit, Problemlösungskompetenz und Kreativität etc. sind kei-
ne Selbstverständlichkeit. Schwierigkeiten bei der Umsetzung dieser be-
teiligungsorientierten Steuerungslogik wurzeln in der Verwaltungspraxis 
oftmals in der klassischen bürokratischen Behördenkultur.967 Autoritäres 
Führungsverhalten und „devote“ Unterordnung verhindern aktivierende 
und integrierte Beteiligung. Bisweilen sind aber auch Führungszurückhal-
tung sowie die Konzentration auf den „Oberexpertenstatus“ bei Leitern in 
der Verwaltung vorzufinden.968 Unklare Vorgaben, Nivellierungsverhalten 
und Introvertiertheit frustrieren die Mitarbeiter. Auch Zeitmangel aufgrund 
nicht vorhandener Arbeitszeitflexibilität belastet die Beteiligungsbereitschaft. 

Die Chancen für Beteiligung können deshalb ungleich unter den Be-
schäftigten verteilt sein. Bei der Organisation der Beteiligung muss Zeitaus-
gleich ermöglicht und der Zuschnitt der Projekte mit Blick auf den Arbeits-
aufwand realistisch sein.969 Damit ein langfristiger Erfolg möglich ist, sollte 
die neue Beteiligungsphilosophie nicht nur bei der Behördenintegration und 
im Reformbereich, sondern dauerhaft in die Organisationskultur eingebaut 
werden. Leitsatz: „Nur ein aktivierter Mitarbeiter kann auch den Bürger akti-
vieren im Sinne der Bürger- und Dienstleistungskommune.“970

964	 Vgl. Berthel/Becker, 2007, a. a. O., 157 ff. und Korintenberg, Werner, 1997, Strategisches Personal-
management für die öffentliche Verwaltung, 69 ff.

965	 Vgl. KGSt., 1999b, Personalführung, Teil 1: Leistungsermittlung, Bericht Nr. 3/1999, 7–16. und Kla-
ges, Helmut, 1999, Verwaltungsmodernisierung „Harte“ und „Weiche“ Aspekte, 196 ff.

966	 Vgl. Stöbe-Blossey, 2005, a. a. O. 287 ff.
967	 Vgl. ebenda.
968	 Vgl. ebenda.
969	 Vgl. ebenda.
970	 Vgl. Mezger, 2005, a. a. O., 215 ff.
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3.6.2	 Steuerungsinstrumente nach Beteiligungsintensität

Erfolgreiche integrierte Beteiligung bedarf einer ganzheitlichen Beteiligungs-
strategie.971 Jeder Reform- bzw. Fusionsphase müssen die passenden Beteili-
gungsinstrumente zugeordnet werden. Naturgemäß wird mit zunehmendem 
Umsetzungsgrad der Fusion auch der Beteiligungsbedarf an der Gestaltung 
des Prozesses steigen. Um Zeitdruck und Beteiligungsdefizite zu vermeiden, 
sollten die Mitarbeiter rechtzeitig und gleich zu Beginn der Umsetzung ein-
gebunden werden. So haben die Mitarbeiter genügend Zeit sich auf die Refor-
manforderungen und ihre Rolle im Reformprozess  einzustellen. Chancen, 
Vorteile und Entwicklungspotentiale werden für den Einzelnen erkennbar. Un-
nötige Ängste, Befürchtungen und Widerstände sind dagegen vermeidbar.972 
Die verschiedenen Beteiligungsinstrumente sind nach Beteiligungsintensität  
– also Grad der Einbindung – unterscheidbar. Danach können die drei Formen 
Information, Kommunikation und Kooperation unterschieden werden. In der 
„heißen“ Phase des Reformprozesses werden die Instrumente aller drei For-
men in Verknüpfung parallel verwendet. Die konkreten Beteiligungsinhalte 
ergeben sich aus der Umsetzungspraxis. 

Kooperation

Kommunikation

Information

Abbildung 34: Beteiligungsinstrumente
Quelle: Eigene Darstellung

971	 Vgl. Greifenstein, 2000, a. a. O. und Stöbe-Blossey, 2005, a. a. O., 282 ff.
972	 Vgl. Fiedler, 2004, a. a. O.
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3.6.2.1	 Informationspolitik

Die Basis des integrierten Beteiligungsprozesses bildet die Informations-
politik.973 Sie gewährleistet, dass die Mitarbeiter zu den Zielen, Konzepten, 
Strategien und über den Verlauf der Fusion die relevanten Informationen er-
halten. Transparenz des Vorhabens ist oberster Erfolgsfaktor.974 Die Informa-
tionspolitik sollte gezielt die Mitarbeiter zur aktiven Mitgestaltung der Ver-
änderung und Neuausrichtung der Kreisbehörde animieren. Im Zentrum 
stehen dabei die Entwicklungschancen für alle Beteiligten (Stakeholder). 
Wichtig ist die Nennung konkreter Beteiligungsmöglichkeiten. Den Mitar-
beitern muss bewusst gemacht werden, dass die Behördenintegration eine 
fundamentale Verbesserung des Arbeitsalltags und der Arbeitsbedingungen 
bewirken soll. Hergebrachte Strukturen und Abläufe der Ausgangsbehörden 
müssen deshalb auf den Prüfstand und gemeinsam neu gestaltet werden. 

Die hohe Bedeutung der Unterstützung durch die Mitarbeiter für den 
Reformerfolg ist zu betonen.975 Sie sollen schließlich den Zusammenschluss 
konkret umsetzen und zukünftig mit ihrem Engagement die neuen Struk-
turen „zum Leben erwecken“ – eine neue Behördenkultur ausbilden. Für 
die Informationspolitik bieten sich eine Vielzahl von Instrumenten an. Zu 
unterscheiden sind elektronische von nichtelektronischen Optionen. Die 
Informationsverbreitung sollte sich dabei nicht nur auf eine Variante be-
schränken. Eine gute Kombination aus Beidem im Sinne von Ergänzung 
ist sinnvoll. Nichtelektronisch sind die klassische Personalversammlung, die 
Mitteilung über die Umlaufmappe, Aushänge und die Behördenzeitung.976

Aufgrund ihres persönlichen und kollektiven Charakters bietet die Perso-
nalversammlung den geeigneten Rahmen als Auftaktveranstaltung für den 
Reformprozess und zur Bilanzierung der Etappenziele.977 Dort können zen-
trale Ziele, Pläne und Ergebnisse dem Personal durch den Verwaltungsvor-
stand vermittelt werden. Dabei kommt es neben plausibler Argumentation 
vor allem auf Rhetorik und Habitus des Redners an. Die Qualität des Auf-
tritts (Überzeugungskraft) hat eine nicht zu unterschätzende Wirkung auf 
das Engagement der Mitarbeiter. 

Der Symbolcharakter dieser Form der Präsentation steht im Vordergrund. 
Es muss gelingen Hoffnung und Freude zu vermitteln – Behördenneubil-
dung als Entwicklungschance für alle. Die sonstigen nichtelektronischen In-
formationsinstrumente wie Aushang, Umlaufmappe und Behördenzeitung 

973	 Vgl. Palm, 2005, a. a. O., 301 ff. und Kißler, 2000, a. a. O., 42–43.
974	 Vgl. Will, 2005, a. a. O., 12.
975	 Vgl. Fiedler, 2004, a. a. O.
976	 Vgl. ebenda.
977	 Vgl. Fielder, 2004, a. a. O.
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haben einen unpersönlicheren Charakter. Für die emotionale Wirkung 
kommt es vielmehr auf die Plausibilität des Inhalts, Schreibstil, Ausdruck 
und Layout an. Gegenüber der Präsentation auf der Personalversammlung 
(„Showcharakter“) kann jedoch ausführlicher und detaillierter über den Fu-
sionsprozess informiert werden. Die Mitarbeiter können sich besser mit den 
Argumenten auseinandersetzen und ihre Rolle definieren. Der Einsatz der 
nichtelektronischen Instrumente hängt natürlich wesentlich von der Situati-
on und den Kompetenzen vor Ort ab.

Im Informationszeitalter dominieren natürlich die elektronischen Medi-
en mehr und mehr die Ausgestaltung der Informationspolitik. Über Internet 
(Global) und Intranet (Intern) können die Mitarbeiter auf ein gemeinsames 
Informationsportal zugreifen, elektronische Mitteilungen und Präsentatio-
nen empfangen sowie Meinungsaustausch darüber betreiben. 

Auf diese Weise kann viel umfassender, detaillierter und schneller über 
die Reform und vor allem deren Umsetzungsstand informiert werden. Das 
Informationsportal ist dabei auf jeden Fall die zentrale und umfassende 
Informationsform. Dort kann übersichtlich und grafisch ansprechend der 
gesamte Prozess dargestellt werden. Ständige Verfügbarkeit, Aktualität und 
die Möglichkeit des optionalen Zugriffs auf Dokumente und Ergebnisse aus 
dem Planungsprozess haben die Möglichkeiten der Informationspolitik in 
der Gegenwart revolutioniert.

Aktivitäten und Möglichkeiten zur Beteiligung können jederzeit zentral 
gesteuert und eingesehen werden. In Abhängigkeit vom Steuerungs- und 
Gestaltungspotential vor Ort ist auch differenziertere Informationssteuerung 
möglich. Je nach Informationsbedarf sind Zugriffe steuerbar. Newsletter und 
Email können dagegen nur begrenzt über den Reformprozess informieren 
(Datenmenge und Datenverkehr). Diese Instrumente eignen sich jedoch dazu, 
den Empfänger auf neue Informationen des Portals aufmerksam zu machen. 
Aufgrund der Individualität des Email-Mediums eignet es sich naturgemäß 
sehr gut für persönliche und punktuelle Information zum Reformprozess.

Insgesamt betrachtet, kommt den Personalversammlungen und dem 
elektronischen Informationsportal wohl die größte Bedeutung zu. Die üb-
rigen Instrumente zur Informationssteuerung haben vertiefenden, stimu-
lierenden und individuell-punktuellen Charakter. Sie unterstützen die Kern-
instrumente. Durch geschickte Steuerung der Informationsaufbereitung 
können die Mitarbeiter zur Beteiligung sehr gut animiert werden. Dabei 
spielt nicht nur die Plausibilität der Inhalte, sondern auch die emotionale 
Aktivierung eine große Rolle. Eine intelligente und innovative Informati-
onspolitik versucht möglichst positive Emotionen bei den Beschäftigten zu 
wecken. Hoffnung, Freude und die Entwicklungs- und Beteiligungschancen 
müssen im Zentrum stehen. 
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3.6.2.2	 Kommunikationspolitik

Die Kommunikationspolitik und ihre Instrumente bauen auf den Ergebnis-
sen der Informationspolitik auf. Es wird also davon ausgegangen, dass bei 
den Mitarbeitern bereits ein Wissensfundament zur Reform und den Ge-
staltungs- sowie Beteiligungschancen vorliegt. Eine gewisse positive Grund-
einstellung zum Vorhaben und der Wille zur Beteiligung sollten bereits 
vorhanden sein. Die Informationspolitik – Informationsvermittlung und 
Motivationsarbeit – endet damit natürlich nicht. 

Sie begleitet den Fusionsverlauf weiter. Durch Kommunikation erfolgt 
nun der Informations- bzw. Meinungsaustausch über die Gestaltung der 
Behördenintegration und die neue Behördenorganisation. Die Mitarbeiter 
können nun im Gespräch ihre Interessen, Vorschläge und Erkenntnisse ein-
bringen. Sie sind dadurch aktiv beteiligt. Gegenüber der nur passiven Beteili-
gung durch Informationsvermittlung ist insoweit die Beteiligungsintensität 
gestiegen. Zur Steuerung der Kommunikation stehen vielfältige Dialogfor-
men zur Verfügung. Diese können generell nach Anzahl der Beteiligten, 
Turnus und thematischem Bezug unterschieden werden. Da die Gesprächs-
situation einen interaktiven Charakter hat, sind die Beteiligtenzahl und de-
ren Beschäftigtenstruktur für den Verlauf des Gespräches maßgeblich. Es 
existieren zwei Grundformen des Gespräches.

Zum einen das klassische Mitarbeiter-Vorgesetztengespräch978 und zum 
anderen das Gruppen- bzw. Teamgespräch979. Das Mitarbeiter-Vorgesetzten-
gespräch ist dabei aufgrund der „geschlossenen“ Paarsituation vertraulicher 
und individueller. Vor dem Hintergrund der Steuerungsvorgaben für die Fu-
sion kann der Teamleiter mit jedem Mitarbeiter im Einzelgespräch relativ 
detailliert auf die persönliche Reformsituation des Beschäftigten eingehen. 
Möglichkeiten und Grenzen für die zukünftige Entwicklung können auf Ba-
sis des Entwicklungstandes ausgelotet werden.980 

Der Leiter als Vertreter seines Teams bringt dann die Vorschläge und 
Interessen seiner Mitarbeiter anonymisiert in die Steuerungsgremien ein 
und stellt sie zur Diskussion. Der Einsatz dieses Instrumentes zur Fusions-
steuerung hängt allerdings von der Größe des Teams und dem Zeitvolumen 
ab. Da allerdings die Umsetzung einer Fusion sich mindestens über einen 
mittelfristigen Zeitraum (3 Jahre) erstreckt, ist bei den relativ moderaten 

978	 Vgl. Semmler, Jörg, 2005, Mitarbeitergespräche, In: Blanke, Bernhard et al. Handbuch zur Verwal-
tungsreform, 290 ff.; KGSt, 2002, Das Mitarbeitergespräch in der Praxisbewährung, Bericht Nr. 
2/2002, 13 ff. und DBB Beamtenbund und Tarifunion, 2001, a. a. O., 37 ff.

979	 Vgl. KGSt., 1999a, 7. Grundlagen und Methoden des Gruppenmanagements, In: Handbuch Orga-
nisationsmanagement.

980	 Vgl. ebenda.
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Teamgrößen der Kreise die Anwendung des Instrumentes zweckmäßig. Der 
individuelle Nutzen für den Reformverlauf und vor allem für den zukünfti-
gen Behördenalltag rechtfertigt den Aufwand dieses Einzel-Dialogsystems 
auf jeden Fall. Beim Gruppendialog ist der Gesprächs- und Auswertungs-
aufwand demgegenüber geringer. Die Teammitglieder diskutieren welche 
Veränderungen sich aus der Fusion ergeben und wie sich der Arbeitsprozess 
im Team weiterentwickeln kann. 

Im Mittelpunkt steht also nicht der einzelne Mitarbeiter und seine per-
sönliche Entwicklung, sondern das Team als „Arbeitskollektiv“ und seine 
Fortentwicklung. Im Unterschied zur atomisierten und stark hierarchisier-
ten981 klassischen Bürokratie nimmt das Team bzw. die Gruppe in moder-
nen Verwaltungsorganisationen die wichtigste Rolle ein.982 Die Arbeitsziele 
der einzelnen Mitarbeiter werden nicht mehr möglichst streng voneinander 
getrennt, sondern als Verbundsystem innerhalb der Gruppe gesehen.983 Der 
Leistungsbeitrag des Einzelnen bezieht sich auf das gemeinsame Produkt des 
Teams.984 Einzelne Arbeitsprozesse können insoweit nicht mehr isoliert be-
trachtet werden. Das Fallmanagement im Sozialdienst ist dafür ein Beispiel. 

Insofern kommt dem Gruppengespräch eine überragende Bedeutung 
zu. Unter Moderation des Teamleiters kann das Gruppenpotential hinsicht-
lich der Fusions- und Optimierungsanforderungen analysiert werden. Im 
Gruppengespräch aber eventuell auch über individuelle Befindlichkeiten 
und Entwicklungspotentiale gemeinsam gesprochen werden. Der Einzelge-
sprächsbedarf als geschlossener Mitarbeiter-Vorgesetztendialog würde sich 
dann erheblich reduzieren und sich auf ganz Persönliches beschränken. Der 
Gesprächsaufwand insgesamt wäre geringer; die Wirkung größer. Voraus-
setzung dafür ist das Arbeitsverhältnis im Team sowie die Moderations- und 
Führungskompetenz des Teamleiters.985

Das Ergebnis des Team- bzw. Gruppendialogs wird durch den Teamleiter 
oder einen anderen „Teamdelegierten“ in die Steuerungsgremien weiterge-
leitet. Der Teamleiter nimmt als Führungskraft eine schwierige Doppelrolle 
ein. Einerseits ist er Anwalt seines Teams und andererseits verkörpert er den 
Willen der Verwaltungsleitung auf der Teamebene.986 Aufgrund der alltägli-
chen Einbindung in das Teamgeschäft ist die Bindung zum Team aber grö-

981	 Vgl. Jann, Werner, 2005, Hierarchieabbau und Dezentralisierung, In: Blanke, Bernhard et al., Hand-
buch zur Verwaltungsreform, 154 ff.

982	 Vgl. DBB Beamtenbund, 2001, a. a. O., 70 ff.
983	 Vgl. Kieser, Alfred, 2007, Organisation, 379 ff.
984	 Vgl. Lasar, Andreas, 2001, Dezentrale Organisation in der Kommunalverwaltung, 125–133.
985	 Vgl. Schneider, Helmut, 1995, Teamführer als Moderator, In: Ders., Team und Teambeurteilung, 

42 ff.
986	 Vgl. ebenda.
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ßer. Die „Anwaltsfunktion“ wird in den meisten Fällen überwiegen. Für den 
erfolgreichen Abgleich der Leitungsziele und der Teamziele muss der Team-
leiter also ein gutes Verhältnis zur Steuerungsebene aufbauen. 

Andererseits muss auch die Verwaltungsleitung ein konstruktives Ar-
beitsverhältnis zur Teamleitung aufbauen.987 Die Teamleiter sind die Naht-
stelle zur Produktionsebene. Verselbständigung der unteren Leitungsebene 
gefährdet den Erfolg des Reformprojektes und macht effektive Mitarbeiter-
beteiligung unmöglich. Beteiligungsergebnisse und Hinweise von der Ar-
beitsebene können so nicht in die Gesamtsteuerung einfließen. Es ist somit 
oberste Aufgabe der Verwaltungs- sowie Reformleitung aktiv „ein gutes Ver-
hältnis“ zur Teamleiterebene aufzubauen. Dem alltagsbedingten Verselb-
ständigungseffekt ist durch regelmäßige Vorstand-Teamleiterdialoge vorzu-
beugen. Die Verantwortung dafür liegt beim Verwaltungsvorstand.

Insgesamt betrachtet liegt der Schwerpunkt der Beteiligung durch Dialog 
auf dem Gruppengespräch. Der Ergänzung und Vertiefung dienen dann die 
Einzelgespräche durch geschlossenen Mitarbeiter-Vorgesetztendialog. Der Ge-
samtaufwand für die Beteiligungs-Kommunikation kann so gering gehalten. 
Ebenso steigt die Wirkung. Voraussetzung für einen erfolgereichen Dialog ist:

1.	 eine gute Informationsbasis zur Reform
2.	 eine vitale Leitungskooperation zwischen den Leitungsebenen
3.	 ein aktivierendes – kooperatives – Führungsverhalten der Teamleiter
4.	 ein gutes Vertrauensverhältnis innerhalb des Teams und zum Teamleiter
5.	 eine positive Einstellung von Arbeits- und Leitungsebene zur Reform
6.	 Motivation sich in den Prozess einzubringen.

Damit später die erfolgreiche Verbindung der Ausgangsbehörden im Sinne 
einer Multiplikation gelingt, müssen auch behördenübergreifende Gruppen-
dialoge stattfinden.988 Die Arbeitsteams entsenden dazu Delegierte zu einer 
gemeinsamen Teamkonferenz. Dort werden dann die eigenen Positionen 
und Zukunftsvorstellungen mit den anderen Partnern abgeglichen. Unver-
einbarkeiten müssen im zentralen Steuerungsgremium entschieden werden. 
Dialogbasis für die Konferenz sind die Gesprächsergebnisse der Ausgang-
steams der Ausgangskreise. Integrierte Beteiligung hat dabei zum Ziel ein 
möglichst breites Meinungs- und Erfahrungsspektrum vieler Mitarbeiter ein-
zubeziehen. Exklusive Gesprächsrunden innerhalb der Leitungsebene ohne 
Rückkopplung zu den Team-Mitarbeitern widersprechen diesem Leitbild. 

987	 Vgl. Weibler, Jürgen, 2003, Führung der Mitarbeiter durch den nächsthöheren Vorgesetzten, In: 
von Rosenstiehl, Lutz et al., Führung von Mitarbeitern, 315 ff.

988	 Vgl. Fiedler, 2004, a. a. O.
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3.6.2.3	 Kooperationspolitik

Information bildet das Fundament der Beteiligungsstrategie. Kommunikati-
on baut darauf auf und bindet die Interessen der Mitarbeiter durch Einzel- 
und Gruppendialog in die Steuerung der Reform ein. Intensität und Auf-
wand der Beteiligung können damit im Idealfall schon ein mittleres Niveau 
erreichen. Gekennzeichnet sind diese Formen und Instrumente durch ei-
nen relativ geringen Organisations- bzw. Institutionalisierungsgrad. Beteili-
gungsebene ist die Struktur der Primärorganisation.989 Zielvorgaben, ein Ar-
beitsprogramm und Arbeitsteilung sind nicht vorhanden. Zur tiefgründigen 
konzeptionellen Bearbeitung einzelner Fusionsdimensionen werden stärker 
institutionalisierte und strukturierte Beteiligungsformen benötigt.

Dazu dient die Projektorganisation als Variante der Sekundärorganisa-
tion.990 Mit diesem Instrument können komplexe Reformvorhaben durch 
eine feste und zeitlich begrenzte Organisationsstruktur bearbeitet werden. 
Abzugrenzen ist diese Organisationsform von den Qualitätszirkeln.991 Sie 
werden in vielen Verwaltungen zur punktuellen Bearbeitung von Alltagsthe-
men der Arbeitsebene genutzt. Die Leitung der Projektorganisation obliegt 
einem zentralen Steuerungs- bzw. Lenkungsgremiums. Auf Basis eines Ar-
beitsplans erstellen die Projektmitarbeiter zu Teilaspekten des Themas der 
Projektgruppe fundierte Diskussionsgrundlagen.992 Dazu stellen die Bear-
beiter die wichtigsten Daten, Ideen und Argumente zusammen. Sie unter-
breiten der Projektgruppe eine begründete Beschlussempfehlung. Auf Basis 
der Analyse des Bearbeiters kann diese Empfehlung in der Gruppendiskus-
sion modifiziert werden.993 

Die Beschlussempfehlungen und Arbeitsergebnisse der Projektgruppen 
werden dem Steuerungsgremium zur Beschlussfassung vorgelegt. Dort wird 
über die Umsetzung der Konzepte und damit über die Modifizierung der 
Primärorganisation entschieden.994 Bei Unvereinbarkeit mit den übergrei-
fenden Interessen der Verwaltung wird das Konzept mit entsprechenden 
Hinweisen zur Überarbeitung in die Projektgruppe zurückverwiesen. Das 
Steuerungsgremium stimmt also die Arbeit der einzelnen Projektgruppen 
mit Blick auf das Gesamtinteresse aufeinander ab. 

989	 Vgl. Staehle, Wolfgang H., 1999, Unternehmensorganisation, In: Ders., Management, 739 ff.
990	 Vgl. ebenda, 765 ff.
991	 Vgl. Stöbe-Blossey, 2005, a. a. O., 285 ff. und Andersch, Bernd, 2005, Projektmanagement, In: Blan-

ke, Bernhard et al., Handbuch zur Verwaltungsreform, 183 ff.
992	 Vgl. ebenda.
993	 Vgl. ebenda.
994	 Vgl. ebenda.



276 Jens Tessmann

Im Gegenstromverfahren entscheidet es auch über die Ziele des Gesamt-
projektes, die thematische Gliederung, das Verfahren und die Lebensdau-
er der Projektgruppen.995 Zur effektiven Projektsteuerung werden Projekte 
idealtypisch nach Phasen unterschieden. Jede Phase unterliegt einer spezifi-
schen Steuerungslogik:996

1.	 Ideenfindung: 	 Bestimmung des Analysegegenstandes
2.	 Definition: 	 Formulierung von Analysezielen
3.	 Diagnose: 	 Sammlung von Informationen und Daten
4.	 Konzeption: 	 Erarbeitung von Handlungsvorschlägen
5.	 Umsetzung: 	 Anwendung der Handlungsvorschläge
6.	 Controlling: 	 Feststellung von weiterem Optimierungsbedarf

Für die Personalbesetzung der Projektgruppen sind drei Varianten denk-
bar. Auswahl durch das Leitungsgremium des Reformprojektes, Delegation 
durch die Arbeitsebene oder Kombination aus Beidem. Analog verhält es 
sich mit der Bestimmung der Leitungsebene der Projektgruppen. Die Leiter 
können durch die Gruppe gewählt, vom Leitungsgremium nach Auswahlver-
fahren eingesetzt oder im Gegenstromverfahren gefunden werden. Grund-
sätzlich müssen die Beschäftigten aller Ausgangsbehörden zu gleichen 
Teilen vertreten sein.997 Für die Steuerung der komplexen thematischen He-
rausforderungen des Fusions- und Integrationsprozesses unter Einbindung 
der Mitarbeiterebene ist die Projektorganisation ideal. 

In dieser arbeitsteiligen Gruppenstruktur können die Mitarbeiter 
konkret ihre Interessen und ihr Alltagswissen in die Planung der Fusion 
einbringen.998Integrierte Beteiligung gewinnt so durch konstruktive Pla-
nungsarbeit an einem spezifischen Teilkonzept der Reform seine höchste 
Beteiligungsintensität. Die Mitarbeiter gestalten unter Führung des Lei-
tungsgremiums ihre zukünftigen Arbeitsbedingungen aktiv mit.999 Gegen-
läufige Interessen können auf einer soliden Argumentationsbasis ausbalan-
ciert und Entwicklungsoptionen erschlossen werden. Durch Beteiligung von 
Mitarbeitern der Arbeitsebene an der Projektarbeit der Reformsteuerung ist 
die Einbindung der Dialogergebnisse gesichert. Die Alltagsperspektive der 
Arbeitsebene wird buchstäblich in die Steuerungskonzeption eingewoben. 

995	 Vgl. ebenda.
996	 Vgl. Andersch, 2005, a. a. O., 184–186.
997	 Vgl. Fiedler, 2004, a. a. O.
998	 Vgl. Graf von Wedel, Ulrich, 2003, Personalarbeit und Führung bei Mergers und Acquisitions, In: 

von Rosenstiel, Lutz et al., Führung von Mitarbeitern, 665 ff. und Loff, 2004, a. a. O., 365 ff.
999	 Vgl. Kißler, 2000, a. a. O., 231 ff.
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So ist auch für schwierige Veränderungs- und Fortentwicklungsprozesse 
ein Höchstmaß an Akzeptanz und vor allem Engagement bei den Mitarbei-
tern erreichbar. Integrierte Beteiligung der Mitarbeiter in Projektgruppen 
auf der Basis von Dialog und Information ist ein idealtypisches Beteiligungs-
optimum zur Gestaltung der Fusion.1000 Verlauf, Ergebnis und Wirkung des 
Vorhabens können günstig beeinflusst werden. Integrationsdefizite sind 
vermeidbar und der Erfolg dagegen potenzierbar. Aufwand zur Nachsteue-
rung und Personal- sowie Organisationsentwicklung kann deutlich reduziert 
werden. Zufriedene und engagierte Mitarbeiter können dem Bürger dienst-
leistungsorientiert und aktivierend gegenübertreten. Die Zustimmung für 
Politik und Verwaltung steigt.

3.6.3	 Anwendung im Reformprozess

Bei der Steuerung von Mitarbeiterbeteiligung im Fusionsprozess konnte 
die Fusionsleitung auf Erfahrungen aus der Einführung des NSM in den 
Ausgangskreisen zurückgreifen.1001 Die Beteiligung konzentrierte sich also 
schon seit Mitte der 1990er Jahre nicht mehr nur ausschließlich auf die for-
melle repräsentative Beteiligung durch die Personalvertretung. Der Land-
kreis Ludwigslust hat z. B. im Rahmen seiner Binnenmodernisierung „Land-
ratsamt 2000“ moderne Beteiligungsinstrumente eingeführt. Zur besseren 
Informationssteuerung wurde ein Internetportal geschaffen über das die 
Mitarbeiter den allgemeinen Stand der Verwaltungsentwicklung (Reformbe-
strebungen) verfolgen können. Die Inhalte werden aus der Perspektive der 
Verwaltungsleitung gestaltet. 

Neben diesem wichtigen zentralen elektronischen Medium gibt es auch 
eine Behördenzeitung. Ihre Inhalte werden überwiegend durch die Mitar-
beiter gestaltet. Sie ist also eine typische Mitarbeiterzeitung und kein reines 
Informationsblatt der Verwaltungsführung. Zur Kommunikationssteuerung 
wird das Mitarbeiter-Vorgesetzten-gespräch seit 2000 flächendeckend als 
Jahresmitarbeitergespräch genutzt. Die Defizite des klassischen Beurtei-
lungswesens sollen so zumindest abgemildert werden. Es dient schwer-
punktmäßig der Förderung des Mitarbeiters und der Optimierung des in-
dividuellen Leistungsprozesses. Kommunikation, Eigenverantwortung und 
Vertrauen innerhalb der Fach- und Servicedienste sollen verbessert werden. 

Gruppendialoge finden allerdings nur als Geschäftsbesprechungen statt. 
Thematische Fokussierung und Reformorientierung kommen zu kurz. 

1000	Vgl. Griesche, Detlef, 1997, Verwaltungsmanagement by Projects – das Führungskonzept des 
Wandels für die öffentliche Verwaltung, In: Schleiken, Thomas, Unternehmenswandel mit Pro-
jektmanagement, 78 ff.

1001	Vgl. Landkreis Ludwigslust, 2000, Bericht über den Stand der Verwaltungsreform.
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Darüber hinaus wurden schriftliche Mitarbeiterbefragungen durchgeführt. 
Die Ergebnisse in die Steuerung einbezogen. Das Befragungsinstrument gilt 
als erfolgreich. Die weitere Verwendung ist geplant. Auch im Bereich Koope-
rationssteuerung konnte im Ausgangskreis Ludwigslust auf ein Erfahrungs-
fundament zurückgegriffen werden. Mit dem Ziel der Einbeziehung der 
Mitarbeiter in die Gestaltung der Verwaltungsoptimierung wurde die Projek-
tarbeit eingeführt. Auf Basis der allgemeinen Dienst- und Geschäftsanwei-
sung bearbeiteten Mitarbeiter in übergreifenden Projekt- und Arbeitsgrup-
pen verschiedene begrenzte und dauerhafte Entwicklungsthemen. Bis zum 
ersten Quartal 2000 wurden z. B. folgende Projekte in Angriff genommen:

1.	 Stellenbewertung
2.	 Betreuung Kreistag und seine Ausschüsse
3.	 Bürgerbüro Ludwigslust
4.	 Budgetierung der Schulen
5.	 Personal an den Schulen
6.	 Organisation Bereitschaftsdienst
7.	 Produktorientierter Haushalt
8.	 Archivierung
9.	 Datenverarbeitungs-Konzept

Das Themenspektrum ist also äußerst vielschichtig und umfasst nicht nur 
NSM-Themen. „Großprojekte“ wurden allerdings bisher nicht durchgeführt. 
Erfahrungen mit der Steuerung einer komplexen Projektorganisation konn-
ten also bisher nicht gesammelt werden. In der Gesamtschau kann festge-
stellt werden, dass der Ausgangskreis Ludwigslust sich auf gutem Wege zu 
einer integrierten Mitarbeiterbeteiligung befindet. Kernelemente aller In-
tensitätsstufen der integrierten Beteiligung sind vorhanden. Diese können 
ausgebaut, erweitert und an aktuelle Anforderungen angepasst werden. Für 
die Organisation einer mitarbeiterorientierten Fusions- und Integrationsteu-
erung gibt es also ein solides Fundament in Westmecklenburg. Gleichwohl 
war die Beteiligungsintensität bis zum Abbruch der Planungsarbeiten zur 
Reformumsetzung noch gering. 

Die Informationsmöglichkeit der Mitarbeiter beschränkte sich wesent-
lich auf die knappe Reformdokumentation auf der Internetplattform des 
Ausgangskreises Ludwigslust. Um ein umfassendes Bild über den Reform-
verlauf zu bekommen, mussten die Mitarbeiter die verstreuten Informati-
onen im Internet und in den Zeitungen usw. recherchieren und sortieren. 
Die Entscheidungsbildung der Steuerungsgremien konnten sie nicht verfol-
gen. Auf den Internetplattformen der übrigen Ausgangskreise fanden sich 
überhaupt keine Hinweise auf die Reform. Die Informationsbasis für die 
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Meinungsbildung und Mitwirkung der Mitarbeiter war also ziemlich dünn. 
Es bestand also die Gefahr, dass Missverständnisse und unnötige Ängste Wi-
derstände hervorgerufen hätten. Eine positive Beeinflussung der Meinungs-
bildung wurde nicht in Erwägung gezogen. 

Auch im Bereich Kommunikation sah es schlecht aus. Es wurden keine 
fusionsbezogenen Gruppen- oder Einzeldialoge in den Ausgangskreisen ge-
führt. Die Mitarbeiter konnten also ihre Interessen, Vorschläge und Befürch-
tungen nicht offiziell zur Diskussion stellen und in die Reformsteuerung 
einbringen. Der Diskussionsbedarf hätte sich also auf die informelle und un-
strukturierte Ebene verschoben. Durch das Bürogespräch, am Stammtisch 
und in der Familie wäre so die Meinung einseitig und tendenziell unsachlich 
geprägt worden. Zustimmung, Unterstützung und Engagement konnte so 
nicht gefördert werden. Es drohten Abwehr- und Blockadehaltung. Die Um-
setzung zukünftiger Vorhaben wäre erschwert worden. 

Auf der Ebene von Information und Kommunikation zum Fusionsvorha-
ben wurde also in den Ausgangskreisen wenig getan. Beides beschränkte sich 
auf den kleinen Kreis der strategisch-konzeptionell Beteiligten beim zentra-
len Aufbaugremium und dessen Projektgruppen. Die Beteiligungsintensität 
auf dieser Ebene war vorbildlich. Unter der Leitung des Aufbaustabes als 
zentralem Steuerungsgremium wurde eine differenzierte Projektorganisati-
on geschaffen. Die Tätigkeit in den Querschnittsfunktionen war schon weit 
fortgeschritten. Die Arbeit in den Fachgruppen sollte demnächst starten. In 
der Projektgruppe Organisation und Personal wurden schon viele Grund-
satzentscheidungen getroffen und Steuerungskonzepte erarbeitet. Auf-
baustab, Projektgruppen und Gruppenleitung wurden von den Ausgangsbe-
hörden paritätisch besetzt.1002

Mitglieder der klassischen Personalvertretung waren auch angemessen 
beteiligt. Die Mitarbeiterbeteilung im Bereich der Kernsteuerung der Fusi-
on war also gewährleistet. Bei den Ausgangsbehörden wurden aber keine 
reformbezogenen Projektgruppen zur Unterstützung der Delegierten beim 
Aufbaugremium installiert. Die Beteiligungsintensität hätte also im weite-
ren Verlauf des Fusionsprozesses noch in jeder Hinsicht gesteigert werden 
müssen. Mit der zentralen Projektorganisation zur Reformsteuerung wur-
de jedoch ein funktionierender Steuerungskern geschaffen. Ausgehend von 
diesem Gremium hätte die Beteiligung am Fusionsprozess aber noch stärker 
auf die Ausgangsbehörden ausgedehnt werden müssen. Anderenfalls hätten 
die Entscheidungen einen zentralistischen und intransparenten Anschein 
gehabt. Die Distanz zu den Bedürfnissen der Mitarbeiter wäre zu groß 
gewesen.

1002	Vgl. Aufbaustab Westmecklenburg, 2006a, a. a. O.
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Fusions- und Entwicklungsdefizite hätten schwer vermieden werden 
können. Ein entsprechender Nachbetreuungsaufwand der Fusion hätte die 
Behördentätigkeit des Regionalkreises noch lange unnötig gebremst. Wahr-
scheinlich wäre es aber spätestens nach der Bestätigung der Verfassungs-
konformität der Reform zu einer massiven Ausweitung der Fusions- und 
Integrationsaktivitäten gekommen. Die Informations-, Kommunikations- 
und Kooperationspolitik in den Ausgangsbehörden wäre zumindest auf 
mittlerem Niveau stark ausgebaut worden. Denn ohne aktive Unterstützung 
breiter Mitarbeiterschichten ist eine komplexe Fusion nicht durchführbar. 
Ein Steuerungskernteam ist dafür nicht ausreichend. Die Beschränkung der 
Aktivitäten war allerdings mit Blick auf den Schwebezustand der Reform 
und die Gefahr der Hinfälligkeit von Ergebnissen verständlich.

Die Ausgangsbehörden des Regionalkreises Westmecklenburg hatten im 
Vergleich zu den übrigen Aufbauregionen den größten Umsetzungsstand 
erreicht gehabt. Im Bereich der zentralen Reformsteuerung waren wesentli-
che Grundlagen gelegt und schon viele Planungsergebnisse erzielt worden. 
Eine umfassende Beteiligung der Mitarbeiter im Sinne einer integrierten 
Beteiligung hätte allerdings noch weiter ausgebaut werden müssen. Dazu 
wurden solide Grundlagen gelegt. Vielfältige einschlägige Erfahrungen aus 
der Einführung und Nutzung der Elemente des Neuen Steuerungsmodells 
waren zumindest beim Ausgangskreis Ludwigslust vorhanden. Diese Erfah-
rungen und Ergebnisse können sicher im Verlauf eines neuen Reformpro-
zesses gewinnbringend genutzt werden. Der Aufwand wird so zukünftig 
kleiner und Fehler sind vermeidbar.

3.7	 Ergebnisse des dritten Kapitels

Aufgrund der dramatischen sozioökonomischen, demographischen und fi-
nanzwirtschaftlichen Strukturentwicklung im Bundesland plante Mecklen-
burg-Vorpommern 2006 eine umfassende Kreisgebiets- und Funktionalre-
form. Die Reformumsetzung allerdings wurde wegen Verfassungswidrigkeit 
im Sommer 2007 abgebrochen. Im Zuge dieser ersten Reformphase wären 
die einwohnerstärksten und flächengrößten Kreise Deutschlands entstan-
den. Dazu wären alle Kreise einer Planungsregion zu einem Regionalkreis 
zusammengefasst worden. Operative Landesverwaltungsaufgaben sowie 
Sonderbehörden sollten nach Möglichkeit in die Kreisstufe integriert wer-
den. Von dieser Behördenneubildung wären 1.730 Landesbeschäftigte und 
4.617 Kreisbeschäftigte der Kernverwaltung betroffen gewesen.

Für eine erfolgreiche Transformation hätte es einer professionellen Inte-
grationsstrategie gegliedert nach Pre-Merger, Merger und Post-Merger bedurft. 
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Basis des Integrationsprozesses hätte eine vergleichende Analyse der Orga-
nisationssysteme und der Anspruchsgruppen (Stakeholder) sein sollen. Da-
durch hätte ein fairer und effektiver Ausgleich der Kompetenz- und Ressour-
cenvorteile sowie der Interessen ermöglicht werden könne. Ziel dessen wäre 
die Schaffung einer nahtlosen Verzahnung der Ausgangsbehörden sowie die 
Bildung einer neuen und optimierten Behördenorganisation gewesen. Fusi-
onsdimensionen verbindendes Element hätte eine verbindende Kommuni-
kationsstrategie sein sollen.

Den reformspezifischen rechtlichen Rahmen für den Reformprozess 
bildeten das Funktional- und Kreisstrukturreformgesetz sowie das Perso-
nalüberleitungsgesetz. Dort wurden Regelungen zur Organisation der Um-
setzung, Personalübernahme, zum Kündigungsschutz sowie zur Kostener-
stattung getroffen. Für die Behördenbildung mussten die Ausgangskreise 
gemeinsame Aufbaustäbe bilden. Sie waren für die Steuerung des Integrati-
onsprozesses hauptverantwortlich. Die zukünftigen Kreise waren verpflichtet 
das zugeordnete Landespersonal zu übernehmen. Für die Tarifbeschäftigten 
der Ausgangskreise galt ein 3-jähriger Kündigungsschutz. Die zusätzlichen 
Reformkosten wurden vom Land übernommen. Den konkreten Integrati-
onsprozess konnten die Aufbaustäbe relativ frei eigenständig gestalten.

Hemmend für Auftakt und Fortgang der Integrationssteuerung wirkte 
die Unsicherheit der Beteiligten über die Verfassungsmäßigkeit der Reform. 
Bildung und Arbeit der Aufbaustäbe verzögerte sich deshalb in den meisten 
Regionen. Vorreiter war der Aufbaustab Westmecklenburg. Zur Ausarbei-
tung der Reformthemen bildete dieser eine differenzierte Projektorganisati-
on zunächst für die Querschnittbereiche aus. Koordinierungsorgan für die 
Projektarbeit war eine Geschäftsstelle. Defizitär war das Fehlen der Projekt-
gruppen Kommunikation, Strategie, Beschaffung und „Resonanz“. Anstel-
le des dominierenden Einstimmigkeitsprinzips wäre das Mehrheitsprinzip 
für die Beschlussfassung in Aufbaustab und Projektorganisation effektiver 
gewesen.

Die Projektgruppe Organisation/Personal hatte sich aufgrund der guten 
Erfahrungen mit dem NSM für die neue Kreisbehörde ebenfalls eine dezen-
trale Konzernstruktur entschieden. Das gemeinsame Personalentwicklungs-
konzept war für 2008 geplant. Führungspositionen sollten bis zur Behörden-
neubildung auf Zeit und gemeinsam besetzt werden. Zum Personalabbau 
wurden Altersteilzeitmodelle geprüft. Bis zum Abbruch der Reform wurde 
am Verfahren der Stellenbesetzung und weiteren Verdichtung der interkom-
munalen Kooperation gearbeitet.

Zentrale Herausforderung für die Integrationssteuerung war die Bildung 
eines gemeinsamen Personalkörpers. Das Personal der Ausgangsbehör-
den hätte dazu dem Stellenbedarf des Regionalkreises zugeordnet werden 
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müssen. Der Bedarf hätte sich aus dem prognostizierten Arbeitsumfang 
und den Arbeitsanforderungen ergeben.  Auschlaggebend dafür sind das 
„Regulierungs- und Leistungsprogramm“ des Kreises und die Nachfrage 
nach diesen „Leistungen“ im Kreisgebiet. Nachfragerelevant sind die Ent-
wicklung der sozioökonomischen Struktur sowie vor allem der demogra-
phische Wandel mit seinem Trend zum älteren hilfs- und pflegebedürftigen 
Transferempfänger. 

Aufgrund von Synergien und Neukonfiguration der Aufgabenorganisati-
on hätten im Vergleich zum Ausgangspersonalbestand weniger Planstellen 
zur Verfügung gestanden. Personalüberschüsse hätten durch Personalent-
wicklung und letztlich Personalfreisetzung abgebaut werden müssen. Ziel 
der Personalsteuerung im Reformprozess hätte die Förderung des Beschäf-
tigtenpotentials und die Optimierung des Personalbestandes sein müssen. 

Die Überzeugung der Kernbelegschaft von den Entwicklungschancen in 
der neuen Organisation wäre dabei wesentlich gewesen. Der Integrations- 
und Steuerungsaufwand hätte durch eine aktivierende und mitarbeiterori-
entierte Fusionsstrategie minimiert werden können. So wären Motivations-
defizite und Konflikte vermeidbar gewesen. Der Auswahlprozess hätte mit 
Blick auf den Stellenbedarf, die Mitarbeiterpotentiale sowie unter Einbezie-
hung von sozialen Belangen fair gestaltet werden müssen. Komplexität und 
Umfang der Steuerungsaufgabe hätten ein rationelles Verfahren notwendig 
gemacht.

Die Auswahl hätte kaskadenartig also zeitlich und hierarchisch nach Ar-
beitsbereichen differenziert erfolgen können. Ein aus Leitungskräften und 
Mitarbeitervertretern aller beteiligten Behörden besetztes Auswahlgremium 
hätte für jede Ebene und Bereich die Auswahl vornehmen sollen. Ziel wäre 
die breit angelegte Potentialanalyse gewesen. Auf Basis der Vorauswahl der 
Bewerbungsunterlagen und Beurteilungen hätte grundsätzlich das struktu-
rierte Interview eingesetzt werden können. Für Führungskräfte/Schlüssel-
arbeitskräfte hätte sich auch der Einsatz von aufwendigeren Assessment-
Centern gelohnt.

Durch den Auswahlprozess wäre es zu einer Teilung des Personalbestan-
des in Weiterbeschäftigte und Überhangpersonal gekommen. Wesentliche 
Bedeutung hätte dann die Überhangsteuerung gehabt. Zusammen mit den 
Betroffenen hätten rechtzeitig ausgehend von den vorhandenden Potenti-
alen effektive Transfer- und Entwicklungsmaßnahmen erarbeitet werden 
müssen. Mögliche Abfindungs- und Sozialplanzahlungen wären in aktive 
Beschäftigungsförderung umwandelbar gewesen. So hätten Reformkosten 
minimiert und für die Betroffenen sowie die Verwaltung neue Perspektiven 
erschlossen werden können. Als Förderinstrumente wäre z. B. Arbeitszeitfle-
xibilisierung bei Fortzahlung der Bezüge in Frage gekommen. 
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Im Aufbauobjekt Westmecklenburg wurden diese Herausforderungen 
nur allgemein diskutiert. Eine differenzierte aktivierende Steuerungsstrate-
gie hätte noch erarbeitet werden müssen. Als wichtiger Erfolgsfaktor für das 
Gelingen von Verwaltungsreformen gilt die Mitarbeiterbeteiligung am Re-
formprozess. Traditionell dominiert die repräsentative Beteiligung über die 
Personalvertretung. Aufgabe ist die Abwehr von Nachteilen für den Einzel-
beschäftigten und die Bewahrung der Arbeitsbedingungen. Effektiver ist ein 
aktivierendes und integrierendes Beteiligungskonzept. Ziel ist die direkte 
Einbindung des Mitarbeiters mit seinen konkreten Erfahrungen und Kennt-
nissen bei der Gestaltung des Integrationsprozesses. 

Gesteuert wird diese Beteiligung durch die Personalvertretung auf der 
Basis von Beteiligungsstandards. Entsprechend dem Bedarf werden Intensi-
tät und Instrumente der integrierten Beteiligung eingesetzt. Nach steigender 
Beteiligungsintensität sind Informations-, Kommunikations- und Kooperati-
onsinstrumente unterscheidbar.   Grundlage bilden die Informationsinstru-
mente. Durch sie kann sich der Mitarbeiter über Ziele, Konzepte, Strategien 
und den Verlauf der Reform informieren. Ideal ist ein Mix aus elektroni-
schen und nichtelektronischen Instrumenten. 

Beteiligungsziel ist das Aufzeigen von Entwicklungs- und Beteiligungs-
chancen sowie die Herausbildung einer positiven emotionalen Reformstim-
mung. Daran knüpfen die Kommunikationsinstrumente an. Mit den zwei 
Grunddialogformen des klassischen Mitarbeitergespräches und des Grup-
pengespräches können die Mitarbeiter aktiv ihre Interessen, Vorschläge und 
Erkenntnisse in den Integrationsprozess einbringen. Diese Dialogergebnis-
se aus den Arbeitsgruppen werden abschließend in behördenübergreifen-
den Gruppendialogen durch Delegierte abgestimmt.

Mit Kooperationsinstrumenten können einzelne Fusionsthemen tief-
gründig behandelt werden. Die Mitarbeiter sind dabei konkret an der Pla-
nungsarbeit beteiligt. Diese Formen der Beteiligung sind stärker institutio-
nalisiert und strukturiert. Geeignet ist die Projektorganisation. Vorschläge 
können so detailliert begründet werden und damit der Argumentationsaus-
tausch auf einer solideren Basis erfolgen. Obwohl die Integrationssteuerung 
in Westmecklenburg schon eine gute Organisationsbasis geschaffen hatte, 
wurde im Bereich der integrierten Mitarbeiterbeteiligung wenig noch wenig 
getan. Die Fusionssteuerung beschränkte sich auf einen kleinen Kreis der 
strategisch-konzeptionell Beteiligten beim zentralen Aufbaustab und dessen 
Projektgruppen. Für diesen Personenkreis war die Beteiligung vorbildlich. 
Die Beteiligung der Mitarbeiter hätte also noch weiter ausgebaut werden 
können. Dabei hätte auf die Erfahrungen aus der Einführung des Neuen 
Steuerungsmodells zurückgegriffen werden können.
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Insgesamt betrachtet können also auch die Grundannahmen und Ar-
beitsthesen für das dritte Kapitel grundsätzlich bestätigt werden. Ausnahme 
bildet die Arbeitsthese vom „nichtvorhandenen strategischen Fusions- und 
Integrationsmanagement“. Insoweit zeigte die Analyse, dass es entgegen 
dieser These eine solide sowie professionelle Basisstrategie/Organisation für 
die Integrationssteuerung gab. Sie hätte allerdings noch weiter ausgebaut 
und besonders hinsichtlich einer integrierten Mitarbeiterbeteiligung erwei-
tert werden können. 

Für den weiteren Reformverlauf können die Beteiligten in Westmecklen-
burg also auf eine solide Planungs- und Erfahrungsgrundlage zurückgrei-
fen. Seit 07.07.2010 liegen neue Reformgesetze zur Kreisstruktur- als auch 
zur Aufgabenneuordnung vor. Beide Reforminitiativen wurden jedoch im 
Umfang deutlich reduziert und gesetzlich getrennt. Für die betroffenen Ge-
bietskörperschaften wird sich deshalb der Umsetzungs- und Personalinteg-
rationsaufwand im Vergleich zur Reformphase von Mai 2006 bis Sommer 
2007 erheblich reduzieren.
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4	 Synthese der 
Untersuchungsergebnisse

Als zentrale Mittler- und Bündelungsinstanz zwischen der Staatsebene und 
der bürgerschaftlich selbstverwalteten Ortsebene hat sich der Kreis seit 200 
Jahren bewährt. Durch seine im internationalen Vergleich einzigartige Or-
ganisationscharakteristik als untere allgemeine Staatsbehörde und überört-
licher Gemeindeverband können unter seinem Dach Staatsfunktionen und 
Kommunalinteressen soweit wie möglich und geboten koordiniert werden. 
Dabei sind Ressourcen- und Abstimmungssynergien realisierbar. Die He-
rausforderungen an den Kreis als Systemverbund aus Politik, Verwaltung, 
öffentlichen Einrichtungen und Unternehmen haben sich aufgrund des so-
zioökonomisch-technischen Wandels seit dem 19. Jahrhundert grundlegend 
verändert.

Steigende Komplexität und Wachstum des überörtlichen Steuerungs- 
und Leistungsbedarfs führten zu Professionalisierung, Spezialisierung und 
Ausdifferenzierung des Kreissystems. Prägend ist die Verschiebung vom 
Ehrenamt zum Hauptamt sowie vom Generalisten zum Fachspezialisten. 
Dominiert wird das Kreissystem durch den Landrat als Behördenleiter und 
seinen Verwaltungsapparat. Parallel dazu haben auch die demokratischen 
Beteiligungsanforderungen deutlich zugenommen. Die „überschaubare“ 
kleine (adlige) Honoratiorenverwaltung wurde durch eine parlamentsähnli-
che Funktionärsverwaltung abgelöst. 

Bildete ursprünglich der Kreisausschuss das Zentrum des Kreissystems, 
so erledigen heute die Spezialisten aus der Fachverwaltung und den Fach-
ausschüssen die Arbeit. Ebenso führte der gesellschaftliche Wandel zur Än-
derung des Raumbezuges als Steuerungsgrundlage des Kreises als Gebiets-
körperschaft. Sozioökonomische Strukturen und Verflechtungen unterlagen 
einem deutlichen Wachstum. Moderne Informations-, Kommunikations- 
und Verkehrssysteme haben zu einer exponentiellen Zunahme der Regions-
beziehungen und deren Verdichtungsgrad geführt. 

Die kleinteilige Kreiseinteilung aus der Vergangenheit wurde von der 
weiträumigeren Regionsebene als neuer Funktionsraum abgelöst. Die Kreis-
struktur und der verfassungsrechtliche Diskurs orientieren sich aber immer 
noch am überlieferten Raumbezug. Kernherausforderung für die Kreispo-
litik ist das Auseinanderfallen der Regionalentwicklung in Deutschland in 
„Wachstums- und Schrumpfungsregionen“. Im Zentrum der Wachstums-, 
Daseins- und Naturraumpolitik der Kreise stehen die „Aktivierung“ von 
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regionalen Produktions- und Siedlungsclustern, die Ressourcenbündelung 
sowie der Ausgleich zwischen Ballungsraum und Peripherie. 

Strukturschwäche und Finanzdefizit haben vor allem in den ostdeutschen 
Bundesländern zu Optimierungsbedarf der Kreis- und Landesverwaltung ge-
führt. Kreisgebietsreform-Modelle mit unterschiedlichem Konzentrations-
grad und die Ausweitung der Aufgabenkooperation dominieren die Debatte. 
Eingebettet sind die Kreisgebietsreformen in umfassende Strukturreformen 
der Landesverwaltung. Aufgrund des Ausmaßes der Strukturschwächen wa-
ren bzw. sind Kreisgebietsreformen unausweichlich. 

Das Spektrum der Kreiskooperation ist aber demgegenüber auch noch 
nicht voll ausgeschöpft. Konkrete Effektivitäts- und Potentialanalysen wur-
den kaum vorgenommen. Eine grundlegende Modernisierung und Opti-
mierung der Organisationsformen für die Verwaltungskooperation ist bis-
her auch nur in Ansätzen vorhanden. Die Kreisgebietsreformen lassen sich 
nach dem Grad der Konzentration in Punkt-, Paar- und Regionalmodell un-
terscheiden. Punktmodelle treten bundesweit nur vereinzelt auf und werden 
zur Lösung der Stadt-Umland-Probleme der Großstadtregionen genutzt. 
Das Paarmodell als Gebietsreformklassiker mit seiner mittleren Reichweite 
und seiner Konsensorientierung dominiert die Reformpraxis. 

Das Regionalmodell zur flächendeckenden Regionalisierung der Krei-
sebene hatte bisher keine Verwirklichungschance. Zu groß erscheinen 
den Kritikern die „Überschaubarkeits- und Partizipationsverluste“. Gleich-
wohl bietet das Paarmodell durch Kombination von Gebietsreform mittle-
rer Reichweite und moderner Aufgabenkooperation mittelfristig ähnliche 
Synergievorteile. Langfristig ist es gegenüber dem Regionalmodell jedoch 
weniger nachhaltig. Da bei wachsendem Reformdruck eine erneute Kreis-
gebietsreform einkalkuliert werden muss. Der kurzfristige Reformaufwand 
mit Blick auf die politische Durchsetzbarkeit und die Umsetzung ist aber 
geringer. Die Reformpraxis wird deshalb wahrscheinlich weiterhin zu dieser 
Reformoption neigen.

Werden die Reformmodelle jedoch mit Hilfe eines ganzheitlichen Maß-
stabssystems bewertet ergibt sich ein differenzierteres Bild. Die Bewertung 
bewegt sich dann zwischen den Hauptmaßstäben Effektivität und Integrati-
onswert. Großen Einfluss hat dabei die Wirkung des Umfeldwandels auf das 
Entfernungsdefizit/Überschaubarkeit und die Bedeutung des Gestaltungs-
potentials in Form von Kreisressourcen und Kreiskompetenzen. Aus dieser 
Perspektive ist der Integrationswert teilweise abhängig von der Effektivität. 
Das großräumige Regionalmodell erreicht den höheren Nutzwert und ge-
winnt dadurch an Attraktivität.

Insgesamt betrachtet hat die Kreisebene infolge der Territorial- und Funk-
tionalreformen deutlich an Substanz und Gestaltungsfähigkeit gewonnen. 
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Dieser Trend wird sich fortsetzen. Kreise werden in der Zukunft ihre Stel-
lung als zentrale Bündelungsinstanzen für alle operativen staatlichen und 
überörtlichen Verwaltungsaufgaben mit „Regionsniveau“ ausbauen. Damit 
wird der Kreis zunehmend die Funktion einer Regionalkörperschaft aus-
üben.  Die Kreiszahl wird sich insoweit wahrscheinlich bei zunehmender 
Einwohner- und Flächengröße halbieren. Analog wird sich aber ihre Stel-
lung im Staatsaufbau deutlich verbessern. In den „Schrumpfungsregionen“ 
wird dieser Prozess schneller und in den „Wachstumsregionen“ langsamer 
vorangehen. Ausschlaggebend wird auch zukünftig der Reformdruck als Fol-
ge von Struktur- und Finanzschwäche sein. 

Wesentlich für den Reformerfolg insgesamt sind die Umsetzung der 
Verwaltungsreform und dabei die Personalintegration. Dazu bedarf es eines 
eindeutigen Rechtsrahmens als Grundlage für die Gestaltung des Umset-
zungsprozesses sowie einer professionellen Integrationsstrategie. Basis der 
Integrationsstrategie ist die Analyse der Organisationssysteme und der An-
spruchsgruppen (Stakeholder).  Integrationsziel ist die nahtlose Verzahnung 
der Ausgangsbehörden im Sinne einer Ressourcen- und Kompetenzoptimie-
rung sowie die Förderung der Personalentwicklung/Arbeitsmotivation. 

Zur Ausarbeitung der Integrationsstrategie wird eine zentrale Steue-
rungsgruppe als Leitungs- und Lenkungsorgan sowie eine differenzierte 
Projektorganisation benötigt. Die Projektorganisation sollte die Querschnitt-
bereiche Organisation/Personal, Finanzen, Informationstechnik, Kreis-
recht/Kreisplanung, Kommunikation, Strategie, Beschaffung/Beteiligungs-
management und „Resonanz“ sowie die fachbezogenen Projektgruppen  
umfassen. 

Aufgrund der Organisationscharakteristik des Kreises als Dienstleis-
tungsapparat kommt der Personalentwicklung und der Personalintegration 
bei der Reformumsetzung die größte Bedeutung zu. Kernherausforderung 
ist die Bildung eines neuen Personalkörpers mit verbessertem Leistungs- 
und Entwicklungspotential. Der Personalbedarf wird neben der Nachfrage- 
und Aufgabenentwicklung vor allem durch die fusionsbedingten Synergien 
und den damit verbundenen Organisationswandel beeinflusst. 

Aufgrund des geringeren Stellenbedarfs gegenüber dem Ausgangsper-
sonalbestand entsteht zunächst ein Personalüberschuss. Dieser muss durch 
Personalentwicklung und letztlich auch durch Freisetzung abgebaut werden. 
Grundlage der Personalintegration ist ein potentialorientiertes und struktu-
riertes Auswahlverfahren. Der Auswahlaufwand kann durch einen zeitlich, 
hierarchisch sowie nach Arbeitsbereichen geordneten Auswahlprozess mi-
nimiert werden (Kaskadensystem). Der Auswahlprozess muss mit Blick auf 
den Personalbedarf, das Mitarbeiterpotential/Entwicklungsperspektiven so-
wie das Sozialprofil fair gestaltet werden (Akzeptanz).
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Im Ergebnis des Auswahlprozesses teilt sich der Ausgangspersonalbe-
stand in Weiterbeschäftigte und Überhangpersonal. Zur Minimierung von 
Motivations- und Akzeptanzdefiziten bei beiden Gruppen sowie zur Beschäf-
tigungsförderung der Überhanggruppe sollte eine „aktivierende“ Übergang-
steuerung entwickelt werden. Dazu müssen potentialorientierte Transfer- 
und Entwicklungsmaßnahmen zusammen mit den Betroffenen erarbeitet 
werden. Abfindungs- und Sozialplanzahlungen sind hierfür in Beschäfti-
gungsförderung umwandelbar. Als Förderinstrumente würde Arbeitszeitfle-
xibilisierung bei Fortzahlung der Bezüge in Frage kommen. Wesentlich für 
eine erfolgreiche Reformumsetzung ist auch eine integrierte Beteiligung der 
Mitarbeiter im Reformprozess. 

Ziel dieses Konzeptes ist die Überwindung des passiven Charakters der 
traditionellen repräsentativen Beteiligung und die strukturierte Einbindung 
der Erfahrungen und Kenntnisse der Mitarbeiter aus ihren Arbeitsbereichen. 
Gesteuert wird die integrierte Beteiligung auf der Basis von Beteiligungs-
grundsätzen durch die Personalvertretung. Instrumente der integrierten 
Beteiligung sind Informations-, Kommunikations- und Kooperationsinstru-
mente. Dabei steigt die Beteiligungsintensität von der Information zur hin 
Kooperation an. 

Grundlage des Beteiligungssystems bildet die Information der Mitarbei-
ter über Verlauf und Ziele der Reform und damit über Entwicklungs- und 
Beteiligungschancen. Daraufhin ergeben sich durch Kommunikation die 
Option Interessen, Vorschläge und Erfahrungen in den Diskussionspro-
zess einzubringen. Der höchste Beteiligungs- und damit „Aktivierungsgrad“ 
wird durch Kooperation erreicht. Auf dieser Beteiligungsstufe können Re-
formthemen durch die Mitarbeiter in Projektgruppen tiefgründig bearbeitet 
und diskutiert werden. 

Im Zusammenhang betrachtet kann also eine professionelle Integrati-
onssteuerung, die das Entwicklungspotential der Mitarbeiter fördert und die 
Beteiligungsoptionen ausschöpft zum Reformerfolg maßgebend beitragen. 
Aktivierung von Potentialen durch Einbindung und Entwicklung des Perso-
nals kann als zentraler Erfolgsfaktor von Verwaltungsreformen gelten. Re-
formchancen können durch Eröffnung persönlicher Entwicklungschancen 
deutlich und vor allem nachhaltig gesteigert werden. Die Integrationspla-
nung im Fallbeispiel Westmecklenburg hatte in diesem Sinne schon eine 
gute Basis für die weitere Integrationssteuerung geschaffen. 

Auf Grundlage der Vorgaben des Reformgesetzes wurden zügig ein Auf-
baustab mit Geschäftsstelle und differenzierter Projektorganisation für die 
konkrete Planungsarbeit geschaffen. Die Projektgruppe Organisation/Perso-
nal hat sich ausgehend von den positiven Erfahrungen mit dem Neuen Steu-
erungsmodell für eine dezentrale „Konzernorganisation“ entschieden. Ein 
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Konzept zur gemeinsamen modernen Gestaltung für die Stellenbesetzung 
der Führungskräfte lag schon vor. Für die Steuerung des Personalüberhan-
ges  wurden Verfahren der Altersteilzeit geprüft. 

Der Reformfortschritt wurde massiv gehemmt und schließlich radikal 
gestoppt von der möglichen Verfassungswidrigkeit und dem großen poli-
tischen Widerstand. Das Fallbeispiel zeigt, dass für den Erfolg von Kreis-
gebietsreformen der politische Konsens unverzichtbar ist. Moderaten Re-
formmodellen sollte also im Zweifelsfall auf jeden Fall der Vorzug gelten. 
Hinsichtlich der Reformumsetzung scheinen Erfahrungen mit der moder-
ner Verwaltungssteuerung und dem Neuen Steuerungsmodell befördert zu 
wirken. Kenntnisstand über moderne Binnen- und Reformprojektsteuerung 
sind eine gute Basis für die Integrationssteuerung von Kreisgebiets- und 
Funktionalreformen. Gleichwohl sind die Kenntnisse über modernes Fusi-
ons-, Integrations- und Mitarbeiter-Beteiligungsmanagement noch deutlich 
ausbaufähig. Die Beteiligung der Mitarbeiter am Reformprozess beschränkt 
sich im Prinzip auf die gesetzlich geforderte „Mindestbeteiligung“. 

Die Vorteile einer integrierenden und aktivierenden Mitarbeiterbeteili-
gung werden scheinbar nicht gesehen. Der Prozess der Umsetzung und da-
mit der Erfolg von Kreisgebiets- und Funktionalreformen kann somit noch 
deutlich verbessert werden. Insoweit hat die Reformpraxis noch großen ex-
ternen (wissenschaftlichen) Beratungsbedarf. Werden die drei Kapitel dieser 
Untersuchung im Zusammenhang betrachtet, so ist eine positive Wechsel-
beziehung zwischen den Kernergebnissen zu vermuten.

Die Steuerungsanforderung, regionale Netzwerke zu fördern, verweist in 
Richtung der regionalen Integration und Konzentration der unteren Staats- 
und Gemeindeverbandsfunktionen. Zur erfolgreichen Umsetzung dieser 
Ziele bedarf es wiederum einer den Mitarbeiter „aktivierenden“ und integ-
rierenden professionellen Fusions-, Integrations- und Beteiligungsstrategie. 
Eine aktivierende regionale Governance-Struktur bedarf in diesem Sinne ei-
nes passenden politisch-administrativen Steuerungskerns. Beides ist auf die 
Governance-Kompetenzen und die Motivation der Mitarbeiter angewiesen. 
Insoweit müssen sie im Reformprozess und darüber hinaus bei der Binnen-
steuerung der Kreisverwaltung im Alltag intensiver einbezogen werden.
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